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Von der neuesten Geschichte des Kantons Zürich haben 
bereits die beiden bedeutungsvollsten Epochen, die Zeit 
der Helvetik und die Regenerationsperiode, eine er- 
schöpfende, wissenschaftliche Darstellung gefunden, wäh- 
rend die dazwischenliegenden Jahre noch einer umfassenden 
Bearbeitung entbehren. J. J. Leuthy begnügt sich in seiner 
„Geschichte des Kantons Zürich von 1798 — 1830" sozu- 
sagen mit einer tendenziösen Schilderung des Bockenkrieges, 
auch die Lebensbeschreibungen der zürcherischen Staats- 
männer Hans v. Reinhard, David v. Wyss und Paul Usteri 
enthalten nur wenige Mitteilungen über diese Zeit, wesent- 
lich mehr bietet Oechslis „Geschichte der Schweiz im 
19. Jahrhundert", doch beschränkt sie sich naturgemäss 
auf die knappe Erzählung der wichtigsten Vorgänge im 
Kanton Zürich. Es ist wohl nicht bloss Zufall, dass die 
Epoche von 1803 — 1830 noch auf ihren Darsteller wartet, 
denn dieser Zeitabschnitt steht im Rufe der Stagnation und 
Reaktion . Wenn wir uns dennoch die Aufgabe gestellt haben, 
die genannte Lücke teilweise auszufüllen, so geschah es in 
der Erwägung, dass Perioden, in denen Rückschläge gegen 
ein überstürztes Vorgehen erfolgen, als notwendige Durch- 
gangsstadien immerhin soviel Interesse verdienen, um die 
Vorführung der Verhältnisse auf Grund des authentischen 
Materials zu lohnen. 

Um in der vorliegenden Arbeit ein treues Bild der 
Mediationszeit geben zu können, haben wir uns bemüht, 
den grossen Reichtum an Quellen möglichst heranzuziehen, 
was uns um so unerlässlicher erschien, als die Protokolle 



Digitized by Google 



des Grossen Rates und die Zeitungen nichts weiter als die 
nackten Resultate der Abstimmungen enthalten. Wir 
steckten uns anfänglich das Ziel, die gesamte Verwaltung 
in den Rahmen der Darstellung aufzunehmen, unter der 
Hand nahm aber das Manuskript einen solchen Umfang an, 
der uns nötigte, das Kirchen- und Erziehungswesen von der 
Bearbeitung auszuschliessen; jedoch beabsichtigen wir, 
nächstens die Arbeit mit den jetzt weggelassenen Kapiteln 
erscheinen zu lassen. 

Gerne sprechen wir noch an dieser Stelle Herrn Pro- 
fessor Dr. Oechsli für seine wertvollen Ratschläge und 
den Herren Beamten des Staatsarchivs Zürich für ihre 
freundliche Unterstützung unseren verbindlichsten Dank aus. 




Inhaltsverzeichnis. 



Seite 

Einleitung : Die Mediationsverfassung des Kantons Zürich von 1803 1 

1. Die Entstehung der Verfassung 1 

2. Inhalt und Charakteristik der Verfassung 7 

T. Die Einführung der Verfassung 21 

II. Die politischen Verhältnisse vom Beginn der Mediationszeit bis 

zur Unterdrückung des Anfstandes von 1804 11 

1. Die Anfänge des aristokratischen Regimentes und die wachsende 
Misstimmung des Landvolkes 41 

2. Der Bockenkrieg 66 

III. Der neue Staatshaushalt 105 

1. Bürgerrecht und Niederlassung 105 

2. Gemeindeorganisation ll(j 

a) Gemeindeversammlung 117 

b) Gemeinderat 118 

c) Stillstand Iis 

d) Gemeindeammann 118 

3. Bezirksverwaltung 122 

4. Justiz- und Polizeiwesen 124 

5. Finanzwesen 141 

<>. Handel, Industrie und Verkehr 160 

7, Handwerk und Gewerbe 187 

8, Land- und Forstwirtschaft. 1!>2 

9, Militär und Werbung 200 

10. Armenwesen und gemeinnutzige Werke 213 

IV. Das politische Lehen von 1804 — 1814 219 



Quellen und Bearbeitungen. 



A. B. = Allgemeine Deutsche Biographie. 

A. Z. = Allgemeine (Augsburger) Zeitung. 

B. A. = Bundesarchiv Bern. 

Protokoll des Landammanns von 1804. Bd. 52. 

Korrespondenz der Kantone mit den Bundesbehörden. Bde. 260, 261. 
Balthasar, III. VII. = J. A. Balthasar, Denkwürdigkeiten für die XXII 

Freistaaten der Schweizer. Eidgenossenschaft. Bde. III und VII. 
Bluntschli, II. = J. C. Bluntschli, Staats- und Rechtsgeschichte der Stadt 

und Landschaft Zürich. 2. Bd. 1839. 
Escher I. = lieh. Escher, Erinnerungen seit mehr als 60 Jahren. I. Band. 

1866. 

Fischer = E. Fr. v. Fischer, Erinnerung an Niki. Rud. v. Wattenwyl. 1867. 
F. v. Wyß, I. II. = Friedr. v. Wyß, Leben der beiden zürcherischen 

Bürgermeister David v. Wyß. 2 Bde. 
Kaiser = Jak. Kaiser, Repertorium der Abschiede der eidg. Tagsatzung. 

1803,13. 

Leuthy I, II. = J. J. Leuthy, Geschichte des Kantons Zürich von 1794 
bis 1830. 2 Bde. 

Leuthy, Bockenkrieg = J. J. Leuthy, Vollständige Geschichte von dem 

Bockenkriege. 1838. 
Luginbühl = Luginbühl, Philipp Alb. Stapfer. 

Meyer v. Knonau = L. Meyer v. Knonau, Lebenserinnerungen 1769—1811, 

herausgegeben von G. Meyer v. Knonau. 1883. 
Meyer v. Knonau, I. II. = G. Meyer v. Knonau, Der Kanton Zürich, 2 

Bde. 1841, 1846. 

Monnard, XIV. = K. Monnard, Geschichte der Eidgenossen (Fortsetzung 

Joh. v. Müllers Bd. XIV). 
Muralt = Konr. v. Muralt, Hans v, Reinhard. 1838. 
Oechsli, I. = Wilh. Oechsli, Geschichte der Schweiz im 19. Jahrhundert. 

1. Bd. 1903. 

0. S. I— VI = Offizielle Sammlung der vom grossen Rat des Kantons 

Zürich gegebenen Gesetze. 6 Bde. 
Ott = Konr. Ott, Das Leben von Paul üsteri. 1836. 
R. = Der neue, schweizerische Republikaner. 1803. 



Digitized by Goo<j|e 

i - • -■ ■ ' - -«fr- , 




VII 



St. A. Z. = Staatsarchiv Zürich. 

a) Protokolle : K. P. d. G. R. = Kommissional-Protokoll des Grossen 

Rates. 

M. & U. d. St. == Missiven und Urkunden der Staats, 
kanzlei. 

P. d. dip. K. = Protokoll der diplomatischen Kom- 
mission. 

P. d. F. K. = Protokoll der Finanzkommission. 
P. d. g. M. K. = Protokoll der grossen Militärkommis- 
sion. 

P. d. G. R. = Protokoll des Grossen Rates. 
P. d. J. & P. K. = Protokoll der Justiz- und Polizei- 
kommission. 

P. d. K. d. I. = Protokoll der Kommission des Innern. 
P. d. K. R. = Protokoll des Kleinen Rates. 
P. d. 0. K. = Protokoll der Organisationskommission. 
P. d. St. K. = Protokoll der ausserordentlichen Standes- 
kommission. 

P. d. W. K. = Protokoll der Werbungskommisaion. 
Abschiede der Tagsatzungen. L. L. 1 ff. In- 
struktionen für die Tagsatzungen L. L. 59 ff. 

b) Akten: K. II. 1 Politik. 

K. K. 137 ff. Allgemeine Verwaltung. 

K. K. 266 ff. Zunftregister und konstitutionelle Wahlen. 

K. K. 318 ff. Innere Militärorganisation. 

L. 62. Legationsberichte von der Tagsatzung. 

L. 83. Militärwesen: Truppenaufstellungen. 

M. 1. 1—6. Bockenkrieg und Gerichtsverhandlungen. 

M. 2. Verfassung. 

R. 29. Staatswaldungen und Forstwesen. 

R. 76, 77. Zollwesen. 

R. 79—82 Postwesen. 

R. 148. Staatsrechnung und deren Prüfung. 
Tillier, I, II. = Anton v. Tillier, Geschichte der Eidgenossenschaft während 

der Herrschaft der Vermittlungsakte 1803- 1813. 2 Bde. 1845. 
Vogel, I, IL. = Friedr. Vogel, Memorabilia Tigurina. 
Z. F. Z. = Zürcher Freitags Zeitung. 
Z. T. = Zürcher Taschenbuch. 
Z. Z. = Zürcher Zeitung. 

Zahlreiche weitere Literaturangaben finden sich in den Anmerkungen 
zitiert. — 



Digitized by Google 



T 



^»*^--->.<«v 



Digitizec 



Einleitung. 



Die Mediafionsverfassung des Kantons Zürich 

von 1803. 



Durch die Mediationsankündigung vom 30. September 
1802 befahl Bonaparte den Schweizer Kantonen, Abgeord- 
nete nach Paris zu schicken, welche über die „zur Her- 
stellung der Eintracht und Ruhe dienlichen Mittel" be- 
raten sollten. Deshalb beauftragte der helvetische Senat 
am 25. Oktober die Kantons-Tagsatzungen vom 1. August 
1801 und vom 2. April 1802, Deputierte zu wählen. Re- 
gierungsstatthalter Koller berief die Wahlmänner auf den 
5. November nach Zürich. Die Unitarier erschienen bereit- 
willig, da sie die Hoffnung hegten, Frankreich werde auch 
jetzt wieder zu den Grundsätzen, denen es 1798 zum Durch- 
bruch verholfen, stehen. Von den Föderalisten hielten sich 
viele fern aus Misstrauen und Erbitterung gegen den ersten 
Konsul, der sie kurz vor dem Ende ihres Siegeslaufes auf- 
gehalten hatte. Zu Mitgliedern der Konsulta wurden des- 
halb ebenso entschiedene als hervorragende Anhänger des 
Einheitsstaates ernannt, nämlich: Paul Usteri, der Pädagog 
Heinrich Pestalozzi und Friedrich Cäsar Laharpe. Der 
letztere lehnte die Wahl ab, weil Männer, die grossen An- 
teil an Revolutionen genommen, sich für mehrere Jahre ins 
Privatleben zurückziehen müssten, um nicht die Zielscheibe 
der Leidenschaften zum Nachteil des allgemeinen Besten zu 
werden. 



1. Die Entstehung der Verfassung. 
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Usteri wurde von Stapfer, dem helvetischen Gesandten 
in Frankreich, dringend aufgefordert, nach Paris zu kommen. 
„Ich beschwöre Sie, entziehen Sie uns Ihre Einsichten und 
Talente nicht," rief er ihm zu. Nur mit „blutendem und 
zerrissenem Herzen" über das traurige Schicksal des Vater- 
landes, wieder von Frankreich seine Verfassung empfangen 
zu müssen, leistete Usteri dem Rufe Folge, getrieben von 
„der tiefen Ueberzeugung, dass es die Pflicht jedes guten 
Bürgers ist, dem Zutrauen seiner Mitbürger sich nicht zu 
entziehen, wenn dasselbe ihn aufruft, seine Kräfte für die 
Rettung dessen, was noch übrig blieb, und für die Vor- 
bereitung einer besseren Zukunft zu verwenden." 

Weniger schwer fiel die Abreise Pestalozzi, obwohl 
er noch kurz vorher geschrieben hatte, dass „eine dem 
Ganzen unserer Bedürfnisse und unserer Lage angemessene, 
genugtuende und gesetzliche Organisation nicht das Werk 
des Auslandes sein könne." Er hoffte, Bonaparte wenigstens 
für sein Schosskind, die Volksschule, gewinnen zu können. 1 ) 

Auch von dem Rechte, dass einzelne oder mehrere 
Gemeinden zusammen Deputierte senden durften, wurde 
Gebrauch gemacht. So bestimmten einerseits am 9. No- 
vember Bevollmächtigte der Landbezirke a. Regierungs- 
statthalter Pfenninger zum Anwalt ihrer Wünsche in Paris. 
Anderseits sprach sich auch in Zürich und Winterthur die 
grosse Mehrzahl der Bürger für eine besondere Abordnung 
aus, nachdem der erste Konsul wiederholt den Wunsch ge- 
äussert hatte, dass auch die Freunde der alten Ordnung 
der Dinge auf der Konsulta gehörig vertreten seien. In 
Zürich fiel die Wahl am 10. November auf Hans v. Rein- 
hard und in Winterthur auf J. R. Sulzer, beides gewandte 
Männer, welche die städtischen Interessen wahren und der 
helvetischen Partei das Gegengewicht halten sollten. 

*) Akten K. II. 1. St. A. Z. Meyer v. Knonau. Handbuch der Ge- 
schichte der Schweiz. Eidgenossenschaft II. 703. Luginbtthl, 425. Morf, Zur 
Biographie Hch. Pestalozzis II. 120 flF. A. Z. 14. XI. 1S02. 
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Reinhards Abreise erlitt aber eine unfreiwillige Ver- 
zögerung, indem er am 11. November auf Befehl des Ge- 
nerals Ney verhaftet und auf das Rathaus gebracht wurde. 
Da die Zeit drängte — am 15. November sollten die Ab- 
geordneten in Paris eintreffen — bezeichnete die Muni- 
zipalität als Reinhards Stellvertreter a. Landvogt Kaspar 
Schweizer, der bei der Wahl des Deputierten am zweit- 
m eisten Stimmen auf sich vereinigt hatte. Nicht lange 
nach Schweizers sofortiger Abreise befand sich auch Rein- 
hard wieder auf freiem Fuss, und da keiner der beiden auf 
sein Mandat verzichtete, war die Stadt Zürich doppelt am 
Kongress in Paris vertreten. 2 ) 

Eine Menge der schwierigsten Fragen sollte unter der 
Leitung des ersten Konsuls von den Delegierten der Kantone 
und Gemeinden zur Zufriedenheit aller Parteien gelöst 
werden Hier kann die Tätigkeit der zürcherischen Ge- 
sandten nur insoweit erwähnt werden, als sie die kantonale 
Verfassung betraf. 

Am 10. Dezember erfuhren die Schweizer zu ihrer 
grossen Ueberraschung durch ein Schreiben des Vermitt- 
lers, dass ihr Vaterland zum föderativen System zurück- 
kehren müsse und demgemäss die Organisation der Kantone 
ihre nächste und wichtigste Aufgabe sei. Ueber die dabei 
zu beobachtenden Grundsätze Hess sich Bonaparte am 12. De- 
zember also vernehmen: „Es ist unumgänglich notwendig, 
dass Ihr Eure Kantone wieder auf dem alten Fuss ein- 
richtet, nur mit dem Unterschied, dass sie alle dieselben 

*) Akten K. II. I. St. A. Z. Pfenninger, Leaensgeschichte 196. Muralt, 
85 ff. Fr. v. Wyss I, 464. Troll, Geschichte der Stadt Winterthur V. 60. 
Ueber die politische Gesinnung der Delegierten berichtete Ney an Talley- 
rand: Usteri, on le nomme exalte et intolerant, Pestalozzi nomine ceUebre 
par les sciences, mais exalte dans les opinions politiques, Pfenninger patriote 
exalt£, Schweizer aristocrate exalte, Reinhard aristoerate exalt6, Soulzer 
mod6re\ Vgl. Dunant, Les Relations diplomatiques de la France et de la 
Republique Helvetienne, 633. 
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politischen Rechte haben, dass die Städte auf alle ihre 
Vorrechte ihren ehemaligen Untertanen gegenüber, sowie 
die Patrizier auf die ihrigen ihren Mitbürgern gegenüber 
verzichten sollen." 3 ) Am 13. Dezember konnten die De- 
putierten offiziell ihre Arbeit beginnen. In einer Woche 
mussten die Kantonsverfassungen entworfen werden. Ein- 
zelnen Abgeordneten sowohl als ganzen Gruppen stand es 
frei, den vier französischen Kommissären, die der Ver- 
mittler zur Unterhandlung mit den Schweizern bestimmt 
hatte, Memoriale einzureichen. 

Auf den Wunsch Usteris, dem nach dem Fall des Ein- 
heitssystems viel daran lag, möglichst einig vorzugehen, 
traten alle sechs Zürcher zu gemeinsamer Beratung zu- 
sammen. Unter Zugrundelegung des Projektes des Kon- 
stitutionsausschusses vom vergangenen Oktober wurde in 
mehreren wichtigen Punkten eine Verständigung erzielt, 
so dass die detaillierten Entwürfe 4 ) der beiden Parteien 
sich in der Einteilung des Kantons, in der Organisation 
der vollziehenden und gesetzgebenden Gewalt im wesent- 
lichen deckten und nur in der Wahlform, im Gerichts- 
wesen u. s. w. von einander abwichen. In zwei Denk- 
schriften verteidigten die Föderalisten und Unitarier ihre 
Entwürfe. Pestalozzi, der wohl wegen leichter Erkrankung 
wenig Anteil an den Beratungen genommen hatte, eröffnete 
noch in einer besonderen Eingabe mit warmen Worten seine 
Ansichten über die Grundlage einer Verfassung, die dem 
edlen Freunde der gedrückten Volksschichten zur Ehre ge- 
reichten, aber weit über das zur Zeit Erreichbare hinaus- 
gingen. 

Von den französischen Kommissären hatte namentlich 
Röderer an der Gestaltung der ehemals aristokratischen 
Kantone zu arbeiten. Am 2. Januar 1803 teilte er den 
zürcherischen Lykurgen die unabänderlichen Grundlinien der 

•) Monnard, XIV, 346. Vgl. Oechsli I, 425 ff. 

8 ) Die Entwürfe sind abgedruckt bei Muralt 464 ff. 
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neuen kantonalen Verfassung mit, wie sie der erste Konsul 
selbst entworfen hatte. 5 ) In 15 Artikeln, aus denen sich 
mit wenigen Abänderungen auch die Entwürfe für die 
übrigen Städtekantone zusammensetzten, waren die öffent- 
lichen Gewalten, ihre Kompetenzen und Wahlart bestimmt. 
Alles weitere sollte der Gesetzgebung überlassen bleiben. 
Auf die eingegebenen, weitläufigen Entwürfe war so viel 
als keine Rücksicht genommen worden, da sie dem vom 
ersten Konsul ausgeheckten Gedanken, die „alte Revolution" 
mit einem „neuen Kleide" zu umhüllen, nicht entsprachen. 

Von nun an hatten sich die Deputierten auf Modi- 
fikationen von Einzelheiten zu beschränken. Reinhard tat 
dies mit grossem Eifer, um wenigstens für die Hauptstadt 
ein günstigeres Wahlsystem zu erlangen. Diese glaubte 
für die Verzichtleistung auf die Herrschaftsrechte und mit 
Rücksicht auf ihre höhere Kultur, ihre grössere Geschäfts- 
kenntnis und beträchtlichen Beiträge an die öffentlichen 
Ausgaben das Uebergewicht über die Landschaft bean- 
spruchen zu dürfen. Reinhard hoffte dieses Ziel durch 
ein. kompliziertes Wahlmännersystem und hohen Zensus zu 
erreichen. Sein Vorschlag ging dahin: Gemeindewahlmänner, 
von ihren Mitbürgern bezeichnet, ernennen solche des Di- 
strikts und diese wiederum bestellen das Kantonswahl- 
kollegium, welchem endlich die Befugnis zukommt, den Senat 
zu wählen. Mitglied der verschiedenen Wahlbehörden kann 
werden, wer 1000 resp. 10,000 und 30,000 Gulden besitzt, 
Summen, welche selbst ihrem Urheber etwas hoch angesetzt 
schienen. Eine so ausschliessliche Herrschaft der Geld- 
aristokratie lag natürlich nicht im Interesse der Demo- 
kraten, immerhin bezweckten auch ihre Vorschläge eine 
Begünstigung des Vermögens und der Bildung und Aus- 
schluss des Proletariats vom politischen Leben. „Nur kein 
Bauernregiment" war auch die Losung Usteris, der als 

«) Entwurf bei Muralt 475, Z. F. Z. 14, I. 1803. 
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Mitglied des helvetischen Senates die kurzsichtige und 
egoistische Politik der ungebildeten Bauern zur Genüge 
kennen gelernt hatte. In dem Entwurf, den Röderer vor- 
legte, war von einem Eingehen auf die Wünsche der Depu- 
tierten noch wenig bemerkbar. Die Armen entbehrten aller- 
dings politischer Rechte, sonst aber huldigte die Vorlage 
dem Prinzip der Stellvertretung nach der Kopfzahl. Jede 
Zunft hätte auf je 200 Bürger einen Wahlmann zu ernennen, 
so dass von den ca. 200 Wahlmännern, die den Grossen 
Rat bestellten, auf die Stadt Zürich nur 13 entfallen wären. 
Diese „einfache Wahlart auf demokratischer Grundlage" er- 
regte bei den Aristokraten die grösste Bestürzung. Rein- 
hards Gegenvorschlag, bei Bestimmung der Repräsentation 
das kollektive Eigentum der Distrikte oder der Gemeinden 
zur Grundlage zu nehmen, fand zwar keine Gnade am mass- 
gebenden Ort, jedoch bewirkte seine Klage, die Vermittlung 
erfolge einseitig auf Kosten der föderalistischen Partei, 
eine wesentliche Begünstigung seiner Vaterstadt. 

Weniger glücklich als Reinhard war Sulzer mit seinem 
Begehren, Winterthur ähnlich wie Zürich eine bevorzugte 
Stellung einzuräumen. Sein mit viel Beredsamkeit ab- 
gefasstes Memorial wurde vom „Machthaber an der Seine" 
mit den bittersüssen Worten beiseite gelegt: „Ich habe 
nicht gewusst, dass die kleine Stadt so viel Gutes in sich 
schliesst und eine so interessante Geschichte hat." 

Nachdem der Vermittler die vielen streitigen Punkte 
nach seinem Gutdünken bereinigt hatte, fand endlich am 
19. Februar in feierlicher Audienz die Uebergabe der 
Mediationsakte statt, die in alphabetischer Reihenfolge die 
19 Kantonsverfassungen und als Schlusskapitel die Bundes- 
verfassung enthielt. An die zürcherischen Parteihäupter 
richtete der erste Konsul ernste Abschiedsworte. „Herr 
v. Reinhard," sprach er, „Sie gehören einem der Kantone 
an, welcher vorzüglich durch die Spaltung zwischen Stadt 
und Land zerrissen ist. Sie und Usteri betrachte ich als 
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die Häupter beider Parteien. Ihnen beiden liegt es ob r 
dem einen auf die Stadt, dem andern auf das Land in 
massigem und versöhnendem Sinne einzuwirken. Es ist 
hohe Zeit, dass auch die Landschaft ihren Hass gegen die 
Stadt niederlege und versöhnende Gesinnungen durch die 
Tat bewähre, sonst würde sie verdienen, wieder unter 
die Botmässigkeit der Stadt zurückzufallen oder bei einer 
allgemeinen Zerrüttung und beim Ruin der Schweiz zu 
Grunde zu gehen." Froh über das Ende der ermüdenden 
und undankbaren Verhandlungen eilten die Abgeordneten 
nach Hause, um Rechenschaft über ihre Verrichtungen ab- 
zulegen und dem engern und weitern Vaterland ihre Kräfte 
zur Verfügung zu stellen. 6 ) 

2. Inhalt und Charakteristik der Verfassung. 

Die Bundesverfassung von 1803 gab den Kantonen ihre 
vor der helvetischen Revolution besessene Selbständigkeit 
wieder, immerhin mit einigen Einschränkungen, die gegen- 
über den Zuständen vor 1798 einen wesentlichen Fortschritt 
bedeuteten. Wichtige Kompetenzen souveräner Staaten, 
wie die Entscheidung über Krieg und Frieden, der Ab- 
schluss von Bündnissen, Handelsverträgen und Militär- 
kapitulationen, lagen in der Hand der Tagsatzung. Dagegen 
wurden das Militärwesen, das Münz-, Zoll- und Postregal 
wieder Sache der Kantone. Von den sogenannten in- 
dividuellen Rechten garantierte die Bundesverfassung nur 
noch wenige, aber gewichtige, wie die Rechtsgleichheit, 
die freie Niederlassung, die Gewerbe- und Verkehrsfreiheit, 
die letztere allerdings nicht in ihrem vollen Umfange. Die 
Pressfreiheit hingegen war völlig der Willkür der Kantone 
preisgegeben, über den Kultus enthielten nur noch die 
Kantonsverfassungen einige Bestimmungen. 



•) Muralt 115 ff. Fr. v. Wyss I, 473 ff. Morf II, 142. Troll V, 62. 
Pestalozzi hatte schon Mitte Januar Paris verlassen. 
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Die Verfassung des Kantons Zürich bildete das 19. Ka- 
pitel der Vermittlungsurkunde und umfasste in vier Ab- 
schnitten 21 Artikel, die beinahe gleichlautend in allen 
Konstitutionen der ehemaligen städtischen Orte wieder- 
kehrten. Der Kanton Zürich erhielt die Grenzen, die bis 
auf die Gegenwart unverändert geblieben sind. Ueber die 
Festsetzung derselben hatte auf der Konsulta ein eifriges 
Markten geherrscht, aus welchem Zürich gegenüber dem 
Gebietsumfang in der Helvetik mit einem kleinen Zuwachs 
hervorging. Dank der Anstrengungen Reinhards, der solche 
Eroberungen als einen wichtigen Teil seiner Sendung be- 
trachtete, wurden die vier, früher zur Landvogtei Baden 
und nachher zum Kanton Baden bezw. Aargau gehörigen 
Dörfer Dietikon, Schlieren, Unter-Oetwil und Hüttikon nach 
ihrem Wunsche zu Zürich geschlagen, obschon die hel- 
vetischen Deputierten in leidenschaftlichem Tone davor ge- 
warnt hatten, katholische Gemeinden der fanatisch prote- 
stantischen Regierung von Zürich anzuvertrauen. 1 ) Hin- 
gegen vermochte Reinhard seinen Plan, die westliche Grenze 
des Kantons bis an die Reuss vorzuschieben, nicht zu ver- 
wirklichen und so blieb das von 1415 — 1798 besessene 
Kelleramt, das auf Wiedereinverleibung drang, verloren. 
Auch die Wiedervereinigungsgesuche der 1798 von Zürich 
abgetrennten Stadt Stein a. Rhein und der Dörfer Ramsen, 
Emmishofen und Dörflingen fanden trotz der Befürwortung 
durch die Städtedeputierten keine Berücksichtigung bei der 
obwaltenden Tendenz, das Gebiet der alten mächtigen Orte 
zu schmälern. "Von vornherein aussichtslos war das An- 
schlussbegehren der Herrschaft Sax-Forsteck im Rheintal, 
die weit entfernt vom Territorium ihrer ehemaligen Re- 
gentin lag; nicht schwer hätte hinwieder die Erwerbung 

') Arracher quelques commuues catholiques du Pays de Baden pour 
les attachcr ä un canton absoluraent Protestant ä un ranton dont la magi- 
strature rivalisait avec les moins d'Eiusidleu quant ä l'ardeur de faire des 
proselites . . . Dierauer, Müller-Friedberg 191. 
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des rings vom zürcherischen Boden eingeschlossenen 
Klosters Fahr fallen müssen. Reinhard zögerte aus Partei- 
rücksichten, dahinzielende Schritte zu unternehmen, bis es 
zu spät war. Die einmal gewonnene Beute gab der Kanton 
Aargau nicht mehr heraus. Gesuche um Ueberlassung der 
Administration, sowie jeder Vorbehalt von Rechten seitens 
der zürcherischen Regierung wurden kurz von der Hand 
gewiesen. In ängstlicher Weise handhabte der Aargau 
seine Hoheitsrechte über die Enklave, so durften z. B. 
Verbrecher, die sich dahin geflüchtet hatten, von zürche- 
rischen Landjägern nicht verfolgt werden. Der Streit 
zwischen den beiden Kantonen zog sich noch lange hin. 
Erst am 3. November 1808 Hess sich Zürich zur Aner- 
kennung des Klosters Fahr als aargauisches Territorium 
herbei und am 1. Dezember 1810 fand die Marchen- 
bereinigung ihren Abschluss. Schneller wurde eine andere 
Grenzangelegenheit mit dem Kanton Aargau beendigt, die 
dadurch entstand, dass einige Höfe des Bezirkes Zurzach 
sich wegen „grösserer Bequemlichkeit" um Zuteilung zum 
Kanton Zürich an die erste Tagsatzung wandten. Es wurde 
ihnen die Antwort zu teil, dass die Erledigung solcher 
Petitioner den betreffenden Kantonen zustehe, worauf die 
Sache fallen gelassen wurde. 2 ) 

Das Gebiet, wie es dem Kanton Zürich in Paris zu- 
erkannt worden war, teilte der 1. Artikel der Kantons- 
verfassung in die fünf Bezirke: Stadt Zürich, Horgen, Uster, 
Bülach und Winterthur ein, von denen jeder wieder in 
13 Wahlkreise, Zünfte genannt, zerfiel. In der Hauptstadt 
erstanden die ehemaligen Zünfte wieder, dagegen erhielten 
die Landzünfte eine lokale Grundlage (Art. 2). Während 
der 3. Artikel als Pflicht eines jeden Schweizers festsetzte, 
vom 16. Jahre an Militärdienst zu leisten, bestimmte der 
4. Artikel, wem das Recht zukam, an den Zunftverhand- 

*) Muralt 137 ff. Fr. v. Wyss I, 478. Meyer v. Knonau 155 Anmerkg 
Kaiser 120. P. d. Kl. R. 3. XI. 1808 u. 1. XII. 1810. 
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lungen teilzunehmen. Der Eintritt in die Zünfte und damit 
die Stimmberechtigung war auf die Kantonsbürger be- 
schränkt, die einem unabhängigen Stande angehörten, seit 
Jahresfrist sich in der Zunft niedergelassen hatten, in der 
Miliz eingeschrieben waren und mindestens Grundbesitz oder 
grundversicherte Schuldbriefe im Werte von 500 Schweizer- 
franken besassen. Die Verheirateten erreichten mit dem 
20. und die Unverheirateten mit dem 30. Jahre ihre politische 
Reife. 

Handelte der erste Abschnitt (Art. 1 — 4) von der Ein- 
teilung des Kantons und dem politischen Stande der Bürger, 
so sprach der zweite von den öffentlichen Gewalten. Nur 
acht Artikel (5 — 12) befassten sich mit den kantonalen Be- 
hörden. Im Kanton Zürich wurde das reine Repräsentativ- 
System eingeführt. Inhaber der höchsten souveränen Ge- 
walt war der Grosse Rat von 193 Mitgliedern. Er erliess 
die Gesetze und Verordnungen und wachte über ihre Voll- 
ziehung, er wählte alle Beamten, deren Funktionen sich 
über den ganzen Kanton erstreckten. Auf die Tagsatzungen 
ernannte er die Gesandten und erteilte ihnen die Instruk- 
tionen. Halbjährlich hielt er seine Sitzungen in Zürich. 

Die Regierungsbehörde, der Kleine Rat, bestand aus 
25 Mitgliedern, die vom Grossen Rate so aus seiner eigenen 
Mitte gewählt werden mussten, dass jeder Bezirk vertreten 
war. Die Ratsherren behielten Sitz und Stimme im Grossen 
Rate bei. Mit wichtigen Vollmachten war der Kleine Rat 
ausgerüstet: ihm stand die Gesetzesinitiative zu, er besetzte 
alle Stellen in den Bezirksbehörden, über die er auch die 
Aufsicht führte, und urteilte in letzter Instanz über die 
administrativen Streitigkeiten. Dem Grossen Rat war er 
zur Ablegung von Rechenschaft über die Verwaltung ver- 
pflichtet. Zwei seiner Mitglieder führten abwechselnd je 
ein Jahr den Vorsitz im Grossen und Kleinen Rat, sie 
wurden vom ersteren gewählt und trugen den Titel Bürger- 
meister. Alle zwei Jahre trat nach französdischem Vor- 
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bild, das schon in der helvetischen Verfassung Nachahmung 
gefunden, ein Drittel der Regierung in Ausstand, der wieder 
wählbar war. 13 Mitglieder des Grossen Rates, die eben- 
falls von dieser Behörde gewählt wurden, bildeten das 
Appellationsgericht, das unter dem Präsidium des nicht im 
Amte stehenden Bürgermeisters über alle Rechtsfälle in 
letzter Instanz absprach. Bei der Beurteilung von todes- 
würdigen Verbrechen musste es durch den Hinzutritt von 
vier Mitgliedern des Kleinen Rates, die das Los bezeichnete, 
zum Malefizgericht erweitert werden. 

Im dritten Abschnitt (Art. 13 — 18) war das Wahl- 
system des Grossen Rates durch komplizierte Vorschriften 
geregelt. Jeder der 65 Wahlkreise wählte in die oberste 
kantonale Behörde direkt einen Vertreter aus seiner Mitte, 
sodann bezeichnete er vier Kandidaten aus anderen Be- 
zirken, von denen jedoch nicht mehr als drei dem näm- 
lichen Bezirke entnommen werden durften. Von den 260 
Kandidaten wurde die Hälfte zu Mitgliedern des Grossen 
Rates ausgelost. Direkt in den Grossen Rat konnte gewählt 
werden, wer 25 Jahre alt war und Liegenschaften oder 
Hypothekartitel im Werte von 5000 Schweizerfranken be- 
sass; die Kandidaten mussten 30 Jahre alt sein und über 
ein Vermögen von 20,000 Schweizerfranken in Grundstücken 
oder Schuldbriefen verfügen. Alle zwei Jahre hatten die 
Zünfte die entstandenen Lücken in der Reihe der direkt 
Gewählten zu ergänzen, andere freie Stellen in der 
souveränen Behörde mussten von Fall zu Fall durch das 
Los mit den auf dem Verzeichnis verbliebenen Kandidaten 
besetzt werden. Zum ersten Mal nach fünf und nachher 
je von neun zu neun Jahren war eine Totalerneuerung 
der Kandidatenliste verlangt. Ueber die Mitglieder des 
Grossen Rates, die nicht zugleich in der Regierung waren, 
besassen die Zünfte das Abberufungsrecht. Von den zehn 
reichsten, den zehn ältesten und allen übrigen Zunft- 
angehörigen wurden je fünf ausgelost. Diese 15 Bürger 
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bildeten eine Kommission, die zu entscheiden hatte, ob 
über ein Mitglied der Legislative die Zensur (grabeau, 
Sichtung) ergehen soll. Wünschte die Mehrheit der Kom- 
mission die Abberufung eines von ihr zu bezeichnenden 
Grossrats, so stimmte die ganze Zunft über den Antrag 
ab, der bei Annahme durch geheimes Stimmenmehr sofort 
in Kraft trat. Die unmittelbar Gewählten konnten nur von 
der Zunft, der sie angehörten, entsetzt werden, für die 
anderen Mitglieder des Grossen Rates, die von mehr als 
einer Zunft zum Kandidaten erhoben worden waren, schrieb 
die Verfassung für die Abberufung die gleiche Anzahl von 
Zünften vor. 

Der vierte und letzte Abschnitt (Art. 19 — 21) enthielt 
noch zwei wichtige Artikel: der «ine gewährleistete die 
Religionen, die im Kanton ausgeübt wurden, und der andere 
gestattete den Loskauf der Zehnten und Grundzinse nach 
dem wahren Werte. 

Die näheren Bestimmungen der Verfassungsartikel 
blieben der Gesetzgebung vorbehalten. Und wahrlich, es 
blieb noch viel Arbeit zu tun übrig. Wenn gefordert wird, 
dass eine Verfassung nur das nackte Skelett bieten soll, 
so wird man nicht behaupten wollen, dass die eben 
skizzierte Konstitution sich gegen dieses Prinzip verstiess; 
im Gegenteil, sie befliss sich so sehr der Kürze, dass sie 
dem Gesetzgeber bei weitem nicht die vollständige Grund- 
lage für die ausführlichere Organisation des Staatswesens 
bot. Wichtigen Zweigen des Staatshaushaltes schenkte sie 
gar keine Beachtung, andere streifte sie nur. Die Kompe- 
tenzen der kantonalen Behörden waren nicht genau um- 
schrieben und nicht übersichtlich geordnet. Die Bezirks- 
und Gemeindeämter erwähnte die Verfassung mit keinem 
Wort, ebensowenig berücksichtigte sie das Erziehungswesen, 
das Kirchenwesen tat sie mit einer kurzen Bemerkung ab, 
obwohl über alle diese Punkte die Entwürfe der Kantons- 
und Städtedeputierten sich eingehend ausliessen. Es ist 
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begreiflich, dass der fremde Vermittler, der innert kurzer 
Frist die Schweizer mit 20 Verfassungen beschenken wollte, 
sich nicht mit Fragen beschäftigte, die für ihn von unter- 
geordneter Bedeutung waren, sondern sich damit begnügte, 
die Prinzipien in der Verfassung niederzulegen, von denen 
die Erfüllung seiner Absichten hauptsächlich abhing. 
Welches Ziel sich aber Bonaparte bei der Ausarbeitung 
der Mediationsverfassung steckte, und welche Mittel er zu 
dessen Erreichung wählte, das müssen wir uns noch ver- 
gegenwärtigen, bevor wir vermögen, ein einigermassen ge- 
rechtes Urteil über die Kantonsverfassung zu fällen. 

Vor der Welt hatte der erste Konsul mit der Ver- 
kündigung, zwischen den streitenden Parteien vermitteln 
zu wollen, seine Einmischung in die schweizerischen An- 
gelegenheiten zu rechtfertigen und seine wahren Pläne zu 
bemänteln gesucht. Daraus erwuchs ihm die saure Pflicht, 
um, wie er selbst sagte, nicht ausgepfiffen zu werden, 
eine Verfassung zu entwerfen, die in unserem Lande wieder 
geordnete Zustände schuf. Diese Aufgabe vermochte der 
geniale Korse um so glücklicher zu lösen, als sich zu den 
egoistischen Motiven des Vorteils und des Ruhms auch 
ein wenig Wohlwollen für die Schweiz gesellte. Den ein- 
zuschlagenden Weg wies ihm die Geschichte der vergangenen 
Jahre. Es ist allgemein bekannt, welch tiefgreifende Ver- 
änderungen die helvetische Verfassung mit einem Schlag 
brachte, wie sozusagen über Nacht der lockere Staaten- 
bund dem scharf ausgeprägten Einheitsstaat Platz machte 
und die souveränen Kantone sich in blosse Verwaltungs- 
bezirke umwandelten, wie die seit Jahrhunderten bestehende 
weite Kluft, welche die regierende Stadt von der unter- 
tänigen Landschaft trennte, durch die volle Gleichberech- 
tigung aller Staatsbürger plötzlich überbrückt wurde und 
die bisher von den politischen Angelegenheiten gänzlich 
fern gehaltenen Landleute in den Behörden das Ueber- 
gewicht erhielten. Die Gesetzgebung der Helvetik setzte 



Digitized by Google 



— 14 — 



dann die gründliche Umgestaltung des Staatswesens 
energisch und rücksichtslos fort. Die Folgen eines solch 
radikalen Vorgehens, das die historische Entwicklung nicht 
im geringsten achtete und die stärksten Gegensätze völlig 
unvermittelt aufeinanderplatzen Hess, blieben nicht aus. 
Grenzenlose Verwirrung, unaufhörlicher Parteihader, der 
sich bis zum offenen Bürgerkrieg steigerte, brachten das 
Vaterland an den Rand des Ruins. Bonaparte, der die Vor- 
gänge in der Schweiz scharf beobachtete, erkannte, dass 
nur eine Anpassung der Forderungen des neuen Zeitgeistes 
an das Althergebrachte den inneren Frieden wieder bringen 
konnte. 

Die Föderalisten oder, wie sie schon auf der Konsulta 
genannt wurden, die Aristokraten suchte der Vermittler 
zu blenden durch die Herstellung der alten Formen. 

So tauchten auch in der zürcherischen Verfassung die 
ehrwürdigen Namen Grosser Rat, Kleiner Rat und Bürger- 
meister, die beim Landvolk allerdings keine frohen Er- 
innerungen wachriefen, wieder auf. Die Entwürfe der 
Deputierten hatten sie durch die Titel Senat und Regierungs- 
rat ersetzt. Das grösste Erstaunen aber erregte bei beiden 
Parteien, dass die mittelalterlich städtische Institution der 
Zünfte, die man von der Revolution auf ewig begraben 
wähnte, nicht nur wiederhergestellt, sondern selbst auf 
das Land verpflanzt wurde, wenn auch nur dem Namen nach. 

In dem Staatsgebäude mit den alten, äusseren Um- 
rissen brachte Bonaparte Prinzipien der alten und der neuen 
Zeit unter, jedoch so modifiziert, dass sie auch der ent- 
gegengesetzten Meinung Rechnung trugen. Inwiefern diese 
Maxime auf die Verfassung des Kantons Zürich Anwendung 
fand, soll, entsprechend unserem Thema, näher erörtert 
werden. Die Verfassung entnahm der alten Staatsweisheit 
die Lebenslänglichkeit der Ratsstellen, wodurch nach dem 
Ausspruch des Diktators die Regierung Festigkeit und 
Ansehen erhalte. „Neue Aristokratien müssen sich bilden 
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und damit diese eine Gestaltung gewinnen, durch welche 
Ordnung, Sicherheit und Bestand gewährleistet wird, muss 
es feste Punkte geben, welche den wandelbaren Menschen 
und Dingen zum Halt dienen." Trotz dieser schmeichel- 
haften Worte für die Aristokratie machte der Vermittler 
an die Demokratie ein nicht unbedeutendes Zugeständnis. 
Um die Mitglieder des Grossen Rates in einer gewissen 
Abhängigkeit vom Volke zu halten, verfiel er auf die 
originelle Idee, den Zünften das Abberufungsrecht einzu- 
räumen, freilich in einer Form, dass es auch in den be- 
wegtesten Zeiten nicht leicht missbraucht werden konnte. 
Dennoch war diese Zensur den Aristokraten ein Stein des 
Anstosses und die Worte des ersten Konsuls, mit denen 
er ihre Einwürfe widerlegte, waren wenig geeignet, sie 
anderen Sinnes zu machen. „Alle Aristokratien", führte 
er aus, „haben den Hang, sich zu verengen und einen 
von den Regierten, deren Wünschen und den Fortschritten 
der öffentlichen Meinung unabhängigen Geist zu bilden, 
weshalb sie am Ende verhasst und zur Staatsverwaltung 
nach den Bedürfnissen der Zeit unfähig werden. Das einzige 
Mittel gegen diese Nachteile ... ist das Grabeau." 

Auch auf seiten der Unitarier oder Demokraten herrschte 
keine grosse Freude über die noch unerprobte Institution, 
die nur allzu sehr einem zweischneidigen Schwerte glich, 
wohl aber darüber, dass Bonaparte wichtige Errungen- 
schaften der Revolution festhielt. Die Einheit gab er zwar 
zum grossen Schmerze der „Gelehrten", der „Metaphysiker" 
preis, die „grossen und heilsamen Ideen" der Umwälzung 
aber, die auch bei der Masse des Volkes begeisterten An- 
klang gefunden hatten, wurden neuerdings anerkannt. Die 
Gleichberechtigung aller Staatsangehörigen, die Aufhebung 
aller Privilegien von Orten und Personen blieben fort- 
bestehen. Städter und Bauer, Kapitale und Dorf befanden 
sich auf gleicher rechtlicher Stufe, theoretisch wenigstens, 
faktisch war die vermögliche und damit in der Regel die 
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gebildete Klasse, entsprechend dem vermittelnden Charakter 
der Verfassung, bevorzugt. 

Durch die Erhebung zu einem Bezirk erhielt die Haupt- 
stadt einen Fünftel der unmittelbar gewählten Glieder des 
Grossen Rates, obwohl sie nur den 19. Teil der Einwohner- 
zahl des Kantons in ihren Mauern barg. Zudem musste die 
Bestimmung, die Kandidaten ausserhalb des Bezirkes zu 
suchen, zur Folge haben, dass die Landzünfte, die nicht 
ausgesprochen demokratisch gesinnt waren, ihre Stimme 
deu als Fabrikanten und Gutsbesitzer weit herum be- 
kannten Stadtbürgern gaben. Dem gleichen Zwecke diente 
auch der Ausweis über den Besitz eines beträchtlichen Ver- 
mögens, der vom Kandidaten verlangt wurde. Für dieses 
grosse Entgegenkommen mussten die Aristokraten direkte 
Volkswahlen, wenn auch in bescheidenem Masse, in Kauf 
nehmen, eine Institution, welche selbst die Helvetik nicht 
kannte und die Demokraten nicht vorzuschlagen wagten, 
sich aber nach der Aussage des ersten Konsuls in Frank- 
reich bewährt hatte. 

Noch ein anderes Resultat der Revolution, die Trennung 
der Gewalten, behielt die Mediationsverfassung bis auf einen 
gewissen Grad bei. 

Es wurden eine gesetzgebende, eine vollziehende und 
eine richterliche Gewalt aufgestellt, aber nur teilweise 
von einander geschieden, indem erstens die Mitglieder des 
Kleinen Rates und des Apellationsgerichtes gleichzeitig dem 
Grossen Rate angehörten und zweitens in schweren Kriminal- 
fällen Mitglieder der Exekutive als Richter amteten, wo- 
durch wieder eine Anlehnung an frühere Verhältnisse er- 
zielt wurde. 3 ) 

So zog sich durch die ganze Verfassung als roter Faden 
die von Bönaparte selbst ausgesprochene Tendenz, „einige 

•) Oechsli I, 449 ff. Monnard XIV, 359 ff. Muralt 123 f. Fr. v. Wyss I, 
479 ff. A. Z. 17. I. 1803. 
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Ideen der französischen Revolution mit einer Restauration 
der alten Formen zu verbinden." Augenscheinlich hatte der 
erste Konsul mehr Gewicht auf die Wiederherstellung der 
alten Formen als auf die strenge Durchführung der revo- 
lutionären Ideen gelegt, so dass die Kantonsverfassung von 
1803 trotz der demokratischen Grundlage der politischen 
Gleichberechtigung aller Bürger zum Vorteil der aristo- 
kratisch-föderalistischen Partei ausgefallen war. Das 
wollten die vorstehenden Ausführungen einerseits zeigen 
und anderseits dartun, dass die Mediationsverfassung den- 
noch ein notwendiges Durchgangsstadium bildete. Wenn 
sie auch ein aristokratisches Gepräge trug, so enthielt sie 
doch wenigstens — und das war ein bedeutender Fort- 
schritt gegenüber der guten, alten Zeit — die Triebe zu 
einer demokratischen Entwicklung, die wohl in der Re- 
staurationszeit zurückgeschnitten, aber nicht mehr aus- 
gerottet werden konnten. Sie öffnete dem langsamen und 
besonnenen Fortschritte, wie ihn das 19. Jahrhundert 
brachte, die Tore. Die Fundamentalsätze der späteren Ver- 
fassungen, wie das System der repräsentativen Demokratie, 
die Prinzipien der Rechtsgleichheit und der Trennung der 
Gewalten, die individuellen Rechte der Bürger, bildeten, 
wenn auch in verkümmerter Weise, schon die Grundlage 
der Verfassung von 1803. Sie ist aber auch der „Ursprung 
des kantonalen Verfassungsrechtes". Alle früheren Ver- 
suche, eine kantonale Verfassung aufzustellen, waren ge- 
scheitert. Erst das Jahr 1803 sah das Gemeinwesen er- 
stehen, das durch die Art, wie es den ihm obliegenden 
Pflichten nachkommt, schon längst seine Existenzberech- 
tigung bewiesen hat. 

Vor allem erfüllte die Mediationsakte ihren vornehmsten 
Zweck, sie lenkte das von der Brandung hin und her ge- 
worfene Staatsschiff in ruhiges Fahrwasser, was für die 
damalige Zeit das dringendste Bedürfnis war. Wie in den 
anderen Kantonen, so eröffnete sie auch in Zürich nach 

Branner, Der Kt. Zürich i. d. Mediationszeit. a 
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den unheilvollen Parteikämpfen eine Aera der friedlichen 
Arbeit, die nur anfangs durch eine zwar heftige, aber kurze 
Krise unterbrochen wurde. 

Allein man darf nicht vergessen, dass die Beruhigung 
der erhitzten Gemüter nicht nur eine Folge der wohl be- 
messenen Verfassungsartikel war, sondern nicht zum 
kleinsten Teil auch eine Wirkung der Furcht, durch Un- 
botmässigkeit den Zorn des Gewaltigen zu erregen und den 
Untergang der Schweiz herbeizuführen. Der Aufenthalt in 
Paris hatte die Abgeordneten überzeugt, dass der Aus- 
spruch des allmächtigen Konsuls: „Wenn Ihr nicht weise 
seid, so sind die unglücklichen Folgen, die Ihr Buch zu- 
zieht, nicht zu berechnen. — Ihr werdet Eure Unabhängig- 
keit verlieren," keine leere Drohung war, sondern vielmehr 
dem Ernst der Lage entsprach. 

Reinhard und die grosse Mehrzahl der Aristokraten 
überhaupt waren einsichtig genug, sich nicht wegen nur 
teilweiser Berücksichtigung ihrer Wünsche verstimmt von 
den Staatsgeschäften zurückzuziehen und sich mit Um- 
wälzungsplänen zu tragen, sie fügten sich in die unabänder- 
lichen Verhältnisse und gedachten, die ihnen von der Ver- 
fassung gebotenen Vorteile wacker auszubeuten. Usteri 
erfüllte die ihm vom korsischen Gebieter in der Abschieds- 
audienz übertragene Mission 4 ) in einer Weise, die auch den 
politischen Gegnern das Geständnis abnötigte, dass er vor- 
trefflich dazu beitrage, „den in Todesschlaf versenkten Geist 
der Eintracht wieder ins Leben zurückzurufen." 5 ) In einer 
gedruckten Zuschrift 6 ) forderte Usteri seine Wähler nach- 
drücklich zum Anschluss an die neue Verfassung auf und 
machte sie aufmerksam auf den liberalen Geist der Me- 
diationsakte und die von ihr gebrachten Vorteile, die man 
auch vom Einheitssystem erwartet hatte. „Aufrichtiges 

*) Vergl. p. 7. 

5 ) Z. Z. 10. III. 1803. 

6 ) Usteri, Kleine Schriften. 
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Vergessen des Vergangenen," rief er am Schlüsse aus, 
„ernstes Anschliessen um den neuen gesellschaftlichen Ver- 
trag, unbedingter Gehorsam dem Gesetze, weise und von 
jedem Eigennutz reine Ausübung der durch die Verfassung 
dem Volke zugesicherten Wahlrechte, dies sind die heiligen 
Pflichten, die jedem Bürger des Kantons Zürich in diesem 
Augenblick zu erfüllen obliegen, wenn er anders nicht der 
Mitschuldige an dem Morde seines Vaterlandes werden 
will." 

Dass der „eingefleischte" Unitarier so entschieden für 
die Föderationsakte einstand, wirkte äusserst wohltätig auf 
die in ihrer Mehrheit helvetisch gesinnte Landschaft, die 
ihrem Führer grosses Vertrauen entgegenbrachte. 

Wie Usteri in Seinem Aufrufe, so mahnten auch die 
wenigen politischen Zeitungen, die damals in Zürich er- 
schienen, ihre Leser, den vom Vermittler angebotenen 
Rettungsbalken dankbar anzunehmen, um endlich aus dem 
„anarchischen und exaltierten Zustand" herauszukommen. 

Diese Stimmen fanden um so eher geneigtes Gehör, 
als nach der mehrjährigen politischen Unbeständigkeit und 
den ökonomischen Verlusten zu Stadt und Land die Sehn- 
sucht nach stabiler und gesetzlicher Ordnung weit ver- 
breitet war. Man war gerne bereit, seine Lieblingsträume 
zu begraben, wenn nur Ruhe und Frieden wiederkehrten. 
Und diese lang entbehrten Güter schien die neue Ver- 
fassung zu bringen, denn der erste Konsul stand hinter 
ihr. Er verunmöglichte durch die zugesicherte Garantie 
alle Angriffe auf sein Werk und entzog dadurch dem Partei- 
hader ein wichtiges Streitobjekt, darum auch begrüsste 
Hoch und Niedrig die Mediationsakte als eine Erlösung 
aus einem unerträglichen Chaos. 

An Unzufriedenen fehlte es allerdings nicht. Eine Ver- 
fassung, die zu vermitteln suchte, konnte den extremen 
Parteien nicht genügen. Die einen grollten ihr, weil sie 
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die alte Zunftherrschaft nicht wieder herstellte, die andern, 
weil sie die volle Gleichheit und eine leichte Ablösung 
der Zehnten nicht brachte. Die Winterthurer grämten sich 
noch ans einem dritten Grunde. Die Eulachstadt wurde 
trotz ihrer von Kaisern und Königen verbrieften und auch 
von den „Gnädigen Herrn und Obern" in Zürich bestätigten 
Rechten und Freiheiten auf gleiche Stufe mit den Land- 
gemeinden gestellt. Vorderhand blieb aber Allen nichts 
übrig, als sich zu ducken und bessere Zeiten abzuwarten. 





Digitize 




I. Die Einführung der Verfassung. 



Um die Kantonsverfassungen ohne heftige Wehen ins 
Leben treten zu lassen, schien es Bonaparte ratsam, mit 
der Einführung Regierungskommissionen von sieben Mit- 
gliedern, die noch in Paris bezeichnet wurden, zu betrauen. 
Der erste Konsul behielt sich selbst die Ernennung der 
Präsidenten vor. Seine Wahl fiel sonst durchwegs auf 
Männer, die den beiden Fünferausschüssen der Abgeordneten 
angehörten, nur beim Kanton Zürich machte er eine Aus- 
Dahme, weil einzig dieser Staat zwei Vertreter, Reinhard 
und Usteri, unter den zehn Auserkorenen zählte. Um keines 
der beiden Parteihäupter durch Hintansetzung zu kränken, 
berief der Vermittler unerwartet einen an den Verfassungs- 
arbeiten gänzlich Unbeteiligten, den Schriftsteller Heinrich 
Meister, an die Stelle des Vorsitzenden. Meister, vom 
zürcherischen Rate 1769 in contumaciam als Atheist ver- 
urteilt, hatte sich nach Paris gewandt und war hier durch 
seine im Geiste der Encyklopädisten abgefassten Schriften 
zu Ansehen und Ruhm gelangt. In der Politik neigte er 
trotz seiner Verbannung zur aristokratischen Partei hin 
und hatte ihr mit seiner Feder mehrmals nützliche Dienste 
geleistet. Doch war er ein Mann von versöhnlicher Ge- 
sinnung und eignete sich gut zum neuen Amte. 

Für die übrigen Mitglieder der Siebnerkommission stand 
das Wahlrecht dem Zehnerausschuss zu. Reinhard und 
Usteri reichten Vorschläge ein und bemühten sich, ihren 
Listen zum Siege zu verhelfen, denn die Zusammensetzung 
der Kommission war auf die bevorstehenden Wahlen nicht 
ohne Einfluss. Zu Regierungskommissären wurden ernannt: 
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Reinhard, Usteri, Heinrich Steiner von Winterthur, Füssli, 
Mitglied des Vollziehungsrates, Ludwig Meyer von Knonau 
und Salomon Wyss, Bruder des späteren Ratsherrn David 
von Wyss. Unangenehm musste es die Landschaft be- 
rühren, dass sie bei der Bestellung der Regierungs- 
kommission leer ausging, was keineswegs die Schuld der 
beiden zürcherischen Mitglieder des Ausschusses war, die 
zur Hälfte Leute vom Lande vorgeschlagen hatten. Usteri 
wandte sich zudem noch mit der Bitte an Bonaparte, dass, 
wenn einer der Gewählten zurückträte, ein Bürger der 
Landschaft ihn ersetzen möchte. Dieser Fall trat ein. 
Meyer von Knonau lehnte die Wahl ab, auf dessen Befür- 
wortung wurde aber vom Landammann der Schweiz wieder 
ein Stadtzürcher, der nachherige Bürgermeister Escher ge- 
wählt. Wenn nicht Stadt und Land, so waren doch die 
beiden Parteien in der Kommission vertreten; die Demo- 
kraten mit Usteri und Füssli befanden sich allerdings stark 
in der Minderheit. 1 ) 

An dem von der Mediationsakte festgesetzten Tag, am 
10. März 1803, übernahm die Regierungskommission die 
öffentliche Gewalt im Kanton Zürich. Die Geschäfte des 
bisherigen Regierungsstatthalters, die in das Justiz- und 
Polizeifach einschlugen, wurden Steiner und die Admini- 
strationsgeschäfte Wyss übertragen. Die Verwaltungs- 
kammer und das Kantonsgericht hatten ihre Verrichtungen 
provisorisch fortzusetzen, ebenso blieben die Distrikts- \md 
Gemeindebehörden bis auf weitere Verfügung beibehalten. 2 ) 
Umsonst versuchte die Regierungskommission die Post-, 
Salz- und Pulververwaltung und den Verkauf des Stempel- 
papiers zur Linderung der Finanznot unter ihre Obhut zu 
nehmen, der Landammann, der sich in der gleichen un- 



l ) A. B. Artikel Meister von Breitinger, Bd. XXI, 256 f. Muralt 
141. Fr. v. Wyss 490 f. 611. Ott, 58. 
*) P. d. 0. K. 10. und 11. III. 1803. 
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angenehmen Lage befand, erklärte im entschiedensten Tone 
auf die wiederholten Gesuche, dass die betreffenden Zentral- 
verwaltungen fortbestehen, bis die Tagsatzung darüber ent- 
schieden habe. 

Am 14. März folgte die provisorische Regierung dem 
Eeispiel anderer Kantone und erliess eine von Meister ver- 
fasste, etwas langatmige Proklamation. Der Hauptinhalt 
derselben bildete die schon oft an die „lieben Mitbürger" 
ergangene Mahnung, die letzte Gelegenheit zur Rettung 
des unglücklichen Vaterlandes nicht frevelhaft zu ver- 
säumen. Man solle sich glücklich preisen, eine Verfassung 
zu besitzen, die, wenn sie nicht alle Wünsche der Parteien 
befriedige, doch offenbar die wichtigste Grundlage jeder 
guten, gesellschaftlichen Ordnung enthalte. Besonders 
wurde noch die Notwendigkeit der Entrichtung der Zehnten 
und Grundzinse betont, die ein heiliges Erbteil der Armut 
und der zarteren Jugend und zugleich die sicherste Ein- 
nahme des Staates seien. Nachdem die Proklamation noch 
auf die Wichtigkeit der nächsten Wahlen hingewiesen hatte, 
schloss sie mit dem Zuruf: „Wählet nur Männer, deren 
Meinung von keinem Einfluss als demjenigen der Gerechtig- 
keit und Wahrheit abhängt." 3 ) 

Bald sollten die Bürger Gelegenheit haben,* zu zeigen, 
inwieweit »sie diese Worte beherzigten. Reinhard und 
Usteri hatten ein „Reglement für die Distrikts- und Zunft- 
einteilung und die Zunftwahlen" entworfen, das die Re- 
gierungskommission am 17. März genehmigte. 4 ) Die Di- 
striktseinteilung verursachte um so weniger Schwierig- 
keiten, weil die Verfassung die Zahl der Bezirke bestimmte 
und sich die Deputierten schon auf der Konsulta über 
deren Umfang verständigt hatten.') Die Stadt Zürich bildete 



») P. d. 0. K. 14. III. 1803. 
' *) P. d. 0. K. 17. III. 1803. 
5 ) Muralt 124. 
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mit ihren 11,000 Einwohnern den ersten Distrikt. Bei 
der Bildung der vier Landbezirke wurde darauf geachtet, 
wie das Reglement sagte, dass die Hauptorte mehr oder 
weniger im Zentrum lagen und mit Ausnahme der bis dahin 
zum Distrikt Zürich gehörigen Landgemeinden, kein Dorf 
vom bisherigen helvetischen Distrikt abgetrennt wurde, um 
Verwirrung in den Kanzleien zu verhüten. So umfasste 
der Bezirk Horgen die helvetischen Distrikte 6 ) Horgen, 
Meilen, Mettmenstetten und die Gemeinden, die ,, unter der 
Westseite hin an die Limmat sich erstreckten," nebst 
Fluntern, Hottingen, Hirslanden und Riesbach mit 52,000 
Einwohnern; der Bezirk Uster die Distrikte Fehraitorf, 
Uster, Grüningen und Wald mit 50,000 Einwohnern; der 
Bezirk Bülach die Distrikte Bassersdorf, Bülach und Regens- 
dorf, nebst den Gemeinden Oberstrass, Unterstrass, Oetwil 
und Hüttikon mit 42,000 Einwohnern, und der Bezirk 
Winterthur schloss in sich die Distrikte Winterthur, Elgg, 
Andelfingen und Benken mit 38,000 Einwohnern. Für diese 
auffallend ungleiche Abgrenzung der Landbezirke sprachen 
wohl nicht nur die vom Reglement genannten Gründe, 
sondern wahrscheinlich wurde auch der Umstand in Be- 
tracht gezogen, dass im Knonauer Amt, an den beiden See- 
ufern und im Oberland die Demokraten die Mehrheit bildeten, 
während dfe Stadt in den übrigen Teilen des Kantons viele 
Anhänger zählte. Bei Winterthur kam noch hinzu, dass 
man dem Hauptort, der vergeblich für sich vier Zünfte 
verlangte, durch den kleinen Umfang des Bezirks eine Ent- 
schädigung für die Abweisung bieten wollte. An die Spitze 
jedes Bezirkes trat als Vollziehungsbeamter ein Distrikts- 
kommissär, dem in den Bezirken Uster, Bülach und Winter- 
thur je ein Adjunkt beigegeben wurde; einzig der Bezirk 
Horgen erhielt zwei Adjunkten. 



°) lieber den Umfang der helvetischen Distrikte vergl. Rutsche, 
Der Kanton Zürich, 73 f. 
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Eine grosse und schwierige Arbeit, die Einteilung der 
65 Zünfte, wurde in verhältnismässig kurzer Zeit voll- 
bracht, möglich, dasB David von Wyss und andere auf die 
Einladung Reinhards von Paris aus vorgearbeitet hatten. 7 ) 
In der Stadt Zürich stellte die Regierungskommission, sich 
nach einigem Schwanken an den Buchstaben der Verfassung 
haltend, die ehemaligen Zünfte wieder her. Die Bürger, 
welche früher von berufswegen an eine bestimmte Zunft 
gebunden waren, wurden derselben wieder einverleibt. Alle 
übrigen Stadtbürger konnten auf einer beliebigen Zunft 
sich einschreiben lassen; hernach wies man die stimm- 
berechtigten Einsassen (Niedergelassenen) zu möglichster 
Ausgleichung und mit Rücksicht auf ihre „Hantierungen" 
den verschiedenen Zünften zu. Bei der Bildung der Land- 
zünfte wurde nach dem Grundsatz verfahren, die Bezirke 
möglichst „auszurunden" und die Kirchgemeinden nicht zu 
trennen. Dadurch und wohl auch aus politischen Rück- 
sichten entstanden Unterschiede in der Stärke der Zünfte, 
die noch viel beträchtlicher waren als bei den Bezirken, 
obwohl die Verfassung eine gleiche Bevölkerungszahl vor- 
schrieb. So zählte z. B. die Zunft Stäfa 1313 Bürger, 
während es im Bezirk Winterthur eine Zunft mit nur 
557 Bürgern gab. Halten wir noch daneben, dass die 
kleinste Zunft in der Stadt nur 48 Stimmberechtigte auf- 
wies, dass aber Jede Zunft gleich viel Vertreter und 
Kandidaten für den Grossen Rat zu ernennen hatte, so 
wird es ohne weitere Worte deutlich genug, wie es mit 
der Rechtsgleichheit beschaffen war. 8 ) 

Die Stimmfähigkeit war von der Erfüllung der Be- 
dingungen abhängig, welche die Verfassung aufstellte, nur 
wurde dem Zunftangehörigen, der noch nicht ein Jahr am 
neuen Wohnort sich aufhielt, gestattet, am früheren Sitze 



7 ) Fr. v. Wyss, I, 483. 

») Akten K. K. 256. 1. St. A. Z. A- Z. 6. IV. 1803. 
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an den Wahlgeschäften teilzunehmen. Drei Zunftvorsteher 
hatten am 23. und 24. März zu prüfen, ob die sich meldenden 
Einwohner die „erforderlichen Eigenschaften" zur Ausübung 
des Wahlrechts besassen. Auf den 27. März waren die 
unmittelbaren Wahlen in den Grossen Rat und auf den 
3. April die der Kandidaten vertagt. Am 11. des gleichen 
Monats sollte die Ziehung des Loses stattfinden. 

Provisorisch wurden sofort die neuen Bezirks- und 
Zunftbehörden bestellt, wobei die Regierungskommission 
das nun auf der Tagesordnung sich befindende Amal- 
gamationssystem insofern berücksichtigte, als sie ausser 
an Beamte der aristokratischen Interimsregierung von 1802 
auch an einige Demokraten Stellen vergab. 0 ) 

Inzwischen machte auf der Landschaft mit dem Heran- 
rücken der Wahlen die Erschlaffung der Gemüter einem 
immer lebhafter werdenden Parteileben Platz. Mit der an- 
gestrengtesten Tätigkeit suchte ein Gegner über den andern 
im heissen Wahlkampf Herr zu werden, denn bei dem weiten 
Spielraum, den die Verfassung der Gesetzgebung einräumte, 
war es von höchster Wichtigkeit, die Mehrzahl der Sitze 
im Grossen Rate und damit in der Regierung zu erobern. 
In der Stadt war die demokratische Partei zu schwach, 
um ernstlich daran denken zu können, den Gegnern die 
Stirne zu bieten. Viel günstiger lagen die Verhältnisse 
auf dem Lande. Hier war in weiten Gebieten die Be- 
völkerung vorherrschend dem demokratischen Systeme zu- 
getan und es gab darunter sehr fähige und für die Werbung 
von Gesinnungsgenossen äusserst rührige Köpfe. Allein es 
fehlte das einheitliche Zusammenwirken, es mangelte der 
Agitation die kräftige, zentrale Leitung. Usteri, auf den 
alle Demokraten als ihr Haupt hinblickten, war es zu- 
wider, sich tief in Parteiumtriebe einzulassen, er hatte 



••) A. Z. 30. III. 1803. P. d. 0. K. 16. III. 1803. 
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überhaupt zu wenig Fühlung mit der grossen Masse, um 
wissen zu können, wie man sich deren Gunst erwerbe. 

Ueber das, was wir bei den Demokraten vermissen, 
verfügten die Aristokraten in vollstem Masse. Mochten sie 
auch verschiedene Stellungen zu der neuen Verfassung ein- 
nehmen, in der Bekämpfung der Gegenkandidaten gingen 
sie nach einheitlichem Plane vor. Die älteren und an- 
geseheneren Parteihäupter konnten sich damit begnügen, 
ihren Freunden auf dem Lande, dje freiwillig ihre Ratschläge 
einholten, gute Winke zu erteilen. Es fanden sich Werk- 
zeuge genug, die, reichlich mit Geld versehen, in nicht 
allzu ängstlicher Weise die übrige Arbeit verrichteten. Als 
die vortrefflichste Stütze erwies sich in diesen Tagen 
Lavater, der erste Staatsschreiber der Mediationsregierung. 
Er übernahm nach dem durchaus glaubwürdigen Bericht 
von Meyer von Knonau 10 ) „den Vorsitz und die Leitung 
der Zusammenkünfte auf dem Lande, wo bei vollem Becher 
bei Tag und leider auch bei Nacht zahlreiche Rekruten 
geworben und manche Unentschlossene ermutigt wurden." 
Die untergeordneten Trabanten, worunter nicht wenige Be- 
zirks- und Gemeindebeamte, ahmten dieses Beispiel in mehr 
oder weniger geschickter Weise nach. Wer wollte es den 
Demokraten verargen, dass sie vermuteten, es werde bei 
solchen Trinkgelagen neben schönen Versprechungen auch 
Geld ausgeteilt? 

Die Wahlen verliefen am 27. März im ganzen ohne 
erhebliche Störungen, wozu ohne Zweifel die Anwesenheit 
der französischen Bajonette auch beitrug. An ein paar 
Orten kam es zu kleineren Tumulten, indem vom Stimm- 
recht Ausgeschlossene die Wahlen zu unterbrechen ver- 
suchten. Anlass dazu gaben Zunftvorsteher, die teils aus 
Mangel an Zeit die Vermögensausweise nur oberflächlich 



l0 ) Meyer von Knonau 157 ff. Vergl. Fr. v. Wyss I, 495. Muralt, 
151. Oechsli I, 462. 
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geprüft hatten, teils aus Partei- und Intriguensucht sich 
zu Missbräuchen verleiten Hessen. Auf die Proteste der 
Minoritäten erklärte die Regierungskommission die Wahlen 
in vier Zünften für ungültig, als sich aber die Beschwerden 
mehrten, beschloss sie mit Mehrheit der Stimmen, die statt- 
gefundenen Wahlen wegen der Kürze der Zeit zu bestätigen 
und nur die Revision der Zunftregister anzuordnen. 11 ) Un- 
gleich härtere Massregeln wurden über die Gemeinde 
Embrach verhängt. Sie war, wie schon oft, auch am 27. März 
der Schauplatz erregter Szenen. Zur Strafe kassierte die 
Regierungskommission die Wahlen und legte französische 
Truppen in die Ortschaft, die der Distriktskommissär nur 
bei den Freunden der Helvetik einquartierte. Nachdem die 
Wahl acht Tage später in aller Ruhe vor sich gegangen, 
zogen die „Gäste" wieder ab. 12 ) 

Auf der Landschaft erhielten die Demokraten durch 
das Ergebnis der direkten Wahlen einen kleinen Vorsprung 
gegenüber den Aristokraten, die dagegen in der Stadt ihre 
Liste vollständig durchsetzten, sodass nach der „All- 
gemeinen Zeitung" 13 ) beide Teile „eine sich ungefähr das 
Gleichgewicht haltende Zahl von Repräsentanten" aufwiesen. 
Diesas Resultat liess bereits voraussehen, wem das künst- 
liche Wahlsystem der Kandidaten die Ueberlegenheit sichern 
werde. Die Wahlen vom 3. April nahmen einen ruhigen 
und raschen Verlauf. An den meisten Orten hielt man v 
sich an die von den Parteileitungen zugestellten Namens- 



») Akten K. K. 266, 1 und 2. St. A. Z. P. d. 0. K. 1. IV. 
1803. A. Z. 6. IV. 1803. 

«) P. d. 0. K. 30. III. und 4. IV. 1803. Akten K. K. 198, 1. 
St. A. Z. Einer der Hauptschuldigen war der Ortspfarrer, obwohl er 
in einem früheren Pressprozess erklärt hatte, er sei fest entschlossen, 
vom politischen Schauplatz abzutreten und in seinem ungleich schöneren 
Beruf zwar stiller, aber nur desto gemeinnütziger zu arbeiten. Rütsche, 
Kanton Zürich, 237. 

«) A. Z. 6. IV. 1803. 
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Verzeichnisse, so dass nur drei Kandidaten von vier und 
acht vor drei Zünften zugleich auf die Listen gesetzt wurden. 
Im ganzen wies das Verzeichnis 193 verschiedene Namen 
auf, von denen ca. 55 Stadtzürchern angehörten. 14 ) Ueber 
das Resultat der Wahlen konnte Reinhard an d'Aifry be- 
richten, dass die Wage sich zum Guten neige. 15 ) Die 
Ziehung des Loses musste wegen der langwierigen Prüfung 
der Vermögensausweise, wobei 14 Kandidaten, zum Teil 
unter heftigem Widerspruch von Usteri und Füssli, von 
der Liste gestrichen wurden, 15 ) vom 11. auf den 15. April 
verschoben werden. Die Fortuna schien den Verfechtern 
der neuen Ideen günstiger gesinnt als die Menschenkinder. 
Nach einer Mitteilung in der „Allgemeinen Zeitung" 16 ) 
mussten wenigstens vier Fünftel der auf der Kandidaten- 
liste 44 Zurückgebliebenen zur aristokratischen Partei ge- 
rechnet werden. Gleichwohl erhielten die Gegner der hel- 
vetischen Revolution bei der grossen Zahl der dem Los 
unterbreiteten Gesinnungsgenossen im Grossen Rat eine 
Mehrheit von 20 bis 30 Stimmen. 

So war denn das von den Aristokraten als höchst ge- 
fährlich geschilderte Experiment der Volkswahlen „über 
derselben frommen und stillen Erwartungen ausgefallen." 17 ) 
Bonaparte hatte Recht behalten mit seiner an Reinhard 
gerichteten Aeusserung: „Ihr werdet dabei gewinnen, ein 
grosser Name, Reichtum und Ansehen haben mehr Ein- 



14 ) K. K. 266, 3. St. A. Z. Allgemein fiel auf, dass einer der 
hervorragendsten Politiker der Helvetik, Hans Konrad Escher, der 
nachmalige Schöpfer des Linthkanals, von allen Zünften übergangen 
wurde, weil er sich nicht zum Werkzeug einer Partei erniedrigte. 
J. J. Hottinger, Escher 190. Dierauer, Briefwechsel Steinmüller 147. 

15 ) B. A., Bd. 260, p. 349. Die Verifikation wurde genau vor- 
genommen, um, wie Reinhard weiter berichtete, „durch den Mangel 
an Ausweisen einige der Individuen des plus choquants zu entfernen." 

1€ ) A. Z. 20. IV. 1803. 
17 ) A. Z. 28. IV. 1803. 
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fluss auf das Volk als auf Wahlversammlungen." 18 ) Diesen 
Faktoren, die heute noch ihre Zaubermacht auf die Masse 
ausüben, und der die Grenzen des Schicklichen oft über- 
schreitenden Ausbeutung der Unreife des Volkes hatten 
die Anhänger der alten Ordnung das Hauptverdienst des 
Erfolges beizumessen. Wasser auf die Mühle der Zürcher 
Herren war auch der nach den Stürmen der Helvetik unter 
der Menge sich verbreitende Glaube, dass nur die ehe- 
maligen Magistrate und ihre Nachkommen fähig seien, dem 
Staate Ruhe und Ordnung zu schenken. Häufig spielten, 
wie bei allen Wahlen, neben politischen auch lokale und 
persönliche Motive eine Rolle, was sich im Einzelnen nicht 
mehr feststellen lässt. Im grossen und ganzen liegt wohl 

* 

ein Körnchen Wahrheit in den Worten eines Patrioten 
jener Tage, dass die Mediationsverfassung besser war als 
es die Mehrzahl verdiente. 19 ) Die Landbevölkerung sollte 
bald genug ihre Kurzsichtigkeit büssen. 

Am 18. April, drei 'tage nach dem von der Mediations- 
akte festgesetzten Termin, trat der Grosse Rat zur Be- 
stellung der vollziehenden und richterlichen Behörden zu- 
sammen. Von den 195 Mitgliedern waren 187 anwesend. 20 ) 
Die Wahl des Kleinen Rates dauerte vom 18. — 21. April, 
weil oft für ein Mitglied mehrere Wahlgänge notwendig 
waren. Die Ernennungen erfolgten in der Reihenfolge, wie 
sie die Aristokraten bestimmt hatten. 21 ) Im ersten Skruti- 
nium siegte Reinhard mit 107 Stimmen über Usteri, der 
57 Stimmen erhielt; die zweite Wahl fiel auf Meister mit 
115 Stimmen (Usteri 65 St.), der sie bald darauf aus- 
schlug und sich von der kurzen politischen Laufbahn wieder 
in das Privatleben zurückzog. Als drittes Mitglied der 



18 ) Monnard XIV, 360. 

19 ) Leuthy I, 294, Anmerkung. 

20 ) P. d. G. R. 18. IV. 1803. 

21 ) Meyer von Knonau, 162. 
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Exekutive entstieg der Urne a. Seckelmeister Escher mit 
99 Stimmen (Usteri 79 St.) und als viertes endlich Usteri 
mit 133 Stimmen. Nachdem noch der Distriktskommissär 
Rebmann an siebenter Stelle gewählt worden war, ver- 
einigten sich bis zum Schlüsse 50 — 80 demokratische 
Stimmen auf Obmann Füssli, dessen Kandidatur stetsfort 
von der gegnerischen Seite mit Erfolg bekämpft wurde. 
Gleich im Anschluss an die Wahl des Kiemen Rates folgte 
noch am 21. April diejenige der beiden Bürgermeister. 
Zum ersten Standeshaupt wurde mit 122 Stimmen Rein- 
hard erkoren, als zweites wurde mit 103 Stimmen im 
vierten Skrutinium a. Stadtschreiber Escher gewählt, Usteri 
unterlag mit 78 Stimmen. 22 ) 

Dass der Grosse Rat die höchste kantonale Würde, 
mit der zeitweilig das Landammannamt der Schweiz ver- 
bunden war, dem 48 jährigen Hans von Reinhard verlieh, 
überraschte niemand. Durch sein energisches und geschäfts- 
kundiges Auftreten als Regierungsstatthalter, namentlich 
aber durch seine eifrige und geschickte Verfechtung der 
Interessen seiner Partei und seines Heimatkantons auf der 
Konsulta hatte sich Reinhard grosses Ansehen erworben. 
Er war, weil sich a. Seckelmeister Hirzel wegen zu- 
nehmender Schwerhörigkeit genötigt sah, vom politischen 
Schauplatz abzutreten, der anerkannte Führer der Aristo- 
kraten. Ueber seine staatsmännische Begabung fällten die 
Diplomaten, die mit ihm verkehrten, total verschiedene 
Urteile. Während die Ansicht der einen dahin ging, Rein- 
hard sei ein geborenes politisches Genie, machten andere 
über seinen Charakter und seine Befähigung gering- 
schätzende Bemerkungen. Reinhard selbst dachte be- 
scheiden von seinen Talenten. Er schrieb in sein Tage- 
buch: „Ein von der Vorsehung mir erteilter gerader und 
gesunder Blick, ein höheres Mass eindringenden Scharf- 

* 2 ) Akten K. K. 266. 4. St. A. Z. 
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sinnes ersetzend, erweiterte sich bei langjähriger Geschäfts- 
führung." Mit diesen wenigen Worten hat er wohl ein 
ziemlich richtiges Bild seiner Fähigkeiten entworfen. Rein- 
hard, der durch alle Stufen der Staatskanzlei empor- 
gestiegen und an der Spitze der Landvogtei Baden ge- 
standen, war vor allem ein tüchtiger Verwaltungsbeamter 
und gewandter Geschäftsleiter, und diesen beiden Vorzügen 
verdankte er seinen jahrzehntelang ausgeübten, aber nie 
missbrauchten, entscheidenden Einfluss in kantonalen 
Dingen. Zu einem bedeutenden Staatsmann gebrach es ihm 
nicht an ruhiger Ueberlegung, an Geistesgegenwart und 
Geschmeidigkeit, wohl aber fehlten ihm ein weiter Horizont 
und eine wissenschaftliche Bildung. Er vermochte mit Ge- 
schick der. Staatswagen in den alten Geleisen fortzubewegen, 
aber ihn auf neue Bahnen zu bringen, dazu reichten seine 
Kräfte nicht aus. Dass er ein Zögling der alten Schule 
war, verriet er auch durch seine politische Gesinnung. In 
seinen Augen war ein Uebergewicht der Demokratie für 
das Gemeinwesen schädlich und die Aristokratie die be- 
rufene Hüterin des Staates. Doch hielt er nicht starr an 
Systemen fest und war dem Extremen abgeneigt, so dass 
er mit den Jahren ein entschiedener Anhänger der Me- 
diationsakte wurde. 23 ) 

Reinhards Amtsgenosse, Hans Konrad von Escher, ge- 
boren 1761, hatte der souveränen Stadt Zürich in ihren 
letzten Jahren als Stadtschreiber und nach 1798 dem 
Kanton als Mitglied und Präsident der Verwaltungskammer 
gedient. Seine Wahl zum Bürgermeister verdankte er wohl 
hauptsächlich dem Umstand, dass er das Zutrauen vieler 
Demokraten besass, 1 ' 4 ) denen man doch etwas entgegen- 
kommen wollte. Während der ganzen Mediationszeit ist 

* s ) A. B., Artikel Reinhard von G. von Wyss, Bd. 28, p. 39 ff. 
Muralt 440 ff. Meyer von Knonau 157. Tillier I, 260 f. Pieth, Die 
Mission Justus von Gruners in der Schweiz, p. 64 ff. 

24 ) Meyer von Knonau 156. 
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er nie besonders hervorgetreten. 1814 wurde er bei der 
Wahl der Bürgermeister übergangen. 

Mehr Einsichten und Kenntnisse besass ohne Zweifel 
Hans Georg Finsler, der ebenfalls von der aristokratischen 
Partei in den Kleinen Rat gewählt wurde. Er hatte den 
schwierigen und undankbaren Posten eines helvetischen 
Finanzministers zur vollkommenen Zufriedenheit bekleidet. 
Nach seinem Rücktritte als Vollziehungsrat stellte er sich 
wieder auf guten Fuss mit den Föderalisten und wandelte 
sich in einen eifrigen Gegner der helvetischen Republik um. 
In der Exekutive der Mediationsepoche nahm er eine hoch- 
angesehene Stellung ein und leistete auch dem weiteren 
Vaterland in eidgenössischen Kommissionen vorzügliche 
Dienste. Er hatte sich auf mehreren Gebieten des Staats- 
haushaltes Kenntnisse erworben, wie nur wenige, so dass 
er einem jüngeren Zeitgenossen als eine Art Universal- 
genie erschien. 25 ) Im Militärwesen wusste er sich im Laufe 
der Zeit unersetzlich zu machen, sein eigentliches Element 
aber war die Volkswirtschaft. In der Finanzkommission 
nahm er eine gebietende Stellung ein, im Bau- und Salz- 
departement herrschte er unumschränkt und vollends im 
Münzwesen galt er als Autorität. Nicht oft wagte einer 
der Ratsherren in Fragen, die in die Kameralwissenschaft 
einschlugen, eine von Finslers Ansicht abweichende Mei- 
nung vorzutragen, weil man ebensosehr seine Kenntnisse 
und Erfahrungen schätzte, als sein keinen Widerspruch er- 
tragendes Wesen fürchtete.") 

Eines der tüchtigsten aristokratischen Mitglieder der 
Regierung war auch David von Wyss, der Sohn des gleich- 
namigen Bürgermeisters. Zur Zeit, als die Revolution herein- 
brach, bekleidete er das Amt eines Unterschreibers (d. h. 
zweiten Staatsschreibers). Im Winter 1801/02 gehörte er 

* 5 ) Escher I, 324. 

20 ) A. B., Artikel Finsler von G. Meyer von Knonan, Bd. 7, 
p. 25 ff. Meyer von Knonau 293 ff. 

Brunner, Der Kt. Zürich i. d. Mediationszeit. 3 
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dem Redingschen Senate an. An der Organisation des 1803 
geschaffenen Staatswesens nahm er tätigen Anteil und 
etliche Gesetze, welche die Rechtspflege betrafen, waren 
zum grösseren Teil oder ganz sein Werk. Mehrmals ver- 
trat er den Stand Zürich in Unterhandlungen mit Nachbar- 
kantonen oder fremden Staaten und als Legationsrat auf 
Tagsatzungen. Geburt, Erziehung und Ueberzeugung 
machten ihn zum gemässigten, aber unentwegten Ver- 
fechter der städtischen Partei. Wegen seiner Recht- 
schaffenheit und Tüchtigkeit stand er jedoch auch bei seinen 
politischen Gegnern in hohem Ansehen und wurde 1814 
zum Bürgermeister befördert. 27 ) 

Wie David von Wyss gehörte auch der Ratsherr Hans 
Jakob Hirzel einer der geachtetsten stadtzürcherischen Fa- 
milie an: er war der Sohn des Seckelmeisters Kaspar Hirzel. 
In seiner neuen Stellung gelangte der frühere Ratssubstitut 
rasch zu grossem Einfluss. Obwohl er eines der jüngsten 
Mitglieder der Exekutive war, schickte man ihn vielfach 
auf Tagsatzungen und Konferenzen. Regelmässig überliess 
man ihm beim Abschluss von Post- und Handelsverträgen 
zutrauensvoll die Wahrung der Interessen des Kantons, und 
selbst der Landammann der Schweiz verlangte in solchen 
Angelegenheiten seinen Beistand. Seinem jugendlich 
raschen Temperamente entsprechend, neigte er zu den 
eifrigen Altgesinnten hin. 

Von den aus der Stadtbürgerschaft hervorgegangenen 
Mitgliedern der vollziehenden Behörde huldigten noch die 
folgenden mehr oder weniger stark den aristokratischen 
Anschauungen: a. Seckelmeister Escher, a. Zunftmeister 
Felix Escher, a. Ratsherr Pestalozzi, a. Ratsherr Lavater, 
a. Zunftmeister und Schanzenherr Fries, a. Freihauptmann 
Schinz, a. Quartierhauptmann Ott im Zeltweg und a. Land- 

27 ) A. B M Artikel David von Wyss von G. Meyer von Knonau, 
Bd. 44, p. 404 ff. Fr. von Wyss, II, 628. Wettstein, Die Regeneration 
des Kantons Zürich, 95 f. 
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Schreiber Salomon Rahn. Winterthur war durch zwei ge- 
mässigte Aristokraten vertreten: die a. Ratsherren Steiner 
and Kaufmann, von denen besonders der erstere eine tüch- 
tige Kraft war, beide blieben aber nicht zwei Jahre im 
Amte. 

Von den der Helvetik abgeneigten Landbürgern, die 
auf die grünen Sessel gehoben wurden, war Bodmer von 
Wülflingen „ein Mann von Kopf und entschiedenem Cha- 
rakter," 28 ) die übrigen, a. Untervogt Walder von Wetzikon, 
Munizipalitätspräsident Kaspar Egg von Ellikon a. d. Thür 
und a. Untervogt Schärer mochten gute Gemeindevorsteher 
gewesen sein, aber für höhere Beamtungen fehlte ihnen 
das geistige Rüstzeug, sie wurden von den Parteigenossen 
ins Schlepptau genommen und spielten im Rate die wenig 
rühmliche Rolle der steten Jasager. Die unbedeutendste 
Persönlichkeit, der die Aristokraten zu einem Sitz in der 
Exekutive verhalfen, war ohne Zweifel Johannes Nievergelt 
aus der Loomühle bei Hedingen, dem ein späterer Kollege 
das Zeugnis ausstellte, er sei zwar gutmütig, aber so 
schwach, dass er meistens keine Idee von dem zur Be- 
handlung kommenden Gegenstand habe. 29 ) 

Wie unendlich hoch stand über solchen Lückenbüssern 
Paul Usteri, den W. Oechsli den bedeutendsten Kopf der 
Regierung nennt. Usteri besass eine erstaunlich vielseitig 
veranlagte Natur. Er war Staatsmann, Rechtsgelehrter, 
Arzt, Naturforscher und Journalist, alles gleich vorzüglich ' 
infolge seiner glänzenden Geistesgaben und der weisen Aus- 
nützung der Zeit. 1797 betrat er die politische Laufbahn 
als Mitglied des Großen Rates. Nach dem Untergang der 
alten Eidgenossenschaft stellte er sich mit ganzer Kraft 
und in uneigennützigster Hingabe in den Dienst des Ein- 
heitsstaates, den er in Zeiten der Not mit edler Leiden- 



28 ) Meyer von Knonau 176. 

29 ) Meyer von Knonau 165. 



schaft verteidigte. In die neue zürcherische Regierung 
trat er mit den Vorsätzen, die er in der Zuschrift an die 
Wähler niedergelegt hatte. Er suchte einerseits den Stand- 
punkt der „Ehemaligen" zu begreifen, sich ihnen anzunähern 
und erwartete von ihnen ein gleiches Entgegenkommen, 
anderseits aber strebte er darnach, „mit Aufbietung 
grösserer Kräfte die grösseren Hindernisse zu überwinden." 
Auch während der Herrschaft der Mediationsakte ver- 
leugnete er nicht einen Augenblick seine liberalen Ideen, 
stets trat er mit jener Unerschrockenheit, die den von 
streng sittlichen Motiven Getriebenen eigen ist, für den 
fortschrittlichen Ausbau der Verfassung ein und bekämpfte 
mit aller Schärfe die Auswüchse des aristokratischen Geistes. 
Leider meistens umsonst. Wohl anerkannten die Gegner 
die Redlichkeit seiner Absichten, hielten aber seine Vor- 
schläge oft für einseitig, für gewagt, wenn nicht sogar 
für gefährlich. Sie hüteten sich deshalb, Usteri im Rate 
eine einflussreiche Stelle zu gewähren, in keiner der Re- 
gierungskommissionen erhielt er den Vorsitz. Wohl zogen 
sie ihn zu allen bedeutenderen Geschäften zu und gaben 
ihn dem Gesandten sehr häufig auf die Tagsatzung als 
Ratgeber bei, da sie seine Talente nicht missen wollten, 
schenkten ihm jedoch nur soweit Gehör, als er ihren Partei- 
interessen nicht zu nahe trat. 30 ) 

Uni Usteri scharten sich im Kleinen Rate Rebmann 
von Stäfa, der den Ruf eines praktischen Finanzmannes 
genoss, 31 ) ferner a. Obereinnehmer Vogel von Zürich und 
a. Regierungsstatthalter Pfenninger von Stäfa, zwei eifrige, 
aber nicht bedeutende Demokraten, wenige Jahre auch 
Rusterholz in Unterstrass, dessen Verdienste aber mehr 
auf pädagogischem als auf politischem Gebiete liegen. 

30 ) A. B., Artikel Usteri von W. Oechsli, Bd. 39, p. 399 ff. 
Ott 34 ff. Wettstein a. a. 0. 90 ff. Escher, I, 328. Schweiz. Annalen, 
I. 293, xl. 8. f. 

«) Escher, I, 328. 
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Von den 25 Mitgliedern der Regierung waren 15 Bürger 
von Zürich, wovon sechs der ehemaligen Landesobrigkeit 
angehört hatten, zwei von Winterthur und acht von der 
Landschaft. Der Parteifarbe nach standen 20 Aristokraten 
5 Demokraten gegenüber. Das Resultat der Wahlen be- 
wies deutlich, dass die Städter beharrlich das Ziel ver- 
folgten, im Kleinen Rate ein Uebergewicht zu gewinnen, 
womit sie sich im neuen Staatsgebäude ungestört nach 
ihrem Wohlbehagen einrichten konnten. Aber mehr noch 
als die unverhältnismässig kleine Vertreterzahl in der Exe- 
kutive erbitterte die Demokraten, „den verehrungswürdigen 
Füssli mit so schnöder Parteiwut behandelt zu sehen." 32 ) 
Mit ihm hätte die Minderheit mächtig an innerem Gehalte 
gewonnen. Kein Geringerer als der Generalvikar Wessen- 
berg nennt ihn einen der edelsten, einsichtigsten und tugend- 
haftesten Menschen, 33 ) in seiner Vaterstadt aber war er 
der bestgehasste Bürger. Füssli hatte als Obmann eine 
der angesehensten Stellen innegehabt, die im alten Zürich 
zu vergeben waren, was ihn nicht hinderte, im Sommer 
1800 in den helvetischen Gesetzgebenden Rat einzutreten 
und sich als eifriger Unitarier hervorzutun. Dadurch er- 
regte er in Zürich grossen Unwillen, der seinen höchsten 
Grad erreichte durch Füsslis Zustimmung zum Beschlüsse 
des Kleinen Rates vom 11. September 1802: mit Güte oder 
Gewalt auf dem Einlass der helvetischen Truppen in Zürich 
zu bestehen. Dieser Ingrimm entlud sich nun über Füssli 
bei der Wahl der Regierung, daher der leidenschaftliche 
Kampf, der sich um seine Person entspann. Lieber noch 
gaben die Aristokraten ihre Stimmen einem Vogel, Ruster- 
holz und sogar einem Pfenninger als dem „Mordbrenner" 34 ) 
Füssli. Usteri fühlte sich durch die Uebergehung seines 
Freundes tief gekränkt und er äusserte sich im Rate in 

3 *) Luginbühl, 166. 

33 ) Wessenberg, Joh. Heinr. Füssli. 

»*) Haug, Briefwechsel Müller, 348. 
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bitteren Worten über den noch herrschenden Geist der 
Unduldsamkeit. 35 ) 

Die Sieger Hessen sich dadurch in ihrer Freude nicht 
stören. Mit Festlichkeiten aller Art, denen die französische 
Garnison militärisches Gepränge verlieh, feierte die Stadt 
die Wiedereinsetzung vieler ihrer alten aristokratischen 
Familien in die Regierungsgewalt. 36 ) Auf die Landschaft 
dagegen, die sich grossenteils um ihren Binfluss gebracht 
sah, übten die Wahlen eine ungünstige Rückwirkung aus, 
sie legten die ersten Keime der bald aufgehenden, unheil- 
bringenden Saat. 

Am 22. und 23. April wurde noch das Appellations- 
gericht bestellt. An diesen beiden Tagen traten die Partei- 
gegensätze weniger scharf hervor als an den vorher- 
gehenden; immerhin schien es der Mehrheit ratsam, ihr 
Augenmerk nicht nur auf die juristischen Kenntnisse, 
sondern auch auf die politische Gesinnung der Kandidaten 
zu richten, und sie sorgte dadurch für die Zukunft besser, 
als sie damals wohl ahnte. Vom abtretenden Kantons- 
gericht wurden in das neue Tribunal gewählt: Hans Georg 
Escher von Zürich, Kaspar Schweizer von Zürich, Konrad 
Kern von Bülach, Ludwig Meyer von Knonau von Zürich, 
David von Orell von Zürich und Joh. Jak. Gugolz von 
Horgen. Ihnen wurden noch beigesellt: a. Unterstatthalter 
Homberger von Wermatswil-Uster, a. Statthalter Hs. Kon- 
rad Wyss von Zürich, a. Gerichtsherr Meiss von Teuffen, 
a. Unterstatthalter Hofmeister von Zürich, a. Landvogt 
Scheuchzer von Zürich, a. Landvogt Escher im Letten bei 
Zürich und a. Untervogt Jakob Kienast aus dem Ries- 
bach. 37 ) Nur wenige dieser Richter hatten mehr als eine 
oberflächliche Kenntnis der Rechtswissenschaft. 



»*) Ott, 60. A. Z. 28. IV. 1803. 

™) Z. Z. 22. IV. 1803. 

»') P. d. G. R. 22. und 23. April 1803. 
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Mit dem Ende des Wahlaktes erreichten auch die 
Funktionen der Regierungskommission ihren Abschluss. 
Bürgermeister, Klein und Grosse Räte des Kantons Zürich 
verkündeten dem Volke ihre Konstituierung durch eine 
Proklamation. Sie gelobten, sich mit gewissenhafter Treue 
an die Verfassung zu halten, mit unparteilicher Sorgfalt 
über die „Gerechtigkeitspflege" zu wachen und das all- 
gemeine Beste zu fördern. Die Mitbürger forderten sie 
auf, ihnen Vertrauen zu schenken und sich untereinander 
auszusöhnen, den Friedensstörer drohten sie mit der ganzen 
Strenge des Gesetzes zu verfolgen. Zum Schlüsse erklärten 
sie die Gesetze und Verordnungen, die nicht mit der Ver- 
fassung im Widerspruch standen, als fernerhin gültig. 
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IL Die politischen Verhältnisse vom Beginn 
der Mediationszeit bis zur Unterdrückung des 

Aufstandes von 1804. 



1. Die Anfänge des aristokratischen Regimentes und die 
wachsende Misstinimnng des Landvolkes. 

Mit Eifer machte sich der Kleine Rat an die weitere 
Ausführung der von der Verfassung gegebenen Umrisse, 
um den Staat möglichst bald den Unzukömmlichkeiten, die 
jedem Uebergangsstadium anhaften, zu entreissen. Die 
Hauptarbeit fiel dabei der eigens zu diesem Zwecke auf- 
gestellten Organisationskommission zu, die sich aus den 
leistungsfähigsten Mitgliedern der Regierung zusammen- 
setzte. Schon auf den 23. Mai konnte der Grosse Rat 
wieder einberufen werden. Es wurden ihm 13 Gesetzes- 
entwürfe vorgelegt, die er im Laufe zweier Wochen, in 
Vor- und Nachmittagssitzungen, durchberiet und ge- 
nehmigte. Nach Aufhebung der Session trat der Kleine 
Rat unverzüglich an die Vervollständigung der nur die 
allgemeinen „organischen" Bestimmungen enthaltenden Ge- 
setze, so dass im Dezembter die Legislative wieder ein 
reichhaltiges Material zur Prüfung vorfand, welcher Auf- 
gabe sie sich mit der gleichen Raschheit wie im Sommer 
entledigte. Ende 1803 stand das Staatswesen, dank den 
vielen Gesetzen und Verordnungen, die einen ansehnlichen 
Band der „Offiziellen Sammlung" füllen, mehr oder weniger 
im Geiste der Verfassung geordnet da: die vollziehenden 
und richterlichen Behörden waren ernannt, allen Instanzen 
die Befugnisse zugeteilt und der Geschäftsgang vor- 
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geschrieben, auch finanzielle Hilfsquellen geschaffen. In 
einzelnen Fällen hatte sich die Regierung auf das Werk 
ihrer Väter gestützt, in andern an die Gesetze der Helvetik 
angeknüpft, sie meistens kürzend nach der Regel der alten 
Regenten, dass „die Gedanken in Kürze gefasst" weit eher 
zum Ziele führen. 

Greifbar lag schon den im Mai und Juni erlassenen 
Gesetzen die Tendenz zugrunde, den Kleinen Rat und da- 
mit die städtische Partei mit einer Machtfülle auszustatten, 
die ausreichte, das Uebergewicht der Aristokraten zu be- 
festigen. Die Regierung wurde in unumschränkterer Weise 
Lenker des Staates als in irgend einem anderen Kanton, 
selbst Bern nicht ausgenommen, so dass eine damals ge- 
läufige Redensart auf die zürcherischen Verhältnisse An- 
wendung fand. Auf die Frage: „Was siehst du in unserer 
Gesetzgeming?" erteilte man die Antwort: „Ich sehe darin 
nur den Kleinen Rat." 1 ) Die Legislative genehmigte für 
ihre Geschäftsleitung ein Reglement, 2 ) das ihr die Hände 
•band und sie, die souveräne Behörde, unter die Vormund- 
schaft der Exekutive stellte. Nach kurzer Debatte 3 ) wurde 
Artikel 6 der Verfassung dahin ausgelegt, dass die Ge- 
setzesinitiative ausschliesslich in die Kompetenz der Re- 
gierung falle und diese dem Grossen Rate die Entwürfe 
nur zu unbedingter Annahme oder Verwerfung vorzulegen 
habe. Wie die oberste Behörde kein Wörtchen an den Ge- 
setzesvorschlägen ändern durfte, um dem herrschenden 
System nicht Schranken setzen zu können, ebenso wurde 
ihr aus dem gleichen Grunde das Recht aberkannt, dem 
Kleinen Rate Aufträge zu erteilen oder von ihm Aufschlüsse 
zu verlangen. Wohl konnte sie die Niedersetzung einer 
Kommission beschliessen (der auch regelmässig Mitglieder 
der vollziehenden Gewalt angehörten), die aber lediglich 

l ) Meyer von Knonau, 161 f. 
-) 0. S., I, 42 ff. 
') R„ 25. V. 1803. 
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zu prüfen hatte, ob der Gesetzesentwurf anzunehmen oder 
zu verwerfen sei. Nach drei Tagen, während welcher 
Frist einige Abschriften der Vorlage auf dem Kanzleitisch 
zur Einsicht offen lagen, musste die Kommission Bericht 
erstatten, gleichviel ob drei oder dreissig und mehr Para- 
graphen zu durchgehen waren. 4 ) Die sich daran an- 
schliessende Diskussion fand in der alten Form der Um- 
frage statt, 5 ) die auf das Verlangen der Mehrheit wieder- 
holt wurde. Sie mag bei der mangelhaften Kenntnis des 
in Beratung gezogenen Gegenstandes oft mager genug aus- 
gefallen sein. Wollte sich aber der zur „Jasagermaschine" 
erniedrigte Grosse Rat gelegentlich aufraffen und seine 
Kräfte entfalten, so konnte der Bürgermeister im Einver- 
ständnis mit vier Ratsherren einen solchen Versuch durch 
Zurückziehung des Gesetzesvorschlages vereiteln. 6 ) Dank 
diesem Reglemente und geschickter Geschäftsführung war 
es möglich, fast an jedem Sitzungstag ein Gesetz ohne 
grosse Opposition unter Dach zu bringen. Weniger glück- 
lich war der Kleine Rat in seinem Bestreben, das 
Appellationsgericht unter seinen Einfluss zu bringen, das 
namentlich in Meyer von Knonau einen warmen Verteidiger 
seiner Selbständigkeit hatte. 7 ) Hingegen gerieten die 
niederen Tribunalien in starke Abhängigkeit von der Exe- 
kutive. Diese ernannte nicht nur die Präsidenten, Mit- 
glieder und Schreiber der Bezirksgerichte, sondern auch 
die Zunftrichter, was viele als eine Verletzung der Ver- 
fassung betrachteten, da deren Verrichtungen sich nicht 

4 ) Es kam deshalb mehr als einmal vor, dass Minderheiten den 
Verwerfungsantrag mit der Unmöglichkeit motifierten, in so kurzer 
Zeit ein gründliches Urteil fällen zu können. 

5 ) Die Organisationskommission hatte die Ersetzung der Umfrage 
mit ihren zeitraubenden Wiederholungen durch das Einschreiben der 
Redner befürwortet, war aber im Kleinen Rate mit ihrem Antrag 
nicht durchgedrungen. P. d. 0. K. 14. V. 1803. 

G ) P. d. K. R. 10. XII. 1803. 
T ) Meyer von Knonau, 164. 
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über einen ganzen Bezirk erstreckten. Sogar die Wahl 
der Friedensrichter wollte die Obrigkeit an sich ziehen, 
verzichtete aber schliesslich darauf, angesichts des starken 
Widerstandes, der sich dagegen erhob. Ohne Opposition 
wurde ihr das Recht eingeräumt, die Bezirks- und Unter- 
statthalter zu bezeichnen, dagegen fand nicht die Billigung 
Aller, dass der Statthalter die Gemeindeammänner wählte 
und so der Einfluss des Kleinen Rates indirekt bis in die 
Gemeinden reichte. In schroffen Gegensatz gegen die laut 
gewordenen Völkswünsche setzte sich die gesetzgebende 
Behörde durch die Aufstellung von nur fünf Bezirks- 
gerichten. Umsonst machten zahlreiche Petitionen auf die 
Uebelstände grosser Gerichtskreise aufmerksam, die Re- 
gierung befürchtete, der Grosse Rat möchte sich bei der 
Abgrenzung kleinerer Gebiete das Wahlrecht der Bezirks- 
behörden selbst aneignen, und ausserdem betrafen die Nach- 
teile die Stadt nicht, 8 ) Gründe genug, sich über die Be- 
gehren der Landschaft hinwegzusetzen. Aus früher ge- 
nannten politischen Rücksichten 9 ) schenkte die Mehrheit 
auch den Bitten um eine gerechtere Zunfteinteilung, als 
sie die Regierungskommission für gut befunden hatte, keine 
Beachtung. So war schon nach wenigen Monaten nicht 
mehr zweifelhaft, dass die das Steuerruder haltende Partei 
ihr Interesse als Wegweiser nahm. Gegen diese reaktionäre 
Strömung stemmten sich die Republikaner im Kleinen und 
Grossen Rate vergeblich. Mochten Usteri und seine An- 
hänger ihre ganze Logik und Beredsamkeit für die Ver- 
fechtung ihres fortschrittlichen Standpunktes aufwenden, 
sobald die Städter mit dem Bürgermeister an der Spitze 
sich dagegen erhoben, war ihre Niederlage besiegelt. Der 
Vorwurf, den ein Demokrat den andersgesinnten Landgross- 
räten machte, dass sie zu allem, was ihnen Hans von Rein- 

8 ) Meyer von Knonau, 166. Vergl. Art. 5 der Verfassung, p. Ii 
und f. 

») Vergl. p. 26. 
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hard als gut pries, Ja und Amen sagten, 10 ) war nicht un- 
begründet, leisteten sie diesem, wie wir bald sehen werden, 
doch noch getreue Gefolgschaft, als es .galt, direkt gegen 
die Interessen und Wünsche der Bauernschaft vorzugehen. 

Verschiedene Umstände machen dies erklärlich. Ein- 
mal konnte die Regierung auf die meisten von ihr ab- 
hängigen Beamten zählen, von denen viele im Grossen Rate 
sassen, dann standen viele Repräsentanten vom Lande unter 
dem Banne der grösseren Geschäftskenntnis, der höheren 
Bildung und der angesehenen Namen der Stadtbürger, um 
so mehr, als es der aristokratischen Partei gelungen war, 
Leute in die Legislative einzuschmuggeln, die wohl über 
viel „Materielles", aber wenig „Geistiges" verfügten. In 
der Not griff man auch wieder zu den schon in der Wahl- 
kampagne bewährten Mitteln, nur gab man ihnen einen 
feineren Anstrich. So erzählt uns Escher, der spätere 
Oberamtmann von Grüningen, in seiner originellen Weise: 
„Lavater wusste solche Leute (Grossräte vom Lande) ganz 
zu zähmen, indem er öfter vier bis sechs derselben auf 
seine Kosten in einer „Drucke" (Droschke), wie er sich 
spottweise ausdrückte, verpackte und an irgend einem ge- 
eigneten Ort regalisierte, bis sie vom heiligen Geist er- 
füllt waren." 11 ) Nachteilig wirkten auch die wochenlangen 
Sitzungen des Grossen Rates, wodurch die Vertreter der 
Landschaft bei den damaligen Verkehrsverhältnissen längere 
Zeit ihren Privatgeschäften entzogen wurden, für welches 
Opfer die ausgelosten Mitglieder nach der Verfassung keine 
Entschädigung beziehen durften und die direkt Gewählten 
im günstigsten Falle minime Taggelder erhielten. Meistens 
kehrten deshalb die Landbürger vor Schluss der Beratungen 
nach Hause, manchmal in solcher Zahl, dass man nur durch 
Aufbietung aller in der Stadt wohnenden Grossräte die 

i°) Leuthy, I, 296. 
») Escher, I, 52 f. 
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absolute Mehrheit zusammenbrachte oder gar wegen Be- 
schlussunfähigkeit die Versammlung vor der Erledigung 
der Traktanden auflösen musste. 

Der Kleine Rat zauderte nicht, aus den im Sommer 1803 
genehmigten Gesetzen die praktischen Konsequenzen zu 
ziehen. Aus den Bezirks- und Zunftrichterwahlen gingen 
mit geringen Ausnahmen nur Männer hervor, die sich be- 
reits als unbedingte Anhänger des herrschenden Systemes 
ausgewiesen hatten. 12 ) Die Distriktskommissäre und Ad- 
junkte konnten als Bezirks- und Unterstatthalter an ihren 
Stellen belassen werden, da die Regierungskommission eine 
gute Auslese getroffen hatte. Bei der Ernennung der Ge- 
meindeammänner wurde die von der Regierung empfohlene 
vorsichtige Auswahl 13 ) so weit getrieben, dass von den 
helvetischen Agenten beinahe keiner Gnade fand. Es 
konnte nicht ausbleiben, dass bei der Maxime, in erster 
Linie auf volle Ergebenheit und erst in zweiter auf Charakter 
und Begabung zu achten, neben wenigen fähigen Köpfen 
herzlich unbedeutende Personen zu Aemtern gelangten. 
Einige Behörden benahmen sich so ungeschickt, dass sie 
den Volkswitz herausforderten. So wurde, wie der ge- 
treue Berichterstatter dieser Zeit erzählt, 11 ) ein Bezirks- 
gericht das „Millionsgericht" genannt, „weil die sechs 
Richter ausser dem Präsidenten blosse Nullen seien." 

Wie das politische war auch das gesellschaftliche Leben 
vom aristokratischen Geiste beherrscht. Obwohl Stadt- und 
Landbürger rechtlich gleichgestellt waren, erfüllte doch 
die ersteren „ein hochmütiges Gefühl der vornehmeren 
Klasse." IÄ ) Sie kramten wieder ihre Adelstitel hervor und 



12) A. Z. 6. VII. 1803. 

») p. d. K. R. 25. VI. 1803. 

u ) Meyer von Knonau, 165. 

1Ä ) Bluntschli, Denkwürdigkeiten, 13. Vial an d. franz. Minister 
in Monnard, XV, 44. 
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nahmen die vornehme Miene und das steife Wesen der 
ehemaligen Magistrate an. 

Sollte da nicht der Republikaner, der für Freiheit und 
Gleichheit gestritten hatte, mit steigendem Missvergnügen 
den Gang der Dinge verfolgen, der ihm fast jeden Tag neue 
Enttäuschungen brachte? Die Hintansetzung des all- 
gemeinen Staatswohles gegenüber den Parteiinteressen und 
die gnädige Behandlung von oben herab mussten die kaum 
vernarbte Wunde der Zwietracht zwischen Stadt und Land 
wieder aufreissen und bei der Landbevölkerung Misstrauen 
und Hass erregen. „Das Gefühl, verkürzt und bevormundet 
zu sein, erwachte wieder, in den Massen regte sich ein 
dumpfer Groll, den schöne Worte und berechtigte Hoff- 
nungen zum Schweigen gebracht, aber nicht befriedigt 
hatten." 16 ) Nicht so gefügig wie in anderen Kantonen 
wollte sich das zürcherische Volk das alte Joch auflegen 
lassen, der Grundsatz der Rechtsgleichheit hatte zu tief 
Wurzel gefasst. Noch dachte zwar niemand ernstlich an 
Ungehorsam gegen Gesetze und Verordnungen, die „Zürcher 
Freitagszeitung" konnte sogar berichten, dass die „Ver- 
leihung" der Zehnten vortrefflich von statten gehe. 17 ) Doch 
waren das aufmerksame Horchen auf Gerüchte von be- 
vorstehenden Veränderungen und die Leichtgläubigkeit, 
mit der solche Nachrichten als bare Münze gewertet wurden, 
deutliche Zeichen der Unzufriedenheit mit dem Regiment. 
Uebrigens hegte man auch in aristokratischen Kreisen 
Zweifel über eine längere Dauer der Mediationsakte bei 
den ehrgeizigen Plänen des ersten Konsuls. Während aber 
die Städter über die Unbeständigkeit der Dinge klagten 
und bei solchen Gesprächen traurig die Köpfe hängen 
Hessen, wünschten die wieder in Aufregung geratenen 
Patrioten den Umsturz der Zustände herbei, nicht durch 



16 ) Strickler, Geschichte der Gemeinde Horgen, 324. 
") Z. F. Z. 22. VII. 1803. 
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eine innere Bewegung, sondern durch den Vermittler selbst. 
Die gütige Fama kam dem Verlangen entgegen und streute 
ihre tollsten, albernsten Gaben aus, welche die gespannten 
Gemüter noch mehr verwirrten. Der erste Konsul, hiess 
es, sei mit seinem Werke unzufrieden und wolle die Grund- 
lagen desselben im Sinne des Einheitssystems ändern. Ney 
sei beauftragt, der Tagsatzung die betreffenden Er- 
öffnungen zu machen. 18 ) Vergeblich schrieb Reinhard, der 
als Gesandter in Freiburg weilte, nach Hause, „dass alle 
vorläufigen Berichte über die auswärtigen Verhältnisse sehr 
beruhigend sind, um die boshaften Gerüchte, die bei uns 
coursieren, aus dem Grunde zu zerstreuen," 19 ) umsonst 
brachten die Zeitungen zur Beschämung derjenigen, die 
au der günstigen Gesinnung des ersten Konsuls „gegen 
die dermalige Organisation unseres Vaterlandes" zweifelten, 
den schmeichelhaften Wortlaut der Antwort Bonapartes auf 
das Dankschreiben des Grossen Rates für die Vermitt- 
lung. 2 ") Die Verlängerung der Tagsatzung, die Verzöge- 
rung der Unterzeichnung des Allianztraktates und der 
Militär kapitulation steigerten die Empfänglichkeit für die 
umlaufenden Gerüchte, 21 ) musste doch die „Zürcher Frei- 
tagszeitung" am 7. Oktober berichten: „Die Gesandten von 
Freiburg sind alle ab- und in ihre Heimat zurückgereist, 
also nicht arretiert worden, wie boshafte Lügnerzungen 
dem dummen Pöbel vorschwatzen." Die Regierung spürte 
eifrig nach den Verbreitern solcher Gerüchte, „welche die 
Ruhe des Kantons gefährden." Schon im Mai wurden die 
Vollziehungsbeamten zu „verdoppelter Aufmerksamkeit" an- 
gespornt,--) und als dann der Staatsrat von Bern mitteilte, 
dass ein vorgeblich abgeänderter Verfassungsentwurf in 

A. Z. 3. VII. 1803. 

Akten L. 62, 1. St. A. Z. 
*°) Z. F. Z. 15. VII. 1803. Z. Z. 12. VII. 1803. 
») A. Z. 2. X. 1803. 

P. d. J. u. P. K. 3. V. 1803. 
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zürcherischen Gegenden herumgeboten werde, forderte der 
Kleine Rat die Statthalter auf, auf alle schriftlichen oder 
mündlichen Aeusserungen und Reizungen, teils unmittel- 
bar, teils durch das Mittel der Gemeindevollziehungsbearaten 
das schärfste Augenmerk zu richten. 23 ) Kaum war diese 
Mahnung am 25. Juni abgegangen, als vom Bezirksstatt- 
halter Frick von Knonau die Nachricht einlief, dass eine 
Konstitution in seine Hände geraten sei, die angeblich von 
General Rapp herrühre und nach welcher Zehnten und Grund- 
zinse unentgeltlich abgeschafft und die ehemals aristo- 
kratischen Kantone wieder unter ein Einheitssystem ge- 
bracht werden. 24 ) Das war nun ein guter Fang, denn an- 
gesehene Patrioten konnten dadurch in einen Kriminal- 
prozess verwickelt werden, a. Statthalter Haug in Otten- 
bach hatte von einem Freunde in Bern die aufgefangene 
„bedenkliche Neuheit*' erhalten. Der Brief wurde von 
a. Distriktgerichtsschreiber Syz abgeschrieben und die 
Kopien besonders durch Grossrat Kleiner und Jakob Kleiner, 
genannt Knab, in Mettmenstetten verbreitet. Das aus 
Männern vom See und aus dem „Amt" zusammengesetzte 
Bezirksgericht Horgen, an das der Fall zunächst gelangte, 
befolgte gehorsam den von der Obrigkeit kurz zuvor er- 
haltenen Wink, wichtige Fälle lieber an das Obergericht 
zu weisen, als selbst beseitigen zu wollen. 2 ') Die Angeklagten 
wurden als Staatsverbrecher dem Appellationsgericht über- 
geben. Dieses nahm den Prozess am 3. September an, wo- 
bei es die Frage umging, ob wirklich ein Staatsverbrechen 
vorliege, weil das noch in Kraft stehende helvetische 
Kriminalgesetz die „Verbreitung böser Gerüchte" nicht als 
solches qualifizierte, folglich die höchste Instanz nicht hätte 
darauf eintreten können. Am gleichen Tag räumte übrigens 
der Kleine Rat das Hindernis aus dem Weg, indem er 

23 ) P. d. K. R. 25. VI. 1803. 
**) P. d. K. R. 28. VI. 1803. 
«) P. d. K. R. 25. VI. 1803. 

Brunner, Der Kt. Zillich i d. Mediationszeit. 4 
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eigenmächtig das peinliche Gesetzbuch aufhob, ohne es 
durch ein anderes zu ersetzen. 26 ) Bei der Ausmessung der 
Strafe war der Richter nun an keine Schranken mehr ge- 
bunden; in politisch bewegter Zeit musste eine solche Frei- 
heit verführerisch wirken. Davon zeugte das Urteil, das 
am 27. Dezember über die seit mehr als vier Monaten in 
Verhaft gesessenen beiden Kleiner und Syz gefällt wurde. 
Obwohl aus den Akten, wie der Verteidiger hervorhob, 
nichts anderes hervorging, als dass „ein einfältiger, un- 
überlegter Glaube und eine leichtsinnige Mitteilung des 
Geglaubten an andere die Ursache ihres Benehmens war," 
musste Jakob Kleiner, genannt Knab, seine Unbesonnen- 
heit mit zwei Jahren Zuchthaus büssen. Grossrat Kleiner 
wurde seiner Ehrenstelle entsetzt und vier Jahre, Syz sechs 
Jahre im Aktivbürgerrecht eingestellt, beide hatten die 
Verhafts- und Prozesskosten zu bezahlen. Drei weniger 
Belastete kamen mit Bussen von 100, 80 und 60 Franken 
davon. 27 ) 

Die Regierung glaubte wohl, durch die Statuierung 
solcher „Exempel" den Unzufriedenen deutlich genug die 
Lehre erteilt zu haben: „Wer klug ist, lerne schweigen 
und gehorchen," wenigstens schritten die Landesväter auf 
dem eingeschlagenen Pfade unerschrocken weiter. Die 
Wintersession des Grossen Rates brachte einige Gesetze, 
welche die von der Helvetik gewährte Gemeindefreiheit 
wieder empfindlich einschränkten. An den Orten, wo das 
Kirchenpatronat nicht Privatpersonen oder Korporationen 
zustand, masste sich der Staat das Kollaturrecht an, den 
Gemeinden wurde nicht einmal die Befugnis eingeräumt, 
Vorschläge für ihre Seelsorger einreichen zu dürfen. Das 
Volk befürchtete mit vollem Recht, dass bei der Wahl 
der Pfarrer durch den Kleinen Rat Protektion und Politik 

26 ) P. d. K. R. 3. IX. 1803. Oechali, I, 483. 
2 ") St. A. Z. Akten M, 1. 1. A. Z. 29. VIII., 22. IX. 1803. 
9. I. 1804. Oechsli, I, 482 f. 
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eine grosse Rolle spielen und nur die als heimliche Auf- 
laurer verhassten geistlichen Stadtherren die Kanzeln be- 
steigen werden. Noch grösseren Unwillen erregte die Schul- 
ordnung „für die Landschaft des Kantons Zürich." „Ein 
Schulgesetz für das Land, ist das Gleichheit," fragte später 
der Insurgentenführer Willi den Leutpriester Kramer, der 
ihn auf den Tod vorbereitete, „die Bauern sollen andere 
Gesetze haben als die Herren, diese sollen weise und ver- 
ständig werden und die Bauern, wenn es noch gut geht, 
von einem einfältigen Lehrer lesen und schreiben lernen? 
Hat nur ein Bauernknab ein bischen mehr Verstand und 
der Vater Vermögen, so darf er ihm keinen andern als den 
Dorfunterricht erteilen lassen, wenn er nicht unangenehme 
Auftritte erleben und am Ende überall abgewiesen zu 
werden besorgen will." 28 ) Die Beschränkung der Bildungs- 
gelegenheit und der Entzug der Lehrerwahlen kränkte den 
aufgeklärten Teil der Landbevölkerung, dem eine Hebung 
des Schulwesens sehr am Herzen lag. Andere Kreise 
fühlten sich durch die Herstellung der Ehehaften in ihren 
Interessen verletzt. Nichts charakterisiert aber den Geist 
der Zeit besser als die gesetzliche Bewilligung der Aus- 
peitschung von Angeklagten und der Anwendung noch 
schärferer Inquisitionsmittel. Beinahe hätten sogar die 
Zürcher wieder das Schauspiel einer Radflechtung er- 
lebt. 29 ) 

Den Stein ins Rollen brachten Jedoch die Loskaufs- 
gesetze der Zehnten und Grundzinse, auf die hier deshalb 
genauer eingetreten werden soll. Schon in der Entstehungs- 
zeit der Mediationsakte waren die Parteien wegen der 
Zehntenfrage hart aneinandergeraten. Der erste Konsul 
erklärte schliesslich die Zehnten und Grundzinse für los- 
käuflich „zum wahren Werte". Mit der Ausmittlung des- 

28 ) Leuthy, Bockenkrieg, 207. 
0. S. I, 174. Oechsli, I, 483. 
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selben beeilte man sich in Zürich nicht. Erst am 23. Juni, 
zu einer Zeit, wo anderwärts die betreffenden Gesetze 
schon erlassen waren, setzte man hiefür eine Kommission 
ein. 30 ) Nachdem die Finanzkommission und der Kleine Rat 
die Entwürfe durchberaten hatten, begann am 21. Dezember 
im Grossen Rat die Diskussion über das „Gesetz betreffend 
den Loskauf des grossen trockenen Zehntens". 31 ) Dasselbe 
suchte den Loskauf zu erschweren, indem es den Loskaufs- 
preis auf das 25 fache des durchschnittlichen Jahresertrages 
ansetzte, den letzteren berechnet nach den Erträgnissen 
der Jahre 1774 bis 1797, wovon die zwei besten und die 
zwei schlechtesten Jahre gestrichen wurden. Auf diese 
Weise erhielt man für den Mütt Kernen einen Loskaufs- 
preis von 125 fl. (Z. W.) oder 200 Franken (a. W.). Be- 
trug der Zehnten nicht mehr als zehn Stück (ä 5 Gl.), so . 
musste die ganze Loskaufssumme im Jahr der Aufkündigung, 
bei 10 bis 30 Stücken in drei, bei 30 bis 100 Stücken in 
sechs und bei mehr als 100 Stücken in acht jährlichen, 
gleichmässigen Raten bezahlt werden. Das restierende 
Kapital war zu 4«/o zu verzinsen. Die Aufkündigung konnte 
nur durch einen ganzen Zehntenbezirk erfolgen, nachdem 
in diesem die Mehrheit der Zehntpflichtigen, die auch mehr 
als die Hälfte des Zehntens entrichtete, dem Loskaufs- 
begehren zugestimmt hatte. 

Beide Parteien erkannten voll und ganz die grosse 
Tragweite des zu fällenden Entscheides, das bewiesen die 
ungewöhnlich starke Zahl der anwesenden Mitglieder des 
Grossen Rates (gegen 170) und der Eifer, mit dem für 
und gegen die Gesetzesvorlage gesprochen wurde. Die 
Redner der aristokratischen Majorität verteidigten den Ent- 
wurf mit aller Kraft, als handelte es sich mit der Annahme 



3°) P. d. F. K. 23. VI. 1803. 
3i) 0. S. I, 261 ff. 
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oder Verwerfung desselben um Sein oder Nichtsein des 
neu geschaffenen Staates. Es war allerdings nicht zu 
leugnen, dass je nach dem Ausfall der Abstimmung sozu- 
sagen keine oder eine tiefgreifende Veränderung in der 
Landesverwaltung eintreten musste, denn die Natural- 
gefälle bildeten den grössern Teil der öffentlichen Einkünfte. 
Mit der Erwerbung der Herrschaften und der Aufhebung 
der Klöster war die Obrigkeit in den Besitz von Zehnten 
gelangt, die einen Kapitalwert von etwa 7 Millionen 
Franken repräsentierten. Diese Grundlasten betrachtete 
die städtische Partei als den unantastbaren, von Generation 
auf Generation übergehenden Grundstock des Staatsver- 
mögens, der allein allen Gefahren trotzen und immer seinen 
inneren Wert beibehalten könne. „Kein denkbarer Ersatz 
des Zehntens biete jene Sicherheit des Kapitals und jene 
Sicherheit des mit dem Bedürfnis der fortschreitenden Zeit 
auch fortschreitenden verhältnismässigen Ertrages der 
Zehnten dar," das war die Quintessenz der Argumentation 
für die Beibehaltung der Naturalwirtschaft, und kluger- 
weise berief sich dabei die Majorität auf die Erfahrungen 
der neuesten Zeit. Die Wegführung des liquiden Staats- 
schatzes durch die Franzosen, die Verwendung der Wert- 
titel für die Liquidation der Nationalschuld sprachen aller- 
dings nicht für die Kapitalisierung der Naturalgefälle; 
ferner mochten einerseits die finanzielle Bedrängnis, in der 
sich die helvetische Regierung fortwährend befunden hatte, 
der Hast der Bevölkerung gegen die direkten Steuern und 
anderseits die Aeufnung der Vorräte unter dem alten 
Regiment in den Augen Vieler den Worten der Aristo- 
kraten den Anschein des Wahren geben. Sie sahen die 
Ursache des finanziell erfreulichen Abschlusses der einen 
Epoche und des ungünstigen der andern in der Ver- 
schiedenheit der Finanzpolitik und zogen daraus den 
Schluss, dass das Prinzip der Sparsamkeit nur mit der 
Naturalwirtschaft vereinbar sei. 
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Aber nicht nur um das unmittelbare Eigentum war 
der Regierung beim Loskauf der Zehnten bange, sondern 
auch um die Ausstattung der Kranken-, Armen- und Er- 
ziehungsanstalten, deren wichtigste Einnahmsquellen eben- 
falls die Naturalgefälle waren und die gleichfalls in den 
letzten Jahren schwere ökonomische Verluste erlitten 
hatten. Aus diesen Erwägungen und Befürchtungen war 
der skizzierte Gesetzesvorschlag hervorgegangen, von dem 
die Aristokraten behaupteten, er /öffne dem den Loskauf 
Verlangenden den gesetzlichen Weg, bestimme den wahren 
und gerechten Loskaufspreis und erfülle somit die Forde- 
rung der Verfassung. 

Die demokratische Minorität vertrat nicht minder leb- 
haft den Standpunkt, dass der dem Grossen Rat vorgelegte 
Entwurf mit der Mediationsakte nicht übereinstimme, weil 
die den Loskauf begehrenden Minderheiten der Zehnt- 
bezirke die auf ihrem Boden haftenden Lasten nicht auf- 
kündigen könnten und bei der Kapitalisierung das Inter- 
esse der Dezimatoren gegenüber demjenigen der Abgabe- 
pflichtigen bevorzugt werde. Die Verfassung, betonten 
die Führer der Landpartei, habe die Loskäuflichkeit der 
Zehnten darum ausgesprochen, um dem Gesetzgeber einen 
Wink zu erteilen, ,,den wirklichen Loskauf iener Gefälle, 
jedoch ohne eigentliche Beeinträchtigung ihrer Besitzer, 
wirklich zustande zu bringen." Die gleichen Redner gaben 
ihren Gegnern deutlich zu verstehen, dass nur durch die 
definitive Beseitigung der Zehntenfrage dauernd Ruhe und 
Ordnung auf der Landschaft einkehre. Ferner erklärten 
sie die Ablösung der Grundlasten für die Wohlfahrt nicht 
nur des Einzelnen, sondern auch des Ganzen als förder- 
lich, sich auf den Satz stützend, „die Aufhebung des 
Zehntensystems ist der Aufnahme der Landeskultur günstig, 
folglich mit dem wohlberechneten Interesse der Staats- 
ökonomie verträglich." Den Glauben an die felsenfeste 
Sicherheit des Zehnteigentums suchten sie zu erschüttern 
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durch die Erinnerung an die Sistierung des Zehnten- 
bezuges im Jahre 1798 und die Schilderung der unter dem 
Landvolk verbreiteten Misstimmung gegen die drückenden 
Ueberreste der vorrevolutionären Zeit. Die Minorität hielt 
deshalb zum Loskauf der Grundlasten verpflichtende Be- 
stimmungen für das Rationellste, zum mindesten sollte das 
Gesetz die freiwillige Ablösung eher erleichtern als er- 
schweren. Wie ein den Demokraten genehmer Entwurf ab- 
gefasst sein müsste, darüber machten diese vorläufig 
einige Andeutungen. Sie schlugen das 20 fache des Jahres- 
ertrages als Loskaufspreis vor, da dieser Ansatz dem all- 
gemein üblichen Zinsfuss von 5«/o entspreche, und 
wünschten durch günstigere Abzahlungsbedingungen auch 
dem Kleinbauer die Befreiung von den Gefällen zu er- 
möglichen: der Ertrag des Zehntens solle in einen fixen 
Geldzins verwandelt werden und 'vom Kapital hätten die 
Zehntpflichtigen alljährlich 1<>/o abzubezahlen, so dass in 
50 Jahren die Schuld getilgt wäre. 

Diese in Aussicht gestellten Erleichterungen verfingen 
bei der aristokratisch gesinnten Bauern nicht, der Ge- 
setzesentwurf wurde am 20. Dezember mit 97 gegen 60 
Stimmen angenommen. 32 ) 

Erbittert über diesen Ausgang des Parteikampfes 
kehrten mehrere Landleute nach Hause, während der 
grössere Teil ausharrte und bei den folgenden Beratungen 
un entmutigt die Opposition erneuerte, die nicht wirkungs- 
los bei den Aristokraten abprallte. Beim Gesetz über den 
Loskauf der Grund-, Boden- und Erblehenzinse hielt zwar 
der Kleine Rat an dem 25 fachen des in diesem Fall fixen 
Jahreszinses als Loskaufspreis fest, erniedrigte aber in 
letzter Stunde durch Erhöhung des Abzuges für Per- 
ceptionskosten die Ansätze um 6 2 / 3 °/o, so dass die Loskauf s- 

P. d. G. R. 20. XH. 1803. P. d. K. R. 6. u. 8. XII. 1803. 
P. d. F. K. 28. XI. 1803. P. d. K. d. G. R. 14. XII. 1803. A. Z. 6. I. 
1804. 
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summe für den Mütt Kernen 140 fl. betrug. In dieser 
Form wurde das Gesetz am 22. Dezember mit 92 gegen 
42 Stimmen genehmigt. 33 ) 

Am gleichen Tage verlieh der Grosse Rat mit 91 
gegen 37 Stimmen dem Entwurf über den Loskauf des 
nassen Zehntens Gesetzeskraft und erklärte damit den 
Weinzehnten für ablösbar um das 25 fache des mittleren 
Jahresertrages, wie ihn die Zeit von 1774 bis 1797 nach 
Streichung der zwei besten und der zwei schlechtesten 
Jahrgänge ergab. Der schwer zu berechnende Geldwert 
sollte im kommenden Mai bestimmt werden. 34 ) 

Um die hochgehenden Wogen der Unzufriedenheit 
einigermassen zu glätten, unterbreitete die Exekutive am 
23. Dezember dem Grossen Bat ein „Gesetz, betreffend 
die fortdauernde Aufhebung des kleinen Zehntens." Ob- 
wohl seit der unentgeltlichen Abschaffung am 10. No- 
vember 1798 der kleine Zehnten nie mehr gefordert 
worden war, weder von den Unitariern noch von den 
Föderalisten, gab es noch Städter, die behaupteten, der 
grösste Teil des Volkes könne nichts anderes erwarten, 
„als dass der kleine Zehnten wie der grosse angesehen 
und behandelt würde," andere verlangten, dass der Staat 
die Privatdezimatoren und „fremden" Grundeigentümer für 
den Ausfall der kleinen Zehnten entschädige. Der lebhafte 
Widerstand war umsonst, die Demokraten und die Mehr- 
zahl der Aristokraten unterstützten den Kleinen Rat; 85 
Stimmen waren für Annahme und nur 35 für Verwerfung 
des Gesetzes. 35 ) Das Opfer, welches damit dem Lande ge- 



* 3 ) 0. S. I, 273 ff. P. d. K. R. 8. u. 21. XII. 1803. P. d, G. R. 
22. XII. 1803. 

w> 0. S. I, 269 ff. P. d. K. R. 17. XII. 1803. P. d. G. R. 22. XII. 

1803. 

:5i ) P. d. F. K. 30. XI. 1803. P. d. K. R. 8. XII. 1803. P. d, G. 
R. 23. XII. 1803. P. d. K. d. G. R. 21. XII. 1803. 0. S. I, 272, 
Meyer von Knonau, 163. 
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bracht wurde, war übrigens gar nicht erheblich, indem, wie 
W. Oechsli hervorhebt, „das zürcherische Gesetz die Erd- 
äpfel-, Emd- und Kleezehnten, die das helvetische unter 
den kleinen Zehnten rubriziert hatte, zum grossen rechnete, 
also bis zu ihrer Ablösung wieder neu einführte." 36 ) 

Die Zehntenloskaufsgesetze brachten der gedrückten 
Bauersame eine herbe Enttäuschung. Am liebsten hätte 
natürlich der Landwirt die Abschaffung der verhassten 
Grundlasten ohne jedes oder gegen ein höchst geringes 
Entgelt gesehen, wie es in Frankreich und selbst in einem 
Teil der Schweiz, nämlich in der Waadt geschehen. Er 
war aber auch zu der billigen Entschädigung bereit, 
welche die demokratische Minderheit im Grossen Rate be- 
antragte und von den neuen Kantonen, denen es nicht an 
Finanzsorgen mangelte, wirklich festgesetzt worden war. 
Doch eine Ueberschreitung dieser äussersten Grenze, wie 
sie die jüngsten Beschlüsse der Legislative bedingten, 
schien ihm im höchsten Grade unbillig und ungerecht. 
Heftiger Unwille über den hohen Loskaufspreis erfasste 
die Gemüter landauf, landab, ohne Unterschied der Parteien. 
Der Bauer war erzürnt, dass die schwere Bürde der Grund- 
lasten auf seinen Schultern liegen bleiben sollte, dass er 
den sehnlichsten Wunsch, auf seinem Grund und Boden 
Herr und Meister zu sein, nicht oder nur mit schweren 
Geldopfern erfüllen konnte. Am entrüstetsten zeigten sich 
die Landleute, die bei der Insurrektion von 1802 die Stadt 
unterstützt hatten, sie klagten laut über den Undank der 
Obrigkeit, über die Nichterfüllung gegebener Versprechen. 17 ) 

Um diese Zeit erkundigte sich der Landammann 
"Wattenwyl von Bern, der den ersten Konsul um die gänz- 
liche Zurückziehung der französischen Soldaten zu er- 
suchen beabsichtigte, bei den Kantonsregierungen über die 



3ß ) Oechsli, I, 484. 
»«) A. Z. 6. III. 1803. 
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Stimmung des Volkes. Bevor aber diese antworten konnten, 
kündigte der Kriegsminister Berthier am 2. Februar 1804 
die Räumung der Schweiz von den Okkupationstruppen an, 
mit der Aufsehen erregenden Versicherung, der erste Konsul 
werde keine Opfer scheuen, wenn die fränkischen Soldaten 
wieder zur Handhabung der öffentlichen Ruhe und zur Auf- 
rechterhaltung der Mediationsakte notwendig werden 
sollten. Wenige Tage später, am 8. Februar, verliess 
wirklich die französische Besatzung das Gebiet des 
Kantons. 38 ) Mit gemischten Gefühlen sahen gewiss die 
zürcherischen Regenten die welschen Gäste abziehen, die 
ihnen schätzbare Dienste geleistet, aber durch Eingriffe 
in die Gewalt der Zivilbehörden auch manchen Verdruss 
bereitet hatten. Nur zu oft hatte sich der französische 
Platzkommandant als Herr im Lande gefühlt und nicht 
nur Konflikte zwischen Soldaten und Bürgern entschieden, 
sondern war auch als Richter aufgetreten, wenn ansässige 
Franzosen Klagen gegen Einheimische anhoben v 39 ) Machten 
solche und ähnliche Anmassungen die Beschützer bei den 
obersten Klassen unbeliebt, so brachte das Volk den Söhnen 
der Schwesterrepublik keine Sympathien entgegen, weil es 
für ihre Unterkunft und häufig für ihren Unterhalt zu 
sorgen hatte, wofür kaum je eine Entschädigung zu er- 
warten war. Der Staat trug nichts an diese Lasten bei, 
er lehnte auch eine Verteilung derselben auf die Gemeinden 
ab. Von den Städten Zürich und Winterthur und ihren 
Umgebungen, die unter starken Einquartierungen zu leiden 
hatten, gingen deshalb immer dringendere Gesuche um 
freundnachbarliche Verschiebung der Truppen ein; die 
französischen Generäle antworteten gewöhnlich mit Ver- 
tröstungen auf den baldigen Rückzug der Besatzung aus 
der Schweiz. Ohne Verluste blieb aber auch die Staats- 
kasse nicht. Die Regierung sperrte sich umsonst gegen 

Z. F. Z. 10. II. 1804. 
s 9 ) P. d. J. u. P. K. 1803. 
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die Zumutung, für die in den Kantonen Zürich, Glarus, 
Schaffhausen und Thurgau stehenden Truppen ein Lazarett 
einzurichten. Um die beträchtlichen Ausgaben nicht allein 
decken zu müssen, verlangte Zürich beim Landammann der 
Schweiz, dass entweder die übrigen Kantone, für die das 
Militärspital ebenfalls bestimmt war, einen verhältnis- 
mässigen Beitrag entrichten oder die Zentralregierung die 
Kosten bestreite. Die Bitte wurde abgewiesen, ebenso von 
der Tagsatzung, an die man sich nachher wandte. 40 ) Da- 
durch erlitt die Staatskasse eine Einbusse von mehr als 
30,000 Franken. 41 ) 

Nach dem Abzug der Franzosen meinte ein Stadt- 
zürcher: „Nun wirds erst recht lustig werden, unsere 
lieben „Züribieter" zu regieren." 42 ) Er sollte nicht falsch 
prophezeit haben, dank der unklugen Haltung der Obrig- 
keit, die einen provozierenden Schritt nach dem andern 
beging, bis das Gewitter sich über ihrem Haupte entlud. 

Das Landvolk wollte der Regierung offen und deutlich 
seine Unzufriedenheit mit den neuesten Gesetzen zu er- 
kennen geben und sie um Abhilfe seiner Beschwerden er- 
suchen. Es reichte zu diesem Zwecke Petitionen ein, wie 
es in den Revolutionsjahren massenhaft geschehen und was 
auch durch die neue Verfassung nicht verboten war. Die 
Bewegung nahm ihren Anfang in einer sonst gut aristo- 
kratisch gesinnten Gegend. Mitte Januar 1804 beauftragte 
die Gemeinde Andelfingen ihre Vorsteher, in Verbindung 
mit einem Ausschusse ein Memorial für di<e Herabsetzung 
der Loskaufspreise zu entwerfen, es sollte „weder zu 
kriechend noch zu trotzend" sein. In der Tat, zeichnete 
sich die bald vollendete Bittschrift 43 ) durch eine feste und 
männliche, aber auch ehrerbietige und vor allem sachliche 

40 ) P. d. K. R. 9. u. 31. V. 1803. Kaiser, 37. 

41 ) Staatsrechnung von 1803. St. A. Z. 

*-) Dierauer, Briefwechsel Steinmüller, 194. 
* 3 ) Abgedruckt bei Leuthy, Bockenkrieg f 18 ff. 



Digitized by Google 



— 60 - 

Sprache aus, was hauptsächlich der Mitarbeit des Gross- 
rats und Friedensrichters Keller von Benk in Dägerlen 
zuzuschreiben war. Die Petition wurde im äusseren Teil 
des Bezirkes Winterthur herumgeboten und fand überall 
günstige Aufnahme, so dass sie bis zum 28. Februar die 
Genehmigung der Gemeindeversammlungen von Andel- 
fingen, Ossingen, Flaach, Berg und Dorf erhalten hatte. 
Am 3. März gelangte das Memorial in die Hände des Kleinen 
Rates, der dessen Inhalt bereits seit zwei Tagen kannte, 
weil ihm vom Unterstatthalter Ganz in Rorbas eine Ab- 
schrift, die man im Bezirk Bülach verbreitet hatte, zu- 
gestellt worden war. 44 ) Verschiedene Umstände schienen 
der Denkschrift ein günstiges Schicksal zu verheissen. Ein- 
mal stammte sie aus sonst regierungsfreundlichen Kreisen, 
dann kam ihr um so mehr Bedeutung zu, als wohl fünf 
Sechstel der Landbevölkerung mit Spannung auf die Be- 
friedigung der gestellten Begehren harrte, 45 ) und endlich 
war das herrschende System ja seit etwa zwei Wochen 
der besten Stütze, der französischen Truppen, beraubt. 
Darauf nahm jedoch die Regierung keine Rücksicht. Sie 
wollte in dem Andelfinger Memorial nichts anderes sehen 
als „das Werk einiger leidenschaftlicher Menschen, welche 
den Eigennutz beschränkter Leute zur Erreichung ihrer 
strafbaren Absichten" missbrauchten. 46 ) Eine Vergleichung 
mit den Ereignissen von 1794/95 musste sich ihr deshalb 
unwillkürlich aufdrängen. Demgemäss waren auch die Mass- 
regeln. Die Abfassung und Verbreitung der Petition, so- 
wie die Einberufung der Gemeindeversammlungen wurde 
von der selben Behörde zum Vergehen gestempelt, die 
„im Oktober 1803 ein Memorial des Stadtrates für Wieder- 

• 

einführung des Zunftzwanges und solche der Wirte, Metzger, 
Müller für Wiedereinführung der Ehehaften, die im ganzen 

44 ) P. d. K. R. 1. u. 3. III. 1804. 
4% ) A. Z. 13. IV. 1804. 
4 «) Bd. 261. B. A. 
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Kanton herum geboten worden waren, gnädig an- 
genommen." 47 ) Ratsherr Rann erhielt die Vollmacht, als 
Regierungspräsentant an Ort und Stelle Untersuchungen 
einzuleiten, die „besonders gravierten Personen" mit Zivil- 
arrest zu belegen und den Gemeinden das „Gefährliche 
und Verfassungs- und Gesetzwidrige solcher Umtriebe" dar- 
zulegen. 48 ) Vier angesehene Männer, darunter Grossrat 
Keller, wurden in der Folge als die Haupturheber der 
Bittschrift zu Winterthur in Haft gesetzt. Das dortige 
Bezirksgericht wurde vom Kleinen Rate eingeladen, sie 
„mit gesetzlichem Ernst exemplarisch zu bestrafen" oder 
noch eher, wie er zwischen den Zeilen zu verstehen gab, 
dem Obergerichte zu überweisen. 49 ) Wie aus einem Schreiben 
an den Landammann hervorgeht, hofften die Machthaber 
„auf diesem Wege der Energie" das Landvolk einzu- 
schüchtern. 50 ) Eitle Verblendung, am 9. März berichtete 
Statthalter Steiner von Winterthur, dass der Arrest Kellers 
unter seinen vielen Freunden eine gewaltige Gärung ver- 
ursacht habe. 51 ) Davon zeugte auch die Ansammlung von 
mehreren hundert Bauern in der Eulachstadt, als am 
14. März das Urteil über die Angeklagten gefällt wurde. 
Das Gesetz vom 15. Januar 1801, das einzig in dem vor- 
liegenden Fall in Betracht kommen konnte, war insofern 
verletzt worden, als mehr als eine Gemeinde die Bittschrift 
unterzeichnet hatte. Das Bezirksgericht verhängte deshalb 
zur grössten Enttäuschung der Regenten über die „Staats- 
verbrecher" nur geringe Geldbussen. Mit lautem Jubel 
empfingen die Landleute die Freigelassenen und gestalteten 
deren Heimkehr zum wahren Triumphzug. 52 ) 

«) Oechsli, I, 484 f. 

«) P. d. K. R. 3. III. 1804. 

* 9 ) P. d. K. R. 8. III. 1804. 

6°) Bd. 261, B. A. 

6l ) Fr. von Wyss, I, 506. 

A. Z. 21. und 26. III. 1804. Akten M. 1. 1. St. A. Z. 
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Inzwischen hatten sich auch die Seebauern ermannt. 
In einer Petition vom 13. März wiederholte der Richters- 
wiler Gemeinderat nicht nur die Begehren der Andelfinger, 
sondern stellte noch mehrere neue Beschwerden auf. Als 
Antwort erging an ihn die Aufforderung, die Mitbürger 
„auf die unverletzliche Pflicht des Gehorsams alles Ernstes 
aufmerksam zu machen." 53 ) Die gleichzeitig eintreffende 
Bitte des Unterstatthalters Wild von Richterswil, durch 
eine Publikation die verbreiteten, irrigen Begriffe über die 
Zehntengesetze zu berichtigen, lehnten die Landes väter ab, 
weil die Gesetze klar und deutlich genug seien. 5 *) So 
machte die Regierung keinen Versuch, die aufgeregten Ge- 
müter zu beruhigen, sie teilte wohl den Glauben der 
Städter, es sei bei der bisher gezeigten Zurückhaltung der 
angesehenen Demokraten nichts ernstliches zu be- 
fürchten. w ) Die Misstimmung des Landvolkes nahm aber 
täglich zu, einzelne Gemeinden errichteten wieder Frei- 
heitsbäume. 56 ) Leider traten auch immer kecker die un- 
erfreulichen Erscheinungen auf, wie sie fast jede politische 
Bewegung gezeitigt hat. Mit der Zunahme der Armut durch 
die Stockung der Industrie .wuchs die Begierde, mit Ge- 
walt die Schulden und Feudallasten abzuwälzen und dem 
Staat jegliche Abgabe zu verweigern. Leute, die gerne 
im Trüben fischten, schürten die Gärung. Sie waren ver- 
mutlich die Erfinder und Verbreiter der aufreizenden Ge- 
rüchte, dass die Aristokraten gedenken, ein drückendes 
Rechtstriebgesetz zu erlassen, Abgaben von Bäumen, 
Fenstern, Vieh u. s. w. zu fordern und dass der erste 
Konsul schon ein Heer nach der Schweiz abgeschickt habe, 
um die herrschende Partei zu stürzen. 57 ) 

53 ) P. d. K. R. 13. III. 1804. 

5 *) P. d. K. R. 14. III. 1804. 

55 ) A. Z. 6. HI. 1804. 

5 «) Z. B. Weissliogen, P. d. K. d. J. 7. II. 1804. 

«) Akten M. 1. 1. St. A. Z. P. d. K. R. 7. II., 23. IV. .1804. 
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Trotz dieser gespannten Lage wollte die Regierung 
den vom Grossen Rate am 14. Dezember 1803 gefassten 
Beschluss, der den Huldigungsakt auf die zweite Hälfte 
des Monats März ansetzte, 58 ) vollziehen, ermutigt durch die 
vom Landammann unaufgefordert gegebene Zusicherung 
tätiger Hilfe der Mitstände (11. März). In Jedem Bezirk 
wurden einige Orte bestimmt, wo in den Kirchen die 
Bürger zwei Abgeordneten des Kleinen Rates schwören 
sollten, „der Verfassung des Kantons Zürich und des ge- 
meinsamen Vaterlandes getreu zu sein . . . den Gesetzen 
und Verordnungen der verfassungsmässigen Obrigkeit 
pflichtmässigen Gehorsam zlu leisten. . . ." Die Gesetze, 
deren Abänderung man dringend forderte, für alle Zeiten 
eidlich zu. anerkennen, das war eine starke Zumutung an 
die selbstbewussten Seeleute und ein um so kurzsichtigeres 
Verlangen, als in der Nähe keine Macht vorhanden war, 
um allfällige Weigerungen und Ausschreitungen zu be- 
strafen. 

In Zürich begaben sich die Zünfte am 15. März in 
feierlichem Aufzug zum Grossmünster, wo sie mit grosser 
Begeisterung den Eid leisteten, als wollten sie ostensiv 
der Landschaft ein gutes Beispiel geben. 59 ) Zunächst fanden 
sie wenig Nachahmung. Aus dem Knonaueramt konnten 
allerdings wider Erwarten die Regierungsrepräsentanten am 
16. März einen ruhigen Verlauf des Huldigungsaktes melden, 
die Patrioten begnügten sich damit, der Feier fern zu 
bleiben. Ganz anders lauteten aber die am gleichen Tage 
eintreffenden Berichte von den beiden Seeufern. In der 
Kirche zu Wädenswil erschienen zwar die Bürger von 
Wädenswil, Richterswil, Schönenberg und Hütten ziemlich 
vollzählig, allein nach der mit Aufmerksamkeit angehörten 
Rede üsteris erhob sich ein wilder Lärm. Niemand wollte 

58 ) 0. S. I, 142 ff. 

5£> ) Z. Z. 16. III. 1804. Z. T. 1879, pag. 105; 1887, pag. 213. 
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den gesetzlichen Eid schwören, dagegen verlangten einige 
der Konstitution von 1798, andere der durch die Teile 
und Winkelriede erworbenen Freiheit und dritte dem Evan- 
gelium zu huldigen, dazwischen ertönten allerlei Klagen 
über die neuen Gesetze. Die Abgeordneten Usteri und 
Hirzel kamen in dem Tumult nicht mehr zum Wort und 
mussten froh sein, den Ort ohne Beleidigung verlassen zu 
können. Sie kehrten direkt in die Stadt zurück, da sie 
in Horgen, wo ebenfall« eine Eidleistung stattfinden sollte, 
schon auf der Hinfahrt nach Wädenswil mit Vorwürfen 
empfangen worden waren. Noch bitterer bekamen am 
rechten Seeufer die Ratsherren Pestalozzi und Rebmann 
den Volksunwillen zu kosten. In Stäfa brach die Menge, 
als sie zum Schwur aufgefordert wurde, in ein Gelächter 
aus und entfernte sich aus der Kirche, nur einer kleinen 
Schar konnte der Eid abgenommen werden. Zu Meilen ent- 
stand schon während der Predigt Lärm. Als der Pfarrer 
meinte, man solle Gott danken, dass man unter dem Schutze 
einer gnädigen Obrigkeit lebe, rief einer, der Geistliche 
solle mit dem Wort gnädig innehalten, man verlange keine 
gnädige, wohl aber eine gerechte Obrigkeit. Da die Unruhe 
immer grösser wurde, hoben die Deputierten die Feier auf. 
Mit Mühe vermochten sie durch das sie mit Schimpfworten 
überhäufende Volk das Freie zu gewinnen. Noch roher 
benahmen sich die Leute bei der Abfahrt der Regierungs- 
repräsentanten. Männer und Frauen wetteiferten im Be- 
werfen der Kutsche mit Schnee und Strassenkot. Um 
weiteren ähnlichen Szenen auszuweichen, Hessen Pestalozzi 
und Rebmann die nach Zollikon berufene Versammlung ab- 
sagen und schlugen den nächsten Weg zur Stadt ein, über- 
all mit Drohungen begrüsst. 60 ) 

In voller Bestürzung über die unerwarteten Vorfälle 
trat der Rat am 17. zusammen. Er beschloss, die 



eo) St. A. Z. M. 2. 1. Balthasar VII, 141 ff. Leuthy I, 25 f. 



Militärkommission einzuladen, die Mobilmachung von 500 
Mann vorzubereiten; eine ad hoc ernannte Kommission er- 
hielt den Auftrag, die unverschiebbaren Verfügungen nach 
eigenem Ermessen zu treffen und für die weiteren Mass- 
regeln an die Regierung Anträge zu stellen. Hirzel wurde 
als Berichterstatter unverzüglich an den Landammann ab- 
geschickt, dem man die freie Wahl der Mittel zur Er- 
haltung der Ruhe überliess. Der Huldigungsakt aber 
sollte fortgesetzt werden. 61 ) 

Vom 18. bis 20. März vollzogen sich die Eidleistungen 
im Bezirk Winterthur, wo vor kurzer Zeit noch grosse 
Aufregung geherrscht hatte, ziemlich stille, die wenigen 
Ruhestörer wurden jeweilen rasch zum Schweigen gebracht, 
in Winterthur sogar kurzerhand aus der Kirche geschafft. 
Einzig in Neftenbach war die lärmende Schar so beträcht- 
lich, dass die Ratsherren unverrichteter Dinge abziehen 
mussten, ohne indes weiter belästigt zu werden. Nicht 
so glimpflich behandelte das Volk Vogel und Walder, denen 
die Abteilung Grüningen am 21. und 22. März schwören 
sollte. In Wetzikon nötigte das nach dem Gebet anhebende 
Geheul die Abgeordneten, die kaum betretene Kirche 
wieder zu verlassen. In Hinwil wagten sie sich gar nicht 
in das Gotteshaus und vertagten bald nach ihrer Ankunft 
im Dorf die Huldigungsfeier. Anstatt sich aber nach Hause 
zu begeben, belagerten die aus weiter Umgebung zusammen- 
geströmten Leute das Gasthaus, worin sich die Deputierten 
befanden. Grosses Elend hatte in dieser Gegend die' Er- 
bitterung aufs Höchste gesteigert, und die Wut richtete 
sich hauptsächlich gegen Walder, den „Ueberläufer", die 
„verkaufte Seele". Nur mit grösster Anstrengung und Ge- 
fahr konnten ihn Vogel und Unterstatthalter Weber von 
Dürnten, unterstützt von etwa 14 Männern, vor den derben 
Fäusten der Bauern und Fabrikarbeiter beschützen. Fünf 



") P. d. K. R. 17. III. 1804. 

Brunner, Der Kt. Zürich i. d. Medinrion-zcit 
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stunden lang verharrte die Menge in drohender Haltung 
vor dem Zimmer der Ratsherren. Erst die von Vogel und 
Walder gegebene Versicherung, nach besten Kräften für 
Abhilfe der vorgebrachten Beschwerden tätig zu sein, be- 
wog die Tumultuanten zur Heimkehr. Zu solch bedenklichen 
Auftritten wäre es wahrscheinlich auch in Fehraltorf ge- 
kommen, wenn die Abgeordneten Lavater und Pfenninger 
auf die Kunde, dass die Bauern sich zu ihrem Empfange 
mit Prügeln versehen, nicht auf den Besuch des ungast- 
lichen Dorfes verzichtet hätten. Hingegen leistete am 23. 
und 24. März der Bezirk Bülach ohne nennenswerte Stö- 
rungen den Eid. An den gleichen Tagen wurde in den Ge- 
meinden um Zürich und Winterthur, die den Kleinen Rat 
darum gebeten hatten, die Huldigung nachgeholt. Von den 
192 Gemeinden verweigerten nur noch 47 den Gehorsam/ 2 ) 
in denen sich aber auch mehr oder weniger starke Mi- 
noritäten mit ihrer Unterschrift zur Eidleistung bereit er- 
klärten, um sich gegen alle Folgen der Unruhen zu ver- 
wahren. 63 ) 

2. Der Bockenkrieg. 

Während der grössere Teil der Bevölkerung sich den 
Landesgesetzen unterwarf, verschärfte sich die Spannung 
zwischen den Leuten am See und der Regierung rasch 
zum blutigen Streit. Die Hauptschuld, einen milderen Aus- 
trag des Zerwürfnisses verunmöglicht zu haben, fällt auf 
den Landammann Wattenwyl. „Wir, die jetzigen Regenten," 
belehrte er die Zürcher, ? , leben unter der eisernen Not- 
wendigkeit, unser Ansehen, die Macht des Gesetzes, das 
Wohl des Ganzen durch Gewalt und Strenge zu behaupten, 
jede Beschimpfung der rechtmässigen Gewalt sofort exem- 
plarisch zu bestrafen." 1 ) Und mit einem unermüdlichen 

«2) A. Z. 31. III. 1804. 

«3) St. A. Z. Akten M. 2. 1. Balthasar VII, 141 ff. Leutty, 

Bockenkrieg, 39 ff. Oechsli, I, 486. 

») St. A. Z. Akten M. 1. 1. 



Diqit izeflLt ^ 



— 67 - 



Feuereifer, der einer besseren Sache wert gewesen wäre, 
suchte er diese Regierungsmaxime in die Tat umzusetzen. 
Ihre strengste Anwendung mochte ihm eben gelinde genug 
für die renitenten Gemeinden erscheinen. Schon die 
offene Auflehnung gegen obrigkeitliche Dekrete und die 
Verhöhnung und Bedrohung von Mitgliedern der hohen Re- 
gierung durch gemeines Volk empörte den Berner Patrizier 
in seinem Innersten, vollends aber die Vermutung, dass 
die Auftritte in Wädenswil nur der Vorläufer einer all- 
gemeinen Erhebung der Freunde der helvetischen Re- 
volution seien, versetzte ihn in die höchste Erregung über 
das frevelhafte Beginnen der Seeleute. Ein neuer Aus- 
bruch des Bürgerkrieges brachte nicht nur eine Gefährdung 
des föderalistisch-aristokratischen Systems, sondern der Un- 
abhängigkeit der Schweiz selbst, darüber gab sich der 
Landammann keinen Zweifeln hin. Bei nicht sofortiger Er- 
gebung auf Gnade und Ungnade die ruchlosen Insurgenten 
unbarmherzig mit Waffengewalt niederzuschmettern, darin 
sah er die einzige Möglichkeit, Partei und Vaterland vor 
dem Untergang zu retten. Er bot noch am 18. März, 
gleich nach der Ankunft der unerfreulichen Botschaft, 
400 Berner, 100 Freiburger und 100 Aargauer auf. Von 
der Zürcher Regierung erwartete er schleunigst das Hilfe- 
gesuch, damit die Truppen in kürzester Frist abmarschieren 
könnten, die Einberufung der eigenen Milizen und die Auf- 
stellung einer ausserordentlichen Kommission mit aus- 
gedehnten Vollmachten. 2 ) An die Einwohner von Wädens- 
wil, Richterswil, Schönenberg und Hütten erliess Watten- 
wyl eine „ganz im alten Aristokratenstil" abgefasste Pro- 
klamation, 3 ) voll Warnungen und Drohungen, die ihren 
grössten Schwung erreichten im Schlussatz: „Der erste 
Wink Euerer Regierung findet den Landammann der Schweiz 



2) M. 1. 1. St A. Z. Oechsli, I, 486. 
s ) Abgedruckt bei Tillier, I, 104 ff. 
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bereit, und dann würde, wir erklären es Euch, die Strafe 
schrecklieb sein." 

Trotz der verheissenen unerbittlichen Strenge waren 
die vier Gemeinden nichts weniger als zu aufrichtiger Reue 
und unbedingtem Gehorsam bereit. Sie hegten zu sehr 
die Ueberzeugung, dass das gute Recht auf ihrer Seite 
stehe. In der Petition an den Kleinen Rat vom 23. März*) 
erklärter sie rundweg: „Gesetze können wir nicht be- 
schwören, die für uns drückend, der Vermittlungsakte zum 
Teil zuwider und dem Geiste der Zeit nicht angemessen 
sind," und baten mit eindringlichen Worten um Zurück- 
nahme der dem Volke verhassten Gesetze. Die Regierung 
lehnte aber jedes Nachgeben als äusserst bedenkliche Schä- 
digung ihres Ansehens ab. Noch ungnädiger wurde das 
Memorial in Bern aufgenommen, wohin es zwei angesehene 
Bürger vom linken Seeufer brachten. Sie sollten mündlich 
die Begehren befürworten. Dazu gelangten sie aber nicht. 
Als sie auf die erste Frage Wattenwyls: Ob sie von Wädens- 
wil und Richterswil seien? mit Ja und auf die zweite: Ob 
sie den Huldigungseid geleistet hätten? mit Nein ant- 
worteten, wurden sie, ehe sie sich's versahen, von Hatschieren 
in Empfang genommen und als Rebellen den Zürcher Re- 
genten ausgeliefert. 

Willfähriger als die Seeleute erwiesen sich gegenüber 
dem Landammann Reinhard und seine Anhänger. Sie er- 
griffen mit Begierde die von Wattenwyl empfohlenen Mass- 
nahmen, obwohl es ihnen, nachdem sie sich vom ersten 
Schreck erholt hatten, nicht entging, dass ausser der Ab- 
sicht, den Huldigungsakt zu stören, „schlechterdings kein 
weiterer Zweck oder Plan vorhanden zu sein scheint, nicht 
einmal ein Vereinigungspunkt oder eine Vorberatung zum 
tätigen Widerstand." Doch glaubten auch sie, „dass das 
verwilderte Volk nicht anders als durch militärische De- 

4 ) Abgedruckt bei Leuthy, Bockenkrieg, 32 f. 
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monstrationen zum unbedingten Gehorsam gegen seine ge- 
setzliche Obrigkeit gebracht und von dem Wahne geheilt 
werden kann, dass es nur trotzen dürfe, um selbst Ge- 
setze vorzuschreiben." 5 ) So ging denn wirklich am 
20. März vom Kleinen Rat an Wattenwyl das Begehren 
um Zuzug eidgenössischer Truppen ab und die Militär- 
kommission erhielt den Befehl, 500 Mann auszuheben. 6 ) 
Tags darauf wurde die Landespolizeikommission durch die 
ausserordentliche Standeskommission ersetzt, der Reinhard, 
Finsler, a. Seckelmeister Escher, Hirzel, Rahn und später 
auch Wyss, lauter überzeugte Aristokraten, angehörten. 
Sie stattete man mit der diktatorischen Vollmacht aus, 
unumschränkt über das vom Landammann und der Re- 
gierung aufgebotene Militär zu verfügen, die Rädelsführer 
zu verhaften, zu ihrer Bestrafung die dienlichen Ein- 
leitungen zu treffen und alles anzuordnen, um den Gehor- 
sam gegen Regierung, Gesetz und Verfassung herzu- 
stellen. 7 ) Die eigentliche Regierung war damit während 
der folgenschwersten Zeit der Gewalt beraubt und ihr nur 
das Vergnügen gelassen, über die Verrichtungen des Aus- 
schusses, die man ihr von Zeit zu Zeit mitzuteilen beliebte, 
ihre vollste Zufriedenheit auszusprechen, alles zu dem 
Zweck, um die Opposition der Demokraten lahm zu legen 
und sie über die geplanten Schritte im Ungewissen zu 
lassen. 

Wenig entsprach der Allmacht der Standeskommission 
die Mobilmachung der zürcherischen Miliz. Die Regierung 
hatte mit der Organisation der Wehrkraft zugewartet bis 
nach dem Abzug der französischen Soldaten, so dass beim 
Ausbruch der Unruhen die Truppen sozusagen erst auf dem 
Papier existierten. Nur die geworbene Standeskompagnie 
und dir aus Freiwilligen bestehende Standeslegion der 

») P. d. St. K. 22. III. 1804. 

6) P. d. S. K. R. 21. III. 1804. 

7 ) P. d. K. R. 21. III. 1804. 
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Stadt waren zu Jeder Stunde marsch- und kampfbereit, die 
übrige Mannschaft war noch ohne Waffen und Instruktion, 
kaum hatte man mit der Einschreibung der diensttaug- 
lichen Leute begonnen. Bei einem solch rückständigen 
Militärwesen innert kurzer Frist ein grösseres Korps nur 
zu formieren, ist bei innerem Frieden schon schwierig, bei 
Zwietracht unmöglich. Diese Erfahrung blieb auch den drei 
Oberstleutnants nicht erspart, denen am 23. März von der 
Standeskommission der Befehl zuging, durch ihre persön- 
liche Anwesenheit bei der Aushebung die Organisation eines 
Bataillons zu fördern. 8 ) Obwohl sie nur in Orten ankehrten, 
die gehuldigt hatten, ernteten sie doch reichlich Spott und 
Hohn. In einigen Gemeinden siegte allerdings die alte An- 
hänglichkeit an die Regenten über die momentane Ver- 
stimmung und sie verweigerten auch diesmal ihre Hilfe 
nicht, sc dass nach einigen Tagen aus der in der Stadt 
sich ansammelnden Landmiliz zwei Kompagnien gebildet 
werden konnten. 

Kräftigere Unterstützung sandte in rascher Aufein- 
anderfolge der rastlose Landammann. Schon am 23. März 
langten die Standeskompagnien von Bern und Aarau auf 
Wagen in Zürich an, am 24. zog eine Berner Milizkompagnie 
ein und am 26. wieder eine, gemeinsam mit der Frei- 
burger Standeskompagnie. Ein zweites Bataillon stellte 
Wattenwyl in Bereitschaft. Das Kommando über die aus- 
gerückten 500 Mann erhielt Oberstleutnant Kirchberger 
von Bern. Oberst Ziegler von Zürich wurde „Oberbefehls- 
haber der sämtlichen eidgenössischen Truppen im Kanton 
Zürich". Den rebellischen Gemeinden Hess das Bundes- 
haupt durch die zürcherische Obrigkeit verkünden, dass 
die Truppen erst, wenn die Schuldigen die entstehenden 
Kosten bis auf den letzten Heller bezahlt hätten, wieder 
abziehen würden. 

") P. d. St. K. 23. III. 1804. 
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Die offenbare Absicht der Machthaber, mit gezücktem 
Schwert die Antwort auf die Bittschrift vom 23. März 
zu erteilen und die Ausschreitungen bei der Huldigungs- 
feier aufs strengste zu ahnden, erzeugte am See eine 
höchst gereizte Stimmung. Konnten die Gemeindevor- 
steher im Memorial von Wädenswil den Kleinen Rat noch 
versichern, dass die Mitbürger „nichts weniger als revo- 
lutionäre Schritte im Sinne haben," so war auf die kurz 
nachher eintreffende Nachricht von den militärischen 
Rüstungen der Standeskommission der Wille vorherrschend, 
mit Gewalt die Besetzung der Ortschaften zu verhindern. 
Bei der weitverbreiteten Unzufriedenheit und dem Mangel 
einer organisierten Miliz schien es nicht unmöglich zu sein, 
durch rasches Handeln die Landesväter zu nötigen, von 
ihren Plänen abzustehen und die Wünsche des Volkes zu 
befriedigen, vielleicht Hess sich sogar ein Wechsel unter 
den Magistratspersonen erzwecken. 

Um gleichsam das Signal zur Empörung zu geben, 
legten in der Nacht vom 24. auf den 25. März Tierarzt 
Stäubli von Horgen und einige von ihm überredete Burschen 
Feuer in das früher vom Landvogt bewohnte Schloss 
Wädenswil, das derzeit leer stand. In Zürich sah man in 
den auflodernden Flammen die Wahrzeichen eines an- 
hebenden Raub- und Plünderungszuges und gab Befehl, die 
Amtshäuser auf der Landschaft zu bewachen. Der blinde 
Eifer der noch lange unbekannt bleibenden Brandstifter 
fand auch bei den Seeleuten entschiedene Verurteilung. 
Wädenswil setzte eine Belohnung von 100 Talern auf die 
Entdeckung der Frevler aus. 

Bald nahmen jedoch andere Vorgänge die Aufmerk- 
samkeit der Behörden in Anspruch. Auf Berichte hin, dass 
auch im Knonaueramt, am rechten Seeufer und im Ober- 
land die Gärung um sich greife, wagte es der Schuster 
Jakob Willi von Horgen am 26. März, die Unzufriedenen 
zur Ergreifung der Waffen und zur Zusammenrottung auf- 
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zufordern. 450 Mann aus Horgen und den Berggemeinden, 
die einen, nach Unterstatthalter Wild, mit Stutzern und 
Flinten, die andern mit Mistgabeln und alten, verrosteten 
Hellebarder bewaffnet, fanden sich um mitternächtige 
Stunde auf der Burghalde oberhalb Richterswil zusammen. 
Der 31jährige Willi, der während zehn Jahren in mehreren 
fremden Heeren Soldat gewesen und nun mit seltenem Mut 
auftrat, wurde zum „Chef" gewählt, helvetische Offiziere 
und in Solddiensten Gestandene ernannte man zu Haupt- 
leuten. Dann brach man auf nach Richterswil, wo man 
morgens 4 Uhr einrückte. Der ängstliche Wild hatte sich 
samt den „Gutgesinnten" schon auf Schwyzerboden ge- 
flüchtet; die Zurückgebliebenen zwang man, in der Kirche 
zu erscheinen. Chirurg Trüb von Horgen munterte sie auf, 
mit nach Zürich zu ziehen, um die vergeblich erbetene Ab- 
änderung der Gesetze zu erzwingen. Etwa 80 Mann traten 
hierauf in die Reihen der Aufständischen, die nach dieser 
Verstärkung nach Wädenswil abmarschierten, 0 ) mit Aus- 
nahme zweier kleiner Abteilungen. Um nämlich nach der 
Stadt gleichzeitig mehrere Korps in Bewegung zu setzen, 
schickte Willi 40 Mann unter Leutnant Höhn von Schönen- 
berg nach Affoltern. Sie kamen eben recht, um drei von 
Zürich eingetroffene Aushebungsoffiziere festzunehmen. In 
der Nacht wurden die Verhafteten durch 27 Dragoner, die 
Oberst Ziegler abgeordnet hatte, befreit und ohne Verlust 
gelangte die kleine Schar wieder in die Stadt. Das war 
ein um so kühneres Reiterstückchen, als das Dorf mit 
Insurgenten angefüllt war. Gegen 280 Bauern hatten sich 
auf das Betreiben Hohns, des Altgerichtspräsidenten 
Schneebeli von Affoltern und des uns schon bekannten Syz 
bewaffnet. Wegen der Ueberrumpelung durch die paar 
Kavalleristen stob das ganze Volk nach allen vier Winden 
auseinander und blieb verschwunden. Nur die Seeleute 

») Oechsli, Die Verhöre Willis, Z. T. 1903, p. 142 ff. Die Ver- 
höre Trübs, M. 1. 11. St. A. Z. 
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sammelten sich allmählich wieder um ihren Führer und 
zogen zur Hauptmacht zurück, begleitet bis auf den 
Albis von Schneebeli mit 40 zwangsweise aufgebotenen 
„Aemtlern". 10 ) 

Noch einen kläglicheren Verlauf nahm die Expedition 
des zum Hauptmann avancierten Schreiners Kleinert von 
Schönenberg, der mit 40 Mann von Richterswil nach Stäfa 
übersetzte. In der Heimat der Märtyrer von 1795 wurde 
er keineswegs mit offenen Armen empfangen, das Volk 
war des Revolutionierens müde. Als Kleinert auf den Ab- 
schlag der Bitten um Anschluss zu Drohungen seine Zu- 
flucht nahm, nötigte man ihn, die Gemeinde zu verlassen. 
Schwer enttäuscht durch die Haltung der Stäfner, welche 
den Ausbruch des Aufruhrs am rechten Seeufer hemmte 
und die Verbindung mit dem sich schon zu regen be- 
ginnenden Oberland abschnitt, schiffte sich Kleinert wieder 
nach dem linken Seeufer ein. 11 ) 

Auf eine ansehnliche Stärke war inzwischen die Truppe 
Willis angewachsen: in Wädenswil hatten sich nach ab- 
gehaltener Gemeindeversammlung freiwillig 200 Mann zu 
den Aufständischen gestellt. Abends bezog der „Chef" mit 
500 Untergebenen Quartier in Horgen, 130 Mann schob 
er unter Kleinert nach Oberrieden vor. Der Tag verging, 
ohne dass man Klagen über Exzesse hörte, obwohl viel 
junges und armes Volk aufgebrochen war. Am folgenden 
Morgen gedachte Willi, ohne sich durch das Ausbleiben 
des Zuzuges aus anderen Kantonsteilen entmutigen zu 
lassen, den Marsch bis vor die Mauern der Stadt fortzu- 
setzen, um dann mit der Regierung Unterhandlungen an- 
zuknüpfen, wie es die Landleute auch schon mit Erfolg 
getan hatten. Damals waren aber die Städter unter sich 
selbst verfeindet gewesen, was sie bei Einigkeit, wie sie 

10 ) Die Verhöre Schneebelis, M. 1. 11. St. A. Z. 
n ) Die Verhöre Kleinerts, M. 1. 11. St. A. Z. 
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auch jetzt herrschte, vermochten, das bewies der Aus- 
gang der Belagerung vom September 1802. Auch Willi 
hätte wahrscheinlich bei einer richtigen Kenntnis der 
schon nach Zürich geworfenen Truppen die Aussichtslosig- 
keit seiner Unternehmung eingesehen; sich Illusionen über 
die Lage der Dinge in militärischer und politischer Be- 
ziehung hingebend, rannte er einem verhängnisvollen Schick- 
sal entgegen. 

Aul die ersten Anzeichen eines Widerstandes hatte 
der Landammann am 26. März, noch ehe das Gesuch von 
der Standeskommission abgegangen, einem zweiten Bataillon, 
bestehend aus zwei Kompagnien von Bern und je einer 
Kompagnie von Solothurn, Basel und Aargau, die Ordre 
zum Abmarsch gegeben, am 31. sollte es in Zürich ein- 
rücken. Zum Kommandanten wurde nach der Ablehnung 
des Oberstleutnants Peusier von Freiburg Oberstleutnant 
Gibelin von Solothurn ernannt. Der Oberbefehlshaber er- 
hielt zur Erleichterung seiner Arbeit in Oberst Müller von 
Schwyz einen Generalstabschef und in Oberstleutnant Hüner- 
wadel von Lenzburg einen Flügeladjutanten. Bei den 
Zürchern drang Wattenwyl auf die Bildung eines zweiten 
Bataillons, „die Regierung soll fühlen," schrieb er an Zieg- 
ler, „dass, wenn ihre militärischen Anstalten weniger ver- 
nachlässigt worden wären, sie durch einen schnellen Ein- 
fall" der Gefahr hätte vorbeugen können. 12 ) 

Den leitenden Kreisen in der Limmatstadt schärfte 
der Landammann neuerdings ein, nichts ohne hinreichende 
Macht zu unternehmen. Als aber der Aufstand ausbrach, 
da beschlossen die Regierung und der Oberbefehlshaber, 
die Verstärkung nicht abzuwarten, sondern am 28. März, 
ehe die Unruhen weitere Gegenden ergriffen, die In- 

»-) Bd. 52, Nr. 481, 491. B. A. Die Standeskommission musste 
sich denn auch zu dem Geständnis verstehen, dass sie mit der Or- 
ganisation von 500 Mann an der Grenze ihrer Leistungsfähigkeit an- 
gelangt sei. 
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surgenten aufzusuchen, sie zu schlagen und die fehlbaren 
Gemeinden militärisch zu besetzen. 

Zur Lösung dieser Aufgabe verfügte Oberst Ziegler, 
nachdem die zwei zürcherischen Milizkompagnien und die 
Standeskompagnie durch den Hinzutritt Freiwilliger der 
Standeslegion zu einem Bataillon ergänzt worden waren, 
über 51 Offiziere und 980 Unteroffiziere und Soldaten; 
darin inbegriffen 40 Mann Kavallerie und die Bedienung 
für vier Kanonen und zwei Haubitzen. 13 ) Auf zwei Schiffen 
fuhren 100 Mann Zürcher Landmiliz und die Hälfte der 
Artillerie nach Horgen ab, wo man auf den ersten ernst- 
lichen Widerstand zu stossen glaubte; die übrigen Truppen 
zogen zwischen 3 und 4 Uhr morgens in drei Kolonnen zur 
Sihlpforte hinaus. Der rechte Flügel stand unter Oberst 
Ziegler, der in Kilchberg, in einer vorteilhaften Position, 
die wenig Vertrauen einflössenden Zürcher Landmilizen als 
Deckung zurückliess. Mit der Zürcher und der Aargauer 
Standeskompagnie marschierte er auf dem See und Sihl 
trennenden Höhenkamm vorwärts, um Wädenswil von 
dominierender Stellung aus anzugreifen; eine Kanone sollte 
ihn bei dieser Operation unterstützen. Die Freiburger 
Standeskompagnie, eine Berner Milizkompagnie und die 
zürcherischen Freiwilligen mit zwei Geschützen bildeten 
den linken Flügel, der, von Hauptmann Rämy aus Freiburg 
kommandiert, auf der Seestrasse vorzurücken hatte. Das 
Zentrum bestand aus der Standeskompagnie und einer Miliz- 
kompagnie von Bern und wurde geführt von Oberstleutnant 
Kirchberger. 14 ) Die drei Abteilungen sollten die „ge- 

13 ) Verzeichnis der Teilnehmer am Gefecht vom 28. März in 
M. 1. 7. St. A. Z. (zit. bei Oechßli, I, 490). B. A., Bd. 261, Ziegler 
an Landammann, 27. III. 1804. 

14 ) In der Nennung der Kommandanten der Kolonnen folge ich 
dem Rapport, den Ziegler am 29. März an den Laudammann schickte. 
Bd. 261, B. A. In seiner Selbstbiographie bezeichnet Ziegler Oberst- 
leutnant Holzhalb als Anführer der mittleren Kolonne. Dass dies auf 
einem Irrtum beruht, geht auch aus einer Stelle des Protokolls der 
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naueste Verbindung" aufrecht erhalten, die aber bald völlig 
in die Brüche ging, was viel zum Misserfolg des Tages 
beitrug. 

« 

Anfangs errangen zwar die Regierungstruppen rasch 
einige Vorteile über die Aufständischen. Kleinert, nicht 
auf einer. Angriff gefasst, wurde aus Oberrieden verdrängt, 
noch ehe ihm Willi Hilfe bringen konnte. Auch Haupt- 
mann Gugolz von Horgen, der mit 150 Mann auf den Berg 
eilte, vermochte den vorrückenden Gegner nicht aufzu- 
halten, so dass sich Willi mit den ihm treu Gebliebenen — 
200 Insurgenten hatten schon beim Anblick der in der 
Ferne auftauchenden Kriegsschiffe das Hasenpanier er- 
griffen — wieder in das kaum verlassene Dorf Horgen 
zurückziehen musste. Y, Stunden verteidigte er mit seiner 
mühsam zusammengehaltenen Schar die Ortschaft, dann 
wich er bergwärts vor der im Sturmschritt vorgehenden 
linken Kolonne. Um 10 Uhr war die Mannschaft Rämys 
im Besitz von Horgen. Bald nachher traf auch die mittlere 
Abteilung ein. Sie hatte die Direktion zwischen den Flügel- 
kolonneri verloren und war, mehrmals von Insurgenten an- 
gegriffen, kreuz und quer durch die Gegend gezogen, bis 
sie die Gewehr- und Kanonenschüsse an den See hinunter- 
lockten, wo sie nun, ihrer Marschorder ungeachtet, blieb. 
Wo die Bundesbrüder hinkamen, begingen sie allerlei Aus- 
schreitungen, am schlimmsten hausten sie aber in Horgen. 
Gereizt durch Schüsse, die bei der Einnahme des Dorfes 
aus einzelnen Häusern fielen, massakrierten die Soldaten 
in ihrer Wut und Beutegier auch unschuldige Personen, 
darunter sogar eine Frau. Von vielen Einwohnern er- 
pressten sie durch Drohungen und Misshandlungen Geld 
und Kostbarkeiten, verschmähten aber auch Kleidungs- 
stücke nicht, nahmen überhaupt einzelnen Familien alles, 

grossen Militärkommission vom 29. III. hervor, nach welcher Holz- 
hall, am 28. noch mit dem ersten Aufgebot beschäftigt war. 
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was nicht niet- und nagelfest war. 15 ) Nachdem die „regu- 
lären" Truppen ihre Raublust befriedigt und sich mehr 
als reichlich mit Speis und Trank gestärkt hatten, brachen 
sie nachmittags gegen Wädenswil auf. In der gleichen 
Richtung hatten sich viele Insurgenten geflüchtet, um Willi 
verblieben nur noch 100 Mann. Mit diesen trat er auf 
der Hanegg im Horgener Berg dem Zieglerschen Korps 
entgegen. Als aber die Kanone auffuhr, suchten die See- 
leute ihr Heil in der Flucht, ganze 15 Mann verharrten 
bei ihrem Chef. Mit einer so geringen Zahl konnte Willi 
nicht mehr an weiteren Widerstand denken, er fasste da- 
her erst südlich von Hirzel, bei der „Spitze", wieder Posto. 

Ziegler konnte ihm nur langsam folgen. Die zahl- 
reichen Bodenerhebungen und -Senkungen, die Wälder und 
Sümpfe waren dem Vorrücken einer geschlossenen Kolonne 
mit Geschütz höchst hinderlich. In dieser unwegsamen 
Gegend wurde der rechte Flügel immer stärker von In- 
surgenten bedrängt, die auf das Sturmläuten in den oberen 
Seegemeinden und auf die Kunde von den verübten Greuel- 
taten mit ihren Stutzern herbeieilten. Die Scharfschützen 
von Wädenswil und Richterswil wussten die Vorteile des 
Terrains trefflich auszunutzen. Ohne Führung, jeder auf 
sich selbst angewiesen, tauchten sie bald da, bald dort 
hinter einer Böschung, einem Gebüsch oder einem Gebäude 
hervor, um mit wohlgezielten Schüssen Tod und Ver- 
wirrung in die feindlichen Reihen zu bringen. Die beiden 
Zieglerschen Kompagnien wichen bald zurück vor dem 
überall vorhandenen, aber nirgends fassbaren Gegner. Der 
Rückzug wurde unvermeidlich. Der Oberbefehlshaber ent- 
schloss sich, Horgen aufzusuchen, wo er die Truppen 

«) M. 1. 1. 3. 7. St. A. Z. Balthasar VII, 148 f. Schneebeli, 
Der Bockenkrieg, 20: „Das Totenbuch bezeichnet 3 Männer und 1 Frau 
als am 28. III. im Dorfe umgekommene Einwohner." Oechsli, I, 490, 
Anmerkung. Z. T. 1879, p. 54. Neujahrsblatt, herausgegeben von 
der Feuerwerkergesellschaft, 1862, p. 537. 
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Kirchbergers vermutete, über deren Schicksal er völlig im 
Ungewissen schwebte. Die sich an seine Fersen heftenden 
Aufständischen zwangen ihn, den Weg über den Morast 
bei der Haarrüti einzuschlagen, wo die Kanone einsank 
und den Verfolgern, welche auf die mit der Hebung sich 
abmühende Mannschaft ein wirksames Feuer eröffneten, in 
die Hände fiel. Nach der Erbeutung des Geschützes Hessen 
die Seeleute Oberst Ziegler ruhig seine Strasse ziehen. Er 
setzte seinen Rückmarsch, nachdem er in Horgen auf kein 
Militär gestossen, bis nach Oberrieden fort. Als er auch 
hier keine Spur der anderen Abteilungen fand, erkannte 
er, dass Kirchberger von Horgen aus nicht zurück- 
marschiert, sondern vorgerückt sei. Er zog deshalb nach 
kurzer Rast wieder am Seeufer hinauf. 

Inzwischen erlitten auch die übrigen Regierungs- 
truppen eine Schlappe. Sie waren unbelästigt bis nach 
Käpfnach gelangt, wo sie vom Oberkommandanten weitere 
Befehle abwarteten. Die Mannschaft zerstreute sich im 
Dorf, um sich am Seewein zu erquicken und nach Geld 
zu fahnden. Die in bedrohlicher Nähe sichtbaren Auf- 
ständischen schienen nicht übel Lust zu haben, dieses 
fröhliche Treiben zu stören, weshalb sich die Berner Standes- 
kompagnie, Freiburger und zürcherische Freiwillige auf- 
machten, den Gegner den Berg hinaufzutreiben. Sie Hessen 
sich durch den schwachen Widerstand bis auf die Bocken- 
Höhe locken. Das Wirtshaus brachten sie rasch in ihren 
Besitz, aber nun versperrten ihnen die in der nahen Scheune, 
in den Weinbergen und Obstgärten liegenden Insurgenten 
den Rückzug. Mehrere Ausfälle prallten an dem lebhaften 
Feuer der Feinde ab. Doch forderte der auf dem Kampf- 
platz erschienene Willi seine Leute trotz dieser Erfolge 
vergeblich zum Sturmangriff auf. Er selbst erhielt, als 
er sich vorwärts wagte, einen Schuss ins Bein, worauf 
er sich zur Pflege seiner Wunde nach Schönenberg be- 
gab. Seine sehr beschränkte Gewalt als Chef trat Kleinert 
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an. Bei den Belagerten gestaltete sich die Lage bei dem 
immer fühlbarer werdenden Mangel an Munition mit jeder 
Minute ernster. Als längere Zeit keine Verstärkung ein- 
traf, unternahmen sie einen letzten, kräftigen Ausfall, be- 
mächtigten sich der Scheune, Hessen diesen Schlupfwinkel 
der Aufständischen in Flammen aufgehen und erreichten 
unverfolgt Käpfnach. 

Kirchberger zog nach ihrer Ankunft mit den Kolonnen 
unverweilt nach Horgen zurück, wo kurz vorher Ziegler 
ebenfalls angelangt war. Nach dem neuen Missgeschick, 
das eine Abteilung getroffen, wagte es der Oberbefehlshaber 
nicht, mit den entmutigten und nicht an militärische Dis- 
ziplin gewohnten Soldaten in einem ungeschützten Dorfe 
mitten in Feindesland zu nächtigen. Anfänglich hegte er 
den Plan, in Kilchberg, wo die Reserve aufgestellt war, 
wieder Stellung zu beziehen und marschierte um 5 Uhr 
dahin ab. Als er aber unterwegs starkes Gewehrfeuer 
hörte, das vom mutwilligen Losschiessen der Flinten durch 
seine eigenen Truppen herrührte, glaubte er sich hart auf 
dem Fusse von den Seeleuten verfolgt und hielt bei der 
Ermüdung der Mannschaft den gänzlichen Rückzug in die 
Stadt für das Ratsamste. 16 ) Der Tag kostete der Regierung 
14 Tote, 16 Verwundete und 12 Vermisste. 17 ) 

Die Stadt erfasste ein ungeheurer Schrecken, als auf 
die Siegesbotschaft vom Vormittag um 6 Uhr die Nach- 
richt vom Scheitern der Unternehmung eintraf. Die Männer 
eilten bestürzt auf die schwach besetzten Wälle, während 

1C ) Rapport Zieglers an den Landammann, 29. III. 1804. Bd. 261. 
B. A. Oechsli: Die Verhöre Willis. Z.Ta. 1903, p. 142 ff. Die Ver- 
höre Kleinerts, Akten M. 1. 11. St. A. Z. Selbstbiographie Zieglers; 
Neujahrsblatt der Zürcher Feuerwerker, 1885, p. 15 ff. Z. T. 1879, 
p. 52 ff. Neujahrsblatt, herausgegeben von der Feuerwerkergesell- 
schaft, 1862, p. 542 ff. Leuthy, Bockenkrieg, 54 ff. Strickler, Ge- 
schichte der Gemeinde Horgen, 334 ff. v. Fischer, 83 ff. 

17 ) Am 16. Mai gab Ziegler den Verlust vom 28. III. auf 12 Tote 
und 10 Verwundete an. M. 1. 6. St. A. Z. 
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die Frauen und Kinder zu Hause jammerten und weinten. 
Mancher Städter packte seine beste Habe ein, um sie ausser- 
halb des Kantons in Sicherheit zu bringen. 18 ) Niemand dachte 
ohne Zittern und Bangen an die nächste Zukunft, die wahr- 
scheinlich eine Massenerhebung aller Unzufriedenen brachte 
und den Zündstoff hinaustrug in andere Schweizer Gaue. 
Die Furcht war um so grösser, als viele glaubten, der 
Aufruhr sei das Werk französischer Agenten, die dem ersten 
Konsul einen Vorwand zur Annexion der Eidgenossenschaft 
liefern sollten. 19 ) 

Nicht gering war auch die Bestürzung in Bern, als 
statt der verheissenen „Zupaartreibung" der Rebellen der 
Rückzug der Regierungstruppen gemeldet wurde. Hatte 
der Landammann schon auf die Nachricht, dass die See- 
leute sich bewaffnen, den Zürchern voller Angst zu- 
gerufen: „Ich beschwöre Sie im Namen Eures Glückes und 
der Ruhe des ganzen Vaterlandes, bedenken Sie, dass in 
solchen Umständen jede verlorene Stunde die Macht des 
Feindes vermehrt!" 20 ), so musste ihm nun die Gefahr in 
ganz bedenklicher Grösse erscheinen. Mit der grössten 
Eile suchte er die von Ziegler verlangten 1500 — 2000 Mann 
auf die Beine zu bringen. An die bisher von Truppen- 
aufgeboten verschonten Kantone Unterwaiden, Schwyz, 
Zug, Glarus, Graubünden und Appenzell erging der Be- 
fehl, ihre Kontingente schleunigst in das Aufstandsgebiet 
marschieren zu lassen. Luzern, das man geheimer Ver- 
bindungen mit den Insurgenten verdächtigte, hatte keine 
Mannschaft, aber Munition und Lebensmittel zu liefern, die 
der ausserordentliche Kommissär des Landammanns, Rats- 
herr Mutach von Bern, mit dem aus seiner Vaterstadt 

18 ) Erinnerungen an W. Meyer, Z. T. 1879. Balthasar VII. 

19 ) Meyer von Knonau, 167. Biedermann, E. Biedermann, Z. T. 
1879, p. 13* 

20 ) Landammann an die Standeskommission, 28. III. 1804. Akten 
M. 1. 1. St. A. Z. 
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mitgebrachten Geld unter die kleinen Kantone verteilte, 
um ihnen die Mobilmachung ihrer Streitkräfte zu er- 
leichtern. Vom Berner Oberland verlangte Wattenwyl zwei 
Kompagnien Scharfschützen, von Solothurn weitere 
100 Mann Infanterie. Aargau anerbot freiwillig ein Ba- 
taillon. Am 30. März schickte Schaffhausen auf das direkte 
Gesuch von Zürich eine Kompagnie nach Winterthur, um 
das Städtchen vor einem Ueberfall zu schützen. Im Kanton 
Zürich warben die Quartierhauptleute Freiwillige zu einem 
zweiten Bataillon. 

Gerne hätte der Landammann die weiteren Schritte 
nach dem Wunsche Zieglers von Zürich aus geleitet, um 
jeden Augenblick mit seiner Einsicht und Energie in den 
Gang der Dinge eingreifen zu können. Allein der fran- 
zösische Botschafter erklärte eine Entfernung des Bundes- 
hauptes aus dem Direktorialkanton als verfassungswidrig. 
Mit um so stärkerem Nachdruck spornte Wattenwyl die 
Standeskommission, die ihm zu bedächtig vorging, zur Tätig- 
keit an und ersuchte sie, dem Oberbefehlshaber die 
weitesten Vollmachten zu erteilen. Er selbst hatte dem 
Oberst Ziegler schon früher die Kompetenz gegeben, „alle 
Rebellen, die mit den Waffen in der Hand ergriffen würden, 
ohne anders auf der Stelle zu erschiessen," 2l ) nun stellte 
er es ihm frei, sich der Frauen und Kinder in den auf- 
ständischen Gemeinden zu bemächtigen und sich ihrer als 
Geissein zur Unterwerfung der Männer zu bedienen. 22 ) 

Solch barbarischer Mittel bedurfte es glücklicherweise 
nicht, um des Aufstandes Herr zu werden. Rasch wie ein 
Strohfeuer erlosch nach den Gefechten vom 28. März die 
Kampfbegeisterung der Seeleute. Sie gaben sich mit der 
Abwehr der eidgenössischen Truppen zufrieden und kehrten 
an ihren Herd zurück. Nur etwa 150 Mann verblieben 

*\l Landammann an die Staudeskommission 28. III. 1804. M. I. 
1. St. A. Z. 

") Landammann an Ziegler 30. III. 1801. Bd. 52, 13. A. 

ßmnncr, Der Kt Zürich i. d Mediationszeit. 6 
>' 
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unter Kleinerts Befehl. Diese verbrachten die Nacht in 
Horger und rückten am 29. bis Thalwil vor. Willi be- 
stürmte die Gemeinden in Proklamationen, die er als „Chef 
der Gerechtigkeit begehrenden Truppen" unterzeichnete, 
seinen Anhang mit ihren jungen Bürgern zu verstärken. 23 ) 
Die Aufrufe verhallten am See wirkungslos bei der dort 
herrschenden gedrückten Stimmung. Die einsichtigen 
Männer verhehlten sich nicht, dass mit den billigen Er- 
folgen vom 28., welche die Sieger nicht auszunutzen ver- 
standen, noch wenig gewonnen war und dass die eid- 
genössischen Truppen binnen wenigen Tagen zahlreich ge- 
nug sein werden, um sich bei fernerem Widerstand für 
das vergossene Blut, die zugefügte Schmach und die aus- 
gestandene Angst zu rächen. Um nicht unabsehbares Un- 
glück für Schuldige und Unschuldige heraufzubeschwören, 
befahlen die Behörden von Horgen, W T ädenswil und Richters- 
wil ihren noch unter den Waffen stehenden Bürgern, das 
weitere Schicksal ruhig zu Hause abzuwarten. Wirklich 
leistete ein grosser Teil der Insurgenten den Mahnungen 
Folge, von Horgen alle bis auf Willi. Darauf sich stützend, 
baten die Gemeinderäte an den beiden Seeufern die Re- 
gierung und Standeskommission, die gewaltsamen Mass- 
regeln einzustellen und eine gütliche Ausgleichung anzu- 
bahnen, um das Land nicht in eine „Mördergrube" zu ver- 
wandeln; denn bei militärischer Exekution vermöchten sie 
das Volk von einer allgemeinen Erhebung nicht abzuhalten. 

Die aristokratischen Häupter Hessen sich durch solche 
Drohungen, die sie immer mehr als leere Redensarten 
taxierten, nicht einschüchtern, noch weniger wollten sie 
aus freiem Willen die Hand zur Aussöhnung bieten. Keine 
Kapitulation mit den Rebellen, eine „ganz entscheidende 
Beendigung der Unruhe" mit „Gottes Beistand" ist des 

") Dass Willi der Aufforderung an Horgen die Worte beifügte 
„Keiner Proklamation zum Nichtaufbruch gehorchen wir ausser einer vom 
fränkischen Minister* 4 , wurde ihm später als eine Art Landesverrat angerechnet. 
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Vaterlandes höchstes Bedürfnis, in diesen Anschauungen 
bestärkten sich gegenseitig die Standeskommission und der 
Landammann um so eifriger, je mehr die Bevölkerung zu 
ihrer friedlichen Arbeit zurückkehrte/ Die Petition des 
Gemeinderates Morgen wurde nicht angenommen, weil „alle 
Belege und Gewährleistung ruhiger Haltung und Ge- 
sinnung" fehlten. Die Deputation von Wädenswil hätte man 
am liebsten verhaftet, begnügte sich dann aber damit, um 
das Volk nicht zu sehr zu reizen, sie sofort aus der Stadt 
zu weisen. Etwas mildere Saiten schlug man im Verkehr 
mit den Gemeinden Stäfa, Männedorf, Meilen und Küs- 
nacht an, ' die, weil sie sich ausser der Verweigerung des 
Eides nichts hatten zuschulden kommen lassen, sich nun 
zu Vermittlern berufen fühlten. Um sie neutral zu er- 
halten, versicherte man sie wenigstens so lange des 
Schutzes, als sie jeden Ausbruch von Unordnung hinter- 
treiben werden. Mit dieser Hoffnung und Furcht nährenden 
Antwort gaben sich die Stäfner nicht zufrieden, sie wandten 
sich, da es immer schwieriger wurde, die passive Stellung 
zu behaupten, an den st. gallischen Regierungsrat Messmer, 
der als Zivilkommissär zur Aufrechterhaltung der Ruhe in 
Rapperswil weilte. Dieser mahnte die Abgeordneten ernst- 
lich zur bedingungslosen Unterwerfung, berichtete aber 
über die Unterredung nach St. Gallen, worauf die dortige 
Regierung in Zürich anfragte, ob Vermittlungsversuche ge- 
nehm seien. Gerade von dieser Seite wollte man sich jedoch 
eine „Einmischung" in interne Angelegenheiten am wenig- 
sten gefallen lassen, weil man von da auch keine tätige 
Hilfe erwarten konnte. Den St. Gallern wurde deshalb 
vom Landammann, den man von diesem Anerbieten in 
Kenntnis gesetzt hatte, mit scharfen Worten das Missfallen 
bezeugt. 24 ) Ebenso bestimmt lehnte die aristokratische 
Mehrheit am 31. März den von Usteri in der Exekutive 
gestellten Antrag ab, den Grossen Rat zusammenzuberufen, 

"*) Baumgartner, Geschichte des Kantons St. Gallen, II, 99 f. 
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um über das Wohl des Vaterlandes zu beraten. Damit 
fiel auch die Absicht der Demokraten dahin, vom Land- 
ammann nach Artikel 20 der Bundesverfassung 25 ) die Ein- 
berufung einer ausserordentlichen Tagsatzung zu ver- 
langen. Uebrigens wäre diese Bemühung, der herrschenden 
Partei eine blutige Unterdrückung des in sich zusammen- 
brechenden Aufstandes zu verunmöglichen, ohnehin am 
Widerstand Wattenwyls gescheitert: Zug, Luzern und Uri, 
die wirklich solche Begehren stellten, erhielten vom Land- 
ammann ablehnenden Bescheid, mit der Begründung, das 
Wörtchen „sauf" habe den Sinn von fakultativ. 

Anfänglich konnten die Machthaber mit einigem Recht 
auf der Fortsetzung der militärischen Operationen be- 
stehen, denn die Flamme des Aufruhrs fand noch eine 
kurze Spanne Zeit Nahrung in bisher unentschlossenen Ge- 
bieten, die auf schreckliche Gerüchte von vandalischem 
Treiben der Regierungstruppen den Waffenbrüdern am See 
beistehen wollten. Im Knonauer Amt nötigte ein Haufe 
Insurgenten den alt Administrator Häberling, sich an ihre 
Spitze zu stellen. Auf dem Albis stiess die Schar Schneebelis 
zu ihnen, sodass am 30. März etwa 70 — 80 Mann mit der 
von Tierarzt Grob von Knonau getragenen Freiamtsfahne 
in Thalwil einrückten. Statt aber die Gegend in hellem 
Aufruhr zu finden, begegneten sie überall furchtsamer 
Zurückhaltung. Alle Bitten um Anschluss wurden ab- 
geschlagen und um Gewalt anzuwenden, fehlte es an Macht. 
Auch Willi langte mit äusserst schwacher Begleitung beim 
Gros an. Die Lage war eine trostlose und wurde durch 
Misshelligkeiten noch verschlimmert, worauf mehr als die 
Hälfte der Insurgenten das sinkende Schiff verliessen. Häber- 

") Artikel 20 der Bundesverfassung: Im Fall eines Aufstandes im 
Innern eines Kantons, . . . lässt der Landammann Truppen von einem 
Kanton in den andern marschieren . . .; mit dem Vorbehalt (sauf), dass 
nach Unterdrückung der Feindseligkeiten oder bei fortdauernder Gefahr, 
die Tagsatzung von ihm zusammen berufen werde. 
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ling selbst forderte den noch ausharrenden Rest der Leute 
aus dem Amt zur Heimkehr auf, da er nach Erkundigungen, 
die er am rechten Seeufer und in Grüningen eingezogen, 
das baldige ruhmlose Ende des Aufstandes voraussah. 

Willi, Kleinert, Schneebeli und etwa 70 Mann, die noch 
fortschreiten wollten, plante Oberst Ziegler im Wädenswiler 
Berg einzuschliessen, um sie samt und sonders, lebend oder 
tot in seine Gewalt zu bekommen. Da durchkreuzte der 
Insurgentenchef seine Absichten, indem er in der Nacht 
vom 31. März auf den 1. April von Horgen nach Uerikon 
bei Stäfa übersetzte, nicht aus Furcht vor der drohenden 
Gefahr, sondern weil er am 30. die Meldung bekommen, 
dass im Oberland alles in Bewegung sei. Für jenen Tag 
war dies zutreffend. Schon am 29. März brachen von Wald 
zwei Haufen von je etwa 100 Mann auf, der eine gelangte 
auf seinem Streifzug bis nach Uetikon, ohne in den be- 
tretenen Ortschaften Verstärkung zu gewinnen, so dass 
er nicht wagte, sich nach dem linken Seeufer einzuschiffen; 
der andere kam auf seinem Marsche nicht über Rüti hinaus. 
Am 30. trafen 100 Bäretswiler in Pfäffikon ein, wo sie 
die Order abwarten sollten, ob sie sich nach Zürich oder 
nach Winterthur zu wenden hätten. Die Pfäifikoner 
machten aber Miene, die Gäste mit Gewalt aus dem Dorfe 
zu treiben, worauf diese eine freiwillige Heimkehr vor- 
zogen. 

Noch weniger mit Erfolg belohnt waren die nun ein- 
setzenden Bemühungen des jungen Hauptmanns Hanhard 
von Pfäffikon, eine einheitliche und planmässige Volks- 
bewaffnung zu erzwecken, obwohl er sich den Titel eines 
Kommandanten der Truppen des Kantons Zürich beigelegt 
und in alt Gerichtsschreiber Hagenbuch einen rührigen 
Adjutanten gefunden hatte. Wie am See widerstrebten auch 
im Oberland die Gemeinderäte einer offenen Empörung. 
Am wirksamsten traten den Ausbrüchen der Volkswut die 
zehn in Grüningen tagenden Landgrossräte entgegen. Sie 
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waren auf die Einladung des Gemeindepräsidenten Schoch 
von Bäretswil und des Unterstatthalters Weber von Dürnten 
zusammengetreten, um über die Herstellung der Ruhe zu 
beraten. An die Menge erliessen sie ernstliche Abmahnungen 
vor Zusammenrottungen, die Standeskommission suchten sie 
durch mündliche Vorstellungen zur Ergreifung gütlicher 
Mittel zu bewegen. Die Regenten sahen aber in dem 
„Wortkram" nur eine List, Zeit für die Organisation eines 
allgemeinen Aufstandes zu gewinnen, denn in ihren Augen 
war die Versammlung zu Grüningen eine Art Jakobiner- 
klub und in den Teilnehmern vermuteten sie die geheimen 
Führer des Aufstandes. Die Abgeordneten wurden des- 
halb mit der gleichen, nichtssagenden Antwort abgespiesen 
wie ihre Nachbarn am See. Das „gefährliche" Komitee 
ging hierauf in aller Stille auseinander. Weber veranlasste 
noch die zwei von Wald aufgebrochenen Scharen zur Auf- 
lösung. 

Am 31. März war der Aufstand im Oberland zu Ende. 
Daran änderte auch die Ankunft Willis nichts, der am 
1. April mit seinem Anhang und der erbeuteten Kanone 
in Rüti einrückte. In Wald, wo noch vor wenigen Tagen 
die Männer auf den blossen Hilferuf stürmisch in den 
Kampf zu ziehen begehrt hatten, blieb das persönliche Er- 
scheinen Willis ohne jeden Eindruck und Erfolg. Noch 
stärker hatte die Stimmung in Hinwil umgeschlagen. Dort 
wurde am 2. Hanhard mit seinen wenigen Begleitern ge- 
fangen genommen, von dem herbeieilenden Willi zwar mühe- 
los befreit, jedoch in der Nacht wieder verhaftet und nach 
Zürich gebracht, wo er vor der Wut des Pöbels mit Gewalt 
geschützt werden musste. 26 ) Ihre letzte Hoffnung setzten 
die Insurgenten auf Bäretswil. Statt Verstärkungen er- 
hielten sie aber nur Versprechungen, deren Erfüllung sie 
nicht abwarten konnten, weil Gefahr im Anzug war. Hin- 
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wiler und Walder wollten das kleine Korps einschliessen, 
um ihre frühere Rebellion zu sühnen. Ihre Tapferkeit be- 
währte sich aber nicht gegen die 45 Mann Willis, die sich 
ohne Verlust bei Ringwil durchschlugen und bis Stäfa die 
Verfolger in respektvoller Entfernung hielten. Bevor die 
200 feindseligen Oberländer am Ufer anlangten, hatten sich 
die Insurgenten eingeschifft, da warf sie ein heftiger Wind 
wieder ans Land. Zu ihrer Rettung ergriffen die Stäfner 
die Waffen und Jagten die Häscher in die Flucht. Die 
Verwirrung benutzte der kleine Rest der Aufständischen, 
um sich zu zerstreuen. Kleinert, Schneebeli und andere 
suchten jenseits der Kantonsgrenzen eine Zufluchtstätte, 
Willi konnte wegen seiner Wunde nicht fliehen und ver- 
steckte sich in Stäfa. 27 ) 

Die Standeskommission hatte der Auflösung der letzten 
Rebellenrotten noch durch einen zweiten Auszug zuvor- 
kommen wollen, um an ihnen rasch und sicher ein der 
Zukunft als Warnung dienendes Strafgericht zu vollziehen. 23 ) 
Beinahe wäTe der Plan gelungen. Die Regierungen, an die 
sich Wattenwyl mit Uebergehung der politisch verdäch- 
tigen gewandt hatte, sandten ihre Miliz so schnell als es 
die überall noch im Anfangsstadium sich befindenden Militär- 
organisationen gestatteten. Am 1. April verfügte der 
Oberbefehlshaber über 2069 Mann, von denen vier Kom- 
pagnien in Winterthur, 80 Schwyzer Scharfschützen auf 
der Schindellegi und die übrigen in Zürich standen. Oberst 
Ziegler hielt diese Truppenmacht für eine genügend sichere 
Gewährleistung eines glücklichen Erfolges.-'') Er teilte die 
in der Hauptstadt stationierten Soldaten in drei Kolonnen. 

") Die Verhöre Willis, Kleincrts, Schneebelis, ITäberlinps, Webers 
usw. M. 1. II; M. 2. 1. St. A. Z. Protokoll der ausserordentlichen 
Standeskommission. Korrespondenz der Kantone mit den Bundesbehörden. 
Bd. 2(51 B. A. Oechsli, 1, 493 f. 

") 1\ d. St. K. 2. IV. 1804. 

■') Ziegler an den Landammann 1. IV. 1804. Bd. 2(51 B. A. 
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Am Nachmittag des 3. Aprils, an dem Tage, da Willi dem 
linken Seeufer zustrebte, traten der Oberbefehlshaber und 
Kirchberger mit der ersten Abteilung den Marsch über 
den Albis nach Hausen und Kappel an; gegen Abend zogen 
die zweite und dritte Abteilung nach Thalwil. Am 4. schlug 
das Zieglersche Korps den Weg über die Sihlbrücke nach 
der Anhöhe bei Hirzel ein, wo es sich um 9 Uhr morgens 
mit den Schwyzer Schützen vereinigte und bald darauf 
Fühlung erhielt mit dem von dem zürcherischen Oberst- 
leutnant Holzhalb befehligten Zentrum, das bis zum Zimmer- 
berg vordrang, während der unter dem Kommando Gibelins 
stehende linke Flügel auf der Seestrasse vorrückte, unter- 
stützt durch eine kleine Flotille. 30 ) Bis Mittag waren alle 
Gemeinden von Horgen bis Richterswil von den Truppen 
besetzt, die nirgends auf den kleinsten Widerstand stiessen. 
Dennoch langten stetig, gegen den Wunsch Zieglers, von 
allen Seiten Verstärkungen an. Am 6. April standen 
2998 Offiziere und Soldaten im Feld, zehn Tage später 3493. 
Rechnet man die nur kurze Zeit unter den Waffen ge- 
standenen Freiwilligen hinzu, so leisteten im ganzen 3800 
Mann, die sich auf 12 Kantone verteilten, den Aufgeboten 
des Landammanns und der Standeskommission Folge. 31 ) 
Wattenwyl wollte dem In- und Ausland in recht deutlicher 
Weise zeigen, dass die Eidgenossenschaft kräftig und ent- 
schlossen genug sei, die Ordnung ohne fremde Hülfe auf- 
recht zu erhalten. 32 ) Dass diese Demonstration den unter- 
worfenen Gemeinden grosse Opfer auferlegte, mochte von 
ihm auch nicht als Nachteil empfunden werden. 



*°) Hünerwadcl an den Laudammanii 3. IV. 1804. Bd. 201. B. A. 

•') Etat der Truppen am 6. und 16. IV. M. 1. 3. St. A. Z. Nach 
dem Verzeichnis für die Verteilung der Medaillen und Denkpfennige stellte 
Zürich 1108 Mann, Bern 735, Aargati 108, Schwyz 329, Glarus 235, Solo- 
thurn 201, Basel 199, Appenzell 53, Freiburg 113, Schaffhausen 103, 
(irauhünden 09, Nidwaiden 43. Akten M. 1. 7., zit. Oechsli I 494. 
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Schwer lastete die Soldatenherrschaft auf der okku- 
pierten Gegend. Wattenwyl befahl die Entwaffnung der 
aufständischen Gemeinden, die in Horgen und Wädenswil 
mit aller Strenge durchgeführt wurde. Zu jeder Tageszeit 
durchsuchten die Soldaten die Häuser nach Waffen; wer 
ein Gewehr verheimlichte, erhielt 25 Stockprügel und 
musste dem Entdecker 20 Gulden bezahlen. Weil diese 
Massregeln nicht ausreichten, um der gefürchteten Stutzer 
habhaft zu werden, verlangte Ziegler von Wädenswil für 
die Einlieferung derselben eine Kaution von 150 Louis d'ors. 
Eine grosse Zahl befand sich aber bereits, „wenn auch nicht 
in den rechten, doch in besseren Händen als bisher," 33 ) 
da die Truppen ihre schlechten Flinten gegen die schönen 
Stutzen der Seeleute eintauschten, so dass es sich beinahe 
nicht der Mühe lohnte, die Transportkosten der im Depot 
abgegebenen Waffen zu bestreiten. 34 ) Am 7. April schlug 
Ziegler sein Hauptquartier in Stäfa auf und leitete von 
hier aus die Entwaffnung des rechten Seeufers und des 
Oberlandes, wo auch Militär von Winterthur her einrückte. 
Im ganzen wurden 50 Gemeinden, die in den kritischen 
Tagen sich mehr oder weniger regierungsfeindlich gezeigt, 
mit Einquartierung bestraft und entwaffnet, beides mit 
Schonung der „Gutgesinnten". Ein schlimmes Andenken 
hinterliessen die Soldaten durch ihr rohes Gebaren und 
durch die Untugend, die Hände noch fremdem Gut aus- 
zustrecken; selbst von unschuldigen Einwohnern wurde Geld 
erpresst, wie ein Anhänger der Aristokraten klagte. 10 ) 

Mit grosser Beflissenheit unterstützten die Militär- 
behörden auch die beiden Zivilrepräsentanten des Kleinen 
Rates, Hirzel und Rahn, die mit den Truppen von einer 
Gegend zur andern schritten, um von den Gemeinden Hypo- 

M ) Zivilrepräsentanten an die Standeskommissiou 7. IV. 04. M. 1. 3. 
St. A. Z. 

• 4 ) P. d. g. M. K 11. IV. 1804. 
") ibid. 28. IV. 1601. 
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theken in der Höhe der voraussichtlichen Beiträge an die 
Kriegskosten zu erheben, Verhöre über die Unruhen auf- 
zunehmen, die gutfindenden Arrestationen zu verfügen und 
unzuverlässige Mitglieder der Gemeindebehörden durch der 
Regierung ergebene Leute zu ersetzen. 36 ) Die Kautionen 
mussten innert 24 Stunden geleistet werden. Der Termin 
wurde fast durchweg innegehalten, da bei Nichtbeachtung 
Aushebung von Geissein angedroht war. Rasch waren auch 
neun Gemeinderäte ganz oder teilweise abgeändert. Mehr 
Zeit in Anspruch nahmen die unzähligen Verhöre, da aussei 
den eigentlichen Insurgenten noch Tausende den Eid ver- 
weigert oder der Aushebung sich widersetzt hatten. Die 
Landleute, denen nur geringe Vergehen nachgewiesen 
werden konnten, wurden mit stärkerer Einquartierung be- 
straft und für höhere Kontributionsbeiträge vorgemerkt; 
sehr oft erhielten sie noch für ihre unerschrockenen Aus- 
sagen eine Tracht Stockprügel, womit häufig auch denen, 
welche kein Geständnis ablegten, für die vermeintlichen 
Sünden Absolution erteilt wurde. 37 ) Wer sich aber in der 
Renitenz gegen die Regierung irgendwie hervorgetan, wurde 
mit Stricken gebunden oder mit Daumeneisen gefesselt nach 
Zürich in die Gefängnisse geschleppt, die bald überfüllt 
waren. 

Es gelang dem Militär und der Polizei, die meisten 
Häupter der Insurgenten in ihren Verstecken aufzuspüren. 
Berner Oberländer entdeckten Willi am 7. April und ver- 
dienten sich dadurch die von der Obrigkeit auf den Kopf 
des Rebellenchefs gesetzten Preis von 1000 Fr. Kurz 
darnach fielen auch Schneebeli, Häberling und Grob in die 
Gewalt der Regierungspartei. Die Untersuchungsrichter be- 
mühten sich, durch diese Gefangenen, „den verborgenen 
Triebrädern und dem geheimen Entstehungs- und Leitungs- 
punkt des Aufruhrs auf die Spur zu kommen," denn dies 

M ) P. d. St. K. 26. III. und 3. IV. 1801. 

•') Akten, M. 1. 3. St. A. Z. Vgl. Oechsli, I. 4?>5. 
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sei der Hauptzweck der Information, hiess es in der In- 
struktion. Die Zürcher Regenten teilten nämlich die vom 
Landammann mit aller Bestimmtheit ausgesprochene An- 
sicht, dass die bekannten Führer der Aufständischen nur 
besoldete Untergebene von bedeutenderen Persönlichkeiten 
seien, die seit langem die bewaffnete Erhebung im Ein- 
verständnis mit Ruhestörern anderer Kantone vorbereitet 
hätten. Diese von Anfang an gehegte Ueberzeugung war 
bei Wattenwyl zur Gewissheit geworden, weil begreiflicher- 
weise die Landbevölkerung verschiedener Kantone nicht den 
Groll der Stadtherren über die Zürcher Bauern teilte. 

Wo die geheimen Urheber der Insurrektion zu suchen 
seien, Hess der Landammann durchblicken, indem er am 
7. April der Standeskommission mitteilte: „Es gibt eine 
Partei, welche die jetzige Ordnung der Dinge teils aus 
Herrschsucht, Eigennutz, aus blinder Anhänglichkeit zu ihren 
nunmehr veralteten Theorien, teils aus persönlichem Hass 
mnÜ indirekter Rache nicht ertragen will. Dieser Partei 
und ihren Leidenschaften ist der Aufstand im Kanton Zürich 
zuzuschreiben." Noch einen deutlicheren Hinweis gab er 
an einer späteren Stelle, wo er die Aristokraten aufmunterte, 
Mitglieder der höchsten Gewalten, die sehr wahrscheinlich 
als Schuldige erscheinen werden, nicht zu schonen.-^) Usteri 
bezeichnete im Kleinen Rat diese Verdächtigungen als Ver- 
leumdungen, sofern man keine Personen nenne. Dazu boten 
aber die Verhöre nicht den geringsten Anhaltspunkt. Willi 
erklärte frei und offen, er habe ganz aus eigenem Antrieb 
gehandelt, und die anderen Anführer behaupteten, nicht 
auf die Anstiftung durch einzelne Personen, sondern nach 
der Aufforderung durch das Volk die Waffen ergriffen zu 
haben. Der Beginn und Verlauf der Revolte bestätigte 
ihre Aussagen, das entging selbst dem Berner Ratsherr 



") Der Landammann an die Standeskommission 7. IV. 1804. M. 1. 3. 
St. A. Z. 
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Mutach nicht, der dem Landammann schrieb: „Der Aufstand 
war zu plump angehoben, als dass Männer von Gewicht 
in demselben sich kompromittieren können." 39 ) Wattenwyl 
war aber von der Idee nicht abzubringen, dass die Un- 
ruhen in das Sündenregister der Unitarier zu notieren seien. 
Da es indessen kaum möglich war, „der Verschwörung ans 
Haupt zu greifen," so sollte desto schneller und schärfer 
die Strafe die Werkzeuge treffen. Der Landammann ging 
deshalb ohne Zögern auf einen von Reinhard, David v. Wyss 
und Ziegler gemachten Vorschlag ein und proklamierte am 
7. April die Einsetzung eines eidgenössischen Kriegs- 
gerichtes, bestehend aus einem Oberstrichter, zwei Stabs- 
offizieren, zwei Hauptleuten, zwei Subalternen, zwei Unter- 
offizieren, zwei Gemeinen und einem Stabsauditor. Vor 
dessen Schranken mussten die Staatsverbrecher erscheinen, 
„welche mit den Waffen in der Hand ergriffen worden sind, 
oder die Fahne des Aufruhrs geschwungen, die Kantons- 
einwohner zur Ergreifung der Waffen aufgefordert oder 
gezwungen oder irgend einen Haufen von Aufrührern gegen 
die eidgenössischen Truppen angeführt haben." 40 ) 

Zur Aufstellung eines Kriegsgerichtes war der Land- 
ammann weder durch die Mediationsakte noch durch einen 
Beschluss der Tagsatzung berechtigt; es erfolgten denn 
auch von verschiedenen Seiten Proteste gegen das eigen- 
mächtige Vorgehen des Bundeshauptes. Luzern, Uri, Schwyz, 
St. Gallen, Waadt verlangten teils aus Teilnahme am Schick- 
sal der Zürcher Landleute, teils aus Besorgnis für die 
Kantonssouveränität vom obersten Magistraten die Be- 
folgung der Verfassung. Der gleiche Wattenwyl, der das 
ihm von Ziegler und Mutach nahegelegte Begnadigungs- 
recht mit den Worten von sich wies: „Die Pflicht gebietet 
mir, die Grenzen der mir übertragenen Amtsgewalt genau 



••) Mutach au den Landammann 9. IV. KS04. Bd. 261. B. A. 
*•) Abgedruckt bei Hodler, Geschichte des Schweizervolkes 373 f. 
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zu beobachten," 41 ) übernahm ruhig die Verantwortung für 
die unbefugte Umgehung des gewöhnlichen Rechtsganges. 

Das Kriegsgericht wurde unverzüglich bestellt. Die 
Standeskommission lehnte die ihr übertragene Wahl des 
Präsidenten und des Auditors ab, um der Prozedur den 
Schein der Unparteilichkeit zu wahren. Hierauf besetzte 
der Landammann die erstere Stelle mit Ratsherrn Mutach 
und Ziegler die andere im Namen Wattenwyls mit Bezirks- 
gerichtspräsident Meis von Zürich. 42 ) Die zehn Beisitzer 
hatte der Oberbefehlshaber zu ernennen, was denselben 
als Zürcher stark beunruhigte. Er beschwichtigte sein 
Gewissen, indem er nur die Minderheit der Richter, nämlich 
vier, selbst bezeichnete und die Wahl der übrigen den 
Bataillonskommandanten übertrug. Es hätte übrigens 
dieses Versteckenspielens gar nicht bedurft, da es doch 
wohl ohne weitere Uebereinkunft eine ausgemachte Sache 
war, dass nur Anhänger des aristokratischen Systems in 
das Kriegsgericht zu sitzen kamen. 

Am 16. April traten die Richter unter grossem Zere- 
moniell auf dem Zunfthaus zur Meise in Zürich zusammen. 
Sie beschlossen, gegen Willi, Schneebeli, Hanhard, Häber- 
ling und Grob die Untersuchung zu eröffnen und von den 
flüchtigen Rebellen 23 auf den 1. Mai vorzuladen. Welche 
Strafen der Führer warteten, war unschwer aus der Prokla- 
mation vom 8. April 43 ) zu ersehen, in welcher der Land- 
ammann verkündete, dass die Chefs der bewaffneten Haufen 
und die Verführer einem strengen, blutigen Urteil nicht 
entgehen werden. Der Gerichtshof war eben im Begriff, 
die auf ihn gesetzten Hoffnungen zu erfüllen — am 25. 
wollte er die Finalsentenz über die fünf Hauptverbrecher 
fällen, gegen die der Ankläger Todesstrafe beantragte, und 

*') Der Landammann an Ziegler 17. IV. 1804. Bd. 52. B. A. 
") Der Landammann an die Standeskommission 10. IV. 1804. M. 1. 
3. St. A. Z. 

*•) Abgedruckt bei Hodler p. 374 ff. 
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der Scharfrichter hatte bereits Befehl, sich für die Voll- 
ziehung- der Urteile bereit zu halten — da traf am 22. von 
Bern die Botschaft ein, mit der Exekution der Strafen 
zuzuwarten. Frankreich hatte interveniert. 

Als es nicht gelang, den Aufstand beim ersten Ver- 
such zu unterdrücken, und sich nach und nach ein kleines 
Heer eidgenössischer Truppen im Kanton Zürich ansammelte, 
da schenkte der Vermittler den Aussagen Wattenwyls, die 
Bewegung wäre eine Folge der revolutionären Demorali- 
sation und des Elends und die Teilnehmer seien nichts als 
junge, verdorbene Leute,* 4 ) keinen Glauben mehr. Aus 
Interesse für eine gerechte Beilegung der Zwistigkeiten, 
noch mehr aber aus Argwohn über die selbständige Kraft- 
entfaltung der Schweiz beschwerte sich Talleyrand in einer 
Note 45 ) vom 12. April darüber, dass der Landammann den 
ersten Konsul nicht direkt und nicht genügend über die 
Ursachen und die Ausbreitung der Volksbewaffnung auf- 
geklärt habe. Der Gesandte sei deshalb beauftragt worden, 
in Zürich selber Erkundigungen über die gegenwärtige Lage 
der Dinge einzuziehen. Er werde auch beim Landammann 
für die Anwendung von versöhnlichen Mitteln eintreten, 
da der Konsul in der Schweiz nicht zwei sich feindlich 
gegenüberstehende Armeen dulden könne; vor allem dürfe 
kein Blut vergossen werden. 

In grösste Bestürzung versetzte Wattenwyl dieses 
Misstrauen Frankreichs, dem er geglaubt hatte, durch die 
Mitteilung seiner Massregeln an den Botschafter Vial vor- 
gebeugt zu haben. Schleunigst suchte er das Versäumte 
nachzuholen. Heinrich Meister, der schon die Reise nach 
Paris angetreten, wurde nach Bern geladen und erhielt 
die Mission, die Misstimmung Talleyrands zu heben. 46 ) Gleich- 
zeitig begehrte der Landammann von der Standeskommission 

r 

**) Prot. d. Landamraanns, No. 466, 473, 523 usw. Bd. 52, B. A. 
") Abgedruckt bei Tillicr, I, 128 f. 
*•) Z. T. 1885 
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ein Mitglied, das vorzüglich über die Unruhen unterrichtet 
sei. Finsler erschien in der Bundesstadt und mit seiner 
Unterstützung schrieb der Kanzler Mousson in kürzester 
Frist eine umständliche Schilderung der Ereignisse nieder. 
Am 24. April konnte die Denkschrift nach Paris abgesandt 
werden. Sie sollte, wie es selbst darin hiess, den ersten 
Konsul von der Reinheit der Beweggründe der schweize- 
rischen Behörden überzeugen, „die ohne Parteigeist, ohne 
Rachegefühle, das Heil des Staates und die Aufrecht- 
erhaltung der Verfassung bezweckt hätten." Dem Zweck 
war auch die Darstellung angepasst. Im grossen und ganzen 
gab sie die uns schon bekannten Anschauungen des Land- 
ammanns über die Entstehung und die Tendenz der Insur- 
rektion wieder, im einzelnen wimmelte sie von Entstellungen. 
Am auffallendsten aber war, dass Wattenwyl es wagte, 
die Notwendigkeit der Hinrichtung von zwei oder drei Chefs 
der Rebellen zu betonen. 47 ) Er gab dem bestimmten Wunsche 
der französischen Regierung, Blutvergiessen zu vermeiden, 
die sophistische Auslegung, dass damit die Verhütung eines 
Kampfes gemeint sei. 48 ) 

Noch ehe diese Rechtfertigungsschrift in Paris an- 
langte, fielen auch die drei angekündigten Opfer. Am 
25. April, morgens um 7 Uhr, erschienen zwei total ver- 
schiedene Aufzüge vor dem Zunfthaus zur Meise; zuerst 
langten die Mitglieder des Kriegsgerichts, in Staats- 
kutschen, unter militärischer Bedeckung an, dann die fünf 
Angeklagten, gefesselt, beim Läuten der Totenglocke. Willi 
und noch unentwegter Schneebeli, der durch seinen un- 
beugsamen Willen und seine hohe, kräftige Gestalt an 
Schibi erinnerte, hatten in der Gefangenschaft an der 
Ueberzeugung festgehalten, dass sie eine gerechte Sache 
verfochten, und waren zu keinem Reuebekenntnis zu be- 
wegen gewesen. Sie hatten sich Verteidiger verbeten, da 

* 7 ) Denkschrift, Akten M. 1. 4. St. A. Z. 

*•) Prot. d. Landammanns. An Maillardoz. 24. IV. 1804. Bd. 52. B. A. 
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diese auf höhere Weisung die Empörung gegen die recht- 
mässige Obrigkeit zugeben mussten und nur um Milde 
bitten durften. Dem Gerichte, als aus ihren Feinden zu- 
sammengesetzt, bestritten Willi und Schneebeli das Recht, 
über sie zu urteilen und appellierten gegen die Verletzung 
der Verfassung an den Vermittler. Die Richter schritten 
über diese Proteste hinweg und verfällten beide zum Tode 
durchs Schwert. Häberling, eine weiche Natur, bereute 
seine Teilnahme am Aufruhr und flehte schluchzend die 
Richter an, um seiner Gattin und seiner drei Kinder 
willen sein Leben zu schonen. Sein Verteidiger, Melchior 
Hirzel, wusste so ergreifend diese Bitte zu unterstützen, 
dass es, wie Mutach nach Bern berichtete, der Stand- 
haftigkeit des Kriegsgerichts in ihrem ganzen Umfange 
bedurfte, um nicht vom Recht auf Mitleid überzugehen. 49 ) 
Das Recht aber, nach aristokratischer Auffassung, ver- 
langte den Tod Häberlings durch Erschiessen, weil er ein 
angesehener Führer der Patrioten seines Bezirkes war, 
während es sich bei dem tätigeren und sich eine höhere 
Rolle anmassenden Hanhard, da er in der Politik noch nicht 
hervorgetreten, mit ewiger Gefangenschaft begnügte. Die 
gleiche Strafe wurde auch über Grob verhängt. Die Ur- 
teile gründeten sich auf das bei den Schweizer Söldnern 
gebräuchliche Gesetzbuch, die Halsgerichtsordnung Kaiser 
Karls V. von 1532, die jedoch im Kanton Zürich unbekannt 
war. 

Nachmittags um 2 Uhr traten Willi, Schneebeli und 
Häberling ihren letzten Gang an. Sie hielten sich mann- 
haft bis zum letzten Atemzug. Empörend benahmen sich 
die unteren Schichten der Stadtbevölkerung, die mit un- 
verhohlener Freude den Hinrichtungen beiwohnten. 

Sobald der immer noch mit Besorgnis erfüllte Land- 
ammann am 26. die Kunde von der Vollziehung der Todes- 

**) Mutach an den Landammann 25. IV. 1804. Bd. 26, B. A. 
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urteile erhielt, verfügte er die Auflösung des Kriegsgerichts 
und die Vollendung der angefangenen Prozeduren durch das 
zürcherische Obergericht. Auch gab jetzt Wattenwyl die 
bestimmte Weisung, bis Anfangs Mai 1500 Mann zu ent- 
lassen. Bis dahin Hess sich die Regierung noch von den 
Gemeinden huldigen, die dieser Pflicht noch nicht nach- 
gekommen waren. Vor Ende April trieb sie auch die eine 
Hälfte der Kontribution in bar ein, die andere musste 
bis zum 15. Mai bezahlt werden. Die Kriegskosten be- 
trugen 316,616.68 Franken. Gefordert wurden von 42 Ge 
meinden, je nach der Steuerkraft und der Schwere des 
Vergehens, 336,000 Fr. (a. W.). 50 ) Wädenswil traf es 
80,000 Fr. und 32,000 Fr. für den Schlossbrand, Horgen 
48,000 Fr., Richterswil 24,000 Fr., Stäfa 28,800 Fr. u. s. w. 
Die Gemeinden bemühten sich, so rasch als möglich das 
Geld aufzubringen, um von der lästigen und kostspieligen 
Einquartierung befreit zu werden, auf alle Fälle aber der 
angedrohten Exekution zu entgehen. Die Barschaft musste 
meistens bei den Stadtbürgern aufgenommen werden, die 
für ihre Darlehen hohe Zinse verlangten, was bei den aus 
der Revolutionszeit her erschöpften Kassen und den ver- 
dienstlosen Zeiten die Last doppelt drückend machte. Da 
die Summen ziemlich pünktlich eingingen, zog ein Truppen- 
korps nach dem andern in die Heimat ab, beim Abschied 
mit goldenen oder silbernen Denkmünzen und Dankes- 
urkunden belohnt. Als am 18. Mai das Hauptquartier von 
Küsnacht, wo es seit dem 24. April aufgeschlagen war, 
nach Zürich verlegt wurde, befanden sich nur noch die 
Standeskompagnien von Bern, Aargau una Zürich im Feld- 
dienst. 



"°) Generalrechnung der sämtlichen Einnahmen und Aasgaben usw. 
M. 1. 7. St. A. Z. Der Saldo von 11)383 Frs. wurde der Gemeinde Wädens- 
wil als Nachlass an dem ihr auferlegten Schadenersatz für den Schloss- 
brand zugestellt. P. d. K. R. 2«J. VIII. 1805. 

Brunner, Der Kt Zürich i. d. Medialionszeit. 7 
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Oberst Ziegler hatte gegen die schnelle Auflösung des 
Kriegsgerichts und die Zurückziehung der Mannschaft 
immer Bedenken geäussert, da er die Folgen voraussah, 
die wirklich eintraten. Die patriotische Partei verkündete 
nämlich laut, dass Frankreich die Aristokraten zur Milde 
gezwungen habe. Um dieses Gerede Lügen zu strafen und 
neuen Schrecken einzuflössen, erachteten es die Regenten 
für unerlässlich, den am 24. April gefangen genommenen 
Hauptmann Kleinert aufs Schafott zu schicken. Nachdem 
der unter der Hand angefragte kandammann wegen der 
herrschenden Ansicht, dass keiner der Rebellen mehr dem 
Scharfrichter überliefert werde, nur bei absoluter Not- 
wendigkeit die Hinrichtung gebilligt hatte, 51 ) verurteilte 
das Obergericht Kleinert am 16. Mai zum Tode durchs 
Schwert. Vergeblich machte die demokratische Minderheit 
im Kleinen Rat noch eine Anstrengung, ihn zu retten, in- 
dem sie beantragte, dem bald zusammentretenden Grossen 
Rat das Begnadigungsrecht vorzubehalten; ■'-) am 17. fiel 
das Haupt Kleinerts. Es bedurfte sogar noch des Ein- 
flusses Reinhards, um den Unterstatthalter Weber vor dem 
gleichen Schicksal zu bewahren. Die eifrigsten Aristokraten 
hätten gerne den einflussreichen Parteigegner, den sie 
als schlauen und gefährlichen Intriganten taxierten und 
hassten, unschädlich gemacht; 53 ) doch die Mehrheit des 
Gerichtes war menschlicher und bestrafte ihn mit einem 
Jahr Zuchthaus und fünfjähriger Eingrenzung auf Haus und 
Güter. Dagegen sollte der flüchtige Schoch von Bäretswil 
seine Vergehen mit dem Blute sühnen; er geriet jedoch 
nie in die Hände der Häscher, sondern fand in Bayern eine 
zweite Heimat. Von den übrigen Hauptbeteiligten am Auf- 
stand erhielten Hagenbuch 16 Jahre Zuchthaus, die dann 

*') Wattenwyl an Maillardoz 18. V. 1804. Prot, des Landainraanns. 
Bd. 52. B. A. 

M ) P. d. K. R. 17. IV. 1804. 
•■) Meyer v. Knonau 170. 
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iu Solddienste im französischen Heer umgewandelt wurden, 
Hauser, der Sekretär Willis, 15 Jahre und Chirurg Trüb 
12 Jahre zugesprochen. 54 ) Nach der Verurteilung der Rädels- 
führer verhängte das Obergericht gelindere Strafen, Ge- 
fangenschaft von mehreren Jahren bis herunter zu einigen 
Monaten; damit wurden gewöhnlich verbunden oder auch 
allein ausgefällt: Eingrenzung auf Haus und Güter oder 
in der Gemeinde, Suspension des Aktivbürgerrechts, Amts- 
entsetzung, die neun Mitglieder des Grossen Rates traf, 
Leistung von Real- und Personalkaution, doppelter Beitrag 
an die Kriegsauslagen und Bezahlung der Kosten. In der 
kurzen Zeit bis zum 14. Juli wurden 119 Prozesse gegen 
Staatsverbrecher durchgeführt, 2 endigten mit der Frei- 
sprechung der Angeklagten, 22 mit Kontumaz-Sentenzen. 55 ) 

In Paris verwischten diese unaufhörlichen Nachspiele 
im Gerichtssaal den guten Eindruck, den die Auflösung 
des Kriegsgerichts und die Heimkehr der Truppen ge- 
macht hatten. Die französische Regierung hatte diese 
Massregeln als eine Garantie für milde Urteile und schnelle 
Beendigung des Strafgerichts betrachtet. Als sie sich ge- 
täuscht sah, führte sie anfangs Juni dem Landammann recht 



") Die Regierung wünschte die mit langen Freiheitsstrafen bedachten 
Insurgenten im Ausland, am liebsten in einem andern Erdteil, unterzu- 
bringen und wandte sich an mehrere Mächte (Frankreich, Spanien, Preussen, 
Bayern, Oesterreich, Russland), von denen keine zusagte. Endlich im März 
1805 bot sich Gelegenheit, Hanhard als Kolonisten in Nordamerika zu 
versorgen. Grob, Trüb und Hauser wurden im Juni des gleichen Jahres 
dem Reichsgrafen Schenk von Castel zur Einsperrung in seinem Zuchthaus 
zu Oberdischingen übergeben. Am 26. November gelang es ihnen zu ent- 
kommen. Grob wurde bei Lörrach wieder eingefangen und blieb nun hinter 
Schloss und Riegel bis ihn bei der Aufhebung des reichgräflichen Zucht- 
hauses die Regierung am 2. April 1812 zu lebenslänglicher Verbannung aus 
der Schweiz „begnadigte". P. d. K. R. 23. XII. 1805. 2. IV. 1812. Vergl. 
Oechsli I, 502. Anmerkung. 

••) Tabello der vom Obergericht verurteilten Anteilhaber an den letzten 
Unruhen. M. 1. 6. St. A. Z. Oechsli I, 501. 
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deutlich zu Gemüt, dass Napoleon die Befriedigung der 
Rachsucht unter dem Vorwand, für das Staatswohl zu sorgen, 
scharf missbillige. Wattenwyl nahm zwar die Zürcher Re- 
gierung gegen die Vorwürfe des Hasses und der Verfolgung 
in Schutz, doch machte er diese wiederholt darauf auf- 
merksam, dass so viele und so späte Strafen die Herstellung 
dauerhafter Ruhe eher gefährden als befördern.' 6 ) In Zürich 
wollte man den Wink lange nicht verstehen, erst am 
19. Juli, als über alle Hauptschuldigen das Urteil ge- 
sprochen war, erachtete es die Regierung „nach an- 
wohnender Milde, landesväterlichem Wohlwollen und ihrer 
Stellung angemessen," von weiteren Prozessen abzu- 
stehen. 57 ) 

Fehlte es von seiten Frankreichs nicht an herbem 
Tadel für die zürcherischen Standeshäupter und den obersten 
Magistraten der Schweiz, so fanden diese doch die Zu- 
stimmung der Behörden, denen sie verantwortlich waren. 
Am 22. Mai war endlich der Grosse Rat zusammengetreten. 
Seine ihm von der Regierung vorbehaltene Aufgabe be- 
stand lediglich darin, zu entscheiden, ob er die „an- 
gewendeten Bemühungen zur Unterdrückung des Aufruhrs" 
gutheissen wolle oder nicht. Eine Diskussion hierüber 
wurde von der Mehrheit unterdrückt, worauf bei Stimmen- 
enthaltung der Demokraten die Legislative mit Einmut dem 
Kleinen Rat und der Standeskommission ihren Beifall zollte 
(26. Mai). Mit starkem Mehr wurde auch der Antrag an- 
genommen, dem Landammann und den Kantonen, die ihre 
Kontingente aufgeboten hatten, auf der Tagsatzung den 
Dank des Standes Zürich auszusprechen. Usteri hatte jedoch 
bei der Umfrage die Gelegenheit ergriffen, seine Kollegen 
der Gewalttätigkeit anzuklagen und sich scharf gegen die 
Tendenz zu verwahren, die Schuld an den Unruhen den 

••) Wattenwyl an Maillardoz 5. VII. 1804. Prot. d. Landammanns. 
Bd. 52. B A. von Wyss an Lavater L. 62 1. St. A. Z. 
") P. d. K. R. 19. VII. 1804. 
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Demokraten zuzuschieben und sie als die unterlegene Partei 
zu behandeln. 58 ) 

Noch schwächer war die Opposition auf der Tag- 
satzung, denn klugerweise hatte Wattenwyl die Standes- 
kommission veranlasst, am 30. Mai ihre Vollmachten nieder- 
zulegen. Auch trat am 3. Juni Ziegler von seiner Ober- 
befeblshaberstelle zurück, kurz nachdem er die letzte 
Truppe, die Standeskompagnie vom Aargau, entlassen hatte 
So waren im Kanton Zürich die konstitutionellen Zustände 
wieder hergestellt, als am 4. Juni die Abgeordneten der 
Stände in Bern zusammenkamen. Man war allgemein froh, 
dass die Krisis ohne grösseren Schaden überstanden war 
und fragte wenig nach den Ursachen und den Heilmitteln. 
Die Gesandten beeilten sich deshalb am 14. Juni, nach 
kurzer Diskussion, den überschwenglichen Lobsprüchen, die 
Reinhard dem Landammann, der „Seele aller Operationen", 
spendete, den Dank des ganzen Vaterlandes für das tätige, 
kluge und kraftvolle Betragen hinzuzufügen. Nur Luzern 
billigte noch weniger als zuvor das Verhalten Wattenwyls, 
weil er in der Denkschrift an den ersten Konsul 59 ) das- 
selbe geheimer Verbindungen mit den Insurgenten be- 
schuldigte. Der luzernische Gesandte stellte mehrmals das 
Begehren, der Landammann möchte unter Vorlegung der 
Aktenstücke über seine Tätigkeit Rechenschaft ablegen. 
Allein die Mehrheit der Stimmen konnte sich am 21. Juli 
nur dazu verstehen, das Wann und das Wie der Auf- 
stellung von Kriegsgerichten zu regeln. Die angenommenen 
Bestimmungen deckten sich im grossen und ganzen mit 
dem vom Bundeshaupt für gut befundenen Vorgehen.^) 



•■) A. Z. 9. VI. 1804. Balthasar VII. 159 f. 

") Die Denkschrift war ausser Napoleon nur der Zürcher Regierung 
mitgeteilt worden, wurde jedoch wahrscheinlich von Usteri in Posseita 
Annalen 1804, II veröffentlicht. 

•°) Kaiser p. 104 und 124. 
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„Damit war dem Verfahren Watten wyls und der Zürcher 
Regierung nachträglich der Stempel der Legalität auf- 
gedrückt und alle Kritik zum Schweigen gebracht." 61 ) Aber 
damals schon und seither immer gab es Stimmen, welche 
die Aristokraten des Hochmuts, der Härte und der Rach- 
sucht ziehen. Es wäre ein eitles Unterfangen, die Macht- 
haber von diesen Vorwürfen rein waschen zu wollen. Man 
darf zwar nicht ausser Acht lassen, dass der Zeitgeist vor 
hundert Jahren weniger human war als der von heutzutage 
und dass die glücklich abgewendete Gefahr sehr ernsten 
Charakter trug. Wäre es der Entschlossenheit und der 
rastlosen Tätigkeit des Landammanns und der Standes- 
kommission nicht gelungen, die Flamme des Aufruhrs ein- 
zudämmen und zu ersticken, so hätte der Protektor ohne 
Zweifel die Selbständigkeit der Schweiz noch mehr zu einem 
blcssen Schatten herabgedrückt oder gänzlich vernichtet. 
An einen solchen Ausgang ihrer Erhebung dachten aber 
die Zürcher Bauern nicht, geschweige denn, dass sie ihn 
anstrebten. Sie kämpften nicht für den Umsturz der Me- 
diationsakte, sondern für deren strikte Anwendung. Nicht 
aus Hinneigung zur Anarchie, sondern weil ihre ehrerbietigen 
Bitten nicht einmal einer Prüfung wert gefunden worden, 
Hessen sich die Landleute zu dem verhängnisvollen Unter- 
nehmen hinreissen. Und der ganze Verlauf der Insurrektion 
bewies, dass die Aufständischen nicht dem niedrigsten Pöbel, 
dem Auswurf der Menschheit angehörten, wie ebenso roh 
als hochmütig von Zürich nach Bern und von da nach 
Paris berichtet wurde, sondern dass viele derselben recht- 
schaffene Söhne und Familienväter waren. Diese Männer 
hätten wahrlich ein gelinderes Schicksal verdient, als ihres 
Lebens oder ihrer Freiheit und ihres Gutes beraubt zu 
werden, um so mehr, als ihre Richter im Herbst 1802 
selbst die Lehre aufgestellt hatten, dass man nicht unter 
allen Umständen zu unbedingtem Gehorsam gegen die 

• l ) Oechsli I, 501. 
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Obrigkeit verpflichtet sei. Man kann bei der Gegenüber- 
stellung- einerseits des ohne verderbliche Wirkungen und 
Ausschreitungen gebliebenen Aufstandes und anderseits der 
zahlreichen und strengen Strafen des Gedankens nicht los 
werden, dass sich die Sieger an den Unterworfenen rächen 
wollten, nicht bloss für die eben ausgestandene Furcht, 
sondern auch für die erlittenen Demütigungen in den Re- 
volutionsjahren. Selbst Ziegler gesteht, „dass es unter den 
Freunden des Alten viele gab, welche dazu neigten, die 
von ihren Gegnern erlittene Bedrückung bei gegebenem 
Anlass zu vergelten, jawohl gar solchen Anlass suchten." 62 ) 

•*) Neujahrsblatt der Zürcher Feuerwerker-Gesellschaft 1885, pag. 15. 
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III. £>er neue Staatshaushalt 



Mit dem Bockenkrieg fand die helvetische Revolution 
für einmal ihren Abschluss. Das Blutgerüst lehrte das 
Landvolk, sich mit Geduld in die Verhältnisse zu schicken. 
Ruhe und Ordnung behaupteten die JHerrschaft und ge- 
währten den Regenten Zeit und Lust am unterbrochenen 
Aufbau des Staatsgebäudes fortzufahren und ihn zu 
vollenden. Zur leichtern Bewältigung der legislatorischen 
Arbeiten und der Verwaltungsgeschäfte gliederte sich der 
Kleine Rat in eine diplomatische Kommission, eine 
Kommission des Innern, eine Finanz-, Militär-, Justiz- und 
Polizeikommission. Der diplomatischen Kommission gehörten 
immer die beiden Bürgermeister an, sonst befand sie sich 
auf gleicher Stufe mit den übrigen Ratskollegien und spielte 
nicht die wichtige Rolle des früheren Geheimen Rates oder 
des späteren Staatsrates. Die meisten Kommissionen zer- 
fielen wieder in zwei und mehr Sektionen oder Departements, 
diu sich mit ganz speziellen Zweigen des Staatshaushaltes 
befassten. Diese Geschäfts lührung erwies sich insofern als 
praktisch, als in den zehn Jahren der Mediationszeit auf 
fast allen Gebieten des öffentlichen Lebens eine Reihe von 
Gesetzen und Verordnungen erlassen wurden. Die dadurch 
geschaffenen Zustände im wesentlichen zu schildern, soll 
die Aufgabe der folgenden Kapitel sein. 

1. Bürgerrecht und Niederlassung. 

Eine wichtige Schöpfung der helvetischen Periode, das 
Schweizerbürgerrecht, gewährte in der Mediationszeit nur 
noch einige materielle Vorteile, politische Rechte genoss 
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nur der Kantonsbürger. Ueber die Erwerbung des kanto- 
nalen Bürgerrechts konnte aber jeder Stand nach dem Be- 
schluss der Tagsatzung von 1804 beliebige Vorschriften 
erlassen. 

Wie allgemein so wurde auch im Kanton Zürich das 
Ortsbürgerrecht „als Grundsäule des Staates betrachtet und 
gehätschelt." 1 ) Es war wohl einer der grössten Fehler 
der Mediationsakte, dass sie dem Gemeindewesen, der 
Grundlage des Staates, keine Beachtung schenkte und so 
dem reaktionären Geist es ermöglichte, die von der Helvetik 
aufgestellten Prinzipien der Gemeindeverfassung, welche die 
gegenwärtige Gesetzgebung fast alle akzeptiert hat, zu ver- 
drängen. Einen bedenklichen Rückschritt brachte gleich 
das Gesetz vom 28. Mai 1803, 2 ) das die Einwohnergemeinde 
wieder durch die engherzige Ortsbürgergemeinde ersetzte. 
Doch hinterliessen die nun gefallenen liberalen Be- 
stimmungen der Helvetik im Gegensatz zu anderen Kantonen 
doch noch eine Spur: die Schweizer, die wenigstens seit 
zwei Jahren in der Gemeinde waren, ein freies Grund- 
eigentum besassen und einen unabhängigen Beruf be- 
trieben, d. h. in niemandes Kost und Logis standen, be- 
hielten das Stimmrecht in Gemeindeangelegenheiten bei. 
Weitaus die meisten Niedergelassenen blieben jedoch als 
„Ansässen" durch diese Bedingungen vom politischen Leben 
ausgeschlossen und wurden von den..alt eingesessenen Stadt- 
und Dorfbürgern auch gesellschaftlich als Menschen niederer 
Art behandelt, wodurch Spannungen entstanden, die mit- 
halfen, die Entwicklung der Gemeinden zu hemmen. 

Freilich bestimmte die Kantonsverfassung, dass jeder 
Kantonsbürger das Bürgerrecht der Stadt Zürich, und die 
Bundesverfassung, dass jeder Schweizer „gemäss dem Ge- 
setze des Kantons, in dem er sich niederlässt," die politischen 

') Occhsli I, 612, 681 ff. 

') O. S. I, 49 ff Vgl. Natu r: Das (iemeindewesen des Kanton Zürich, 
p. 20 ff. F. v. Wyss, Die schweizerischen I, uidpemeinden, 130 ff. Bluntschli II, 359. 
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Rechte erwerben könne. Gleiche Ansprüche konnten nach 
dem Allianztraktat auch die Franzosen erheben, da der- 
selbe Artikel 12 festsetzte, das3 man in betreff der in der 
Schweiz sich niederlassenden Franzosen, ihrer Personen und 
ihres Eigentums die nämlichen Gesetze und Gebräuche be- 
folge, denen die Inländer unterworfen seien. Jedoch suchten, 
wie auch in den übrigen Kantonen, die grösseren Ort- 
schaften und vor allem die Städte durch hohe Einkaufs- 
summen solchen Gesuchen vorzubeugen, um allfällig das 
Armengut nicht zu belasten, die Anteile am Gemeinde- 
eigentum nicht zu schmälern und Konkurrenten in Handel 
und Cewerbe fernzuhalten. Obwohl der Kleine Rat die „ganz 
ausser allem Verhältnis" stehenden Ansätze erniedrigte, 
musste immerhin für die Erlangung des Bürgerrechts der 
Stadt Zürich der Kantonsbürger 2000 Gl., der Schweizer- 
bürger und Franzose 2500 GL, der Fremde 3000 Gl. be- 
zahlen; Winterthur forderte 1800 bezw. 2200 und 2600 Gl., 
Bulach 1120, 1680 und 2240 Gl. u. s. w. 3 ) Den Aus- 
ländern — die Franzosen ausgenommen — konnte man noch 
andere Schwierigkeiten bereiten. So durfte man von ihnen 
fordern, dass sie zuvor eine Anzahl von Jahren in der 
Gemeinde wohnhaft gewesen seien. 4 ) Und schliesslich konnte 
trotz formeller Eröffnung des Bürgerrechts die Aufnahme 
nicht erzwungen werden, da sie im freien Ermessen der 
Gemeinde stand. Ausserdem setzte das Gesetz vom 18. De- 
zember 1804 mit seinen „abhelflichen Bestimmungen gegen 
die aus allzu leichten und voreiligen Landrechtserteilungen 
entspringenden Nachteilen" die Gebühr für das mit dem 
Gemeindebürgerrecht verbundene Kantonsbürgerrecht für 
Schweizer und Franzosen auf 240 — 800 Schweizerfranken 
und für andere Ausländer auf 360—1200 Franken fest. 
Nach der Deckung dieser Auslagen musste der Bewerber 

•) M. u. U. d. St. 1806. Im September 1808 setzte die Stadt Zürich 
die Gebühren um 500 Gl. herab, P. d. K. R. 29. IX. 1808. 
4 ) 0. S. III, 159. 
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noch über ein Vermögen von mindestens 1000 Franken 
verfügen. Ferner hatte er ein Zeugnis beizubringen, dass 
eine „g lau bens verwandte" Gemeinde ihn mit seiner 
Haushaltung als Bürger annehmen werde. Ein Katholik 
konnte sich also nur in Dietikon und Rheinau als Bürger 
einkaufen. Mit 64 gegen 54 Stimmen war dieses Gesetz 
angenommen worden. Die Minderheit hatte lieberalere Auf- 
nahmebedingungen gewünscht und die ^Bestimmungen, die 
einen Unterschied machten einmal zwischen Kantons- und 
Schweizerbürgern und dann zwischen protestantischen und 
katholischen Schweizern, als verfassungswidrig bezeichnet.*) 
Französische Ansässen führten denn auch Klage gegen die 
Erschwerungen bei ihrem Botschafter, doch der Grosse Rat 
beschloss am 21. Mai 1806, dass das Gesetz über die Land- 
rechtserteilungen, weil mit der Mediationsakte und dem 
Allianztraktat übereinstimmend, unverändert in Kraft ver- 
bleiben solle. ß ) 

Obwohl die Regierung mit vollem Rechte von sich 
sagen durfte, „dass sie bei Erteilung des Landrechts die 
Wünsche des gewerbetreibenden, inländischen Publikums zu 
beherzigen wisse," 7 ) erwiesen sich doch die Hindernisse 
als zu schwach, den Zuwachs von fremden Elementen zu 
verhüten und die frühere Abgeschlossenheit herzustellen. 
Die ,Stadt verhielt sich allerdings kühl ablehnend gegen 
Bürgerrechtsgesuche: während der ganzen Mediationszeit 
wurde kein Dutzend Neubürger aufgenommen. 8 ) Der An- 
drang war zwar auch nicht gross, denn die kleinen Zivil- 

•) 0. S. II, 174 ff. Weisung an den Gr. Rat. P. d. K. R. 28 XI. 
1804. P. d. G. R. 18. XII. 1804. A. Z. 3. I. 1805. Art. 3 der Bundes- 
verfassung: Es gibt in der Schweiz weder Untertanenlahde noch Vorrechte 
der Orte, der Geburt, der Personen oder Familien. Art. 4 : Jeder Schweizer 
Bürger ist befugt, seiuen Wohnsitz iu einen andern Kanton zu verlegen 
und sein Gewerbe daselbst frei zu treiben. 

•) 0. S. III, 130 f. 

') P. d. K. R. ö. VI. 1805. 

8 ) Bürger- und Ansassenetat der Stadt Zürich. 
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gemeinden, die wieder wie vor der Revolution ihre Ein- 
zugsinstrumente hatten, zeigten sich weniger spröde. Sie 
nahmen, um die zusammengeschmolzenen Gemeinde-, 
Kirchen- und Armengüter zu äufnen, ohne grosse Bedenken 
Ausländer als Bürger an, die sich dadurch um verhältnis- 
mässig wenig Geld das Recht der Niederlassung in der 
Stadt erwarben. Dieser Umgehung /der gehegten Absicht 
suchte der Grosse Rat auf immer dringenderes Verlangen 
der Handwerker beizukommen, indem er am 22. Mai 1812 
einstimmig in das revidierte Gesetz über die Landrechts- 
erteilung einen Artikel aufnahm, wonach der Ausländer 
sich drei Jahre in der Gemeinde aufzuhalten hatte, die 
ihm das Bürgerrecht bewilligte. Eime Opposition blieb aus, 
weil die Niedergelassenen bei den ungünstigen Erwerbs- 
verhältnissen sehr oft in der Stadt die private Wohltätig- 
keit beanspruchten und die Landgemeinden in ihrem 
Spekulationseifer zu wenig bedachten, wo sie die Haus- 
haltungen im Fall der Verarmung unterbringen wollten. 9 ) 
Auf Widerstand stiess dagegen das Gesetz, welches die Ge- 
meinden berechtigte, von den Frauen, die durch Heirat 
Bürgerinnen wurden, die ehemaligen Braut- und Becher- 
gelder und Vermögensausweise wieder zu verlangen. Die 
Zürcherinnen wurden gegen eine Gebühr von 8 — 80 Franken 
in den Schoss der Gemeinde aufgenommen. Von kantons- 
fremden Schweizerinnen und Ausländerinnen wurden 16 bis 
160 Franken gefordert, zudem mussten die ersteren sowie 
die Französinnen mindestens 320 Franken, die letzteren 
480 Franken ihr eigen nennen. 38 Grossräte stimmten 
am IV. Dezember 1804 gegen die Vorlage, weil sie nur 
gleiche Behandlung der Bürgerinnen des eigenen Kantons 
tind derjenigen anderer Kantone mit der Bundesverfassung 
(Art. 3) vereinbar und Vermögensrequisite überhaupt für 
verwerflich hielten; die Mehrheit (70 St.) war für An- 

•) O. S. V. 230 ff. P. d. 6. R. 22. V. 1812. Weisung an den Grossen 
Rat, P. d. K. R. 16. IV. 1812. 
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nähme aus Besorgnis für die erschöpften öffentlichen 
Güter. 10 ) 

Auf der Tagsatzung beschwerte sich namentlich St. 
Gallen über die an einheiratende Schweizerinnen gestellten 
Forderungen, weil eine solche Einschränkung dem Recht 
der freien Niederlassung zuwider sei Doch die Mehrheit 
der Stimmen entschied am 10. Juni 1807, es den Kantonen 
zu überlassen, eine massige Geldleistung zu verlangen, und 
folglich fasste der zürcherische Grosse Rat am 21. Mai 1808 
den Beschluss, das angefochtene Gesetz bedürfe keiner Ab- 
änderung. 11 ) 

Löblicher als die Pflege des „Oertligeistes" war, dass 
das Uebel der Heimatlosigkeit, dieser Schandfleck der alten 
Eidgenossenschaft, zwar nicht vertilgt, aber demselben doch 
gesteuert wurde. In den Einzugsinstrumenten merzte man 
die Stellen aus, wonach einer, der sein Eigentum verkaufte 
oder aus der Gemeinde wegzog, das Bürgerrecht verlor. 
Ebenso wurde die Bestimmung der früheren Gesetze, dass 
ein Konvertit seiner ursprünglichen Heimat verlustig gehe, 
als durch die Verfassung aufgehoben erklärt. Mehrmals 
wurden Leute, die sich schon seit Jahren im Kanton auf- 
gehalten und einen guten Leumund besassen, als Bürger 
angenommen, auch wenn sie keinen Heimatschein vorweisen 
konnten, ihnen oft auch das Landrecht gegen ermässigte 
oder ohne Entschädigung verliehen. 12 ) Uneheliche Kinder, 
deren Vater unbekannt war oder dessen Heimatort die An- 
erkennung ablehnte, wurden durch das Gesetz vom 17. De- 
zember 1806 Bürger der mütterlichen Gemeinde, ungeachtet 
der Befürchtungen einer Minderheit, man leiste dadurch 
der Sittenlosigkeit Vorschub. 13 ) 

ia ) O. S. II, 178 ff. Weisung an den Grossen Rat, P. d. K. R. 28. 
XL 1804. A. Z. 3. I. 1805. 

") 0. S. III, 127 ff. Kaiser 211 f. 

»•) 0. S. III, 159 ff. P. d. K. R. 28. X. 1805, 16. X. 1810 usw. 
") 0. S. III, 216. 
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Schlecht harmonierte mit diesen humanen Massnahmen 
die Verordnung vom 30. August 1803: es solle jeder Aus- 
wanderer für sich und seine Nachkommen das Bürger- und 
Landrecht verlieren, wenn er nicht die Gemeinde durch 
Geld oder Kaution vor Schaden sicher stelle. Diese Vor- 
schrift findet zum Teil ihre Entschuldigung in dem Um- 
stand, dass damals ein Stadtzürcher in russischen Diensten 
viele Landleute nach der Krim verlockte; später wurde 
sie erheblich gemildert. Aber immer noch konnte man durch 
Versäumung der von Zeit zu Zeit notwendigen Erneuerung 
des Bürgerrechtspatentes oder durch Strafurteile heimat- 
los werden. 14 ) 

Beim Bestreben, den goldenen Boden des Handwerks 
in der Stadt den alten Familien zu wahren, ging Hand in 
Hand mit der Erschwerung der Bürgeraufnahme die der 
Niederlassung, denn die Ausübung eines Berufes war seit 
der Einführung der Gewerbefreiheit nicht mehr vom Be- 
sitze des Bürgerbriefes abhängig. Den Gelüsten, die 
schweizerischen Ansässen wie in den politischen so auch 
noch in den ökonomischen Rechten zu verkürzen, schien 
zwar die Mediationsakte durch die ausdrückliche Gewähr- 
leistung der Niederlassungs- und Gewerbefreiheit wirksame 
Schranken gesetzt zu haben. Doch die Aristokraten 
scheuten sich nicht, die „Hintersassen" verfassungsmässiger 
Freiheiten zu berauben und aufgehobene Vorrechte wieder 
herzustellen. 

Schon die Tagsatzung von 1803 ebnete die Bahn, in- 
dem sie am 20. Juli die Kantone berechtigte, „in bezug 
auf die Niederlassung eines neuen oder alten Schweizer- 
bürgers in seinem Gebiete alle jene Polizeiverfügungen zu 
treffen und alle Jene Vorsichtsmassregeln zu nehmen, die 
sich immer mit dem Sinn der auf diesen Gegenstand be- 



,4 ) 0. S. I, 431 fr., II. 174 ff. 
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züglichen Vorschriften der Verfassungsurkunde vereinbaren 
lassen." »•'') 

Zürich zog aus diesem Beschlüsse die weitgehendste 
Nutzanwendung. Die Freunde der alten Ordnung der Dinge 
bedauerten, in der Stadt nicht wie ehemals die Nieder- 
lassungsbewilligung an Schweizer völlig ungehindert nach 
ihrer Willkür erteilen oder abschlagen zu können. Diesem 
Mangel sollte soweit möglich durch „Sperrmassregeln" ab- 
geholfen werden. Der Gründe fand die herrschende Partei 
genug. Man wusste viel zu erzählen von dem höchst schäd- 
lichen Einfluss der Ansiedlung einheimischer und fremder 
Personen auf den Wohlstand, die Sittlichkeit und die gute 
Ordnung des Landes, von den mannigfaltigen und bedenk- 
lichen Zerwürfnissen in den Gemeinden, in denen zwei ganz 
verschiedene Klassen von Leuten mit grundverschiedenen 
Interessen, wie die Bürger und Ansässen, Häuser und Güter 
besitzen. Diesen mit der Helvetik eingeschlichenen 
„Uebeln" ein Ziel zu setzen, war der Hauptzweck der am 
31. Mal 1804 im Grossen Rat eingebrachten Gesetzesvor- 
lage. Die Massnahmen, von denen man eine Besserung 
der Zustände erwartete, waren die Wiedereinführung der 
oft beträchtlichen und durchweg verhassten „Hintersäss- 
gelder""') und vor allem die Bestimmung, dass jeder An- 
sässe, der ein Haus kauft, sich innerhalb zweier Jahre 
das Gemeindebürgerrecht zu erwerben habe. 17 ) Brachte man 
damit das Gesetz vom 28. Mai 1804 in Verbindung, das den 
Gemeinden die Befugnis erteilte, Handwerker, die mit Ge- 
sellen arbeiteten, anzuhalten, binnen Jahresfrist Bürger zu 



,l ) Kaiser, 201. Oechsli I, 616. 

") In Zürich mussten schweizerische Taglöhner 4*,'«, Handwerker 9, 
Krämer und Wirte 13''t, Handelsleute 18 Gl. und Landesfremde je das 
Doppelte als Ansässengebühren bezahlen. 

,T ) 0. S. II, 32 ff. Im ersten, zurückgezogenen Entwurf war nur ein 
Jahr für die Erwerbung des Bürgel rechts eingeräumt und hatte diese Vor- 
schrift noch rückwirkende Kraft. 
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werden, so war unschwer die Absicht der aristokratischen 
Mehrheit zu erkennen, im Verein mit den hohen Einkaufs- 
gebührer. hauptsächlich in der Stadt die Niederlassungs- 
und Gewerbefreiheit illusorisch zu machen. Gegen eine 
derartige Begünstigung der bürgerlichen Gewerbetreibenden 
verfochten die Demokraten lebhaft die von der Bundes- 
verfassung garantierten Rechte der Ansässen. Sie stellten 
die Beachtung der nun einmal geltenden Grundsätze nicht 
nur als gerecht und billig, sondern als auch im Interesse 
des Ganzen liegend dar. Nicht durch Verminderung, führten 
sie aus, sondern nur durch Vermehrung der Konkurrenz 
könne dem hinter den Anforderungen der Zeit zurück- 
gebliebenen Handwerkerstand geholfen werden, nur durch 
Wegräumung aller Hemmnisse werde Betriebsamkeit und 
Wohlstand in die Gemeinden einziehen. Auch wiesen sie 
darauf hin, dass die Fernhaltung fremder Käufer dem 
Bürger selber zum Schaden gereiche. Umsonst, die Nach- 
teile waren für den Städter kaum spürbar, die Vorteile 
hingegen bedeutend; das Gesetz wurde mit erdrückendem 
Mehr angenommen. 18 ) 

Wieder war es St. Gallen, das Einwendungen gegen 
die Einschiänkung des Niederlassungsrechtes erhob. Zürich 
rechtfertigte die Erschwerungen mit der Ausflucht, es 
wolle damit namentlich dem Entstehen der Heimatlosigkeit 
eine Schranke setzen; übrigens, behauptete es kühnlich, 
sei es keineswegs der Vermittlungsakte zu nahe getreten. 19 ) 
Auch (die Tagsatzung, von der St. Gallen und die Waadt 
eine Prüfung der kantonalen Niederlassungsverordnungen 
verlangten, fand am 26. Juli 1804 die zürcherische Ver- 
ordnung in Uebereinstimmung mit der Bundesverfassung.- 0 ) 



*•) P. d. G. R. 31. V. 1804. Weisungen des Grossen Rates, P. d. 
K. R. 2. V. 1804. A. Z. 7. VI. 1804. Oechsli T, 617. 
»•) P. d. K. R. 28. VI. 1804. 
*) Kaiser, 201 f. Oechsli I, 618. 

Brunner, Der Kt Zarich i. d. Mediationszeit. 8 
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Nicht so der Botschafter Vial, an den sich zwei in Zürich 
ansässige Franzosen mit einer Beschwerdeschrift wandten. 
In einer Note vom 20. Februar 1805 - 1 ) forderte er in ge- 
bieterischem Tone, dass seine Mitbürger nicht ferner auf 
die gleiche Stufe mit den wie Fremde oder gar wie Proskri- 
bierte behandelten Schweizern gestellt werden, sondern die 
Vorteile der Gemeindebürger gemessen, da auch in Frank- 
reich zwischen Einheimischen und Schweizern kein Unter- 
schied gemacht werde. 

Die Zürcher Regenten Hessen sich durch die Androhung 
von Gegenmassregeln nicht einschüchtern. Die Minderheit 
des Kleinen Rates hielt allerdings eine Revision der An- 
stoss erregenden Gesetze für das klügste, die Mehrheit 
aber wollte die „Unbegründnis und Unschicklichkeit jener 
Reklamationen" ins richtige Licht setzen. In der Antwort 
an den Landammann zu Händen des französischen Gesandten 
verteidigte sie sich mit der Tatsache, dass sie hinsicht- 
lich des Erwerbs und der Niederlassung den Schweizern 
und Franzosen die gleichen Rechte wie den Kantonsbürgern 
einräume und somit dem Allianztraktat 22 ) ein Genüge ge- 
leistet habe.") Mit den gleichen Gründen trat der Ge- 
sandte des Standes Zürich auf der Tagsatzung für die un- 
veränderte Beibehaltung der Gesetze ein. 21 ) Doch die Mehr- 
zahl der Kantone war durch eine neue Note Vials, welche 
die frühere Forderung noch nachdrücklicher stellte, etwas 



*') Akten K. K. 382. St. A. Z. Die Franzosen konnten als Katho- 
liken nur in Rheinau und Dietikon ein Haus kaufen und das Meisterrecht 
ausüben. 

") Art. 12 des Allianztraktates zwischen der Schweiz und Frankreich : . . 
Von den fränkischen bürgern, die sich in der Schweiz niederlassen oder 
daselbst einen Erwerbszweig, welchen die Gesetze den Inländern selbst ge- 
statten, ausüben wollen, soll keine schwerere Pflicht oder Geldbedinguu^ 
gefordert werden mögen, als zu denen die Inländer selbst bei ihrer Nieder- 
lassung gehalten sind. 

") P. d. K. E. 7. III. 1805. M. u. U. d. St. 7. III. 1805. 

•*) Instruktion für die Tagsatzung von 1805. 



nachgiebiger gestimmt. So kam denn am 5. und 6. Juli 
der Beschluss zustande, die Vermittlungsakte dahin aus- 
zulegen, dass sie jedem Schweizer das Recht erteile, „sich 
in einem andern Kanton niederzulassen und daselbst jedes, 
nach den Gesetzen und Verordnungen des Kantons, in dem 
er sich niederlässt, erlaubte Gewerbe zu treiben." Die 
Ausübung dieser Rechte solle von der Religion unabhängig 
sein und durch keine Lasten erschwert werden. Diesem 
Grundsätze waren die Gesetze und Verordnungen innerhalb 
Jahresfrist anzupassen. 25 ) Am 17. Dezember ratifizierte der 
zürcherische Grosse Rat diesen Beschluss. Ein Teil der 
Städter fand indes, als am 21. Mai 1806 über die Re- 
vision des Niederlassungs- und des Handwerkspolizeigesetzes 
beraten wurde, dass diese Erlasse mit den von der Tag- 
satzung aufgestellten Artikeln nicht im Widerspruch 
ständen, so wenig als mit der Mediationsakte, da doch von 
den Worten: „Jeder Schweizerbürger ist befugt, seinen 
Wohnsitz in einen andern Kanton zu verlegen und sein 
Gewerbe daselbst frei zu treiben," nicht das Recht zum 
Ankauf von Häusern und zur Anstellung von Gesellen ab- 
geleitet werden könne. Es sei folglich ohne jeden Zweifel, 
dass die Gesetze in ihrem ganzen Umfange belassen werden 
dürften. Diese Ueberzeugung teilten im Grunde auch die 
gemässigten Aristokraten, aber aus kluger Rücksicht auf 
den höheren Willen überwanden sie die Abneigung gegen 
die freie Niederlassung und stimmten mit den Demokraten 
für die Aufhebung der Bestimmungen, die vom Nieder- 
gelassenen in gewissen Fällen die Erwerbung des Bürger- 
rechts verlangten. 26 ) 

Die Folgen der Niederlassungsfreiheit bekam die Stadt 
bald zu spüren. Zählte sie im Jahre 1790 835 Ansässen, 
so gab es deren im Jahr 1813 2647, wovon bis auf 200 

") Kaiser, 212 f. Oechsli I, 619. 

M ) 0. S. III, 127. P. d. K. d. J. 12. III. 1806. P. d. K. R. 15. 
IV. 1806. A. Z. 6. VI. 1806. 
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alles Schweizerbürger waren. 114 Niedergelassene be- 
sassen ihre eigenen Häuser. 27 ) Welcher Achtung sich die 
vermögenslosen Einwohner erfreuten, ergibt sich aus einem 
Aufruf der Hilfsgesellschaft, worin es heisst: „Eine so elende 
Klasse von Menschen, gleichsam der Auswurf des Landes, 
hat unsere Vaterstadt nie in ihren Mauern gesehen." 28 ) 
Der Stadtrat machte allerlei Vorschläge, um die Zahl der 
fremden Elemente zu vermindern, die Regierung musste 
ihnen aber in der Regel, weil sie verfassungs- und gesetz- 
widrig waren, die Genehmigung versagen. 

2. Gemeindeorganisation. 

In der Helvetik waren häufig mehrere der sehr kleinen 
Gemeinden zu einem politischen Verband zusammengezogen 
worden. Meistens blieben diese Vereinigungen auch unter 
der Mediationsakte fortbestehen, 1 ) doch behielten die alten 
Gemeinden ihre Güter und auch ihre besondern Einzugs- 
briefe bei, obwohl damals schon gewichtige Stimmen zur 
Bekarripfung des „Oertligeistes" für die ganze politische 
Gemeinde ein „Einzugsinstrument" wünschten. Neben po- 
litischen Gemeinden, die sich mit dem Umfang der Kirch- 
gemeinden deckten oder sich demselben doch annäherten, 
gab es noch genug solche, die nur aus einem Dörfchen be- 
standen; so setzte sich z. B. die Kirchgemeinde Bülach 
aus 7 politischen Gemeinden zusammen. Das Gesetz vom 
28. Mai 1803 ä ) stellte es allerdings benachbarten Gemeinden 
ganz anheim, sich unter einem gemeinschaftlichen Ge- 



") Helvetischer Almanach 1814, p 228. 
") A. Z. 19. I. 180G. 

') v. Wyss, Abhandlung zur Geschichte d. Schweiz öffentl. Rechts 140. 
Dändliker, Horbas- Freienstein 85. Meier, Wetzikon 54, 59. Verzeichnis 
der Gemeindeammänner im Regierungskalender 1804 ff. Die Behauptung 
Nauers (a. a. O.), dass neben den Kirchgemeinden die Zivilgemeinden die 
einzigen Gemeindeverbände gewesen seien, ist unrichtig. 

') 0. S. I, 49. 
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meinderat zu vereinigen, aber freiwillig verzichteten nur 
wenige der kleinen Gebilde auf ihre Autonomie. Viele von 
ihnen haben bis auf heute ihre Selbständigkeit bewahrt. 

a) Gemeindeversammlung. Unter dem Ein- 
fluss der Helvetik trat an die Stelle der durch die Dorf- 
offnungen geschaffenen äusserst mannigfaltigen Einrich- 
tungen eine für alle Gemeinden gleichförmige Organisation 
der Verwaltung. Schade nur, dass infolge des Bocken- 
krieges eine selbständige Bewegung der Gemeinden noch 
mehr gehemmt wurde, als es von Anfang an geschah. 
Konnten noch nach dem oben zitierten Gesetz vom 28. Mai 
1803 die „gesetzlichen Zusammenkünfte" der Stimmberech- 
tigten (wohl die Wahlversammlungen) vom Gemeinderat nach 
Belieben angeordnet werden und waren nur zur Behandlung 
ökonomischer Gegenstände die Bewilligung des Gemeinde- 
voliziehungsbeamten und zu ausserordentlichen Gemeinde- 
versammlungen die des Statthalters erforderlich, so durften 
nach dem Gesetz vom 21. Dezember 1804 3 ) in keinem 
Fall die Gemeindeglieder ohne Genehmigung des Gemeinde- 
ammanns oder des Statthalters, wenn ein solcher in der 
Gemeinde wohnte, zu Beratungen zusammentreten. Schon 
in anderem Zusammenhang wurde erwähnt, dass das Recht 
der Teilnahme an den Gemeindeversammlungen sich nicht 
wie in den anderen Kantonen auf die Gemeindebürger, die 
das 20. Altersiahr erreicht hatten, beschränkte, sondern 
unter gewissen Voraussetzungen sich auch auf die Schweizer- 
bürger ausdehnte. 4 ) Die Geschäfte der Gemeindeversamm- 
lung beschränkten sich in der Hauptsache auf die Wahl 
des Gemeinderates und des Friedensrichters, die Abnahme 
der Jahresrechnung, die Dekretierung von Steuern, die 
Entscheidung über grössere Ausgaben und die Erteilung 
des Bürgerrechts. 



s ) 0. S. II, 181. 
*) S. p. 106. 
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b) Gemeinderat. An die Spitze der Gemeinden 
traten nicht mehr die frühern mit verschiedenen Namen 
und Kompetenzen ausgerüsteten Dorfvorgesetzten, sondern 
Gemeinderäte, die nur in der Zahl der Mitglieder innerhalb 
bestimmter Grenzen (3 — 15) variierten. Der Vorsitzende 
trug den Titel Präsident und wurde von der Gemeinde ge- 
wählt. Für die Beratung wichtiger Angelegenheiten konnten 
die Bürger durch die Wahl eines Ausschusses einen „ge- 
doppelten Gemeinderat" bestellen. Auf die neue Behörde 
übertrug man im grossen und ganzen die vielseitigen Be- 
fugnisse der helvetischen Munizipalitäten und Gemeinds- 
kammern. Ihre Aufgabe bestand in der Verwaltung der 
Gemeindegüter, in der Handhabung der örtlichen Sicher- 
heit?-, Strassen-, Gesundheits-, Feuer- und Fremdenpolizei 
und in der Besorgung des Armen- und Vormundschafts- 
wesens. Um seinen Verfügungen nötigenfalls Nachachtung 
verschaffen zu können, wurde dem Gemeinderat eine Straf- 
kompetenz von 3 — 20 „Batzen" eingeräumt, in Zürich und 
Winterthur diejenige der Zunftgerichte. 5 ) 

c) Stillstand. Ganz in der alten Form erstanden 
wieder die „Stillstände", welche die Helvetik fast überall 
beseitigt hatte. Sie waren Kirchen-, Armen- und Schul- 
pflege und hatten besonders über die „Sitten und Ehr- 
bahrkeit" der Gemeindeglieder zu wachen, eine schwierige 
Aufgabe bei den strengen Sittengesetzen des väterlichen 
Regimentes. Das Kollegium bestand auf dem Lande aus 
dem Pfarrer, der natürlich Vorsitzender war, dem Präsi- 
denten und den ältesten Mitgliedern des Gemeinderats, dem 
Friedensrichter, dem ersten Schulmeister des Orts und, wo 
solche in der Gemeinde wohnten, aus dem Statthalter und 
den Bezirksrichtern. 6 ) 

d) Gemeindeammann. Der höchste Beamte in der 
Gemeinde war der Gemeindeammann, der wie früher der 

•) o. S. I. 49, II. 44, 181. 

•) 0. S. I, 81. 366. Oechsli I, 692. 



-- r- 



— 119 — 

Untervogt "and Agent als Stellvertreter der Regierungs- 
gewalt fungierte und vom Gemeindepräsidenten wohl zu 
unterscheiden ist. Er hatte die Vollziehung der Gesetze 
und Verordnungen zu überwachen, die Verrichtungen des 
Gemeinderates zu kontrollieren, überhaupt auf alles zu 
achten, was in seiner Umgebung vorging. Daneben musste 
er noch den Rechtstrieb ausführen und bei Vergehen in 
dringenden Fällen die Untersuchung einleiten. Er wurde 
vom Statthalter, dessen rechte Hand er war, gewählt, vor 
dem Aufstand aus der Mitte der Gemeinderäte, nachher, 
um besser die politische Gesinnung berücksichtigen zu 
können, aus allen Bürgern der Gemeinde. 7 ) 

Ueber die Leistungen der Gemeindebehörden liefen von 
den obern Vollziehungsbeamten verschiedene Urteile ein, 
am günstigsten lauteten gewöhnlich die von den beiden 
Seeufern. Im allgemeinen konnte nur wenigen Gemeinde- 
räten das Zeugnis ausgestellt werden, mit Eifer und Ein- 
sicht dem Amte vorgestanden zu haben, fast alle Jahre 
musste die Regierung sich „aufs neue überzeugen, dass 
viele Gemeinderäte sehr nachlässig, unbehutsam, träg und 
unordentlich in Befolgung ihrer Pflicht zu Werke gehen." 8 ) 
Fehlte ein geschickter Schreiber, so waren die gesetzes- 
unkundigen Gemeindevorsteher an manchen Orten nicht ein- 
mal fähig, eine Wahlversammlung richtig zu leiten und 
heimsten dann für ihr „blödsinniges" Benehmen das „ernste, 
obrigkeitliche Missfallen" ein. 9 ) Bedenklicher war, dass 
solchen Leuten in erster Instanz die Waisenangelegenheiten 
anvertraut waren. Eine Erhebung, die im Jahre 1805 ge- 
macht wurde, ergab denn auch, dass dieselben im ganzen 
Kanton „meistens mit Lauheit und Unkenntnis besorgt 
werden und dadurch sowohl Inventuren als (Vogt-) Rech- 
nungen in grösster Unordnung oder auch gar nicht ge- 

') 0. S. I. 75, II. 17 

8 ) P d. K. d. .T. 22. VI. 1808. 

•) P. d. K. R. <>. V. 1811. 
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stellt worden und an vielen Orten war unversichertes 
Waisengut zum Vorschein gekommen." 10 ) Die Kommission 
des Innern schenkte hierauf diesem Geschäftszweig be- 
sondere Aufmerksamkeit, und mit Hilfe der Bezirkswaisen- 
ämter besserten sich die Zustände bis zum Jahr 1812 in- 
soweit, als „nun der grösste Teil der Gemeinderäte seine 
Pflicht als erstinstanzliche Waisenbehörde mit besonderer 
Genauigkeit, an einigen Orten mit viel gutem Willen, aber 
weniger mit Geschicklichkeit und an einigen mit üblem 
Willen behandelte." 11 ) 

Vielerorts war es auch mit der Verwaltung der Ge- 
meindegüter nicht am besten bestellt, besonders herrschte 
im Rechnungswesen die grösste Unordnung. Und doch hätten 
gerade dieser Zeit tüchtige Verwalter Not getan, denn 
die Gemeindeökonomie lag arg darnieder. Die Kontributions- 
und Requisitionsforderungen der Revolutionsjahre hatten 
nicht nur die Stammkapitalien aufgezehrt, sondern auch 
Schulden angehäuft, die zu tilgen es bei der zunehmenden 
Armut der Bevölkerung und den beträchtlichen Auslagen 
für Grenzbesetzung, Rekrutenwerbung u. s. w. ausserordent- 
lich schwer hielt. Die Gemeinderäte gerieten leicht in 
Versuchung, durch Verkauf der noch verbliebenen liegenden 
Güter und andere Missbräuche sich über die momentanen 
Verlegenheiten hinwegzuhelfen. Es war deshalb nur von 
gutem, dass der Haushalt (der Gemeinden einer genauen 
Aufsicht durch die obern Verwaltungsbehörden unterstellt 
wurde. Die Statthalter wurden angewiesen, streng darauf 
zu halten, dass korrekte und übersichtliche Gemeinderech- 
nungen zur Prüfung vorgelebt und ungehorsame Behörden 
dem Richter zur Bestrafung angezeigt werden. Gemeinde- 
güter jeglicher Art durften die Genossen nicht ohne obrig- 
keitliche Bewilligung verteilen oder veräussern. 12 ) 

10 ) P. d. K. d. J. 23. X. 1K05. 
n ) P. d. K. d. J. 28. X. 1812. 
") 0. S. IV, 129 ff. 
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Iii nicht viel günstigerem Lichte als die Tätigkeit der 
Gemeinderäte erscheint die der Gemeindeammänner, von 
denen auch mehr zu Aussetzungen als zu Lob Anlass gaben. 
Zwar eine damals hoch angeschlagene Eigenschaft konnte 
der grossen Mehrzahl derselben nicht abgesprochen werden: 
„Heilig ist ihnen der Ausspruch der Regierung und wahre, 
innige Treue gegen dieselbe ist das Gepräge, womit sie 
ihre Handlungen stempeln," 13 ) aber dadurch ersetzten sie 
die vielfach fehlenden Gesetzeskenntnisse nicht, so dass 
sie in Kollisionen mit Bürgern und dem Gemeinderat nicht 
mit der gehörigen Autorität aufzutreten wussten. 14 ) 

Die Ursache, dass zahlreiche Gemeindebehörden sich 
ihren Aufgaben nicht gewachsen zeigten, war noch mehr 
als der Nachlässigkeit den ungenügenden Fähigkeiten der 
Beamten zuzuschreiben. Talentvolle und einflussreiche 
Männer Hessen sich nicht bewegen, die wenig Ehre und 
Entschädigung, aber viel Arbeit und Verdruss einbringenden 
Stellen zu bekleiden. Dieser von den Statthaltern schwer 
gerügte Mangel an Uneigennützigkeit war von um so 
grösserem Nachteil für die Gemeindewesen, als erstens der 
Amtszwang nicht eingeführt und zweitens bei der Menge 
der politischen Gemeinden sowieso kaum die nötige Zahl 
tauglicher Leute zu finden war. Die Statthalter erwarteten 
eine Beseitigung der Uebelstände nur von einer Aenderung 
der Gemeindeverfassung (Amtszwang, Zusammenlegung 
kleiner Gemeinden, bessere Besoldung), wozu sie die Re- 
gierung Jahr für Jahr drängten. Diese anerkannte schliess- 
lich die Notwendigkeit einer Revision, gab aber unter der 
Hand zu verstehen, dass sie bei der bedrohlichen Lage 
des Vaterlandes keine Lust verspüre, an der inneren Organi- 
sation zu rütteln. 15 ) 

'•) Akten K. K. 334. 3. St. A. Z. 

'*) Die Berichte der Statthalter hetinden sich zerstreut in den Akten 
K. K. 137 ff. St. A. Z. 

") Akten K. K. 220. 3 St. A. Z 
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3. Bezirksverwaltung. 

Die Verfassung bot, abgesehen von der für die Wahlen 
massgebenden Einteilung in fünf Bezirke, keine Grundlage 
für die Organisation der Bezirksverwaltung. Die ersten 
und wesentlichsten Bestimmungen hierüber brachte das 
GeseU vom 28. Mai 1803. 1 ) Dass den alten Landvogteien 
eine gleichförmige Distriktsverfassung vorzuziehen sei, 
darüber waren alle Parteien einig, aber zu langen und leb- 
haften Auseinandersetzungen kam es wegen der Bezirks- 
einteilung. Die Aristokraten vertraten den Standpunkt, dass 
die von der Verfassung genannten fünf Distrikte nicht nur 
Wahl-, sondern auch Verwaltungs- und Gerichtskreise seien, 
dass eine andere Auffassung einer Verletzung der Mediations- 
akte gleichkomme und unabsehbare Stürme nach sich ziehen 
würde. Die Aufstellung von nur fünf Vollziehungsbeamten, 
so argumentierten sie ferner, empfehle sich auch aus öko- 
nomischen Gründen, zudem werde durch die Beiordnung 
von Unterstatthaltern dem Bedürfnis des Publikums mög- 
lichst entsprochen. Jedoch die eigentliche Ursache ihrer 
Haltung lag in der Befürchtung, dass, wenn die Verwaltungs- 
und Gerichtskreise sich nicht mit den Bezirken deckten, 
der Grosse Rat eines Tages die Wahl der Vollziehungs- 
beamten und Richter beanspruchen könnte, weil nach der 
Verfassung der Kleine Rat nur die Beamten zu ernennen 
hatte, deren Wirksamkeit sich über einen ganzen Distrikt 
ausdehnte. Es nützte deshalb die Demokraten wenig, mit 
aller Ueberzeugung die Ansicht zu verfechten, dass die 
Einteilung in fünf Bezirke nur für die Feststellung des 
Repräsentationsverhältnisses im Grossen Rate massgebend 
sei und dass mit kluger Berücksichtigung der finanziellen 
Mittel für eine schnelle, kräftige Handhabung der Gesetze 
und möglichste Bequemlichkeit der Landbevölkerung ge- 
sorgt werden müsse, was man beides durch die Reduzierung 



\) <>. S. I, 75 ff. 
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der 15 helvetischen Distrikte auf 10 Aemter oder Gerichts- 
kreise erreiche. Damit war die geheime Besorgnis der 
Stadtbürger nicht verscheucht; sie hielten an dem in ihrem 
Sinn und Geiste abgefassten Entwürfe fest und die Mehr- 
heit verlieh ihm Gesetzeskraft. 2 ) 

Die von der Regierungskommission provisorisch ge- 
schaffenen Bezirke erhielten dadurch samt den Unter- 
abteilungen ihre Bestätigung. Der Bezirk Zürich blieb auf 
die Stadt beschränkt. Zum Bezirk Horgen gehörten als 
erste Abteilung die Zünfte Stäfa, Männedorf, Küsnacht und 
Hottingen ; als zweite die Zünfte Richterswil, Wädenswil, 
Horgen, Thalwil und Wiedikon und als dritte die Zünfte 
Knonau, Rifferswil, Ottenbach und Birmensdorf; im Bezirk 
Uster bildeten die Zünfte Wetzikon, Gossau, Egg, Grüningen, 
Wald, Fischental und Hinwil die erste und die Zünfte Weiss- 
lingen, Greifensee, Uster, Pfäffikon, Bäretswil und Bauma 
die zweite Abteilung; im Bezirk Bülach umfasste die erste 
Abteilung die Zünfte Oberstrass, Dübendorf, Höngg, Regens- 
berg, Dällikon, Schöfflisdorf und Stadel, die zweite die 
Zünfte Illnau, Bassersdorf, Einbrach, Kloten, Bülach und 
Eglisau, und im Bezirk Winterthur setzte sich die erste 
Abteilung aus den Zünften Benken, Marthalen, Andelfingen, 
Flaach, Hettlingen und die zweite aus den Zünften Winter- 
thur, Dorlikon (Talheim), Wiesendangen, Oberwinterthur, 
Elgg, Turbental, Neftenbach und Wülflingen zusammen. 

Die bisherigen Distriktskommissäre verwandelten sich 
in Bezirks- und die Adjunkten in Unterstatthalter. Die 
Obrigkeit ernannte sie aus den Bürgern des Bezirkes bezw. 
einer Unterabteilung, während die alten Landvögte aus- 
schliesslich Städter gewesen waren. Alle Jahre — eine 
Folge des Bockenkrieges — fanden Erneuerungswahlen statt, 
die bis auf einen einzigen Fall ohne Absetzung verliefen. 
Trotz des verschiedenen Titels hatten die Bezirks- und 

•) P. d. 0. K. 4. V. 1803. K. P. d. G. R. 24. V. 1803. Meyer 
v. Knonau 166. 
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Unterstatthalter annähernd die nämlichen Pflichten und 
Rechte. Sie übten als Stellvertreter der Regierung in den 
Unterabteilungen, in welchen sie wohnten, die vollziehende 
Gewalt aus, wählten die Gemeindeammänner, beaufsichtigten 
die Amtsführung der niederen Gerichte und der Gemeinde- 
behörden, insbesondere die Verwaltung der Gemeinde-, 
Kirchen-, Schul- und Armengüter. Ferner war ihnen die 
Sorge für die öffentliche Ruhe und Sicherheit und in 
Kriminalfällen die Voruntersuchung anvertraut. In der 
Folge machten sie auch regelmässig Vorschläge zu den 
Stellen der Zunftvorsteher und Zunftrichter. Durch ein 
weiteres Gesetz 3 ) bildeten die Statthalter mit zwei vom 
Kleinen Rat ernannten Beisitzern das Waisenamt, eine Vor- 
mundschaftsbehörde zweiter Instanz. Als Entschädigung 
für die Amtsgeschäfte bezog jeder der vier Bezirksstatt- 
halter auf der Landschaft 800 Fr. (a. W.), jeder der fünf 
Unterstatthalter 640 Fr. (a. W.). 4 ) 

In ihrer Hand vereinigten die Statthalter nicht mehr 
die Machtfülle der alten Landvögte — sie residierten auch 
nicht in den herrschaftlichen Schlössern — doch besassen 
sie immerhin noch so ausgedehnte Befugnisse, dass die 
Regierung in ihnen auf der Landschaft eine kräftige Stütze 
hatte. In der Anhänglichkeit an das aristokratische System 
liess sich nach 1804 keiner der Statthalter etwas zu schulden 
kommen, in der Verwaltung entpuppten sich mehrere als 
mittelmässige Köpfe; einer musste wegen Unfähigkeit ab- 
gesetzt werden. 

4. Justiz- und Polizeiwesen. 

Wie wir wissen, erwähnte die Verfassung nur die oberste 
richterliche Instanz, das Appellationsgericht, um wenigstens 
bei den kantonalen Behörden das Postulat der Trennung der 
Gewalten zu verwirklichen. Fast die gesamte Organisation 

*) 0. s. I, 204 ff. 
«) 0. S. I, 97 f. 

V 

I. 
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des Gerichtswesens lag folglich dem Gesetzgeber ob. Er 
widmete sich anfänglich dieser Aufgabe mit grossem Eifer, 
dcch nicht unbeeinflusst von politischen und reaktionären 
Tendenzen. Auch das Landvolk legte grosses Gewicht auf 
die künftige Gestaltung der Justiz. Es verlangte nahe 
und wohlfeile Gerichte. Einige Gemeinden gingen so weit, 
in ihren Petitionen die ehemalige Organisation zurückzu- 
wünschen, „die so schön in unsern Nationalcharakter und 
in unser Bedürfnis passte und dem Ausland selbst ein seltenes 
Beispiel von ausreichender Einfachheit bot." Gegen die 
Trennung der Gewalten brachten sie vor, dass eine zu- 
sammengesetzte Maschine sich in ihrem Lauf aufhalte und 
doppelte Zeit und Kosten verursache. 1 ) 

Glücklicherweise war man am massgebenden Ort 
weniger fest von den Vorzügen des aus dem grauen Mittel- 
alter stammenden Justizwesens überzeugt. Im Grossen Rate 
waren die Aristokraten und Demokraten darüber einig, den 
niedern Gerichten eine gleichförmige Organisation, getrennt 
von den übrigen Bezirks- und Gemeindebehörden, zu geben. 
Der Streit drehte sich um andere Punkte. Beim Gesetz betr. 
die Organisation der Bezirksgerichte kam es am 25. Mai 
1803 zu einer sechsstündigen Diskussion über die Frage: 
Ob fünf oder zehn Gerichte aufgestellt werden sollen? Die 
herrschende Partei trat für die kleinere Zahl ein, aus dem- 
selben Grunde, der bei der Bezirksverwaltung ausschlag- 
gebend war: der Regierung war durch die Verfassung das 
Recht eingeräumt, die Behörden zu wählen, deren Ver- 
richtungen sich über einen ganzen Bezirk erstreckten. Im 
Bezirk Horgen sollte das Gericht in Horgen, Meilen und / 
Knonau, im Bezirk Uster in Uster und Grüningen, im Be- 
zirk Bülach in Bülach und Regensberg und im Bezirk Wlnter- 
thur endlich in Winterthur und Andelfingen abwechselnd 
seine Sitzungen halten. Damit, behaupteten die Aristokraten, 
sei hinlä nglich für die Rechtsuchenden gesorgt, was die 

>) Akten K. K. 153. 1., 256. St. A. Z. 
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Gegenpartei lebhaft bestritt, weil die grosse Geschäfts- 
last der Richter einen schnellen und guten Rechtsgang ver- 
unmögliche und der Wechsel der Gerichtssitze in den vielen 
dringlichen Fällen, die sich nicht zwei und drei Monate 
aufschieben lassen, keine Erleichterung bringe. Trotz dieser 
triftigen Verwerfungsgründe wurde der Entwurf an- 
genommen. Jeder der fünf Bezirke erhielt ein Gericht, 
bestehend aus sieben Mitgliedern, die vom Kleinen Rat ge- 
wählt wurden. 2 ) 

Weniger günstig war die Stimmung am folgenden Tag 
für das Gesetz betr. die Organisation der Friedensrichter 
und Zunftgerichte. Die Zweckmässigkeit und Wohltätigkeit 
solcher Instanzen, von denen man die Beseitigung einer Menge 
Streitigkeiten wenig wichtiger Natur erwartete, wurde 
allgemein zugegeben, dagegen stark getadelt, dass die Ge- 
meinden nur einen Dreiervorschlag für die Stelle eines 
Zunftrichters zu Händen der Obrigkeit aufstellen durften. 
Man befürchtete, dass bei dieser Wahlart die Bürger dem 
Zunftrichter, der auch das Amt des Friedensrichters ver- 
sah, nicht das nötige Vertrauen entgegenbringen werden. 
Die Regierung zog daher den Entwurf zurück und legte 
ihn am 3. Juni in veränderter Fassung wieder vor. Der 
Zunftrichter war nicht mehr zugleich Friedensrichter und 
die Wahl des erstem ohne Einschränkung dem Kleinen Rat 
und die des letztern der Gemeinde übertragen. Obwohl die 
Regierung versicherte, dass es ihr einzig und allein 
darum zu tun sei, bei Besetzung der Zunftgerichte die 
tüchtigsten Subjekte zu wählen, wünschten die Demokraten 
doch Ueberlassung der Ernennungen an die Zunftversamm- 
lungen, die ihre Leute kannten. Sie unterlagen, nach vier- 
stündiger Debatte wurde die Vorlage mit 99 gegen 46 
Stimmen zum Gesetz erhoben. Somit hatte die Exekutive 

') 0. S. I, 65 ff. K. P. d. G. R. 24. V. 1803. A. Z. 15. VI. 1803. 
B. 28. V. 1803. L. Meyer v. Knonau, Handbuch der Geschichte der 
Schweiz. Eidgenossenschaft, II, 726. 
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die Wahl von 260 Richtern vorzunehmen. Für die Stadt, 
diu ein Bezirksgericht besass, waren keine Zunftgerichte 
vorgesehen. Ganz neu war das Friedensrichteramt. Merk- 
würdigerweise hatte die Helvetik dieses seit 1790 in Frank- 
reich bestehende Institut nicht eingeführt. 3 ) 

Am 27. Mai wurde vom Grossen Rat ein „Organisches 
Reglement für das Obergericht" 4 ) genehmigt. Es setzte 
das 1798 aufgehobene Ehegericht wieder ein, das aus drei 
Mitgliedern des Obergerichts, einem Suppleanten desselben 
und zwei jährlich abwechselnden, in der Stadt stationierten 
Geistlichen gebildet wurde. Eine Minderheit hatte diesen 
Ueberrest geistlicher Gerichtsbarkeit als etwas Unzeit- 
gemässes verwerfen wollen.') 

So war nach wenigen Monaten das Gerichtswesen von 
der untersten bis zur obersten Instanz organisiert, aber 
es erwies sich Bald in mehreren Punkten als einer Reform 
bedürftig. Dass das Appellationsgericht, entgegen seiner 
Benennung, in wichtigeren Kriminalfällen erst- und letzt- 
instanzlich urteilte, während bei leichteren Vergehen der 
Weg von einer untern zu einer obern richterlichen Behörde 
offen stand, empfanden viele als einen unhaltbaren Zustand. 
Nur als zu wahr stellten sich ferner die Behauptungen der 
Demokraten heraus, dass fünf Bezirksgerichte für das 
herrschende Bedürfnis unzureichend seien. Aus ver- 
schiedenen Gegenden kamen Klagen über einen beschwer- 
lichen und schleppenden Rechtsgang, am häufigsten natür- 
lich aus dem grossen Bezirke Horgen, der noch durch den 
oft stürmischen See geteilt war. Von den dortigen Ver- 
hältnissen entwirft L. Meyer von Knonau folgende Schilde- 
rung: „Der Präsident des Bezirksgerichts Horgen wohnte 
in Wädenswil und dort mussten ihn der Ottenbacher, der 

*) O. S. I, 54 ff. K. P. d. G. R. 24 V., 2. VI. 1803. A. Z. 15. 
VI. 1803. Republikaner 7. VI. 1803. 

*) So nannte sich das Appellationsgericht von seiner ersten Sitzung an. 
* •) 0. S. I, 09 ff. P d. ü. R. 27. V. 1803. 
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Dietiker und der Flunterer aufsuchen. Weil die Gerichts- 
sitzungen abwechselnd zu Horgen, Meilen und Knonau ge- 
halten wurden, so konnte der Maschwander in den Fall 
kommen, seinen Gerichtshof in Meilen und der Meilener 
den seinigen in Knonau zu suchen." 6 ) Während das Institut 
der Friedensrichter durch seine segensreiche Tätigkeit 7 ) 
sich immer mehr die Gunst des Volkes erwarb, wünschten 
fast alle Statthalter die Aufhebung der Zunftgerichte. In 
denselben sassen meistens Männer, die von den Rechts- 
begriffen und einem ordentlichen, gerichtlichen Verfahren 
keine klare Vorstellung hatten und durch ihre unrichtige 
Behandlung die Parteien nötigten, in Streitigkeiten an das 
Bezirksgericht zu appellieren, die unter andern Verhält- 
nissen vielleicht vom Friedensrichter hätten geschlichtet 
werden können. Es wurde deshalb gegen die Zunftgerichte 
der Vorwurf erhoben, dass sie die Prozessucht eher be- 
günstigten als derselben steuerten. 

Die Beschwerden blieben nicht unberücksichtigt. Der 
Gesetzesvorschlag betr. die Organisation der Kriminal- 
behörden wollte das Präsidium des Bezirksgerichts mit dem 
Statthalteramt verbinden, damit der Kläger nicht „stunden- 
weit nach dem Gerichtspräsidenten, ebensoweit nach der 
Statthalterei und dann vielleicht noch weiter wieder nach 
Hause gehen müsse." Die mit der Annahme dieser Abände- 
rung notwendige Vermehrung und neue Organisation der 
Bezirksgerichte sollte ein späteres Gesetz bringen, das auch 
die Kompetenz der Zunftgerichte einer andern Behörde zu 
übertragen hätte. Leider fand die Regierung keine Lösung 
für die Aufstellung zweier Instanzen zur Beurteilung 
schwerer Vergehen, wohl weil sie aus finanziellen Gründen 
an die Kreierung eines besondern Kriminalgerichts nicht zu 
denken wagte. Die Mehrheit des Grossen Rates wünschte 

') Meyer v. Knonau, 166. 

Z. B. wurden 1807 von 49G0 Klagen 3560 gütlich beseitigt, 1808 
von 4416 Fällen 3235. 
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aber gerade eine nochmalige Prüfung der Urteile, von denen 
Leben, Ehre und Glück der Menschen abhing. Auch wurden 
Bedenken geäussert gegen die Vereinigung der Stelle eines 
Statthalters mit derjenigen eines Präsidenten des Bezirks- 
gerichts, weil die Trennung der Gewalten einen Haupt- 
charakterzug der organischen Einrichtungen bilde. So 
wurde denn der Entwurf am 21. Dezember 1806 abgelehnt. 8 ) 

Freilich wurde die Gesetzesvorlage zur Beratung wieder 
an die Justiz- und Polizeikommission gewiesen, die auch 
neue Projekte ausarbeitete. Jedesmal hegte die Regierung 
aber „allzu viele Bedenken" gegen die vorgeschlagenen 
Neuerungen. Die Mehrheit war inzwischen zu der Ueber- 
zeugung gekommen, dass bei der unsichern Lage des Staates 
und seinen schwachen Kräften eine Veränderung der Justiz- 
behörden weder durchaus notwendig noch ratsam sei. Des- 
halb erklärte die Exekutive am 2. Februar 1808, es einst- 
weilen bei der bestehenden Organisation der Bezirksgerichte 
zu belassen. 9 ) Und in der andern Frage langte man am 
Ende der Mediationszeit glücklich wieder an dem Punkte 
an, von dem man sechs Jahre früher ausgegangen war. 
Am 28. Januar 1813 beschloss der Kleine Rat, die Justiz- 
kommission solle in Ueberlegung nehmen, ob und wie die 
Aulstellung zweier Instanzen bei höheren Kriminalfällen 
nach der gegenwärtigen Organisation der Rechtspflege oder 
in Abänderung derselben anzuordnen sei und darüber 
spätestens in zwei Jahren ein Gutachten bringen. 10 ) 

Um so unerlässlicher wären aber zwei Instanzen in 
Kriminalsachen gewesen, als auch die Versuche, der Re- 
gierung das Begnadigungsrecht vorzubehalten, scheiterten. 
Ein grausam hartes Urteil hatte die Möglichkeit einer Straf- 
milderung als dringend notwendig dargetan. Ein Hoch- 

•) P. d. K. K. 11. XII. 1806. K. P. d. G. R. 16. XII. 1806. P. d. 
G. R. 21. XII. 1806. 

•) P. d. K. R. 2. II. 1803. 
») P. d. K. R. 28. I. 1813. 

Brunner, Der KU Zürich i. d. Mediationszeit. 9 



— 130 — 

strasser von Meilen, welcher der Obligationenfälschung an- 
geklagt war, gestand nach einer scharfen Auspeitschung 
nicht nur seine Betrügereien, sondern auch die Vergiftung 
seiner Frau, deren er gar nicht verdachtigt wurde. Ob- 
wohl er später seine Geständnisse widerrief, verurteilte 
ihn das Obergericht zum Rad. Der Kleine Rat änderte je- 
doch am 29. Dezember 1803 die Strafe nach dem Willen 
Reinhards und Usteris ab, ohne hiezu durch ein Gesetz 
ermächtigt zu sein. Hochstrasser wurde mit dem Schwert 
gerichtet, sein Haupt auf dem Hochgericht aufgepfählt und 
sein Körper auf das Rad geflochten. Am 7. Januar 1804 
schritt die Regierung auf der betretenen Bahn weiter, in- 
dem sie beschloss, dem Grossen Rate bei seiner nächsten 
Sitzung ein Gesetz über die Ausübung des Begnadigungs- 
rechtes vorzulegen, bis dahin aber als vollziehende Gewalt 
die Kompetenz zu beanspruchen, die Todesurteile zu mildern, 
gegen welche „Anmassung" sich das Obergericht feierlich 
verwahrte. 11 ) 

Wirklich wurde im Frühjahr der angekündigte Ent- 
wurf der Legislative unterbreitet. Die Weisung betonte, 
dass zwar das Begnadigungsrecht der souveränen Behörde 
zustehe, aber eine so zahlreiche und wenig zusammentretende 
Versammlung sich zur Erledigung solcher Geschäfte nicht 
eigne und dieselben am vorteilhaftesten der Regierung über- 
trage. Todesurteile, die mit weniger als Vs Stimmen der 
Richter ausgefällt worden, sollten mit 2 / 3 Stimmen vom 
Kleinen Rat gemildert werden können. Dieser Vorschlag 
befriedigte niemand. Die einen fanden die Anwendung des 
Begnadigungsrechtes zu eingeschränkt, andere aber waren 
der Ansicht des Obergerichts, dass der Antrag zur Straf- 
milderung von der höchsten richterlichen Behörde ausgehen 
müsse, dritte endlich wollten von einer Begnadigung über- 
haupt nichts wissen, da sie nur die Verbrechen begünstige. 

") P. d. K. K. '29. XII. 1803, 7. I. 1804. Dierauer, Briefwechsel 
Steinmüller 199. A. Z. 4. I. 1804. 



Digitized by Goog le 



— 131 - 



So vereinigten sich am 29. Mai 1804 die verschiedensten 
Meinungen, um die Vorlage zu Fall zu bringen. 12 ) 

Das gleiche Schicksal ereilte am 20. Dezember 1806 
eine neue Fassung des Entwurfs, obwohl sie dem Richter 
das Recht einräumte, die Begnadigung zu beantragen und 
dieselbe zu vollziehen und damit dem Grundsatz der 
Trennung der exekutiven von der richterlichen Gewalt mög- 
lichst Rechnung trug. 13 ) 

Auch der Gesetzesvorschlag, „betr. die Wahl, Pflichten 
und Verhältnisse der Stelle eines öffentlichen Anklägers", 
fiel am 15. Dezember 1804 der Spannung und Eifersucht 
zwischen der Regierung und dem Obergericht zum Opfer. 
Der öffentliche Ankläger, der Vorgänger des Staatsanwaltes, 
sollte den Gang der Kriminaljustiz im ganzen Kanton über- 
wachen und in dieser Eigenschaft der Regierung unterstellt 
sein. Mehrere Oberrichter, keiner aber mit solcher Ent- 
schiedenheit wie L. Meyer von Knonau, bekämpften eine 
Beaufsichtigung der Gerichte durch den Kleinen Rat, weil 
mit der Trennung der Gewalten den ohnehin schon aus- 
gedehnten Befugnissen der Exekutive an den Grenzen der 
Rechtspflege ein Ziel gesetzt sei. Von der andern Seite 
wurde erwidert, dass die Verfassung der Regierung die 
Vollziehung aller Gesetze, mithin auch jener über das 
Justizwesen übertragen habe.- Doch wagte die Obrigkeit 
nicht, auf die Ueberzeugungskraft ihrer Argumente abzu- 
stellen und zog die Vorlage zurück. 14 ) 

Dazu war sie wahrscheinlich auch durch die Bemerkung 
bewogen worden, dass der Fiskal, so lange es an einem 
Kriminalgesetz mangle, ebenso willkürlich wie die Gerichte 
handeln müsste. Diese Worte berührten einen der wunde- 
sten Punkte der zürcherischen Rechtspflege. Wie uns be- 

,J ) P. d. K. R. 19. V. 1804. A. Z. 7. VI. 1804. K. P. d. G. R. 
26. V. 1804. 

18 ) P. d. K. R. 11. XII. 1806. K. P. d. G. R. 18. XII. 1806. 

") P. d. K. R. 6. X. 1804. A. Z. 4. I. 1805. 
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reits bekannt ist, hob die Regierung am 3. September 1803 
das helvetische, peinliche Gesetzbuch auf und setzte an dessen 
Stelle nur eine Verordnung, „betr. die Kompetenzen der 
Gerichtsstellen und der Vollziehungsbeamten in Absicht auf 
Zuchtpolizei- und Kriminalfälle", und eine andere über die 
Kriminal-Prozessform. Am 15. und 16. Dezember handelte 
es sich darum, diesen Verfügungen Gesetzeskraft zu ver- 
leihen. Beim ersten Dekret stritten sich die Parteien leb- 
haft über die Frage: Ob der helvetische Kodex schon jetzt 
oder erst mit dem Erscheinen eines neuen Strafgesetzes be- 
seitigt werden solle? Rechts- und kulturhistorisch inter- 
essant ist das Urteil der Kommissionsmehrheit über das 
Werk des Einheitsstaates, das Rad, Galgen, Brandmarkung, 
körperliche Züchtigung verbannte und moderne Freiheits- 
strafen einführte. Es lautete; „Als eine nicht wohl er- 
schaffene Nachahmung französischer schon wieder durch ge- 
sundere Rechtsgrundsätze verdrängter Theorien atmet auch 
der helvetische Kodex eine der Sittlichkeit der ganzen 
Nation verderbliche, moralische Schwäche, welche darin be- 
steht, dass schwere Verbrechen mit Schonung angesehen 
und die Gerechtigkeit durch die härteste Bestrafung leichter 
Vergehen ausgesöhnt wird. Auch mangelt es demselben 
an der nötigen Sönderung und an dem Charakter des Exem- 
plarischen, wodurch das Volk lebendig überzeugt werden 
soll, gänzlich." Als weiterer Grund der sofortigen Auf- 
hebung des Strafgesetzes wurde das Recht des Richters, 
die Strafe bis auf einen Viertel zu mildern, angeführt. 
„Die Richter werden dadurch in der Ausübung der Willkür 
gesetzlich geschützt und eine solche Willkür, unter dem 
Gesetz ausgeübt, ist gewiss viel gefährlicher als der Spiel- 
raum, der durch die Beiseitesetzung des übrigbleibenden 
letzten Viertels der Strafbestimmungen dem Richter ein- 
geräumt wird." Die Minderheit der Kommission wandte da- 
gegen ein, dass eine begrenzte Willkür der gänzlichen Ge- 
setzlosigkeit vorzuziehen sei. Nur ein Gesetz könne Ehre, 
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Leben und Eigentum der Bürger schützen, zumal bei dem 
herrschenden Zwiespalt der Geister die strenge Gerechtig- 
keit nicht jede Nebenrücksicht besiegen werde. Im Rate 
selbst wogte der Kampf lange hin und her, bis schliess- 
lich die Ansicht durchdrang, dass gesunder Menschenver- 
stand und moralisches Gefühl den Richter besser als Ge- 
setze leiten. Mit 96 gegen 31 Stimmen wurde das Ge- 
setz betr. die Kompetenz der Gerichte angenommen. 15 ) 

Die Reaktion war stärker als die „neumodische Humani- 
tät" und der „Geist moralischer Verzärtelung". 1 «) Das be- 
wies auch die Genehmigung der „Gesetzlichen Vorschrift 
für die Gerichtsstellen und Vollziehungsbeamten über die 
Kriminalprozessform", die den Geständniszwang wieder ein- 
führte. „In- und ausländische Erfahrungen" überzeugten 
die Mehrheit des Grossen Rates von der „traurigen Not- 
wendigkeit" der peinlichen Verhöre. Der erste Grad der 
Tortur bestand in verschärfter Gefangenschaft, der zweite 
in Züchtigung mit der Rute „an der Stud" (in der ehe- 
maligen Folterkammer). Beide Grade konnte das Bezirks- 
gericht anwenden, das Obergericht zudem noch mit Be- 
willigung der Regierung zu schärferen Inquisitionsmitteln 
greifen. 17 ) 

So kehrte man nach wenigen Monaten im Strafrecht 
wieder so ziemlich zu dem Zustand vor der Revolution zurück. 
Anfänglich gedachte man nicht lange darin zu verharren; 
die meisten Redner hatten bei den Beratungen die be- 
schleunigte Abfassung eines Kriminalgesetzes gewünscht. 
Am 3. Januar 1804 wurde denn auch eine Kommission be- 
stellt, die diese Aufgabe in vier Monaten lösen sollte. Eis 
dauerte aber zwei Jahre, bis die Arbeit vollendet war. 

") 0. S I, 151 ff. K. P. d. G. R. 13. XII. 1803. A. Z. 5. I. 1804. 

*") L. Meyer v. Knonau, Remerkungen über die Gebrechen des hel- 
vetischen Kriminalwesens. (Zürich 1802). 

") 0. S. I, 164 ff. A. Z. 5. I. 1804. v. Grebel, Die Aufhebung 
des Geständniszwanges in der Schweiz, p. 47. 
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Nachdem sich die ganze Kommission einige Zeit vergeblich 
abgemüht, wurden Usteri, Meyer von Knonau und Ober- 
richter Meiss mit der Redaktion betraut. Sie schufen ein 
umfangreiches Werk von 668 Artikeln. Nach Pfenninger 
paragraphierte der Entwurf einfach Grundsätze der Feuer- 
bachschen und Grollmannschen Lehrbücher und nahm zum 
grossen Teil den strafrechtlichen Inhalt des preussischen 
Landrechts auf. Obwohl die Regierung noch das Rad und 
die Leibesstrafen zu Ehren zog, wurde das Gesetz dennoch 
am 20. Dezember 1806 von der aristokratischen Partei 
verworfen, die sich inzwischen ganz mit dem ehemaligen 
Standpunkt befreundet hatte, dass das richterliche Ermessen 
nicht durch bindende Vorschriften eingeschränkt werden 
dürfe. Aus dem gleichen Grunde hatte sich L. Meyer 
von Knonau umsonst die Mühe genommen, eine bis ins 
einzelne gehende Prozessordnung auszuarbeiten; selbst die 
Beibehaltung des Geständniszwanges vermochte dem Ent- 
wurf keine Mehrheit zu gewinnen. 18 ) 

Es wurde kein neuer Versuch gemacht, die Willkür 
des Richters durch „beschwerliche Bande" zu hemmen. Bis 
1835 befand sich der Kanton Zürich ohne ein Strafgesetz- 
buch, wobei noch erschwerend in Betracht fällt, dass in 
bedeutenderen Kriminalfällen, zu denen schon Diebstähle von 
über 160 Fr. gerechnet wurden, ein Rekurs ausgeschlossen 
war: Zustände, die eines Kulturstaates kaum würdig waren 
und die man nur in wenigen Kantonen antraf. 

Bald lehrten zwar die Erfahrungen, dass die völlige 
Freiheit der Richter, sich den Umständen und Verhältnissen 
anzuschmiegen, auch ihre Schattenseiten hatte, die selbst 
den Anhängern der Aristokraten nicht verborgen blieben. 
Kein Jahr verging, ohne dass sich die Statthalter über 
Willkürlichkeiten und Inkonsequenzen der Bezirksgerichte 

V. d. K. R. 11. XII. 1806. Meyer v. Knonau 197 f. A. Z. 17. 
bis 19. XI. 1800. 5. und 12. I 1807. Erzähler 9. I. 1807. Pfenninger, 
Geschichte des Schweiz. Strafrechts 166. Oechsli I, 690 
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beklagten und den Wunsch äusserten, es möchten den Ge- 
richten Strafgesetze vorgeschrieben oder doch einige nähere 
Anleitung gegeben werden. Wenn schon ein und dasselbe 
Bezirksgericht sich auffallend ungleiche Bestrafung ähn- 
licher Vergehen zu schulden kommen Hess, wie gross 
mochten dann erst die Unterschiede in den Urteilen der 
fünf verschiedenen Gerichte sein! Gleichwohl fanden die 
Regenten ein Gesetzbuch „aus wohlgeprüften und wichtigen 
Gründen einstweilen nicht gedeihlich," sie beruhigten ihr 
väterliches Gewissen mit der Erteilung von Mahnungen. 

Ebenso glaubten sie durch ein blosses „Zirkular vom 
17. Oktober 1812 an die Statthalter und Bezirksgerichte, 
betr. die Behandlung und Beurteilung der Polizei- und 
Kriminalfälle und die Einleitung der diesfälligen Proze- 
duren" lU ) ihre Pflicht getan zu haben gegenüber den Miss- 
griffen verschiedener Bezirksbehörden, welche die Fort- 
setzung und Vollendung der Prozesse äusserst beschwerlich 
und weitläufig machten. 

Besser verstanden die Verhörrichter die Rute zu hand- 
haben. Wie H. Escher erzählt, wurde mit dem Geständnis- 
zwang auch am Obergericht ein arger Missbrauch ge- 
trieben. 20 ) Selbst das Ehegericht wandte in Paternitäts- 
sachen reichlich den „Staupbesen" an, bis die Aussagen 
der beiden Parteien sich deckten. „Man möchte aus der 
Haut fliegen und den lieben Herr Gott wider solche Greuel 
um Hülfe herabrufen!" schrieb ein berühmter Zeitgenosse 
einem Freunde. 21 ) Gewiss würde man bei der Durchsicht 
der Prozessakten auf manchen Fall stossen, wo auf schwache 
Verdachtsgründe oder auf ganz rechtswidrige Fundamente 
hin zu den peinlichen Verhören geschritten wurde. Hier 
nur ein Beispiel, das zufällig zur Kenntnis der Regierung 
gelangte. Das Bezirksgericht Horgen hielt eine schwangere 

,# ) 0. S. V. 334 ff. 
,0 ) H. Escher I, 227. 

") Dierauer, Kriefweehsel Steinmüller, 186, 194. 
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Frau, die des Diebstahls angeklagt war, lange Zeit in Ge- 
fangenschaft und Hess sie mehrmals züchtigen, obwohl alle 
näheren Beweise des Vergehens fehlten. 22 ) 

Mit Vorliebe wurden auch für die leichteren Ueber- 
tretungen der Gesetze Prügelstrafen diktiert, besonders 
wenn im voraus anzunehmen war, dass der Verurteilte die 
Gefangenschaftkosten nicht bezahlen konnte. Auch Polizei- 
bussen, wenn sie nicht erhältlich waren, wandelte man in 
Hiebe um. Mörder, Brandstifter, Einbrecher wurden mit 
dem Schwert oder Strang gerichtet. In der Mediationszeit 
fällte das Obergericht 11 Todesurteile (diejenigen infolge 
des Bockenkrieges nicht inbegriffen). 23 ) Welche Strafen 
wirklich verhängt wurden oder wenigstens noch möglich 
waren, ergibt sich am deutlichsten aus dem Verzeichnis 
der Exekutionstaxen des Scharfrichters. Sie betrugen: 1. von 
einer Person mit dem Schwert zu richten und Begräbnis 
20 Fr.; 2. von einer Person mit dem Schwert zu richten, 
hernach zu verbrennen 24 Fr.; 3. von einer Person mit 
dem Schwert zu richten, die Hand abzuhauen und Kopf 
und Hand aufzupfählen 24 Fr.; 4. von Pasquillen, Kontra- 
frakturen, Schriften etc., die an den Pranger gehängt und 
öffentlich verbrannt werden 8 Fr.; 5. von einer Person 
mit dem Strang zu richten 24 Fr.; 6. von einer Person 
lebendig mit Feuer abzutun 40 Fr.; 7. von einer Person 
mit dem Rad zu richten 32 Fr.; 8. von einer Person auf 
die Wahlstatt zu schleifen 4 Fr.; 9. von einer Person an 
den Pranger zu stellen und mit Ruten auszustreichen 7 Fr. ; 
10. von einer Person das Zeichen aufzubrennen 2 Fr. 24 ) 

Das Zivilrecht wurde in dieser Epoche durch die Ge- 
setzgebung nur wenig fortgebildet. Erwähnung verdient 
das Gesetz vom 17. Dezember 1803 über den Rechtstrieb, 
der zum ersten Mal eine gleichmässige Ausübung im ganzen 

") P. d. J. u. P. K. 22. XII. 1809, 12. I. 1810. 

■•) Vogel, I, 287. 

") P. d. K. R. 21. V. 1805. 



Kanton und einen allgemeinen Kostentarif erhielt. Das ge- 
wählte zentrale System brachte aber nur der Stadt und 
nicht auch dem Land eine sichere und schnelle Schuld- 
betreibung; doch trotz der bald erhobenen Beschwerden 
über Saumseligkeiten blieb das Gesetz bis zum Jahre 1832 
unverändert bestehen. 25 ) 

Am 19. Dezember 1804 wurde das sehr ausführliche, 
256 Paragraphen umfassende Matrimonialgesetzbuch er- 
lassen, das eine Revision der ehegerichtlichen Satzungen 
von 1719 bildete. Es ging aus einem von L. Meyer 
von Knonau herrührenden Entwurf hervor, der durch den 
Kleinen Rat vielfach Abänderungen erlitt. Bluntschli nennt 
die Redaktion des Gesetzes eine im ganzen nicht glückliche. 
Im Grossen Rate stiessen zwei Artikel auf einigen Wider- 
stand. Reaktionäre vermissten das Verbot der Ehen zwischen 
Geschwisterkindern, das bis zur Revolution Geltung hatte, 
liberal gesinnte Mitglieder widersetzten sich der Aus- 
schliessung der Männer unehelicher Geburt von den Staats- 
stellen. Beide Angriffe fanden keinen starken Anklang. 
Am 25. Mai 1811 wurden einige neue Artikel in das Ge- 
setz aufgenommen. 26 ) 

In die Mediationszeit fallen auch die Anfänge eines 
besondern zürcherischen Handelsrechts. Gleich zu Beginn 
der neuen Epoche legte die Regierung den Vorstehern der 
Kaufleute zu Zürich und Winterthur die Frage vor, ob ein 
Bedürfnis nach Handelsgesetzen und -gerichten vorhanden 
sei. Die Ansichten gingen auseinander. Winterthur be- 
jahte beides und sandte zugleich ein Projekt für die Organi- 
sation eines Handelstribunals. Zürich hielt eine Kompli- 
zierung des Gerichtswesens von Nachteil für die Kaufleute, 
dagegen erachtete es ein Wechselrecht verbunden mit 

") 0. S. 1. 193. P. d K. K. 12. XII. 1805. Wettstein, Die 
Regeneration des Kantons Zürich, 429. 

") 0. S, II, 231 ff. V, 3 ff. Meyer v. Knouau 175. Bluntschli, II. 383. 
A. Z. 2. I. 1805. 



— 138 — 

schnellem Rechtstrieb für Wechselschulden als dringend not- 
wendig. Dieser Auffassung pflichtete die Regierung bei und 
betraute das kaufmännische Direktorium mit der Ausarbei- 
tung eines Gesetzesentwurfes. Derselbe wurde am 16. Mai 
1805 vom Grossen Rat genehmigt. Er hatte nicht, wie es 
die Winterthurer wünschten, das französische Recht zur 
Grundlage, sondern ging von der St. Galler Wechselordnung 
aus, die er aber trotz des zu weit getriebenen Strebens 
nach Kürze an innerem Werte übertraf. Der andern Meinung 
kam man insofern entgegen, als man in das Gesetz eine 
Bestimmung aufnahm, welche die Gerichtsbehörden ver- 
pflichtete, auf Wunsch der Parteien über kaufmännische 
Streitigkeiten das Gutachten der kaufmännischen Vorsteher- 
schaften einzuholen.- 7 ) 

Die Grundlage des Privatrechts bildeten noch immer 
die „Satz- und Ordnungen eines Frey-Loblichen Stadt-Ge- 
richts von 1715" und das Erbrecht der Stadt Zürich von 
1716 samt den Statuten oder Herrschafts- und Ortsrechten. 
Diese Gesetze waren sehr unvollständig und es bestanden 
zwischen denjenigen, die in die gleichen Rechtsmaterien 
einschlugen, gänzliche Verschiedenheiten. Der grösste 
Wirrwarr herrschte im Erbrecht, wo man oft sogar in 
der gleichen Gegend zwei und drei entgegengesetzte Rechts- 
bräuche antraf. Weil daraus häufig unangenehme Verwick- 
lungen entstanden, erwartete die öffentliche Meinung mit 
Ungeduld den Erlass eines bürgerlichen Gesetzbuches. Zwar 
verhiess die Regierung schon 1803 bei „gelegener Zeit 
und mehrerer Müsse" eine Revision der Gesetze, aber noch 
1813 sahen die Statthalter umsonst „begierig dem Resultat 
der Bemühungen zur Aufstellung eines allgemeinen und 
gleichförmigen Erbrechts" entgegen.**) 

31 ) 0. S. III. 32 ff. R d K. R. 4. V. 1805. Frick, Kritische Uebe.r- 
sicht der Schweiz. Handels- und Wechseigesetzgebung 69 ff. 

") Akten K. K. 220. 2. St. A. Z. Meyer v. Knonau, II. 331 f. 
Huber, System und Geschichte d. Schweiz. Privatrechts, IV. 128 ff. 
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Das Polizeiwesen hingegen erfuhr in der Mediations- 
zeit eine gründliche Umgestaltung. Die fünf Landhatschiere 
und die Dorfwächter, die zudem ihren Dienst noch mangel- 
haft versahen, genügten nicht, um die überall erhobenen 
Klager. über eine „bald unerträgliche Vermehrung des Diebs- 
und Bettel-Gesindels aller Art und die daher entstehende 
Unsicherheit des Eigentums und Belästigung des fleissigen 
und arbeitsamen Bürgers" 89 ) zu beschwichtigen. Auch die 
nach dem Vorbild der guten, alten Zeit arrangierten Bettler- 
iagden vermochten dem Unfug nicht zu steuern. Da bewogen 
die im Bockenkrieg gemachten Erfahrungen die Regierung, 
im Sommer 1804 ein modernes Polizeikorps zu errichten. 
Es bestand aus 62 Mann, war militärisch organisiert mit 
einem „Chef" an der Spitze. Die Aufsicht führte eine Land- 
jägerkommission, die 1810 Polizeikommission betitelt wurde. 
Am 27. Oktober 1804 nahm der Kleine Rat mit Vergnügen 
den Bericht entgegen, „dass sich der heilsame Einfluss des 
Landjägerkorps durch beinahe gänzliches Verschwinden des 
Bettler- und Jaunergesindels, durch Unterbleiben des sonst 
so sehr im Schwang gegangenen nächtlichen Rauffens und 
Uebersitzens, durch Verhinderung der Salzkontrebande all- 
bereits schon sehr auffallend gezeigt habe." Um die Tätig- 
keit des Korps noch erspriesslicher zu gestalten, beschloss 
die Regierung, dasselbe um 30 Mann und 1 Offizier zu ver- 
mehren. 30 ) Als man sich aber später genötigt sah, die 
Ausgaben möglichst zu reduzieren, wurden 1808 wieder 
12 Landjäger entlassen. 31 ) Das war bei der stets sich 
mehrenden Schar der Arbeitslosen eine übel angebrachte 
Sparsamkeit. Bis 1810 nahm die Unsicherheit so über- 

") O. S. I, 143. 

»•) P. d. K. R. 27. X. 1804. Z. F. Z. 24. VIII. 1804.: Ganze 
Scharen von Bettlern durchzogen das Land und waren dem arbeitsamen 
Hausvater eine drückende Last, kaum sind die Landjäger erschienen, so 
sind jene Scharen verschwunden. 

8l ) I\ d. K Ii. 2C. I. 1808. 
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hand, dass der zürcherische Gesandte auf der Tagsatzung 
den Antrag zur Ergreifung gemeinsamer Polizeimassnahmen 
stellte. Am 17. Juni 1812 wurde wirklich von der Mehr- 
heit der Kantone ein „Konkordat, betr. die Polizei- 
verfügungen gegen Gauner, Landstreicher und gefährliches 
Gesindel" angenommen. 

Grössere Beachtung als früher erfuhr auch die „Ge- 
sundheitspolizei. Am 8. November 1803 setzte der Kleine 
Rat ein Sanitätskollegium ein und übertrug ihm die Ober- 
aufsicht über die Gesundheitsanstalten für Menschen und 
Vieh, die Prüfung der Aerzte, Chirurgen, Apotheker und 
Hebammen. 32 ) Ein Reglement vom 26. Januar 1804 ver- 
ordnete für jede der 10 Bezirkssektionen einen Bezirks- 
arzt 33 ) und am 13. März erteilte die Regierung die Be- 
willigung zur Gründung einer Anstalt für unentgeltliche 
Impfung. 34 ) Es dauerte aber noch längere Zeit, bis die 
Furcht der Eltern vor den Schutzpocken mit Wort und 
Schrift überwunden war. Verschärfte Vorsichtsmassregeln 
gegen die Einschleppung ansteckender Krankheiten er- 
heischten die Jahre 1804 und 1805, als in den Mittel- 
meerhäfen das gelbe Fieber wütete. Zürich wies damals 
auch auf die Notwendigkeit übereinstimmender und zu- 
sammenhängender Sanitätspolizeianstalten in der gesamten 
Eidgenossenschaft hin, die später in der Tat von der Tag- 
satzung für die Abwehr von Seuchen beschlossen wurden. 
Ein längst gefühltes Bedürfnis befriedigte man 1809 durch 
die Errichtung einer Zentralanstalt, an der angehende Heb- 
ammen von einem staatlich besoldeten Lehrer einen gleich- 
förmigeren und besseren Unterricht empfingen, als sie bis 
anhin bei den verschiedenen Wundärzten genossen. Trotz- 
dem gab es immer noch „eine Menge alte, von Vorurteilen 
und Aberglauben angefüllte, höchst unwissende Weiber, die 

* aa ) o. s. I, 480 ff. 
") Ü. S. II, 67 ff. 
■*) P. d. K. R. 13. III. 1804. 
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sich Hebammen nennen, die oft durch Vernachlässigung 
und Ungeschicklichkeit Mutter und Kind töten und Land- 
scherer, die weder Kenntnisse noch Patente besitzen, 
vollenden das Zerstörungswerk." 35 ) 

5. Finanzwesen. 

Durch die Mediationsakte kehrten vorläufig die Na- 
tionalgüter an die Kantone zurück, deren Eigentum sie 
vor der Revolution gewesen waren. Aus dieser Vermögens- 
masse sollte die sog. Liquidationskommission, die der erste 
Konsui ernannt hatte, den ehemals souveränen Städten zur 
Bestreitung der Munizipalausgauben hinreichende Einkünfte 
anweisen, die Schulden der helvetischen Republik tilgen 
und die noch verbleibenden Mobilien und Immobilien end- 
gültig den früheren Inhabern als Staatsbesitz zusprechen. 
Eine wichtige Neuerung brachten diese Bestimmungen: ein 
Finanzwesen des Kantons Zürich. Vor der Mediationszeit 
kann von einem solchen nicht eigentlich die Rede sein. 
Bis 1798 waren Stadt- und Staatshaushalt nicht getrennt, 
wie auch äusserlich kein Unterschied bestand zwischen der 
Stadt als Gemeinde und als Landesherrin. Als durch die 
Revolution die Hoheitsrechte der Stadt an den Einheits- 
staat übergingen, musste eine Teilung des Vermögens in 
National- und Gemeindegut angestrebt werden. Es wurden 
zu diesem Zwecke Rechtsgrundsätze aufgestellt, aber diese 
und der häufige Regierungswechsel erschwerten die Schei- 
dung so sehr, dass sie im Kanton Zürich am Ende der 
helvetischen Epoche noch weit von der Durchführung ent- 
fernt war. Rascher führte der vom Vermittler gewiesene 
Weg zum Ziel. Schon am 1. September 1803 erhielt die 
Stadt durch die Aussteuerungsurkunde ein ansehnliches Be- 
sitztum an Gebäuden, Grundstücken, Gefällen und Kapitalien, 
das ihr ein jährliches Einkommen von 60,500 Fr. sicherte, 



) Akten K. K. 156. 1. St. A. Z. Oechsli, I, 699. 
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zudem fielen ihr als Bürgergut zu: der Krauel, das Hard, 
die Allmend im Zürichberg, das Sihlhölzli, „die Holzungen 
im Zürichberg und Adlisberg, die untern Holzungen am 
Albisberg," der Sihlwald u. s. w., ferner das Waisen- und 
Pfrundhaus mit ihren Einkünften und mehrere von Städtern 
gestiftete Fonds, wie der Kapitalfond für die Witwen arm 
verstorbener Prediger und Schuldiener aus den Stadtbürgern, 
der französische Kirchenfond, der Gelehrtenfond auf der 
Chorherrn, der Brüggerfond und die Thomannische Stif- 
tung. 1 ) Ueber die näheren Bestimmungen, die einige Ar- 
tikel der Aussteuerungsurkunde erheischten, verständigten 
sich Regierung und Stadtrat in dem sogen. Abchurungs- 
instrument vom 22. Juni 1805. 2 ) 

Sahen die Regenten eine reiche Ausstattung der Stadt 
nicht ungern, so traf sie um so empfindlicher die weitere 
Aufgabe der Liquidationskommission, zur Deckung der 
Nationalschuld die von einigen Kantonen besessenen aus- 
ländischen Wertschriften zu verwenden. Nächst Bern hatte 
hauptsächlich Zürich die Ueberschüsse seiner Verwaltung 
in fremden Staaten, vornehmlich in England, Dänemark, 
Deutschland und Oesterreich, angelegt. Beide Stände be- 
mühten sich eifrig, so viele Schuldtitel als möglich der 
Auslieferung zu entziehen, wobei sich freilich Zürich zu 
keinen unwahren Angaben verleiten Hess wie Bern. Jenes 
begnügte sich, die Kommission mit allerlei Ausflüchten hin- 
zuhalten. Als am 13. April 1803 die ausländischen „Gült- 
titel" verlangt wurden, verzichtete der Kleine Rat nur auf 
die englischen Kapitalien, weil er wohl wusste, dass Eng- 
land, das die neue Eidgenossenschaft nicht als recht- 
mässigen Eigentümer jener Schuldtitel anerkannte, die- 
selben mit Arrest belegt hatte. Auf einen Teil der übrigen 
„Effekten" erhob die Stadt Ansprüche, die „Extradition" 
der Schuldtitel des Fraumünsteramtes, des Obmannamtes 

l ) Akten K. K. 137. 1. St. A. Z. Kaiser (»70 ff. 

s ) Abgedruckt bei Vogel, Die alten Denkwürdigkeiten, p 26 ff. 
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und des Amtes Oetenbach verweigerte die Regierung mit 
der Erklärung: diese Zinsschriften stammten von säkulari- 
siertem Klostergut her und müssten dem Kanton wieder 
zugestellt werden, da die Verfassung bestimme, dass die 
Güter, die vormals den Klöstern zugehörten, denselben 
wieder anheimfallen sollen. Die Restitution des Forst- und 
Lehenfondes, der aus dem Erlös veräusserter Domänen be- 
stand, forderte die zürcherische Obrigkeit gestützt auf die 
von der Konstitution verlangten Ueberlassung der Güter 
an die Kantone, denen sie vor der Revolution zugestanden. 
Sie hoffte wohl, der von der Konsulta her bekannte Winter- 
thurer Sulzer, der vom Mitglied bald zum Präsidenten der 
Liquidationskommission emporgestiegen war, werde die 
Wünsche seines Heimatkantons unterstützen. Nach dem 
Urteil Stapfers, seines Vorgängers im Vorsitz, benahm sich 
Sulzer jedoch sehr gerade und unparteiisch. 3 ) Die Kom- 
mission hielt sich denn auch an den „dürren" Wortlaut 
der Mediationsakte, der keine Unterscheidung der aus- 
ländischen Schuldtitel nach der Provenienz gestattete, und 
beharrte bestimmt auf ihrer Forderung, worauf die Re- 
gierung wenigstens die Kopien der „Zinsschriften" aus- 
lieferte, nicht ohne sich nochmals „des kräftigsten" für 
die Schuldtitel zu verwenden, deren Zins für das Kirchen-, 
Erziehungs- und Armenwesen bestimmt war. Ein Jahr 
später, nach der Festsetzung der Nationalschuld auf 
3,800,000 Fr., musste sie unerbittlich auch einen grossen 
Teil der Originalien, nebst den Zinsen vom 10. März 1803 
an, abtreten. 4 ) 

Zur Befriedigung der Staatsgläubiger hatte der Kanton 
Zürich beizusteuern: 1. 53,500 Pf. Sterling Südseeannuitäten, 
2. 9630 Pf. Sterl. Zinse derselben, 3. 50,000 fl. = 80,000 
Schweizerfranken österreichische Titel, 4. 7200 Fr. Zinse 
derselben, 5. 8000 Speziestaler Schuldtitel auf die Stadt 

') LuginbüLl, Stapfers Briefwechsel 164. 
*) Akten R. 6. St. A. Z. 
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Lindau, 6. 10,000 fl. Schuldtitel auf die Stadt Lindau, 

7. 1 Obligation auf Kraft-Stockach von 200 Carolins, 

8. 190,000 Lire, dänisches Anleihen, 9. 12,700 fl. Wiener- 
Bankobligationen. 5 ) Den wirklichen Wert der stark ge- 
sunkenen Papiere berechnete die zürcherische Finanz- 
kommission auf 1,050,000 Fr. 

Der übrige Teil des ehemaligen Staatsvermögens kam 
am 15. Juni 1804 als Eigentum an den Kanton, nämlich: 

a) Die unveräussert gebliebenen Güter, Liegenschaften, 
inländischen Zinsschriften und Kapitalien, Gefälle und Ein- 
künfte, mit Ausnahme derjenigen, welche kraft der Aus- 
steuerungsurkunde der Stadt Zürich angewiesen wurden. 

b) An besondern Anstalten und Fonds: 1. der Lehen- 
und Forstfond, 2. der Zuchthaus- und der Patrouillenfond, 
3. der Landschulmeisterfond, 4. der kaufmännische oder 
Direktorialfond. 

c) An Kirchen-, Schul- und milden Stiftungen: 1. das 
Stift der Chorherren, 2. die Kunstschule, 3. das Almosen- 
amt, 4. der Spital, 5. das Pfleghaus zur Spannweid. 

d) An Gütern und Gefällen, welche ausser dem Kanton 
Zürich gelegen: 1. die ehemaligen Herrschaften Wein- 
felden, Pfyn, Wellenberg, Neunform, Steineck (alle im Thur- 
gau), 2. die Liegenschaften, Kapitalien und Gefälle des 
ehemaligen Amtes Stein (Schaffhausen), 3. das Auskaufs- 
kapital der dem Kanton St. Gallen abgetretenen Herrschaft 
Hoheasax-Forsteck. 6 ) 

Den Direktorialfond, der 1804 auf 752,000 fl. an- 
gewachsen war, Hess die Regierung in den Händen der 
Kaufleute Zürichs und ordnete einzig der Vorsteherschaft 
vier Mitglieder des Kleinen Rates bei. Erst 1833 wurde 
die Frage, ob der genannte Fond Korporations- oder Staats- 
gut sei, entschieden und zwar zu Gunsten des Kantons. 
Aber auch nach den vielen Schmälerungen verblieb dem 

$ ) Kaiser 762, 764. 
•) Kaiser 750. 
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Staat noch eine ganz erhebliche Summe. Ihre genaue Grösse 
kann nicht genannt werden, weil kein Inventar auf- 
genommen wurde, immerhin ermöglichen andere Quellen 
eine annähernd richtige Angabe. Laut Staatsrechnung von 
1803 betrugen Schuldtitel und Barschaft 1,883,020 Fr., 
die Finanzkommission schätzte den Kapitalwert der Zehnten 
und Grundzinse auf 6 Millionen Fr. und den der Domänen 
auf 2 Millionen Fr. 7 ) 

Dieses Stammvermögen von mindestens 9 — 10 Millionen 
Fr. erleichterte wesentlich den Aufbau, des neuen Haus- 
haltes, dem die Regierung ihre volle Aufmerksamkeit 
schenkte. Die erste sich aufdrängende Sorge war die Wahl 
des Finanzsystems. Der letzte Artikel der Kantonsver- 
fassung, der den Loskauf der Zehnten und Grundzinse ge- 
währleistete, musste zur Erwägung führen, ob man nicht 
unter Verwertung der in der Helvetik aufgetauchten Ideen 
von der Natural- zur Geldwirtschaft übergehen wolle. Gegen 
eine solche Reform herrschte aber in den aristokratischen 
Kreisen die stärkste Abneigung, die namentlich in der De- 
batte über die Loskaufsgesetze der Zehnten scharf zum 
Ausdruck kam. Nirgends so sehr als gerade im Finanz- 
wesen glaubte man nach den fehlgeschlagenen Experimenten 
der letzten fünf Jahre der Neuerungssucht als einer der 
gefährlichsten Klippen ausweichen zu müssen. Hatten doch 
die für das Steuerwesen neu aufgestellten Grundsätze bei 
dem Widerstand der Bevölkerung gegen neue direkte und 
indirekte Abgaben nie vollständig durchgeführt werden 
können und nur Verwirrung gestiftet und Erbitterung er- 
zeugt. Man wusste an leitender Stelle wohl, dass die Bürger 
nichts sehnlicher erwarteten, als eine Befreiung von den 
vielen Steuern und die Errichtung einer billigen und spar- 
samen Verwaltung. Diese Hoffnungen durch die Ausbildung 
eines neuen Finanzsystems erfüllen zu wollen, befürchtete 
die Regierung, möchte ihre Kräfte übersteigen, dem Staats- 

*) P. d. F. K. 2. III. 1801. Akten 11. 6. St. A. Z. 

Brunner, Der Kt. Zürich i. d. Mediationszeit 10 
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gut noch weitere Verluste bringen und die Reorganisation 
der übrigen Administrationszweige gefährden. Klüger 
schien es den ängstlichen Standeshäuptern, zu dem auf 
alter Erfahrung beruhenden Naturalsystem zurückzukehren, 
das immer genügend Mittel zur Befriedigung der notwendig- 
sten Bedürfnisse geliefert hatte und den geringem Ertrag, 
als ihn Geld "und Schuldtitel brachten, durch die grössere 
Sicherheit ausglich. Nur in ausserordentlichen Fällen 
sollten, um nicht vom Stammgut zehren zu müssen, Ver- 
mögenssteuern bezogen werden. 

So bildeten während der Mediationszeit Grundeigentum 
und Gefälle wieder die stärkste Hilfsquelle und es wurde 
eifrig Sorge getragen, dieses von den Vätern hinterlassene 
Erbe ungeschmälert den folgenden Generationen zu erhalten. 
Am gefährdetsten waren die Besitzungen, die ausserhalb 
der Kantonsgrenzen lagen. Ob solche Güter den Ständen, 
in deren Gebiet sie sich befanden, oder denjenigen, deren 
Privateigentum sie früher gewesen, zufallen sollten, war 
schon in Paris für die Abgeordneten eine wichtige und 
heftige Streitfrage gewesen. Besonders rührig hatte sich 
Reinhard in dieser Angelegenheit gezeigt und es war nicht 
zum kleinsten Teil sein Verdienst, dass der erste Konsul 
alle Nationalgüter den einstigen Besitzern zusprach. Dieser 
Entscheid Hess Müller-Friedberg von St. Gallen keine Ruhe, 
denn er besorgte, dass die alten Kantone daraus ein Eigen- 
tumsrecht auf die ehemaligen Herrschaften ableiten werden. 
Er erreichte durch seine Vorstellungen, dass Röderer der 
schon unterschriebenen Mediationsakte einen Artikel hin- 
zufügte, der die Befürchtungen der neuen Kantone be- 
seitigte. Den Schluss des reichlichen Abschiedsmahles hielt 
man für den geeignetsten Moment, die abgeänderte Re- 
daktion zur Unterzeichnung aufzulegen. Zwei Föderalisten 
hatten bereits ihren Namen unter den Zusatz gesetzt, als 
der Plan der Unitarier an der Weigerung Reinhards, nach 
einem fröhlichen Gelage noch etwas Gewichtiges vorzu- 
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nehmen, scheiterte. Es kam zu unangenehmen Auftritten 
und man ging verstimmt auseinander. Reinhard blieb je- 
doch die Genugtuung, die in den Kantonen St. Gallen, 
Thurgau, Schaff hausen und Aargau gelegenen zürcherischen 
Domänen im Werte von 1 Million Gulden für seine Vater- 
stadt gerettet zu haben.") 

Als aber Zürich nach der Einführung der Mediations- 
akte die provisorische Einsetzung in die Verwaltung seiner 
Herrschaften verlangte, wurde sein Begehren ausser von 
Aargau, wo es zu Seengen begütert war, überall abgewiesen. 
Schaffhausen wollte vorerst die Rechtsverhältnisse des 
Amtes Stein einer genauem Prüfung unterwerfen, Thurgau 
den Beschhiss der Liquidationskommission, welchem Kanton 
die Domänen Weinfelden, Pfyn, Wellenberg, Neunform und 
Steiuegg zugehören, abwarten. Die Regierung von St. Gallen 
endlich erklärte bestimmt, dass die Liegenschaften und Ge- 
fälle der Herrschaft Sax-Forstegg, weil mit der Souveräni- 
tät erkauft und von dieser unzertrennlich, mit den Hoheits- 
rechteu auf den Kanton St. Gallen übergegangen seien. 
Darauf entgegnete Zürich, dass es auf der Restitution der 
Herrschaft Sax als einem seit 1615 förmlich innegehabten 
Grundeigentum bestehen müsse, und wandte sich schliess- 
lich, da St. Gallen auf seiner gegenteiligen Ansicht be- 
harrte und auch die Regierung in Frauenfeld nicht ein- 
lenken wollte, an den Landammann. Dieser ermahnte die 
beiden neuen Kantone am 14. Mai ernstlich, der Ver- 
mittlungsurkunde gemäss Zürich in die provisorische Ver- 
waltung eintreten zu lassen, den Streit um das Eigentums- 
recht in Güte beizulegen oder, wenn dies nicht möglich 
sein sollte, sich dem Entscheide des Syndikates oder der 
Liquidationskommission zu fügen. Der Kleine Rat des Kan- 
tons Thurgau befolgte den Willen des Landammanns, hin- 
gegen erwiesen sich die Staatsmänner an der Steinach auch 

•) Muralt, 147, ff. Dierauer, Müller-Friedberg 201 ff. 
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für Vorstellungen von dieser Seite unzugänglich. Zürich 
wurde auf sein Gesuch um Ueberlassung der Verwaltung 
wieder eine ablehnende Antwort zu teil, so dass ihm nichts 
anderes übrig blieb, als die Angelegenheit vor die Tag- 
satzung zu bringen. Am 29. Juli kam sie zur Beratung. 
Reinhard berief sich in seinem Vortrage auf den zu seinen 
Gunsten sprechenden Wortlaut der Mediationsakte, während 
sich Müller-Friedberg in seinem Votum auf den Geist der 
Verfassung stützte. Daran knüpfte sich eine sehr lebhafte 
Debatte zwischen den sich noch mit etwas Misstrauen gegen- 
überstehenden Gesandten der alten und der neuen Kantone. 
Die erstem standen natürlich durchweg zu Zürich, denn 
sie hatten ähnliche Ansprüche, und so wurde mit Mehrheit 
der Stimmen der Entscheid des Landammanns bestätigt. 
Triumphierend schrieb Reinhard nach Hause: „Man fand 
fast allgemein das Eigentumsrecht heiliger als das Recht 
einer revolutionären Erbschaft." Doch der Vertreter St. 
Gallens verblieb hartnäckig auf seinem Standpunkt und 
scheute sich nicht, die Einmischung des ersten Konsuls 
anzurufen, weil er in der Schweiz keinen Richter als un- 
parteiisch anerkennen könne. Voller Entrüstung beschlossen 
die Tagherren auf den Antrag Reinhards, das Benehmen 
St. Gallens zu missbilligen; zu kräftigeren Massnahmen 
konnten sie sich noch nicht aufraffen. 9 ) 

Desto entschiedener trat nun Zürich auf. Es suchte 
durch Repressalien seinen Gegner gefügiger zu machen. 
Unter dem Vorwand, es geschehe zur Sicherstellung des 
dem Kloster St. Gallen seinerzeit geliehenen Kapitals, 
wurden dessen beträchtliche Besitzungen zu Stammheim am 
5. November mit Beschlag belegt. Dieses Mittel wirkte 
um so eher, als der Vermittler sich nicht um den kleinen 
Hausstreit unter den eidgenössischen Brüdern zu kümmern 

•) M. u. U. d. St. von 1803. Instruktion flir die Tagsatzung 1803. 
Legationsberichte von d. Tagsatzuog L 62, 1. St. A. Z. Kaiser 134. Dierauer, 
Müller-Friedberg 222 ff. 
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schien, wohl aber vom Landammann immer gebieterischere 
Mahnschreiben zur Vollziehung des Tagsatzungbeschlusses 
eingingen. Endlich Ende Januar 1804 bequemte sich St. 
Gallen zu dem Antrag, auf einer Konferenz zu Frauenfeld 
über den Loskauf von den zürcherischen Ansprüchen zu 
verhandeln. Die zürcherische Regierung war zu einer güt- 
lichen Verständigung bereit. Die beiden Delegierten, 
a. Seckelmeister Escher und Usteri, erhielten den Auftrag, 
für die Abtretung des Grund und Bodens der Herrschaft 
Sax die Hälfte des gesamten Kaufpreises, nämlich 60,000 fl. 
zu verlangen. Die st. gallischen Unterhändler anerboten 
anfänglich nur 9000 fl, nach langem Markten 15,000, dann 
18,000 und schliesslich 20,000 fl. Die Zürcher ermässigten 
ihre Forderung auf 40,000 fl. Man schied ohne eine Ver- 
ständigung. Die letzte Hoffnung setzte man auf eine noch- 
malige Zusammenkunft von Vertretern beider Regierungen 
in Zürich, und wirklich kam am 24. April ein Vertrag 
zustande, der die Loskaufssumme auf 24,000 fl. (= 
38,400 Fr. a. W.) l0 ) festsetzte. 

Dieser friedliche Vergleich trug auch dazu bei, dass 
die andern ähnlichen Streitigkeiten durch eine freiwillige 
Uebereinkunft geschlichtet wurden. Ohne weitere Schwierig- 
keiten gingen im Herbste 1804 die bisher provisorisch ver- 
walteten Domänen im Thurgau als unbedingtes Eigentum 
an den Kanton Zürich über, wie es der Beschluss der Liqui- 
dationskommission vom 15. Juni verfügte. 11 ) Länger zogen 
sich die Anstände mit Schaffhausen hin. Als Zürich nach 
der ersten ausweichenden Antwort bestimmt die Ueber- 
lassung der vom 1525 aufgehobenen Kloster St. Georgen 
zu Stein herstammenden Liegenschaften und Gefälle forderte, 
stellten die Ratsherren in Schaffhausen, wie ihre Kollegen 
in St. Gallen, die Behauptung auf, dass unmöglich zwischen 
hoheitlichem und privatrechtlichem Besitztum unterschieden 

,0 ) P. d. K. R. 5. XI. 1803 und 5. V. 1*04. I\ d. G. R. 30. V. 1804. 
") V. d. K. R. 27. IX. 1*04. 
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werden könne und alles samt und sonders dem neuen Landes- 
herrn zugefallen sei. Auf die gleiche Ansicht steiften sich 
die schaffhausischen Gesandten auch in den Konferenzen, 
die während der Tagsatzung von 1803 stattfanden. Da drohte 
Zürich die Dazwischenkunft der Tagsatzung anzurufen und 
durch Sequester der auf seinem Gebiete haftenden Gefälle 
des Klosters Allerheiligen sich Sicherheit zu verschaffen. 
Soweit kam es jedoch nicht. Nachdem St. Gallen mit gutem 
Beispiel vorangegangen, kamen Zürich und Schaffhausen 
überein, die Rechtsfrage unerörtert zu lassen und durch 
einen Austausch von Gefällen den Handel zu begleichen. 
Noch bedurfte es vieler Verhandlungen, bis sich Forderung 
und Angebot deckten, erst am 24. Oktober 1805 wurde 
ein Vertrag abgeschlossen, wonach der Kanton Zürich gegen 
die Abtretung der Liegenschaften, Kapitalien und Gefälle 
des Amtes Stein die in seinem Territorium vom Stand 
Schaffhausen besessenen Zehnten und Grundzinse bis zu 
einem Kapitalwert von 38,613 fl. erhielt. 12 ) 

Zu dem wiedererlangten Besitztum kaufte die Regierung 
aus den durch die Ablösung von Grundlasten eingehenden 
Summen Domänen und Gefälle hinzu, um auf diese Weise 
die für den Staat „nachteiligen Folgen" des Zehntenlos- 
kaufs aufzuheben und das Geld wieder in „sichere und zweck- 
mässige Tätigkeit" zu setzen. Die wichtigsten Erwerbungen 
mögen hier erwähnt werden. Im Jahre 1804 brachte der 
Kanton Zürich die innert seiner Grenzen sich befindenden 
Liegenschaften und Einkünfte des Bistums Konstanz, auf 
die der Markgraf von Baden als Rechtsnachfolger des 
säkularisierten Bistums Anspruch erhob, für 266,969 Gl. 
an sich. 13 ) Vier Jahre später wurden die st. gallischen Be- 
sitzungen zu Stammheim dem Staatsgut einverleibt, dem 
Kaufpreis von 200,000 Gl. (Z. W.) konnte Zürich eine 



,4 ) d. K. K. 23. VIII. 1803, 30. XI. 1805. 
Kaiser 516. 



— 151 



Schuldforderung von 130,000 Gl. gegenüberstellen.**) 1812 
erstand die zürcherische Regierung die auf ihrem Boden 
zerstreuten, ehemaligen st. blasischen Gefälle um 130,720 
Fr. und den Zehnten zu Kloten um 120,000 Fr. 15 ) Be- 
deutende Summen wurden auch für den An- und Loskauf 
einer Menge kleiner Grundlasten verwendet, so dass sich 
das unbewegliche Staatsvermögen zu Anfang und zu Ende 
der Mediationszeit ungefähr auf der gleichen Höhe befand. 
Der Ertrag war ein sehr mässiger. In dem mittleren 
Jahrgang 1806 brachten die Domänen eine Einnahme von 
80,052 Fr., die Zehnten, Grund-, Gült- und Erblehenzinse 
eine solche von 260,917.92 Fr. Davon verschlangen die 
Kameralausgaben 66,969 Fr. und der Unterhalt der Amts- 
und Lehengebäude 54,227.64 Fr. Die dem Naturalsystem 
nachgerühmte „möglichste Einfachheit in der Bezugsart 
der öffentlichen Einkünfte" 16 ) war nämlich in Tat und 
Wahrheit ziemlich schwerfällig und kostspielig. Das Ob- 
mannamt, das Kornamt, die Aemter Winterthur, Küsnacht 
und Rüti und die Schaffnereien Kappel und Andelfingen 
teilten sich in die Aufgabe, die Grundgefälle zu beziehen 
und die Domänen zu beaufsichtigen. 17 ) 1805 gesellte sich 
zu diesen alten obrigkeitlichen Aemtern noch das Amt 
Konstanz. 

Ausser dem Staatsgut, das im Minimum 311,313.16 Fr. 
und im Maximum 427,864.43 Fr. abwarf, 18 ) brachten einige 
Regalien der Staatskasse ansehnliche Gelder ein. Der Er- 
trag des Postregals steigerte sich von 16,867.71 Fr. (1805) 
auf 53,856.76 Fr. (1813). Das Salzregal, das früher eine 
Haupteinnahmquelle war, ergab wegen der lästigen und 
kostspieligen Verpflichtung, das Salz aus Frankreich zu 

,4 ) P. d. K. R. 14. V. 1808. 

") P. d. K. R. 1. VIII. 1812., 6. XI. 1813. 

") Etwas Uber das Oekonomiewesen des Kts. Zürich. Zürich 1803. 
lT ) 0. S. I, 460 ff. 

") Bürgi, Uebersicht der Staatsrechnungen, 8. 
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beziehen, trotz des höheren Verkaufspreises nur noch einen 
Gewinn, der zwischen 43,662.72 Fr. und 60,450.77 Fr. 
schwankte. Das Pulver- und Münzregal lieferten kaum 
nennenswerte Ueberschüsse und der Bergbau zu Käpfnach 
deckte zuweilen nicht einmal die Kosten. 

Grössere Einnahmen brachten die Zölle und die Weg- 
gelder; die erstem wuchsen in den zehn Jahren von 
3604.97 Fr. auf 9053.63 Fr. und die letztern im gleichen 
Zeiträume von 5053.96 Fr. auf 10,491.36 Fr. an. Dazu 
bezog der Staat die Bussen, die Sportein der Verwaltungs- 
und Gerichtsbehörden, die Landrechtsgebühren, die Ge- 
bühren für Gewerbs- und Hausierpatente u. s. w. 

Trotz des Geschreis nach Abschaffung der von der 
Helvetik bezogenen sogen, indirekten Abgaben konnte die 
Staatskasse nach der Schmälerung des Stammvermögens 
unmöglich völlig auf dieselben verzichten. Nur die un- 
populärsten, die Handänderungsgebühr auf Kauf und Tausch 
von Liegenschaften, von Schenkungen und Erbschaften im 
ersten Verwandtschaftsgrad, die Luxusabgaben und der Ab- 
zug von den Besoldungen der öffentlichen Beamten wurden 
durch das Gesetz vom 4. Juni 1803 l9 ) aufgehoben. Da- 
gegen sollten aus Dankbarkeit für diese Erleichterungen 
um so gewissenhafter und williger die einstweilen bei- 
behaltene Handänderungsgebühr von Schenkungen und Erb- 
schaften in weitern Verwandtschaftsgraden und an nicht 
verwandte Personen, sowie die Handels- und Gewerbsabgabe 
und die Getränkesteuer entrichtet werden. 

Für die Einführung des definitiven Steuersystems wollte 
die Regierung die Beschlüsse der Liquidationskommission 
abwarten, die aber ihre Geschäfte so spät zum Abschluss 
brachte, dass die indirekten Abgaben ohne diese Grund- 
lage neu geordnet werden mussten. Es geschah durch das 
Gesetz vom 23. Dezember 1803 2 ") für die folgenden zwei 

o. s. I, 94 ff. 

,0 ) O. S I, 270 ff. 
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Jahre. Die Handelsabgabe behielt den Namen bei, bekam 
aber eine andere Grundlage, die Getränkesteuer verwandelte 
sich in eine Wirtschaftsabgabe, die Handänderungsgebühr 
fiel gänzlich weg, dafür wurde die in der Helvetik ein- 
geführte Stempelabgabe beibehalten. Man hoffte, bei 
niedrigen Ansätzen, scharfer Kontrolle und strengen Strafen 
auf eine gewissenhafte Entrichtung der Abgaben zählen 
zu dürfen. Das Gesetz fand nicht in allen seinen Teilen 
Anklang. Dass die Wirtschaften, die sich besonders in 
der Stadt und Umgebung während der Helvetik stark ver- 
mehrt und allerlei Gesindel Unterschlupf gewährt hatten, 
mit einer fixen Taxe von 16 — 300 Fr. belastet werden 
sollten, fand im Grossen Rat wenig Anfechtung und bei 
der Landbevölkerung nur in den Gegenden, die früher vom 
Ohmgeld befreit waren. 

Sehen mehr Stimmen erhoben sich gegen die Stempel- 
abgabe. Vor allem richtete sich die Opposition gegen den 
• aus dem Gesetz vom 15. Dezember 1800 übernommenen 
Stufen (Progressiv) - Stempel für Schuldtitel und Wechsel- 
schulden, dem man vorwarf, er belaste nicht den Kapi- 
talisten, sondern indirekt den Schuldner und verfehle so 
den beabsichtigten Zweck, das Vermögen einigermassen zu 
besteuern. Er wurde fallen gelassen. Die übrigen Be- 
stimmungen waren weit weniger drückend. Das Stempel- 
papier wurde zu folgenden Preisen verkauft: das einfache 
Oktavblatt zu 3 Rappen, das Quartblatt zu 6 Rappen, das 
Folioblatt zu 1 Batzen und das grosse Doppelfolio zu 
3 Batzen. Die Zeitungen bezahlten für das Quartblatt 
1 Rappen und für das Folioblatt 2 Rappen. Neu war die 
Stempelgebühr von 6 Rappen für einen Viehschein oder 
Sanitätspass. Sie wurde zur Errichtung einer Vieh-Asse- 
kuranzkasse eingeführt. 

Gegen die Beibehaltung der Handelsabgabe erklärten 
sich entschieden die Kaufleute der Stadt. Vor der Re- 
volution hatten sie willig den Pfundzoll (2 Heller vom Pfund 
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der Kaufs- und Verkaufssumme) entrichtet als Entschä- 
digung für das Handelsprivilegium. Jetzt wollten sie nicht 
einsehen, dass ihnen die Strassen und Brücken grösseren 
Nutzen als anderen Ständen brächten und sie deshalb be- 
sonders besteuert werden müssten. Handel und Fabrikation, 
erwiderten sie, bringe nicht nur ihnen, sondern weiten 
Schichten der Bevölkerung Gewinn und Verdienst, und es 
liege im Interesse vieler, dass dem ohnehin durch die Zeit- 
verhältnisse bedrängten Kaufmann nicht noch durch will- 
kürliche Lasten die Konkurrenz mit dem Ausland erschwert 
werde, nur um offenbar die von den Kenten lebenden Bürger 
zu schonen. Die umständlichen und einseitigen, für den 
Mittelstand und die Armen lästigen indirekten Abgaben 
sollten nach der Ansicht der Handelsleute durch die ein- 
fachere und gerechtere Vermögenssteuer ersetzt oder wenig- 
stens durch eine Auflage, welche die Kapitalisten allein zu 
tragen hätten, gemildert werden. Solche Worte ver- 
mochten die Vorliebe für das vorhelvetische Steuersystem 
nicht abzuschwächen, mit starker Mehrheit genehmigte der 
Grosse Rat den Gesetzesentwurf. Die Handelsabgabe sollte 
entrichtet werden von allen Handelsleuten, Fabrikanten, 
Krämern und von den Gewerben, die mit Handel verbunden 
waren. Für die Festsetzung der Gebühr waren das Geschäfts- 
kapital und die Wichtigkeit und Ausdehnung des Gewerbes 
massgebend. Es musste bezahlt werden von einem Geschäfts- 
kapital von 1000 Fr. 1 Fr., von 1000—2000 2 Fr., von 
2000—3000 Fr. 4>/s Fr., von 3000—4000 Fr. 6 Fr., von 
4000—5000 Fr. 10 Fr. und für je weitere 1000 Fr. 2 Fr. 
mehr. Der Weinhändler hatte — eigenes Gewächs aus- 
genommen — von jedem Eimer Wein 16 Rappen, von jedem 
Eimer Most 10 Rappen und von einer Tonne Bier (40 — 50 
Mass) 10 Rappen zu verabgaben. 21 ) 

Die Opposition gegen die inderekten Abgaben war doch 
nicht ohne Einfluss geblieben, das zeigte sich ein Jahr 

0.~S. II, 189 f. 
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später, da die Regierung es wagte, zur Bestreitung neuer 
Staatsbedürfnisse wenigstens zwei direkte Spezialsteuern 
einzuführen. Das Gesetz vom 17. Dezember 1804 brachte 
die erste, die Landjägersteuer. Durch die Verstärkung 
des Landjägerkorps waren die von den Gemeinden auf- 
gestellten und besoldeten Nebenwachen überflüssig ge- 
worden, dafür hatten die Gemeinden an die stärkere Be- 
lastung der Staatskasse jährlich einen Beitrag von 25,000 Fr. 
zu leisten. Es blieb ihnen überlassen, wie sie dafür auf- 
kommen wollten. 

Die Landjägersteuer war wenig geeignet, die Bevölke- 
rung an direkte Steuern zu gewöhnen. Die Landleute hielten 
die Wächter des Gesetzes für zu zahlreich und einen Teil 
derselben für Müssiggänger, deshalb bezahlten sie die 
Steuer nur mit Murren und unter Verwünschungen, die oft 
zu unangenehmen Auftritten führten. Um den Unwillen 
des Volkes zu heben, rieten die Statthalter, auf einem 
anderen Wege die Unkosten zu decken. Die Regierung 
hörte nicht auf diese Stimmen, die verhasste Landjäger- 
steuer wurde erst 1831 beseitigt. 

Die andere regelmässige, direkte Steuer, welche die 
Mediationszeit kannte, war die „,Montierungsabgabe", die 
aber, weil sie direkt für die Ausrüstung der Miliz ver- 
wendet wurde und nicht auf der Staatsrechnung figurierte, 
wohl eher beim Kapitel Militärwesen zu besprechen sein 
wird. 

Die aufgezählten Hilfsquellen brachten eine Einnahme 
von ca. 600,000 Fr. (a. W.), womit es der Regierung bei 
aller Sparsamkeit nicht möglich war, den Ausgaben bei 
den vermehrten und gesteigerten Staatsaufgaben völlig die 
Wage zu halten. Es war um so schwieriger, das Gleich- 
gewicht zwischen Soll und Haben herzustellen, als man die 
Bewegungsfreiheit der Behörden nicht durch ein detailliertes 
Budget einschränken wollte, sondern sich anfänglich be- 
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gnügte, einen „Blick" auf die Forderungen des folgenden 
Jahres zu werfen; erst die Verschlechterung der Finanz- 
lage zwang die Regierung, von den einzelnen Kommissionen 
eine ausführlichere Uebersicht der mutmasslichen Ausgaben 
zu verlangen. Dieselbe wurde dem Grossen Rate nie vor- 
gelegt. Die Exekutive verfügte über die Einnahmen inner- 
halb der Schranken der Gesetze frei nach ihrem Belieben, 
nur bei Ankauf, Verkauf oder Austausch von Staatsgut 
bedurften die Verträge mit andern Kantonen oder fremden 
Staaten mehr der Form halber der Ratifikation durch die 
souveräne Behörde, ebenso musste ihre Zustimmung ein- 
geholt werden bei Veräusserungen von Kantonaleigentum 
zur Befriedigung von Staatsbedürfnissen. 2 -) Gemäss der 
Verfassung kam dem Grossen Rate ferner das Recht zu, 
über alle Teile der Verwaltung Rechenschaft zu verlangen. 
Zum ersten Mal wurden ihm im Dezember 1806 vollständige 
Staatsrechnungen vorgelegt; das rückständige Rechnungs- 
wesen der Helvetik und die späte Auflösung der Liqui- 
dationskommission hatten die Verzögerung verschuldet. 
Nach der Auffassung der Regierung konnte es sich für 
die Legislative einzig darum handeln, zu prüfen, ob die 
Gelder im Sinne der Gesetze verwendet worden seien. Der 
Grosse Rat stellte aber den Grundsatz auf, dass jetzt und 
in Zukunft die Staatsrechnung mit den Belegen verglichen 
werden solle. Für eine so umfangreiche Arbeit reichten 
die wenigen Sitzungstage nicht aus; die Minderheit der 
Rechnungsprüfungskommission beantragte deshalb, die 
Prüfungsfrist bis zur Frühjahrszusammenkunft zu ver- 
längern, die Mehrheit erklärte aber eine solche permanente 
Kommission des Grossen Rates für verfassungswidrig, und 
diese Ansicht wurde von der Legislative zum Beschluss 
erhoben. Die Staatsrechnung musste jeweilen während der 
Session, die gewöhnlich eine Woche dauerte, geprüft und 



31 ) 0. S. II, 25 f. 
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abgenommen werden. 23 ) Nie vergass die Regierung den 
Grossen Rat bei seinem Eide zu ermahnen, ausser den 
Sitzungen über das Finanzwesen gänzliches Stillschweigen 
zu bewahren. Sie glaubte, dass mehr denn je Grund vor- 
handen sei, den Staatshaushalt in dunkles Geheimnis zu 
hüllen. Schon aus den ersten Bilanzen war nämlich deut- 
lich ersichtlich, dass mit Ausnahme reich gesegneter Jahr- 
gänge und günstiger Fruchtpreise die Einnahmen den Aus- 
gaben nicht gewachsen waren. So zeigten die Staatsrech- 
nungen von 1803 und 1804 Vorschläge von 9092.20 Fr. 
und 14,454.51 Fr., diejenigen von 1805 und 1806 dagegen 
wiesen Defizite von 76,636.34 Fr. und 60,985.58 Fr. auf. 24 ) 
Der Kleine Rat gab sich redlich Mühe, in verschiedenen 
Verwaltungszweigen noch weitere Ersparnisse zu erzielen 
und die vorhandenen Hilfsquellen noch stärker auszunutzen, 
um ohne „ausserordentliche Mittel" die Staatsökonomie be- 
friedigender zu gestalten. Die Regenten gingen mit „vor- 
leuchtendem Beispiel" voran. Obwohl die Besoldungen der 
Kantonsbehörden gering bemessen waren, 25 ) sollten nach 
dem Gesetz vom 15. Dezember 1808 20 ) die Mitglieder des 
Kleinen Rates und des Obergerichts das Zeug- und Schanzen- 
amt und die Stelle eines Obersten oder Oberstleutnants des 
Succursregimentes unentgeltlich besorgen. Die verhältnis- 
mässig starke Besoldung der Bezirksgerichtsschreiber wurde 
am gleichen Tage durch Reduzierung des fixen Gehaltes 

") Weisung zu den Staatsrechnungen von 1803 — 1805. P. d. K. R. 
6. XII. 1806. K. T. d. G. R. 18. XII. 1806. P. d. G. R. 22. XII. 1806. 

**) Staatsrechuungen R. R. II, 122 ff. St. A. Z. Abgedruckt in 
Balthasar III, 256 ff. 

") Es erhielten: ein Bürgermeister 25 Mütt Kernen, 25 Eimer Wein, 
900 Franken, 

ein Mitglied des Kleinen Rates 25 Mütt Kernen, 25 Eimer Wein, 
600 Franken, 

ein Oberrichter 20 Mütt Kernen, 20 Eimer Wein, 520 Franken. 
0. S. I, 96. 
") 0. S. IV, 9 f. 
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geschmälert, der Gebührenanteil wurde auf dem bisherigen 
Fusse belassen. 27 ) Nach dem Wunsche des Grossen Rates 
wurden beim Militärwesen durch Verminderung der Standes- 
kompagnie, beim Polizeiwesen durch Entlassung von Land- 
jägern einige tausend Franken erspart; dagegen Hess sich 
eine Vermehrung der Ausgaben für das Erziehungs-, Armen- 
und Sanitätswesen und für die Instandstellung der in der 
Helvetik vernachlässigten Staatsgebäude, Strassen, Brücken 
und Wehre nicht verhindern. 

Keinen grösseren Erfolg hatten die Bemühungen, die 
Einnahmen zu steigern. Die Regierung machte zwar einige 
gelungene Versuche, den Ertrag der Domänen, von denen 
viele sich nicht einmal zu 2% verzinsten, durch Verwand- 
lung von Hand- in Erblehen zu erhöhen; weit entlegene 
und in Zerfall geratene Höfe, deren Unterhaltungskosten 
nicht selten die Einkünfte überstiegen, wurden gänzlich 
veräussert und der Erlös zum Ankauf einträglicherer Liegen- 
schaften oder Gefälle verwendet. Trotz dieser guten Er- 
fahrungen mit den bedingten und völligen Veräusserungen 
erhielt der Kleine Rat für die meisten Güter die Zeitpacht 
bei, eingedenk des Grundsatzes der alten Finanzpolitik, „dass 
wohlgelegene, wenn auch nur massigen Vorteil abwerfende 
Grundbesitzungen den sichersten Bestandteil des Staats- 
vermögens ausmachen und daher auf keinerlei Weise zu 
veräussern sind." 28 ) 

Die indirekten Abgaben wurden unter dem Einfluss 
der ungünstigen Rechnungsabschlüsse im Dezember 1805 
fast ohne Widerstand für zwei weitere Jahre bestätigt. 59 ) 
Sie erfüllten jedoch die auf sie gesetzten Hoffnungen nur 
zum kleinsten Teil. Auch der Mediationsregierung blieb, 
wie ihrer Vorgängerin, die Erfahrung nicht erspart, dass 

") 0. S. IV, n. 

") P. d. K. R. 25. II. 1808 und 3. XII. 1812. Vogel II. 101 ff. 
Meyer v. Knonau II, 254. 
"j A. Z. 2. I. 1806. 
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auf die Gewissenhaftigkeit der Steuerpflichtigen kein Ver- 
lass war. Besonders enttäuschte die Handelsabgabe, die 
1804 statt der im schlimmsten Fall erwarteten 30,000 Fr. 
nur 23,354 Fr. abwarf, was die Finanzkommission als ein 
höchst bedenkliches Resultat in dem so „industrieösen" 
Kanton Zürich bezeichnete, nicht mit Unrecht, hatte doch 
der Pfundzoll im letzten Jahre seines Bezuges 1796/97 
169,311 Pfd. betragen. Der Missbrauch der Selbsttaxation 
war durch das zu weit getriebene Bestreben, das' 
„voluminöse" helvetische Gesetz durch ein „einfaches und 
gedrängtes" zu ersetzen, erleichtert worden. Die einen 
Handelsleute behaupteten, dass nur eigene Kapitalien zu 
versteuern seien, andere rechneten ihr Gewerbe zu den 
Handwerken und bezahlten gar nichts. Die Finanzkommission 
anerkannte solch willkürliche Auslegungen des Gesetzes 
nicht und ermahnte die Handel- und Gewerbetreibenden, 
gewissenhaft ihre Pflicht zu erfüllen, um schärfere Mass- 
nahmen zu verhüten/ 10 ) Als gleichwohl 1805 die Abgabe 
wieder „ohne alle Gewissenhaftigkeit" entrichtet wurde, 
ordnete wirklich die Behörde nach den Strafbestimmungen 
des Gesetzes die Taxation des Geschäftskapitals durch Ex- 
perten an. 31 ) Die Ausführung des Beschlusses stiess aber 
auf so grosse Schwierigkeiten, dass der finanzielle Erfolg 
ein höchst geringer war. Dagegen machte der Handels- 
stand, der von einem solchen Vorgehen eine Schädigung 
seines Kredites fürchtete, wieder lebhaftere Anstrengungen, 
die Abgabe, wo nicht gänzlich abzuschaffen, doch wenigstens 
auf eine andere Grundlage zu stellen. Die bisherige Bezugs- 
art, klagte er, sei unbillig, weil sie das Kapital und nicht 
den Verkehr belaste und es doch Gewerbe gebe, die ver- 
mittelst blossen Kredites oder mit wenig Barschaft einen 
bedeutenden Umsatz gestatten. Diese Ansicht drang am 
16. Dezember 1807 im Grossen Rate durch. Die Exekutive 

" *°) P. tl. F. K. 22. V. 1805. 
,1 ) H d. F. K. 6. XII. 1806. 
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wurde eingeladen, bis zur nächsten Sitzung im Frühjahr 
1808 eine neue Gesetzesvorlage auszuarbeiten.' 2 ) Wie die 
Handelsabgabe zu gestalten sei« dass sie dem Staate eine 
ansehnliche Einnahme sichere, eine Kontrolle gewähre und 
dem Reinertrag der Geschäfte entspreche, darüber konnten 
sich die Ratsherren und die zugezogenen Sachkundigen lange 
nicht einigen. Es tauchten verschiedene Projekte auf. Das 
eine wollte 2% vom Gewinn der im Handel verwendeten 
Fonds erheben, ein anderes die helvetische Patentgebühr 
erneuern, ein drittes den ehemaligen Pfund- und Fabrikzoll 
wieder einführen und ein viertes endlich wünschte, dass 
die bisherige Abgabe von der Verkehrssumme gefordert 
werde. Diesen Vorschlägen bevorzugte die Regierung nach 
vielen Erwägungen schliesslich den Antrag des kauf- 
männischen Direktoriums, die Handelsabgabe in Form einer 
Eingangs- und Ausgangsgebühr zu erheben. Ein Entwurf 
mit dieser Grundlage konnte jedoch dem Grossen Rate erst 
am 17. Dezember 1808 iA ) vorgelegt werden. Von den ein- 
und ausgehenden Waren, mit Ausnahme der inländischen 
Naturprodukte, des Getreides und des Salzes, sollte ein 
massiger Zoll bezahlt werden, für Bank- und ähnliche Ge- 
schäfte blieb die bisherige Bezugsart. Bei der Beratung 
wurde starke Kritik an der Vorlage geübt. Man bekämpfte 
sie, weil die Handhabung des Zollsystems grosse Unkosten 
verursache und die notwendige Befreiung des Transit- und 
Speditionsgutes von den Gebühren den Kaufmann zu Aus- 
flüchten und Missbräuchen verleite. Die neue Perzeptions- 
art der Handelsabgabe, wandte man ferner ein, widerstreite 
dem Geiste und Buchstaben der Mediationsakte, die den 
freien Umlauf der Lebensmittel, des Viehs und der Handels- 
waren gewährleiste und die Einführung von örtlichen oder 
allgemeinen Eingangs-, Durchpass- oder Zollgebühren im 
Innern der Schweiz verbiete. Die Regierung suchte diese 

") 0. S. III, 830. 

") Nicht am 1. Dezember, wie Schanz (376) irrtümlich sagt. 



- 161 — 



Bedenken zu widerlegen mit der Behauptung, dass das 
projektierte Zollsystem nichts anderes sei als der alte Pfund- 
zoll mit Ausdehnung auf den ganzen Kanton. Diese ge- 
suchte Definition rettete den Entwurf nicht, er wurde mit 
grosser Mehrheit verworfen/ 4 ) 

Die Diskussion hatte deutlich gezeigt, dass Jede Ab- 
weichung von der bisherigen Handelsabgabe neue Nach- 
teile bringen würde, ohne die alten Mängel zu heben. Die 
Regierung zog daher das Gesetz von 1803 wieder zu ehren 
und beseitigte dessen Undeutlichkeit und Lücken durch 
Zusatzartikel und Erläuterungen. Nach wie vor war man 
aber auf das Pflichtgefühl der Steuerpflichtigen angewiesen, 
dennoch wurde das ergänzte Gesetz in Ermangelung eines 
besseren am 17. Mai 1809 von der Legislative für vier 
Jahre in Kraft erklärt und am 19. Dezember 1812 neuer- 
dings für die gleiche Dauer bestätigt. 35 ) Die Handels- 
abgabe warf in der Folge stetig weniger ab, 1813 war 
der Ertrag auf 20,895 Fr. gesunken. Obwohl die Finanz- 
kommission glaubte, Ursache zu haben, an der Richtig- 
keit der Kapitalangaben von Winterthur und vom Lande 
stark zu zweifeln, hielt sie doch aus Rücksicht auf die für 
den Handel und die Fabrikation ungünstigen Zeiten eine 
Untersuchung durch Beamte nicht für rätlich. 

Keine befriedigenden Einnahmen brachte auch die 
Stempelabgabe, von der man 14—15,000 Fr. bezog. Die 
Schuld daran lag teils an der mangelhaften Befolgung der 
Vorschriften durch die Behörden, teils an den milden Be- 
stimmungen des Gesetzes. Aufforderungen an die Beamten, 
ungestempelte Akten und Zuschriften zurückzuweisen, 
fruchteten nicht viel, da beantragte die Regierung am 
18. Dezember 1812, getrieben von der Ebbe in der Staats- 
kasse, dem Grossen Rate eine kleine Erhöhung der Stempel- 

'*) Weisung zum Gesetz betr. die Handelsabgabe P. d. K. R. 1. XII. 
1808. K. P. d. G. R. 15. XII. 1808. P. d. G. R. 17. XII. 1808. 
") 0. S. IV, 115 ff. V, 122. 

Brunner, Der Kt. Zarich i. d. Medialionszeit. u 
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taxe, um eine Mehreinnahme von 4 — 5000 Fr. zu erzielen. 
Die Freunde des helvetischen Steuersystems, die in die 
Kommission des Grossen Rates gewählt wurden, benutzten 
den Anlass, die Vorzüge der direkten Abgaben vor den 
indirekten ins gehörige Licht zu setzen und die Ersetzung 
der Stempelabgabe durch eine Vermögenssteuer zu befür- 
worten. Die Mehrheit der Kommission erklärte, sie könnte 
diesem Wunsche beistimmen, wenn die Möglichkeit vor- 
handen wäre, die erforderliche Summe nach sichern und 
zuverlässigen Angaben im richtigen Verhältnis auf die 
Steuerpflichtigen zu verlegen, so wie' die Dinge aber wirk- 
lich lägen, müsste sie für den Antrag der Regierung ein- 
treten. Die Legislative schlug einen Mittelweg ein, sie 
lehnte den Entwurf ab, bestätigte jedoch am 19. Dezember 
das alte Gesetz, da sie die Ueberzeugung hegte, dass bei 
genauerer Vollziehung desselben ein grösserer Betrag er- 
hältlich sei. 30 ) 

Dagegen stimmte der Grosse Rat am 18. Dezember 
der Festsetzung der Wirtschaftsabgabe im Minimum auf 
20 Fr. und im Maximum auf 350 Fr. bei. 37 ) Die vielen und 
wiederholten Begehren um Weinschenkenbewilligungen 
waren ein sprechender Beweis, dass diese „Art von In- 
dustrie" ohne Nachteil zu stärkeren Beiträgen an die 
Staatskasse verpflichtet werden durfte. Durch die Er- 
höhung der Taxen steigerte sich der bisherige Ertrag von 
32,000 Fr. — man hatte 15,000 Fr. erwartet — im Jahre 
1813 trotz der schlechten Zeiten auf 37,410 Fr. 

Ein so geringer Erfolg vermochte die Finanzlage nicht 
wesentlich zu verbessern, weshalb sich die Finanzkommission 
bemühte, neue Hilfsquellen zu entdecken. Schon 1809 
empfahl sie dem Kleinen Rate die Einführung eines Zolles 
auf fremde Weine. Auf diese Anregung wurde damals, 

") 0. S. V, 323. P. d. K. R. 3. XII. 1812. K. P. d. G. R. 17 
XII. 1812. P. d. G. K 18. und 19. XII. 1812. 

,r ) 0. S. V, 321. P. d. K. R, 3. XII. 1812. P. d. G. R. 18. XII. 1812. 
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um bei den andern Kantonen und den Nachbarländern keinen 
Anstoss zu erregen, nicht eingetreten. 38 ) Als aber bald 
darauf einige Stände solche Abgaben ohne Widerspruch 
erhoben und die angrenzenden Staaten durch hohe Zölle 
den Absatz schweizerischer Landesprodukte und Fabrikate 
erschwerten, schwanden die Bedenken. Am 20. Dezember 
1811 wurde „in Betrachtung der mancherlei nachteiligen 
Folgen, welche die immer mehr überhandnehmende Ein- 
fuhr ausländischer gebrannter Wasser und Weine für den 
Kanton nach sich zieht," ein Gesetz angenommen, 3 '-') das 
fremde Branntweine, französische, spanische und italienische 
Weine einem ziemlich hohen Zoll unterwarf, den man Um- 
geldsabgabe nannte, um nicht die Bewilligung der Tag- 
satzung einholen zu müssen. Die Einnahme betrug 1812 
1559.80 Fr. und 1813 sogar nur 812 Fr., obwohl in diesem 
Jahre nach dem zwischen der Eidgenossenschaft und Baden 
abgeschlossenen Handelsvertrag auch von dem „Mark- 
gräfler" eine Gebühr bezogen wurde. 40 ) 

Nicht viel beträchtlicher war der Zuschuss, den die 
Staatskasse durch die am 17. Dezember 1812 4l ) be- 
schlossene Abgabe von 2 Fr. für jeden Hund erhielt. Ein 
Viertel des Ertrages floss dem Armengut der Gemeinden 
zu, dem Staate verblieben 4164 Fr. statt der budgetierten 
10,000 Fr. 

Die bisher besprochenen Anstrengungen der Re- 
gierung, die Einnahmen zu erhöhen und die Ausgaben zu 
vermindern, hatten lediglich den Zweck, das Gleichgewicht 
im Finanzhaushalt herzustellen; zur Deckung von Defiziten 
und ausserordentlichen Bedürfnissen galten allgemein die 
direkten Steuern als das „einfachste und angemessenste 
Mittel", zu dem immerhin nur in dringenden Fällen ge- 

••) P. d. K. R. 2. V. 1809. 

") O. S. V, 129 ff. 

*°) 0. S. V, 320. 

41 ) 0. S. V, 324. 
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griffen wurde. 1808 und 1812 wurde mit Hilfe von Ver- 
mögenssteuern die Bilanz ausgeglichen, beidemal war der 
Betrag auf 100,000 Fr. angesetzt, was bei dem auf 100 
Millionen geschätzten Vermögen des Kantons einem Steuer- 
fuss von l%o gleichkam. Etwas grösser und häufiger 
waren die sogen. Kriegssteuern. Zur Bestreitung der durch 
die Grenzbesetzungen von 1805, 1809 und 1813 verur- 
sachten Kosten wurden auf direktem Wege 200,000 Fr., 
250,000 Fr. und 150,000 Fr. erhoben. 

Allgemeine Vermögenssteuern gehörten demnach in 
der Mediationszeit nicht zu den Seltenheiten und regel- 
mässig wurde eine Spezialsteuer bezogen, dennoch befasste 
sich kein Gesetz mit der Steuerpflicht, der Anlage und 
dem Bezug direkter Steuern. Man behalf sich mit den 
„rohesten Formen". Der Grosse Rat bestimmte die Höhe 
der Steuersumme und die Regierung verlegte sie nach dem 
mutmasslichen Vermögen und mit etwelcher Berücksich- 
tigung der Einwohnerzahl auf die Gemeinden; diesen blieb 
es überlassen, nach Gutfinden die Rate von den Bürgern 
und Niedergelassenen zu erheben. Bei der Verteilung der 
ausserordentlichen Vermögenssteuer von 1805 benutzte die 
Finanzkommission die Taxation von 1798. Sie suchte diese 
unzuverlässige Grundlage zu verbessern, indem sie zur Re- 
vision der Repartitionsliste Männer, die mit den Vermögens- 
verhältnissen einzelner Gemeinden vertraut waren, aus den 
verschiedenen Gegenden des Kantons zuzog. 42 ) Die in Eile 
vorgenommene Beseitigung auffallender Unrichtigkeiten 
verhinderte nicht, dass von den Gemeinden nach der Ver- 
legung der Steuer eine Menge Wünsche und Vorstellungen 
eingingen. Um sie auf ihre Berechtigung prüfen zu können, 
forderte man von den Statthaltern einen unparteiischen 
Bericht über die Art und Weise der Erhebung der ge- 
forderten Summe in den Gemeinden und von diesen das 

*■) P. d. F. K. 11. IX. 1805. Ernst, a. a. 0. 48 ff. Schanz a. a. 
0. 383 ff. 
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Verzeichnis der Beiträge Jedes Steuerpflichtigen. An Hand 
dieser Hilfsmittel wurden die angemessen befundenen Ver- 
änderungen an der Repartitionsskala angebracht. Die Fi- 
nanzkommission verhehlte indessen dem Kleinen Rate nicht, 
„dass auch dieser Versuch noch höchst unvollkommen und 
weit vom Ziele entfernt sei, sowie es jede Nachforschung 
und jede Entdeckung in einem Gebiete sein muss, wo alle 
so verschiedenen Interessen sich vereinigen, es zum un- 
bekannten Land zu machen." 43 ) Doch liess es sich- die 
Kommission auch in Zukunft nicht verdriessen, vor der 
Ausschreibung einer Vermögenssteuer auf verschiedenen 
Wegen Erkundigungen über den Vermögensbestand der Ge- 
meinden und einzelner Bürger einzuziehen und das Material 
sorgfältig zu verwerten. Die Mühe war nicht umsonst, 
die Reklamationen verminderten sich zusehends, ein Be- 
weis, dass man sich einem billigen und gerechten Mass- 
stab für die Repartierung der direkten Steuer genähert 
hatte. 

Auch mit einem andern Uebelstand gelang es der 
Finanzkommission aufzuräumen. Die Gemeindebehörden 
waren schneller bereit, sich über ungerechte Behandlung 
zu beklagen, als die Steuerbeträge abzuliefern. 1807 hatten 
zur Verfallzeit 68 Gemeinden ihre Pflicht erfüllt, 98 waren 
noch im Rückstand. „An einem Orte verwandte der Ge- 
meindeammann, an anderm ein anderer Gemeindevorsteher 
die eingezogene Summe für seine Privatbedürfnisse, an 
einem dritten Hessen die Gemeindevorsteher sich bis aufs 
Ende treiben, weil sie berechneten, dass 1 Gl. 32 Schill. 
Betreibungskosten bei weitem den "Vorteil nicht aufwiegen, 
welchen sie mittlerweilen aus der Summe ziehen können, 
an andern Orten wurden vollends so lange man konnte plan- 
mässig alle Anstalten für die Beziehung aufgeschoben."' 4 ) 
Die Versuche, mit Aufforderungen und Ermahnungen diese 

*■) P. d. F. K. 16 V. 1806. 
«*) P. d. F. K. 9. III 1810. 
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krassen Missbräuche auszurotten, blieben fruchtlos, da ver- 
hängte die Finanzkommission über die säumigen Behörden 
eine Busse von 5% der Steuerrate, die unnachsichtlich ein- 
getrieben wurde. Dieses Mittel wirkte, 1809 standen nach 
Ablauf des Zahlungstermins die Quoten von nur zwei Ge- 
meinden <X US« 

Fast unbegreiflich dagegen scheint es auf den ersten 
Blick, dass den Gemeinderäten in der Besteuerung ihrer 
Mitbürger sozusagen völlige Freiheit gestattet wurde, was 
die Bemühungen der Regierung, die Staatslasten gerecht 
auf sämtliche Kantonsangehörige zu verteilen, in letzter 
Linie doch grösstenteils scheitern Hess. Von den herrschen- 
den Zuständen im Steuerwesen entwirft uns der Bericht 
der Finanzkommission vom 16. Mai 1806 45 ) ein wenig er- 
freuliches Bild. „Weitaus an den meisten Orten wurde der 
Steuerpflichtige taxiert, aber von einer Gemeinde zur andern 
war der Masstab verschieden. Einige bedienten sich dazu 
des Katasters (in der Helvetik angefertigt), andere legten 
alles auf die Grundbesitzungen und mehrere fügten in ihren 
Berichten hinzu, sie können die Steuer nicM anders ver- 
legen, weil alle Güter gleich verschuldet seien; in andern 
Gemeinden wurde ein Teil der Steuer auf Güter, ein anderer 
auf das reine Vermögen verlegt. Viele bedienten sich schon 
lange eines Anlageregisters, nach welchem jeder Bürger 
taxiert ist, mehrere bedienten sich komplizierterer Ver- 
legungsarten. Die Industrie wurde in denjenigen Gemeinden, 
wo Kunstgewerb und Fabrikation statt hat, hin und 
wieder auch absonderlich in Anschlag genommen." Das 
Schlimmste aber war, dass auf dem Lande die vermög- 
lichste Klasse zu niedrig und der Mittelstand zu hoch ein- 
geschätzt wurden, weil die Gemeinderäte entweder selbst 
zu den reichen Leuten zählten, oder, wenn nicht, diese 
doch fürchteten. 



* § ) P. d. F. K. 16. V. 1806. 
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Solche Finanzkünste und Willkürlichkeiten gaben An- 
lass zu einer Fülle von begründeten Beschwerden über un- 
gerechte Besteuerung und zu gereizten Auseinander- 
setzungen zwischen Behörden und Steuerpflichtigen, wes- 
halb die Statthalter Jahr für Jahr bei der Regierung darauf 
drangen, für die Verlegung der Steuer eine feste Norm auf- 
zustellen. Eis wurde wirklich ein Vorschlag ausgearbeitet, 
der bestimmte, in welchem Verhältnis die Steuer auf die 
beiden Grundlagen, das Vermögen und die Bevölkerung, 
zu verteilen sei. Allein die Mehrheit der Finanzkommission 
und des Kleinen Rates hielt den Moment zur Lösung solcher 
Probleme noch nicht für gekommen, „weil gerade die be- 
völkertsten Gemeinden die meisten ganz armen oder in 
dem gegenwärtigen Zeitpunkt verdienstlosesten Einwohner 
in sich fassen." Nur in so weit wurde der bisherigen 
Uebung eine Schranke gesetzt, als nicht mehr als ein Drittel 
der Steuerquote nach der Kopfzahl verlegt werden durfte. 4 *) 
Im übrigen begnügte sich die Regierung, über leichter zu 
entscheidende streitige Punkte Vorschriften zu erlassen. 
Sie verordnete z. B., dass die Besitzungen aller Kantons- 
institute, sowie die Kirchen-, Schul- und Armengüter steuer- 
frei sein sollen, fasste auch einen Beschluss „über die 
gedoppelte Frage, wie es bei Enthebung von gewohnten 
und ausserordentlichen Kantonal- Vermögenssteuern, in 
Fällen, wo ein Steuerpflichtiger sein Domizilium ändert 
und in denjenigen, wo ein solcher Liegenschaften und Ver- 
mögen in andern Kantonen oder im Ausland besitzt, ge- 
halten werden soll." 47 ) Es liegt auf der Hand, dass auch 
nach solchen Anweisungen die Klagen über unverhältnis- 
mässige Verlegung der Steuern nicht verstummten und 
überhaupt nicht verstummen konnten, solange man seine 
Zuflucht zu dem höchst mangelhaften Repartitionssystem 
nahm; zu einer gründlichen Reform vermochte sich die 

'•) P. d. F. K. 16. V. 1806. 
4t ) 0. S. III, 117. V. 246 f. 
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Regierung aber nicht zu entschliessen. Die Unsicherheit 
der politischen Lage, der durch die Kriegsjahre und den 
Verfall von Industrie und Handel gesunkene Wohlstand des 
Volkes und die dadurch gesteigerte Abneigung des Einzelnen, 
etwas an die Staatsausgaben beizutragen, sowie die an- 
geborne Vorliebe der Aristokraten für das Althergebrachte 
lähmten die Energie der Behörden derart, dass man ängst- 
lich zögerte, den Uebergang zu wagen von dem über- 
lieferten, aber unrationellen Repartitionssystem zu der theo- 
retisch vollkommeneren, aber noch unbewährten Vermögens- 
steuer, die auf Selbsttaxation beruhte. Darüber wollen wir 
aber das keineswegs gering anzuschlagende Verdienst der 
Mediationsregierung nicht vergessen, das Gleichgewicht im 
Finanzhaushalt mit Schonung der geschwächten, öko- 
nomischen Kräfte des Landes durch Ordnung und Spar- 
samkeit hergestellt zu haben. 48 ) 

'•) Uebersicht der Einnahmen und Ausgaben von 1803—1814. 



1803 (vom 10. März yn) 
Einnahmen 450 402,2«) Frk. 
Ausgaben 441 370,09 „ 

Vorschlag 9092 20 Frk. 
1805 

Einnahmen 008 078,39 „ 
Ausgaben 084 714,73 „ 

Rückschlag 70 030,34 Frk. 
1807 

Einnahmen 070 58435 „ 
Ausgaben 007 039 58 „ 



Vorschlag 2 945,27 Frk. 
1809 

Einnahmen 591 423.79 ,. 
Ausgaben 009 310,18 „ 

Rückschlag 77 880,09 Frk. 
1811 

Einnahmen 099714,05 „ 
Ausgaben 718 790,38 „ 

Rückschlag 19082,33 Frk. 



1804 

Einnahmen 020113,77 Frk. 
Ausgaben 005 059,20 „_ 

Vorschlag 14 454,51 Frk. 

1800 

Einnahmen 038 591,58 „ 
Ausgaben 099 577,10 „ 

Rückschlag 00 985,58 Frk. 
1808 

Einnahmen 733 982,38 ,. 
Ausgaben «Oo 138,84 .. 

Vorschlag 73 843,54 Frk. 
1810 

Einnahmen 598 425,91 „ 
Ausgaben 070918,01 „ 

Rückschlag 72 492,70 Frk. 
1812 

Einnahmen 813024,31 „ 
Ausgaben 721 254.47 - 

Vorschlag 91 709,81 Frk. 



Di 
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6. Handel, Industrie und Verkehr. 

Wie sehr ein sparsamer Staatshaushalt für das Volk 
eine Wohltat war, ergibt sich am deutlichsten aus der Ge- 
schichte des Handels und der Industrie in der Mediations- 
epoche, wie sie Wartmann, Oechsli und Cerenville dar- 
gestellt haben. 1 ) Diese Werke schildern den Niedergang 
der Baumwollindustrie, die im Kanton Zürich 40,000 Ar- 
beiter beschäftigte, 2 ) so ausführlich, dass wir uns damit 
begnügen können, auf dieselben hinzuweisen. 3 ) Nur über 

1813 1814 
Einnahmen (501 497,30 „ Einnahmen «71985,93 „ 

Ausgaben 749021, — „ Ausgaben 670 323,51 „ 

Rückschlag 87 523,70 Frk. Vorschlag 1 662,42 Frk. 

') Wartmann, Industrie und Handel des Kantons St. Gallen auf Ende 
1866, 148 ff. Oechsli I, 520 ff., Cerenville, Le Systeme contineutal et )a Suisse. 

8 ) Memorial des Handelskomitees Winterthur. 2. IV. 1806. K. K. 
507. 2. St. A. Z. Dasselbe ist nicht undatiert, wie Cerenville pag. 35, 
Anmerkung 1, behauptet. 

s ) Einige speziell Zürich betreffende Ergänzungen zu den genannten 
Werken mögen hier noch folgen. Zur Beschlagnahme der Kolonialwaren 
und englischen Mauufakturwaren im Herbst 1810 ist zu bemerken: Am 14. 
Oktober wurde von der diplomatischen Kommission gegen die 7 Geschäfts- 
häuser der Hauptstadt und die 4 von Winterthur, die von der französischen 
Regierung des Schleichhandels angeklagt waren, die sofortige Beschlag- 
nahme der Waren angeordnet und am 15. dehnte der in ausserordentlicher 
Sitzung versammelte Kleine Rat diese Massregel auf alle Magazine aus. 
Von den Kaufleuten sollten Verzeichnisse der Vorräte gefordert werden 
und eine ad hoc ernannte Kommission wurde mit der Einsammlung, Unter- 
suchung und Verifikation der Deklarationen betraut. Am 20. setzte die 
Regierung den Tarif fest, der aber wohlweislich nicht wie in andern Kan- 
tonen publiziert wurde, da er wesentlich niedrigere Ansätze aufwies als der 
französische. Die Abgabepflichtigen wurden unter der Hand eingeladen, 
die Taxen in Zürich einsehen zu wollen. Die Ievantinische Baumwolle, die 
in bedeutenden Quantitäten vorhanden war, gab man ohne jegliche Gebühr 
frei, obwohl der Tarif von Trianou per Meterzentner einen Zoll von 200 
Frk. vorschrieb. Die übrigen unter Sequester liegenden Waren konnte der 
Besitzer gegen Bezahlung der Taxe oder gegen Kaution loslösen. Betrug 
die Abgabe nicht mehr als 400 Frk., so musste sie innert 14 Tagen ent- 
richtet werden, höliere Summen waren in gleichen Raten nach 3, 6 und 9 
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die Folgen der Krisis und die Bemühungen, dieselben zu 
lindern, wollen wir uns weiter auslassen. 

Monaten zu erledigen. Der Handelsstand zögerte nicht, der Regierung für 
diese Erleichterungen seine Dankbarkeit zu bezeugen. Inzwischen war eine 
Uebersicht der im Kanton seque8trierten Waren zusammengestellt worden. 
Sie wies bei der levantinischen und amerikanischen Baumwolle hohe Ziffern 
auf, dennoch konnte die Regierung in Anbetracht der grossen Bedeutung 
Zürichs als Speditionsplatz und der entwickelten Industrie dem Landammann 
berichten, „dass einerseits das Gerücht von sehr grosser Anhäufung von 
Kolonialwaren in unscrm Kanton sehr übertrieben, ja wir dürfen sagen 
wirklich grundlos gewesen, und dass anderseits der eigene Vorrat von Baum- 
wolle in bescheidenem Verhältnis mit dem Bedürfnis von Urstotfen unserer 
innem Fabrikation für einen massig beschränkten Zeitraum stehe". Der 
französische Gesandte hatte grössere Lager in Zürich vermutet und be- 
zeichnete an Hand von Frankfurter Geschäftsbüchern die Aufnahmen als 
unvollständig; die Regierung war aber imstande, in jedem Fall befriedigenden 
Aufschluss zu geben. Sogar die erwähnte Anklagt- gegen 1 1 Handelshäuser 
konnte sie als gänzlich falsch und grundlos zurückweisen, zwei der Firmen 
existierten überhaupt seit Jahren nicht mehr. I'. d. dip. K. Oktober 1810. 
M. u. U. d. St. K. Oktober und November 1810. Akten K. K. 507, 4. 
508, 1. 509, 1. St. A. Z. 

Die Annahme von Tillier (I, 398) und Wartmann (272 Anm. 2), dass 
der Zollinspektor Lothon nur durch Zürich gereist sei, ist zu berichtigen. 
Lothon machte am 23. November dem Bürgermeister in Zürich seine Auf- 
wartung, nahm rasch Einsicht von den Warenverzeichnissen und zog nach- 
mittags wieder von dannen, nachdem er versprochen hatte, wieder zu 
kommen. Er hielt Wort, am 18. Januar 1811 tauchte er wieder in Zürich 
auf und stellte gemäss des napoleonischen Dekretes vom 12. Dezember das 
Begehren, das beschlagnahmte französische Eigentum zu verifizieren und 
abzuführen. Auf vom Landammann erhaltene Vollmacht hob die Regierung 
wirklich den Sequester über die nach Frankreich bestimmten Güter am 22. 
Januar auf. M. u. U. d. St. K. 24. XI. 1810, 19. I. und 22. I. 1811. Als 
am 27. November 181 1 der Landammann die Beschlagnahme der Waren, 
die Schweizern gehörten, aufhob, legte die zürcherische Regierung der Ab- 
rechnung ihren früher aufgestellten Tarif zugrunde, der den Kaufleuten im 
Vergleich zu dem eidgenössischen eine Vergünstigung von 40 Prozent ge- 
währte, sich zwar allerdings auf alles sequestrierte Gut, mit Ausnahme der 
levantinischen Baumwolle, ausdehnte. Eine Aufforderung des Landammanns, 
sich der allgemeinen Verfügung zu unterziehen, blieb ohne Berücksichtigung. 
Der Kleine Rat ging noch weiter, am 4. Mai 1811 beschloss er den Nach, 
lass des zweiten und am 22. August denjenigen des letzten Drittels der 
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Viele kleinere, aber auch manche alte and angesehene 
Geschäftshäuser waren gegen das Ende der Kontinental- 
sperre ruiniert. Misstrauen lähmte die Energie der sich 
noch über Wasser haltenden Firmen. Ausgenommen einige 
wenige Kaufleute, die sich auf kühne Spekulationen warfen, 
wagte niemand etwas Bedeutendes zu unternehmen. „Der 
Kredit, die Seele des Handels," klagten die Zürcher, „ist 
ganz hin. Wer sich nicht mit eigenen Kräften helfen kann, 
und wie wenige Häuser sind in diesem Fall, muss notwendig 
zugrunde gehen." Wenigen glückte es, sich durch den 
Uebergang von der Musselin- zur Seidenindustrie, die sich 
ihren Rohstoff noch ungehemmter beschaffen konnte und 
in Deutschland keinen Rivalen hatte, zu behaupten; andere 
zogen sich allmählich von den Handelsgeschäften zurück 
und verwendeten ihr Geld zum Ankauf von Liegenschaften, 
wieder andere verlegten ihren Geschäftssitz ins Elsass. 4 ) 
In den Gegenden des Kantons, die bisher von der Industrie 
gelebt hatten, verbreitete sich ein grauenhaftes Elend. Wenn 
auch in manchen Familien die Not durch den Besitz einiger 
Grundstücke etwas gemildert wurde, so gab es doch noch 
unzählige Haushaltungen, denen Spinnen und Weben ihre 
einzigen Erwerbsquellen waren, und die, sofern sie über- 
haupt noch Arbeit fanden, mit einem drei- bis viermal 
geringeren Lohn beim grössten Fleisse ihren Unterhalt nicht 
verdienen konnten. Um das Unglück voll zu machen, brachte 
das Jahr 1812 noch eine Verteuerung der Lebensmittel, 
so dass der arme Mann wochenlang kein Brot auf seinem 

Abgabe, wie es aucb in einigen andern Kantonen geschah. Doch wurden 
auch so noch dem Handelsstand auf höhere Weisung 133070,04 Frk. ge- 
raubt. 129 398 Frk. verblieben als Reinertrag, davon bestimmten die Legis- 
lative 48 000 Frk. für die Staatskasse und 80 (MX) Frk. zu wohltätigen 
Zwecken. P. d. K. R. 4. XII. 1810, 4. V. t 22. VIII. 1811. P. d. G. R. 
20. XII. 1811. 

*) Steiner, Jahresbericht 1811, K. K. 219. 1. Eingabe einiger Handels- 
häuser K.K. 509. 1. St. A. Z. Bürkli, Geschichte der zürcherischen Seiden- 
industrie 185. 
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Tische sah. Am grössten war der Mangel an Nahrung und 
Kleidung in dem wenig ertragreichen, aber infolge der 
Baumwollindustrie dicht bevölkerten Oberland und Tösstal, 
wo bald nach der Mediationszeit eine wahre Hungersnot 
ausbrach. 5 ) 

Private und Obrigkeit sahen der Verarmung des Volkes 
nicht untätig zu. 6 ) Aber obwohl nach einem Zeugnis aus 
jenen Tagen „für die damaligen Zeiten fast unglaubliche 
Dinge" getan wurden, 7 ) konnten private Unterstützungen 
nur die Not verhältnismässig weniger lindern und blieben 
immer ein Notbehelf; die Hauptsache war, neue Erwerbs- 
zweige einzuführen, damit der Arbeitswillige sich redlich 
ernähren konnte und der Heimat erhalten blieb. Das kauf- 
männische Direktorium und eine gemeinnützige Gesellschaft 
in Winterthur wagten sich zuerst tatkräftig an diese Auf- 
gabe heran. Sie befolgten die Stimmen, die rieten, die 
Industrien wieder in Aufnahme zu bringen, die ihre Roh- 
stoffe und den Absatz für ihre Erzeugnisse in der Schweiz 
fanden und somit vom Auslande unabhängig waren. 8 ) Man 
dachte in erster Linie an die Wolltuch- und Leinwand- 
manufakturen, die vormals, ehe die Baumwollindustrie die 
Arbeitskräfte an sich zog, einen beträchtlichen Export 
hatten und jetzt nicht einmal mehr den inländischen Be- 
darf deckten. Fabrikanten, die sich für diese Industrie- 
zweige gewinnen Hessen, wurden mit Rat und Tat unter- 
stützt. Gleichzeitig machte man Anstrengungen, die Schaf- 
zucht zu verbessern und dem Hanf- und Flachsbau eine 
grössere Ausbreitung zu geben. Nachdem Privatpersonen 
die Initiative ergriffen hatten, empfand auch der Staat 
die Notwendigkeit, der Wiederherstellung verkümmerter Er- 

•) Jahresberichte der Statthalter in d. Akten K. K. 137 ff. St. A. Z. 
•) Näheres siehe Kapitel „Armenwesen." 
T ) Hei Yetischer Almanach 1814, 200. 

*) Vgl. z. B. Zeitbeobachtungen Uber das schweizerische Baumwoll- 
gewerbe, dessen Folgen und Aussichten 180«. Sta<ltl>ibliothek Zürich XXXI, 268. 
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werbszweige seine Aufmerksamkeit zu schenken. Am 
12. September 1809 beschloss die Regierung, die Schaf- 
zucht durch Prämien zu begünstigen. 9 ) Die Wolltuch- und 
Leinwandindustrie nahm jedoch nie den gehofften Auf- 
schwung; die für die Gewinnung der Rohprodukte un- 
günstigen Bodenverhältnisse, die unzureichenden, finanziellen 
Unterstützungen des Staates und hauptsächlich die Trägheit 
und Kurzsichtigkeit des Volkes traten der Entwicklung 
hindernd in den Weg. Am leichtesten konnten sich die 
Bewohner der Seeufer in eine Veränderung der Beschäf- 
tigung schicken, im Oberland aber waren die Leute so 
roh, „dass sie durch die Not eher zu desperaten Schritten 
als zur Umänderung ihrer Industrie Zuflucht zu nehmen 
Gefahr laufen." l0 ) Ebenso predigte man umsonst die Rück- 
kehr zur Landwirtschaft. Die schmächtigen Fabrikarbeiter 
waren der körperlichen Anstrengungen nicht mehr ge- 
wohnt; „dergleichen Gesindel," berichtete unwillig ein Statt- 
halter, „taugt nicht zu Feldarbeiten, sondern verhungert 
eher, als dass es sich dazu bequemen würde." ll ) 

Schon war jedoch das Mittel gefunden, das einzig mit 
der Zeit der zu Boden gedrückten Textilindustrie wieder 
aufhelfen konnte, aber von vielen noch mit scheelen Augen 
angesehen wurde 12 ): die mechanische Spinnerei. Die erste 
im Kanton Zürich wurde 1802 im Hard bei Wülflingen er- 
richtet. Von grosser Bedeutung für die Entwicklung der 
neuen Industrie war die Gründung der zweiten Spinnerei, 
die 1805 in der Neumühle bei Zürich durch die Firma Escher, 
Wyss & Co. erfolgte. Die vom Leiter des Unternehmens, 
Joh. Kasp. Escher, konstruierten Maschinen bewährten sich 

') 0. S IV, 159 fr. 

,0 ) Dierauer, Briefwechsel Steinmüller, 354. 

ll ) Vide Anmerkung 5, pag. 172. Protokoll des kaufmännischen 
Direktorium 1808 bis 1811. A. Z. 9. III. 1811. CSrenville 243 ff. 

") So äusserte 1812 noch ein Statthalter : „Diese Spekulationen kann 
dato noch kein Mensch beurteilen, ob sie gut oder gemein seien." K. K. 
156. 1. St. A. Z. 
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so vortrefflich, dass die vollständige Einrichtung von 
Spinnereien bald die Hauptbeschäftigung in der „Neumühle" 
wurde. Die mechanische Spinnerei nahm von da an einen 
raschen Aufschwung. Im Jahre 1813 zählte man in der 
Schweiz ungefähr 700 Spinnstühle, wovon der Kanton 
Zürich die Hälfte besass. In diesem einen Kanton fanden 
3000 Personen in 50 Fabriken Beschäftigung. Manche dieser 
Schlag auf Schlag erstehenden Etablissemente überlebten 
die Mediationsepoche nicht lange, ein grosser Teil aber 
blühte empor durch Benutzung der Wasserkräfte, alle Unter- 
nehmen überflügelte jedoch das Kunzesche, das sich einen 
Weltruf erwarb. Während der Kontinentalsperre hatten die 
meisten Spinnereien Tag und Nacht vollauf zu tun; die 
weitaus grösste Masse der in die Schweiz eingeführten 
Baumwolle hatte Zürich zum Bestimmungsort. Ganz ge- 
waltige Summen, die früher für Maschinengarn an Eng- 
land bezahlt worden waren, blieben nun im Lande. 13 ) 

Leider musste dieser Vorteil bei der an keine Ge- 
setze gebundenen Konkurrenz mit einer schädlichen Aus- 
nutzung der Arbeitskräfte junger Leute erkauft werden. 
Eine 1813 begonnene Untersuchung ergab, dass Kinder vom 
8. Altersjahre an bei Tag und bei Nacht 12 und mehr 
Stunden in der dumpfen Luft der Fabriken arbeiteten und 
ohne Zucht und Unterricht aufwuchsen. 14 ) Nicht dass diese 
argen Uebelstände erst mit den Spinnereien aufgetaucht 
wären — schon in der Blütezeit der Baumwollindustrie 
wurden die Kinder sehr oft der Schule entzogen, um am 
Spinnrad täglich einige Kreuzer zu verdienen — aber mit 
den Anfängen des modernen Fabrikwesens steigerten sich 
die sozialen Gebrechen zur Volksgefahr. 

'*) Vide Anmerkung 5 pag. 172. A. B. Artikel H. K. Escher, von 
Wartmann, VI, 359 ff. Artikel Kunz v. Wartmann, XVII, 397 ff. Helv. 
Almanach 1814 pag. 216 ff. Bürkli, Die Einführung der mechanischen 
Baumwollspinnerei in der Schweiz. 

l4 ) Treichler, Mitteilungen aus den Akten der zürcherischen Fabrik- 
kommission, II. Teil, p. 1 ff. 
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Eine andere nachteilige Folge der Spinnereien war, 
dass sie den von den Industriezentren entfernt wohnenden 
Familien den kärglichen Rest des Hausverdienstes, den das 
Kontinentalsystem übrig gelassen hatte, noch weiter 
schmälerten. Die Lage der zahlreichen Handspinner war 
wirklich eine trostlose und hatte Auswanderung, Bettel 
und Betrügereien zur Folge, gegen welche Misstände die 
Regierung umsonst ankämpfte. 

In dem industriereichen Kanton Zürich erfreute sich 
natürlich auch das Postwesen einer regen Aufmerk- 
samkeit. Bis 1798 waren die Postanstalten Eigentum des 
Handelsstandes, der sie im 17. Jahrhundert ins Leben ge- 
rufen hatte. Seit 1710 besass die Regierung auf dieselben 
insofern einigen Einfluss, als vier Mitglieder des Direk- 
toriums aus der Mitte des Kleinen Rates genommen werden 
mussten.") Mit der Helvetik brach auch für das Post- 
wesen eine neue Zeit an, es wurde als Staatsregal erklärt 
und auch auf Rechnung des Staates betrieben. Landammann 
d'Affry behielt die einheitliche Postverwaltung bei, die Tag- 
satzung sollte über ihr Schicksal entscheiden. Zürich er- 
teilte seiner Gesandtschaft die Instruktion, für die Bei- 
behaltung der Zentraladministration einzutreten, allenfalls 
bei Kantonalisierung des Regals auf die vor der Revolution 
besessene Ausdehnung des zürcherischen Postkreises oder 
wenigstens auf eine Ausscheidung der jedem Kanton zu- 
fallenden Routen nach der mediationsmässigen Skala zu 
dringen. 16 ) Keiner dieser Anträge wurde angenommen; die 
Tagsatzung beschloss mit grosser Mehrheit, das Postwesen 
sei Sache der Kantone, doch solle durch die Auflösung 
der bestehenden Arrondissements weder an den Routen noch 
an den Taxen etwas zum Nachteil anderer Kantone ver- 
ändert werden. 



'•) Bürkli, Das kaufmännische Direktorium in Zürich. Z. T. 1883, p 38. 
") Instruktion für die Tagsatzung 1803. L. L. 60. St. A. Z. 
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Im Kanton Zürich übernahm der Staat die Posten. Die 
Verwaltung besorgte die Postkommission, die sich aus zwei 
Regierungsräten, drei Mitgliedern des kaufmännischen Di- 
rektoriums und zwei Delegierten der kaufmännischen Vor- 
steherschaft Winterthur zusammensetzte. 17 ) An ihrer Spitze 
stand Ratsherr Hirzel. Seinem Eifer und seiner Geschäfts- 
kunde war hauptsächlich die gute Organisation des zürche- 
rischen Postwesens zu verdanken, die selbst vom Ausland 
schmeichelhafte Anerkennung fand. 

Es kostete wegen der engherzigen Selbstsucht der 
Kantone unsägliche Mühe und nicht geringe Geldopfer, bis 
die für die Kaufmannschaft notwendigen Postverbindungen 
hergestellt waren. 18 ) Um seine Machtsphäre über die 
äusserst wichtige Transitroute von Deutschland nach Italien 
auszudehnen, pachtete Zürich das Postregal der Kantone 
Thurgau, Zug, Schwyz, Uri, Tessin und teilweise auch des 
Kantons Graubünden. Im Besitze der Verkehrsader über 
den Gotthard und direkter Verbindungen über den Splügen 
konnte Zürich auch anderen schweizerischen Verwaltungen 
gegenüber mit Nachdruck auftreten. Der Hauptvorteil, der 
ihm daraus erwuchs, waren aber die sehr annehmbaren 
Postverträge mit den süddeutschen Staaten, die eine schnelle 
und sichere Spedition nach den Handelsplätzen jenseits des 
Rheines brachten und einen grossen Teil des Verkehrs von 
Deutschland mit der Schweiz und Italien über Zürich 
leiteten. 19 ) 

Während die deutschen Postbehörden, wie ihnen die 
Zürcher nachrühmten, in liberaler Weise den Wünschen 
der andern Partei entgegenkamen, benutzte hingegen die 
mailändische Postdirektion den Umstand, dass mehrere 
schweizerische Postverwaltungen einseitig Unterhandlungen 

,T ) P. d. K. R. 17. VIII. 1803. 

,a ) üeber die Ankunft und Abfahrt der Posten vgl. die Regierungs- 
kalender 1803—1814. 

l, l Akten d. Postwosens R 79—82. St. A. Z. 
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anknüpften, um unbillige Forderungen zu stellen. Wohl 
erkannte Hirzel, der Vertreter Zürichs, dass festes Zu- 
sammenhalten erforderlich sei, aber es war unmöglich, 
unter den Delegierten Solidarität herzustellen. Die Folge 
war, dass alle enttäuscht nach Hause kehrten. Durch den 
am 18. November 1804 von den zürcherischen und ita- 
lienischen Unterhändlern unterzeichneten Vertrag gestaltete 
sich der früher sehr einträgliche Postkurs nach Mailand 
für die Staatskasse ebenso nachteilig als für die Kauf- 
mannschaft beschwerlich, so dass der Kleine Rat, als sich 
die italienische Regierung jeder Abänderung beharrlich 
widersetzte, den Traktat am 17. Mai 1806 wieder kündete, 20 ) 
ohne jedoch vor dem Sturze Napoleons einen andern ab- 
schliessen zu können. 

Damit nicht genug, entstanden wegen der gleichen 
Route auch noch Reibungen mit Luzern, das 1809 gegen 
eine höhere Pachtsumme, als sie Zürich bezahlt hatte, das 
tessinische Postregal übernahm. Die zürcherische Post- 
verwaltung beanspruchte für ihr Felleisen nach Mailand 
freien Transit durch den Kanton Tessin, Luzern verlangte 
eine Durchgangsgebühr. Der Streit kam 1811 vor die Tag- 
satzung, die den Wunsch aussprach, die Anstände möchten 
freundeidgenössisch beseitigt werden, was auch von den 
beiden Ständen befolgt wurde. 21 ) 

Nie zur Ruhe kamen aber die Zwiste, die ihre Ursache 
in dem willkürlichen Taxwesen der Kantone hatten. Ent- 
gegen dem erwähnten Tagsatzungsbeschluss trat schon 1804 
mit der Abtrennung der Waadt vom Postarrondissement 
Bern eine Erhöhung der Taxe ein, indem die bernischen 
Postpächter Fischer ihr Porto nicht reduzierten und die 
Waadt die Postsachen nicht unentgeltlich spedieren wollte. 
Die zürcherischen Kaufleute beklagten sich bei der Re- 
gierung darüber, dass sie für Briefe von Lausanne statt 

") P. d. K. R. 17. V. 180G. 
»') Kaiser, 237. 

Brunner, Der Kt. Zürich i. d. Mediationszeit ia 
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8 Kreuzer wie vor und während der Zentralverwaltung nun 
10 Kreuzer und für solche von Genf statt 10 Kr. sogar 
16 Kr. bezahlen müssten. Vergeblich stellte der zürche- 
rische Gesandte, unterstützt von den in Mitleidenschaft ge- 
zogenen Kantonen, auf den Tagsatzungen von 1804 und 
1805 das Begehren, „dass alles auf den vorigen traktat- 
gemässen Fuss hergestellt werde"; die Bundesorgane er- 
wiesen sich als ohnmächtig, auf diesem Gebiete Abhilfe 
zu schaffen. 82 ) 

Da lud Zürich, auf eine Anregung der Waadt hin, die 
schweizerischen Postdirektionen auf den 20. April 1806 
zu einer Konferenz nach Aarau ein, um sich über einen 
allgemeinen Ankaufs-, Verkaufs- und Transitpreis der gegen- 
seitigen Korrespondenzen zu verständigen. Die in Aussicht 
gestellten wesentlichen Ersparnisse und leichteren Unter- 
handlungen mit dem Ausland vermochten Bern nicht zur 
Teilnahme an den Verhandlungen zu bewegen, wodurch 
denselben von vornherein nur akademischer Wert zukam. 2 *) 
Wohl aber brachen noch im gleichen Jahre die Zwistig- 
keiten zwischen der Waadt und Bern in so scharfer Weise 
aus, dass die Postpächter Fischer die zürcherischen Brief- 
pakete nach der Waadt und Südfrankreich nicht weiter 
spedierten, sondern einfach zurückschickten. Auf die Be- 
schwerde der Kantone legte sich der Landammann ins Mittel. 
Auf seine eindringlichen Mahnungen kam zu Beginn des 
Jahres 1807 abermals eine Konferenz in Aarau zustande, 
Dank der Nachgiebigkeit der Postverwaltungen Zürich und 
St. Gallen, die sich eine kleine Erhöhung der Taxen ge- 
fallen Hessen, wurden die Anstände wirklich gehoben. 24 ) 
Die endgültige Beseitigung der Uebelstände sollte ein all- 
gemeines Transitsystem bringen. Doch zwei Jahre später 

") Instruktionen fltr die Tagsatzung y. 1804 u. 1805. L. L. 60, 
Akten R. 82. St A. Z. 

") Akten R. 82. St. A. Z. 

") P. d. K. R. 17. II. 1807. A. Z. 23. XI. 1806. 
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musste Zürich in einer Schilderung des Postwesens be- 
schämend gestehen: „Alle Versuche dieser Art sind bis 
jetzt fruchtlos abgelaufen, indem die Verschiedenheit »1er 
Lokalitäten und Einrichtungen, die mannigfaltigen, sich 
kreuzenden Interessen und die Unabhängigkeit jedes Kan- 
tons in Postsachen die Annäherung oder Ausgleichung durch- 
aus unmöglich machen." 25 ) Es blieb meistens bei den ehe- 
maligen Taxen, während die Nachbarstaaten zu zeit- 
gemässen Reformen sich entschlossen und die Briefe um 
die Hälfte wohlfeiler lieferten als die Schweiz. 

Ohne ein alle Kantone umfassendes Konkordat konnten 
jedoch die Streitigkeiten zwischen Bern und der Waadt nicht 
auf die Dauer beseitigt werden: Bis zum Jahre 1812 hatte 
sich die Spannung wieder dermassen gesteigert, dass die 
aus der Waadt nach und über Zürich gehenden Postsachen 
von der bernischen Diligence kurzweg in Payerne liegen 
gelassen wurden, so dass sie erst mehrere Tage später 
auf dem weiteren und kostspieligeren Wege über Neuen- 
burg an ihrem Bestimmungsort anlangten. Wieder bedurfte 
es langwieriger Unterhandlungen, bis endlich am 27. Fe- 
bruar 1813 in Zürich unter dem Einflüsse des Landammanns 
Reinhard ein Vertrag abgeschlossen wurde, welcher die 
das Ansehen des schweizerischen Postwesens schwer schä- 
digenden Anstände schlichtete. 26 ) 

Wie Bern behandelte auch Basel die „lieben treuen 
Freunde, Eids- und Bundesgenossen" in Postangelegenheiten 
mit einem befremdenden Eigennutz. Durch die helvetische 
Zentralpostdirektion war bekannt geworden, dass Basel die 
französische Korrespondenz ungefähr 20 °/o billiger erhielt 
als die von ihm abhängigen Kantone, welcher Unterschied 
noch durch eine rein willkürliche Taxumwandlung ver- 
grössert wurde. Gegen die Vorstellungen, die von Zürich 
und auf sein Ansuchen auch von den andern benachteiligten 

") Postdirektion an den Kleinen Rat 18. VII. 1809. R. 79. St A. Z. 
") P. d. K. R. 25. III. 1813. Akten R. 82, St. A. Z. 
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Ständen, sowie vom Landammann erhoben wurden, ver- 
steifte sich Basel auf seine Souveränität im Postwesen. 
Da schien von unerwarteter Seite Hilfe zu kommen. Am 
19. Januar 1811 eröffnete der französische Gesandte dem 
Bundeshaupt, dass das Kaiserreich die Postverhältnisse mit 
der Schweiz neu zu ordnen wünsche. Als aber aus Uneinig- 
keit der Grenzkantone viele Konferenzen resultatlos ver- 
liefen, brach Frankreich die Unterhandlungen wieder ab. 
Zürich setzte hierauf seine Bemühungen um eine Reduktion 
der französischen Brieftaxen fort, doch lohnte seine Aus- 
dauer bis 1828 kein Erfolg. 27 ) 

Die Reglung der Verhältnisse zu den schweizerischen 
und ausländischen Administrationen nahm die zürcherische 
Postkommission stark in Anspruch, dennoch wurde auch 
die Organisation des Postwesens im Innern des Kantons 
einen Schritt weiter gefördert. Die Kaufleute hatten die 
Brief- und Paketpost errichtet, um den Verkehr zwischen 
den Städten zu vermitteln. Dem gleichen Zwecke diente die 
vom helvetischen Direktorium eingeführte „Diligence" für 
die Personenbeförderung, die auch die Mediationszeit als 
Verkehrsmittel kannte. Die Lokalverbindungen wurden von 
den Gemeinden oder von Privatunternehmen unterhalten. 
Mit der Uebernahme des Postwesens erkannte der Staat, 
dass es seine Pflicht und sein Recht sei, auch die Boten- 
einrichtungen seiner Aufsicht zu unterstellen. Doch zögerte 
man noch mehrere Jahre, eine Verordnung zu erlassen, 
welche die Tätigkeit der Boten regelte und sie verpflichtete, 
bei der Postdirektion ein Patent zu lösen, weil man günstige 
Umstände abwarten wollte, um „Ordnung bei etwas ein- 
zuführen, wo noch nie keine existiert hatte." 2H ) 



tr ) P. d. K. R. 21. V. 1808. Breny: Die Postbcziehungen zwischen 
Frankreich und der Schweiz, 1803—1848, Zeitschrift für schweizerische 
Statistik 1903, p. 577. 

") Postakten R. 79 St A. Z. 
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Im damaligen Verkehrsleben spielten auch die Strassen 
eine äusserst wichtige Rolle. Von jeher hatte deshalb die 
Regierung den Strassen, die zum Warentransport nach 
andern Kantonen oder dem Ausland dienten, ihre Aufmerk- 
samkeit gewidmet, während sie sich um die Verbindung 
der verschiedenen Landesteile wenig kümmerte. So blieb 
es auch in der Mediationszeit. Das Weg- und Strassen- 
mandat vom 12. Januar 1804 2t> ) erneuerte ganz das alte 
System. Wieder wurden nur die sogen. Haupt-, Heer- und 
Landstrassen von Zürich nach Schaffhausen (über Eglisau), 
Baden (über Dietikon oder Höngg) und Winterthur und von 
da einerseits bis Elgg und anderseits bis Islikon der Auf- 
sicht des Strassendepartements unterstellt. Diese Strassen 
befanden sich in einem bedenklichen, auf manchen Strecken 
gänzlich ruinierten Zustande, weil die vielen Wagenkolonnen 
der fremden Heere sie arg beschädigt und die Gemeinden 
den Unterhalt vernachlässigt hatten. Dennoch bürdete man 
die Lasten des Unterhaltes wieder den an die Hauptstrassen 
anstossenden Gemeinden auf. Sie hatten das nötige Kies 
zu liefern, die Gräben zu öffnen und die durch Ueber- 
schwemmungen oder „andere ausserordentliche Zufälle" be- 
schädigten Stellen wieder fahrbar zu machen. Der Staat 
übernahm auf seine Kosten nur die Anstellung von un- 
gefähr 30 „Wegknechten". 

Die Regierung glaubte um so weniger in der Lage zu 
sein, grössere Summen für das Strassenwesen verwenden 
zu können, als die Wiedererstellung der 1799 abgebrannten 
oder sonst zerstörten Brücken bei Eglisau, Rheinau und 
Andelfingen ein unaufschiebbares Bedürfnis war. Diese 
Bauten wurden auch bald in Angriff genommen und mit 
Hilfe der benachbarten Gemeinden noch während der Herr- 
schaft der Mediationsakte zu Ende geführt. 30 ) Sie kamen, 

••) 0. S. II. 51 ff. 
■•) Vogel Ii, tm. 
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wie auf der Tagsatzung geäussert wurde, den Kanton Zürich 
auf mindestens 100,000 Fr. zu stehen. 31 ) 

Inzwischen hatte sich der Kleine Rat davon überzeugt, 
ydass mit dem blossen Befehlen der Zustand der Strassen 
sich wenig besserte. Die Aufträge des Strassendeparte- 
ments wurden nur mangelhaft ausgeführt, denn die Ge- 
meindebehörden hätten zur Erfüllung der aussergewöhn- 
lichen Anforderungen die frondienstpflichtigen Bürger zu 
sehr ihrer eigenen Arbeit entziehen müssen. Die an den 
Hauptstrassen gelegenen Gemeinden empfanden aber die 
auf ihnen ruhende Last nicht nur als eine allzu drückende, 
sondern auch als eine unbillige, weil die grossen Verkehrs- 
wege hauptsächlich durch die fremden Lastfuhrwerke und 
die schweren Postwagen verdorben wurden. Sie ersuchten 
daher die Regierung, ihnen die Strassenarbeiten abzunehmen 
oder wenigstens zu erleichtern. Wohl fühlte die Exekutive 
die Notwendigkeit, das Unterhaltungssystem zu ändern, 
aber wegen der beständigen Finanznot dauerte es lange, 
bis sie sich zu grösseren Opfern entschloss. Erst am 
15. Dezember 1810 beantragte sie dem Grossen Rate, von 
der I87.1 Stunden betragenden Strecke der Hauptstrassen 
11 Stunden auf Rechnung des Kantons zu unterhalten. Der 
Gesetzesentwurf wurde einstimmig angenommen. 3 -') Da- 
durch stiegen die Staatsausgaben für das Strassenwesen 
von 4000 Fr. auf 15,000 Fr. Mit dieser immer noch ge- 
* ringen Summe gelang es, dank der regen Tätigkeit des 
Schanzenherrn Fehr und des Inspektors Spitteier, der Re- 
staurationsregierung die Handelsstrassen in guter Ordnung 
zu hinterlassen. 

Die Anlage und der Unterhalt aller übrigen Strassen, 
die man unter dem Namen Kommunikationsstrassen zu- 
sammenfasste, lag gänzlich den Gemeinden ob, nur hie und 
da unterstützte der Staat grössere Arbeiten mit bescheidenen 

") Kaiser 258. 

,a ) P. d. K. R. 1. XII. 1810. P. d G. R. 15. XII. 1810.0. S. IV. 377 ff. 
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Beiträgen. Die Aufsicht über diese Klasse von Strassen 
hatten die Statthalter, die diesen Zweig ihres Amtes als 
einen der mühseligsten bezeichneten. Ihre Anordnungen 
wurden meistens von den Behörden und Bürgern aus Kurz- 
sichtigkeit und Selbstsucht nicht befolgt, weshalb sie die 
Vollmacht erhielten, im Namen der Regierung die Befehle 
zu erteilen, Saumselige dem Richter zu überweisen und die 
Arbeiten auf Kosten der Ungehorsamen ausführen zu 
lassen. 33 ) Und als auch diese Massnahmen nicht genügten, 
wurde das Weg- und Strassendepartement beauftragt, in 
schwierigen Fällen die Statthalter kräftig und wirksam zu 
unterstützen. Oft fehlte es den Gemeindevorstehern nicht 
am Willen, aber an der Fähigkeit, die verwahrlosten Strassen 
zu verbessern; in solchen Fällen sollten die Statthalter 
einen tüchtigen Bürger zum Strassenaufseher in seiner Ge- 
meinde ernennen. 34 ) 

Wenn es den Gemeinden schon lästig fiel, die be- 
stehenden Verkehrswege zu unterhalten, so ist es begreif- 
lich, dass sie aus eigenen Mitteln keine neuen Strassen er- 
stellten und sich lieber, wie z. B. im Tösstal, mit einem 
Flussbett behalfen. Und der geldarme Staat, an den man 
sich um Hilfe wandte, hatte nichts als Vertröstungen auf 
bessere Zeiten. Solche Hessen aber noch eine hübsche Weile 
auf sich warten. Erst mit den dreissiger Jahren wurde 
allen Gegenden die Wohltat leichter Verbindungen zuteil. 

Ebenso blieb es der Regenerationsperiode vorbehalten, 
den Verkehr von den lästigen Binnenzöllen zu befreien, 
den Verkehr von den lästigen Binnenzöllen zu befreien. 
Die Vermittlungsakte verbot im Innern der Schweiz Ein- 
gangs-, Durchpass- oder Zollgebühren einzuführen, aber in 
dem sie den Kantonen die zur Ausbesserung der Wege und 
Flussufer bestimmten Zölle beizubehalten gestattete, bot 

"t o. S. III, 5<i ff. 

'*) P. d K. lt. u. I. isoo. 
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sie den Regierungen einen Vorwand, alle bestehenden innern 
Zölle von der Tagsatzung, der die Genehmigung der Tarife 
vorbehalten war, wieder sanktionieren zu lassen. Der Nach- 
weis, dass die Gebühren wirklich den von der Verfassung 
genannten Zwecken dienten, wurde den Ständen nicht schwer 
gemacht. Man musste, wie die zürcherische Gesandtschaft 
berichtete, „mit Bedauern wahrnehmen, dass die Gefällig- 
keit mehrerer Kantone so weit ging, Jede eingegebene 
Forderung, sie mochte beinahe beschaffen sein, wie sie 
immer wollte, zuzugestehen, um damit seine eigenen Be- 
gehren um so leichter durchzudrücken." 35 ) 

Zürich präsentierte zwar der Tagsatzung auch eine 
hübsche Musterkarte von Binnenzöllen, immerhin noch 
nicht von der Grösse und Mannigfaltigkeit derjenigen anderer 
Kantone. Bestätigt wurden: 

1. Ein Weggeld von einem Kreuzer per Pferd vor dem 
Wagen auf jede Stunde (auf den Hauptstrassen von den 
fremden Fuhrwerken und von einheimischen, die mit fremden 
Personen oder Waren beladen waren, erhoben)." 6 ) 

2. Ein Waggeld in Zürich selbst, welches das eigent- 
liche Wag- und Niederlaggeld, die Transitgebühren und den 
Pfundzoll von dem Wert in Geld in sich fasst. 

3. Ein Ein- und Ausfuhrzoll für die Stadt Zürich. 

4. Ein Brückenzoll in Eglisau. 

5. Ein Brücken- und Wasserzoll in Andelfingen. 

Damit nicht zufrieden, verlangte Zürich nach all- 
gemeiner Praxis für die Verbesserung der Verkehrswege 
neue Weg- und Brückengelder oder die Erhöhung der schon 
bestehenden. 1804 erhielt es von der Tagsatzung die Be- 
willigung, nach Vollendung der Korrektionsarbeiten auf der 
Strasse von Oberwinterthur nach Islikon ein Weggeld zu 
beziehen. 1810 wurden Brückengelder zu Eglisau, Rheinau 
und Andelfingen eingeführt. 37 ) 

") Legationsberielito L. 152. 1. St. A. Z. Vgl. Oechsli I, 605 ff. 
■•) 0. S. II, 52 f. 
") Kaiser 257 f. 
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Im gleichen Jahre beschloss der Grosse Rat, dass das 
Weggeld „auch von allen und Jeden inländischen Kutschen, 
Chaisen, bedeckten und unbedeckten Reisewagen und Reit- 
pferden" bezogen werde. 30 ) 

Die Tarife der zahlreichen, aber unbedeutenden Neben- 
zölle, wie sie an der Sihlbrück, zu Horgen, Rorbas, Ober- 
winterthur u. s. w. erhoben wurden, legte die Regierung 
der Tagsatzung nicht vor. Ebenso glaubte sie dieser Mühe 
enthoben zu sein für die örtlichen Zölle, weil „diese von 
uralten Zeiten her bestehen und niemals aufgehoben wurden." 
Solche Partikularzölle waren ausser in Zürich vornehmlich 
noch in Winterthur und Elgg zu entrichten. 

Die Zölle, Weg- und Brückengelder brachten keine 
wesentlichen Einnahmen; dem Staat warfen sie 22,0000 Fr., 
der Stadt Zürich 10,000 Fr. und Winterthur 350 Fr. ab. w ) 
Die eine Ursache war die schlechte Organisation des Zoll- 
wesens, in erster Linie mangelte es an einer Kontrolle über 
den Bezug der Gebühren und an einem geschlossenen Zoll- 
system an der Grenze. Es musste nicht allzu schwer fallen, 
die Zollstätten zu Zürich, Eglisau, Rheinau, Andelfingen 
und Oberwinterthur, wo einzig die Einfuhr-, Ausfuhr- und 
Transitzölle erhoben wurden, zu umgehen. Erfreulicherweise 
war der geringe Ertrag zum Teil auch eine Folge der niedern 
Ansätze. Mit Fug und Recht durfte Zürich behaupten, dass 
mit seinen Transitzöllen, die 3 Kr. vom Zentner betrugen, 
diejenigen der meisten andern Kantone gar nicht verglichen 
werden könnten. 40 ) 

Wenn nicht die Höhe, so machte dagegen die System- 
losigkeit die Zölle drückend. Die meisten Tarife waren 
veraltet, stammten sie doch aus einer Zeit, die schon hundert 
und mehr Jahre zurücklag. Zu Beginn der neuen Epoche 
hatte sich die Regierung damit begnügt, einige schon längst 

") 0. S. IV, 378. 

") P. d. K. R. 10. III. ISO*. 

«) r. d. K. R. 14. V. 1811. 
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unbekannte Handelsartikel zu streichen und sie durch später 
aufgekommene zu ersetzen. Eine eigentliche Revision der 
unvollständigen, ohne leitende Grundsätze abgefassten 
Tarife, 41 ) die den Zöllnern den weitesten Spielraum liessen, 
schob sie immer wieder hinaus, so dass die Plackereien 
kein Ende nahmen. 42 ) 

Noch stärker wurde die anfängliche Freude an den 
Binnenzöllen vergällt durch die Wahrnehmung, dass der 
Transitverkehr anfing, die Schweiz zu meiden. Auch hatte 
der Fiskus selbst unter den unzähligen kantonalen Schlag- 
bäumen zu leiden. Der Kanton Zürich war durch einen 
Vertrag mit der französischen Salzregie genötigt, das Salz 
über Basel zu beziehen, wo es einer hohen Einzugsgebühr 
unterworfen wurde; auf seinem weiteren Transporte ver- 
teuerten es noch die Zölle zu Rheinfelden, Frick, Brugg 
und Baden. Mehrere Jahre musste Zürich auf der Tag- 
satzung gegen die rücksichtslose Belastung eines unentbehr- 
lichen Lebensmittels Beschwerde führen, bis Basel und 
Aargau auf die wiederholten Mahnungen der Bundesorgane, 
den Klagen der Mitkantone billige Rechnung zu tragen, 
endlich die Zölle auf das Salz herabsetzten. 43 ) 

Solche Erfahrungen mit der egoistischen Kantonalität 
bewogen Zürich, zu den Gegnern des Systems der Binnen- 

4| ) Zum Beweis einige Beispiele aus Sulzer, Beleuchtung eines Gesetzes- 
entwurfes betr. die Zölle, Weg- und Brückengelder im Kanton Zürich p. 
5 ff.: r So zahlt z. B. eine Kühr mit 4 Pferden Rirde für Gerber in Eglisau 
8 Gl. und das gleiche Fuder würde in Andeltingen I i Schill, geben. Eine 
Balle Baumwolle in Rheinau 2 Kr., in Andelfingen f» Kr., in Eglisau der 
Zentner 1 Kr. Nach dem Eglisauer Zolltarif zahlt z. B. der Ballen Seide 
2 Schill. Ein- und Auszoll und ein Mühlstein 10 Schill. Der Zentner Oel 
1 Kr. und der Zentner Lumpen V« Kr. In Winterthur werden Liebende 
besonders besteuert und bezahlen von einer Brautfahrt mit einem Bett 20 
Schill., ohne Bett 10 Schill., von einem Bett allein 10 Schill. 

*') Bericht der über das Zollwesen verordneten Kommission. Akten 
R. 7<». St. A. Z. 

") Instruktionen für die Tagsatzting L L. CO. Abschiede L. L. 2 ff. 
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zölle überzutreten. Als auf der Tagsatzung von 1806 sich 
die Meinungen selbst darüber spalteten, was eigentlich die 
Bundesverfassung unter innern Zöllen verstehe, erklärte 
der zürcherische. Gesandte, dass die Aufhebung der Zölle 
im Innern der Schweiz, der eigentliche Sinn der Mediations- 
akte möge sein, welcher er wolle, im allgemeinen sehr 
wünschbar, für den Handel vorteilhaft und zuträglich sei, 
folglich nur die Zölle an den Grenzen der Eidgenossenschaft 
beibehalten, aber auch diese einer Revision unterworfen 
und reduziert werden sollten. Zu solch radikalem Vorgehen 
konnte sich die Tagsatzung nicht entschliessen, immerhin 
wies sie den Landammann an, durch sachkundige Männer 
die nötigen Vorarbeiten für die Festsetzung der Zollverhält- 
nisse ausführen zu lassen. Bis 1810 hatte die vom Bundes- 
haupt niedergesetzte Kommission, deren Seele Finsler war, 
eine Vorlage entworfen, die ein gleichförmiges Weggeld- 
system einführen wollte. Dieser Vorschlag fand den Beifall 
Zürichs, dessen Annahme es auch in den folgenden Jahren 
empfahl, aber die Mehrheit der Stände war zu engherzig, 
um scheinbare Vorteile zum Wohle des Ganzen aufzu- 
opfern. 44 ) 

7. Handwerk und Gewerbe. 

Wagte man es nicht, dem Handel und der Grossindustrie 
die mit der Helvetik erlangte Freiheit einzuschränken, so 
stand man dagegen nicht an, dem Handwerk und Gewerbe 
wieder beengende Schranken zu ziehen. 

Die Handwerker der Städte und Städtchen, die sich 
nach den alten Vorrechten zurücksehnten, wurden nicht 
müde, in Petitionen der väterlichen Obrigkeit „den seit 
der Revolution so sehr überhandnehmenden Verfall" ihres 
Standes vorzustellen und um hilfebringende Massnahmen 
zu bitten. Natürlich versäumten auch die Ehehaftenbesitzer 
zu Stadt und Land nicht, der Regierung den Schutz ihrer 

**) Vide Anmerkung 43 p. 136. Oecksli I, <i06. 
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wohlerworbenen Rechte warm zu empfehlen, während Ge- 
meinden am See die Wiederanerkennung der Ehehaften als 
eine Verletzung der von der Bundesverfassung gewähr- 
leisteten Gewerbefreiheit darzustellen suchten. 1 ) 

Leicht Hess sich der Kleine Rat durch die Eingaben 
der Handwerker davon überzeugen, dass „diese zahlreiche 
und nützliche Klasse von Einwohnern des Kantons" seit 
mehreren Jahren Beeinträchtigungen ausgesetzt war, die 
selbst dem Staate zum Schaden gereichten. Diesen Uebel- 
ständen sollte gesteuert werden durch das Gesetz, „ent- 
haltend eine allgemeine Polizeiverordnung für die Hand- 
werke und Kramerei," 2 ) das am 28. Mai 1804 in der Legis- 
lative zur Beratung kam. Dass der Zweck des Gesetzes war, 
den dringenden Wünschen der Handwerker um Sicherung 
des Erwerbes so viel als möglich zu entsprechen, gestand 
die Regierung selbst in ihrer Weisung. 3 ) Als unerlässliches 
Erfordernis für das Gedeihen der Gewerbe hielt sie das 
Innungswesen. Nach dem Entwurf sollten deshalb die alten 
Zünfte der Städte Zürich und Winterthur wieder aufleben, 
nur taufte man sie jetzt Handwerksgesellschaften und gab 
ihnen eine moderne Form. Auch die Handwerker auf dem 
Lande konnten sich denselben anschliessen und künftig die 
Aufnahme zu verlangen, war jeder berechtigt, der sein Hand- 
werk nach Vorschrift erlernt hatte. Nur wer einer solchen 
Gesellschaft angehörte, durfte das Meisterrecht ausüben, 
d. h. Gesellen halten. Den Gemeinden sollte es jedoch frei- 
stehen, noch überdies von den Hintersässen, die „Gesinde" 
anstellen wollten, zu fordern, dass sie sich innert Jahres- 
frist das Bürgerrecht erwerben. Der Bitte der städtischen 
Meister, den Handel mit Handwerksartikeln zu verbieten, 
kam die Gesetzesvorlage insofern entgegen, als sie denselben 
auf die Jahr- und Wochenmärkte beschränkte. Konsequenter- 

l ) P. d. K. R. 8. VII. 1803. 

•) 0. S. II, 29 ff. Oechsli I, <>83. 

■) P. (I. K. K. 16. V. 1804. 
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weise anerkannte sie auch wieder die alten Ehehaften, die 
oft mit schwerem Geld erkauft oder beim Erben als wirk- 
liches Kapital angerechnet worden waren. Verschiedene 
Gewerbe, wie Mühlen, Oelpressen, Schmieden, Metzgen, 
Wirtschaften, Ziegelhütten u. s. w., sollten deshalb nur 
mit Bewilligung der Regierung betrieben werden dürfen. 

Die Aristokraten erklärten diese Bestimmungen als ge- 
recht und billig und mit der Verfassung übereinstimmend, 
während die Demokraten unter Anrufung der Mediations- 
akte das Gesetz energisch bekämpften, da es die Stadt 
zum Nachteil des Landes begünstige. Mit 93 Stimmen 
gegen 60 Stimmen wurde dem Entwurf, den Usteri in der 
„Allgemeinen Zeitung" zutreffend ein Mittelding zwischen 
Liberalität und Illiberalität nannte, die Sanktion erteilt. 4 ) 

Elgg und Eglisau erhielten ein Jahr später das Recht, 
nach „ehevoriger Uebung" besondere Innungen zu bilden, 
während die Handwerker am See, die sich ebenfalls, um 
Zeit und Kosten zu ersparen, von den städtischen Zünften 
lostrennen wollten, mit ihren Begehren abgewiesen wurden, 
da die Regierung von einer solchen Vermehrung der Hand- 
werksgesellschaften allerlei Unordnungen, namentlich in 
politischer Hinsicht, befürchtete. 5 ) 

Inzwischen waren die vom Gesetze verlangten Hand- 
werksordnungen von den Innungen entworfen und der Re- 
gierung zur Prüfung eingereicht worden. Weitaus die 
meisten Projekte waren mit der neuen Ordnung der Dinge 
unvereinbar, aber auch nach ihrer Bereinigung blieben für 
die Erlangung des Meisterrechts noch viele Erschwerungen 
bestehen, die manchem um so unbilliger erscheinen mussten, 
als der Meisterssohn Begünstigungen genoss, für die übrigen 
Handwerker dagegen streng an den Rechten der Innung 
festgehalten wurde. Zwei Beispiele statt vieler. G. Meyer 
von Knonau erzählt: 1811 wurde einem Färber von Stäfa 

') K. P. d. G. R : P. d. G. R.; A. Z. 7. YI 1804. 
•) P. d. K. R. 1. VI 1805. 
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die Aufnahme in das Handwerk, das er schon 4Vs Jahre 
betrieben hatte, bloss darum streitig gemacht, weil er bei 
keinem zünftigen Meister gelernt habe, er sollte neuer- 
dings 3 Jahre bei einem solchen als Lehrling eintreten; 
doch wurde endlich die Sache dahin vermittelt, dass er 
noch V/2 Jahre als Gesell arbeiten musste. 6 ) In einem 
andern Fall wurde einem Spengler meister, der schon zwölf 
Jahre die Goldschmiedekunst ausgeübt hatte, diese Pro- 
fession untersagt. 7 ) 

Noch nachteiliger für Produzenten und Konsumenten 
war, dass, um des Prinzipes möglichst gleichmässiger Ver- 
teilung des Erwerbes willen, die Abgrenzung der Hand- 
werke und das Verbot, Gesellen für einen zünftigen Beruf 
zu halten, den man nicht selbst gesetzlich erlernt hatte, 
beibehalten wurden. Obwohl anfänglich die Regierung die 
Ueberzeugung hegte, dass scharfe Grenzlinien nicht mehr 
statthaft seien, Hess sie sich durch die endlosen Eifer- 
süchteleien und Streitigkeiten zwischen den verwandten 
Handwerken immer mehr zu einer genauen Ausscheidung 
drängen, wobei oft lächerliche Kleinigkeiten den Ausschlag 
gaben. So bildete der Gebrauch des Leims die Trennungs- 
linie der Arbeitsbefugnisse zwischen Schreiner und Zimmer- 
mann. Wie willkürlich und ohne höhere Gesichtspunkte 
die Streitfälle entschieden wurden, zeigt folgendes Beispiel: 
1807 wurde ein Gürtler (Spengler) bestraft, weil er Drechs- 
lergesellen in seiner Schirmfabrik angestellt hatte, diese 
selbst wurde ihm aber gestattet. 8 ) 

Solche Vorschriften wurden in Menge aufgestellt, die 
dann sehr oft Anlass zu neuen Prozessen gaben. Am meisten 
hatte unter den engherzigen Ansichten das neue Gewerbe 



*) Meyer v. Knonau I, 320. 
*) P. d. K. R. 22. IV. 1813. 

•) J. C. Pestalutz, Bericht über das Zunft- und Innungswesen der 
SchMeiz, 29. Vgl. Gysi-Schinz, Das Zunft- und Innungswesen gegenüber der 
Gewerbsfreiheit. 
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der Mechaniker zu leiden, das notwendig in den Bereich 
anderer Handwerke übergreifen musste und sich deshalb 
bald die Klagen der Schlosser, bald die der Schmiede zuzog. 

Innerhalb der einzelnen Handwerke lebten ebenfalls die 
alten Abgrenzungen wieder auf, so unterschied man in 
Zürich Gross- und Kleinbäcker, in Winterthur gab es so- 
gar dreierlei Arten von Bäckern, „1. solche, welche Weiss- 
brot, 2. solche, welche Vogenzenbrot, 3. solche, welche 
Rauchbrot backen." Als die Bäcker noch weitergehende 
Einschränkungen wünschten, zögerte die Regierung nicht, 
ihnen zu willfahren. Am 5. April 1808 erklärte sie eigen- 
mächtig die Bäckereien als Konzessionsgewerbe, in der 
sichern Annahme, der Grosse Rat werde ihr nachträglich 
beistimmen. Am 18. Mai wurde aber der betreffende Ge- 
setzesvorschlag mit 90 gegen 53 Stimmen von der Legis- 
lative verworfen. 9 ) Der Kleine Rat änderte seinen früheren 
Beschluss nur soweit ab, als er es den Gemeinderäten frei- 
stellte, gegen unzünftige Bäckermeister einen Entscheid der 
Kommission des Innern anzurufen, womit schliesslich den 
Petenten auch gedient war. 10 ) 

Der Korrespondent der „Allgemeinen Zeitung" dachte 
wohl auch an die zürcherischen Verhältnisse, als er schrieb: 
„In einigen Schweizerstädten treibt der wieder mehr be- 
günstigte Handwerkdespotismus immer sein Wesen fort 
und drückt Industrie und jedes Aufkeimen neuer Erwerbs- 
zweige, wo er irgend kann, zu Boden." Doch den Haupt- 
zweck, die Ausschliessung der fremden Handwerker vom 
Stadtgebiet, erreichte man nicht. Ihre Zahl nahm nicht 
unbedeutend zu. Im Jahre 1809 betrieben in Zürich neben 
634 Bürgern 141 Ansässen ein Handwerk. 11 ) Darob er- 
ging sich der Stadtrat in einseitigen und übertriebenen 
Klagen über die Konkurrenz von Fremden, während endlich 

•) P. d. G. R. 18. V. 1808. 
»•) 0. S. IV, 59 f. 

") Bürgeretat der Stadt Zürich 1810. 



in der Kommission des Innern die Ansicht an Boden ge- 
wann, dass dem Handwerkerstand viel weniger durch Pro- 
hibitivgesetze geholfen werden könne, „welche dem ver- 
fassungsgemässen Grundsatz des freien Niederlassungs- und 
Erwerbsrechts, wenn nicht überall, doch teilweise in seinem 
Geiste widerstreiten müssen, als vielmehr durch Belebung 
eines mehr und mehr den neuen Verhältnissen sich an- 
passenden Geistes der Ordnung, des Fleisses, der Sparsam- 
keit und einer Tätigkeit, die nicht verlorene Industriezweige 
zurückwünscht, sondern neu sich darbietende mit Geschick- 
lichkeit zu ergreifen weiss und endlich durch die Zeit, die 
manches auszugleichen imstande ist." 1S ) Dieser moderne 
Geist vermochte jedoch erst zwei Jahrzehnte später die 
dem Handwerk angelegten Fesseln zu sprengen. 

8. Land- und Forstwirtschaft. 

Schon im letzten Viertel des 18. Jahrhunderts bemühten 
sich die naturforschende Gesellschaft in Zürich und die 
Regierung, mit Erfolg die Landwirtschaft zu heben. Männern 
der Wissenschaft und aufgeklärten Bauern gelang es, alte 
Vorurteile zu überwinden. Kartoffeln, Esparsette und 
Lucerne wurden auf den Brach- und Getreidefeldern ge- 
pflanzt, die Stallfütterung wurde eingeführt, die Allmende 
besser benutzt und noch auf dies und jenes mehr Sorg- 
falt verwendet. Einen bedeutenden Fortschritt brachten 
die Aufhebung der Weidrechte auf urbarem Boden durch 
die helvetische Regierung und die in vielen Gemeinden 
durchgeführte Aufteilung der Allmenden. Zu Beginn der 
Mediationszeit soll nach einer zeitgenössischen Quelle l ) der 
Landbau an den meisten Orten mit der grössten Sorgfalt 
betrieben worden sein. Wenigstens ist mehrfach bezeugt, 
dass die Zürichseeufer wie ein Garten gepflegt wurden, 
während man im Oberland, Tösstal u. s. w. ob den feaum- 

") P. d. K. d. J., 23. III. 1812. 

') Helvetischer Almanach für das Jahr 1303, p. 45. 



— 193 - 



wollmanufakturen die Bodenkultur etwas vernachlässigte. 
Im allgemeinen ist zu sagen, dass die Jungen Leute sich 
lieber in den Dienst der Industrie und des Handels stellten 
als die Scholle bebauten. Mit der Stockung der Fabrikation 
trat dagegen eine Reaktion der Anschauungen zugunsten 
des Bauernstandes ein. „Dass die Landwirtschaft," heisst 
es in der oben angeführten Quelle, „zu dem ersten und 
wesentlichen Bedürfnis unseres Staates gehört, sollte jedem 
Einwohner besonders im jetzigen Augenblick einleuchten, 
wo der Handel auf so schlüpfrigen und unsichern Füssen 
steht, nicht zu gedenken der grossen Sittenverderbnis und 
dem grossen Prachtaufwand, die des letztern stete und 
sichtbare Begleiter sind, wo hingegen jene zu der Einfach- 
heit und Reinheit der Sitten und zu wahrer Vaterlandsliebe 
zurückführt, die allmählich ganz zu verschwinden scheint." 

Die naturforschende Gesellschaft setzte deshalb eifrig 
ihre Bestrebungen fort, durch Ratschläge der Bauernsame 
an die Hand zu gehen, aber auch der Staat betrachtete 
mehr denn je die Förderung der Landwirtschaft als seine 
Aufgabe. Er sah sich zwar genötigt, seine finanzielle Unter- 
stützung auf die Hebung der unbedeutenden Schafzucht zu 
beschränken, ohne welche eine Ersetzung der Baumwoll- 
industrie durch die Wolltuchmanufakturen nicht denkbar 
war. Die Regierung schickte auf ihre Kosten einen Tier- 
arzt ins Ausland, der sich mit den Krankheiten der Schafe 
und den Heilungsmethoden bekannt machen sollte. Durch 
Prämien begünstigte sie die Kreuzung der einheimischen 
mit der spanischen und flämischen Rasse. So wurden im 
Jahre 1811 937 fl. unter die Schafzüchter verteilt. 2 ) An- 
fänglich waren die Anstrengungen nicht vergeblich, bis 
1811 stieg die Zahl der Schafe auf 8300, von da an war 
ein Rückgang bemerkbar. Der grosse Verlust an Tieren 
durch nasse Witterung und Kälte, der Mangel an Weiden 



■) P. d. K. R. 2. II. 1811. 
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und die kostbare Winterfütterung betrachtete man als die 
Ursachen der Verminderung. 3 ) 

Der wichtigste Zweig der Landwirtschaft blieb die Rind- 
viehzucht, von der man behauptete, sie hätte die höchste 
Stufe erreicht. Sie vor Schaden zu bewahren, war der 
Zweck mehrerer Verordnungen. Bemerkenswert ist die 
Gründung einer Viehassekuranzkasse, die durch die Ein- 
nahmen vom Viehscheinstempel und durch die Patent- 
gebühren für Viehhandel geäufnet wurde. 

Durch die strenge Polizeiverordnung über den Vieh- 
verkauf vom 16. November 1811 4 ) suchte man einmal den 
Seuchen vorzubeugen, dann die Zahl der Viehhändler all- 
mählich auf vier in jeder Bezirksabteilung zu beschränken, 
denn nach dem Zeugnis eines Vollziehungsbeamten gehörten 
diese Leute „zu derjenigen Klasse von Menschen, welche 
in ihren Handlungen nicht den mindesten Funken von 
moralischem Gefühl hervorblicken lassen." 5 ) 

Der schlimmste Feind des Bauers war aber der 
Wucherer, der die durch den Ausfall des Hausverdienstes 
in mancher Familie entstandene Not grausam missbrauchte. 
Zur Illustration möge der folgende Bericht eines Statthalters 
dienen: „Was aber der Landwirtschaft den empfindlichsten 
Todesstreich geben musste, ist der mit jedem Jahr mehr 
überhandnehmende Geldwucher, zumal zuerst der Sensal für 
das Besorgen der Anleihung 5 und mehr °/o, dann der 
Anleiher 10 — 20% zum voraus als Zahler lohn abzieht — 
und dadurch der arme Gutsbesitzer noch eine Quart mehr 
aufnehmen muss als er sonst nötig hätte, für einen Drittel 
oft die Hälfte an Wein, Leder, Branntwein und andere 
Handlungsartikel zu einem sehr hohen Preis annehmen muss, 
so dass er merklich verliert." 6 ) Am gewissenlosesten trieben 

•) Akten K. K. 180. A. St. A. Z. 
*) 0. S. V, 153. 

•) Akten K. K. 154. 3. St. A. Z. 

•) Akten K. K. 334. 3. St. A. Z. 0. S. IV, 132. 
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es die Juden. Nur aus Rücksicht auf Frankreich verbot 
man den „Erzfeinden des Wohlstandes", den „Judasbrüdern" 
nicht den Aufenthalt, Handel und Wandel im Kanton wie 
vor der Helvetik; man suchte sie unschädlich zu machen, 
indem man ihnen die Kanzleien, Protokolle und Pfandbücher 
verschloss und „alles Einmischen in Schuldsachen, aus- 
genommen im Merkantilischen" untersagte. 7 ) Aber diese 
Verordnung und spätere Verschärfungen wussten die 
schlauen Hebräer im Einverständnis mit keinen „Deut" 
besseren Christen zu umgehen. 

Ein bleibendes Verdienst der Mediationsregierung ist 
die Schaffung einer gesetzlichen Grundlage für die Be- 
freiung des Bodens von den Grundlasten. Wir haben schon 
oben gehört, wie die aristokratische Partei in ihrer Kurz- 
sichtigkeit und Selbstsucht die Ablösung der Naturalgefälle 
erschwerte. Dennoch nahm der Staat allein in dem Zeit- 
abschnitt von 1803 — 1813 für aufgekündete Zehnten und 
Grundzinse 1,550,000 Fr. ein, ein Beweis, wie sehr sich 
der Bauer darnach sehnte, das jahrhundertelang getragene 
Joch abzuwerfen. 

Zur Berechnung der Kapitalwerte wurde von der Re- 
gierung eine Zehntenloskaufskommission bestellt, welcher 
die verwickeltsten Geschäfte warteten. Fiel es schon schwer, 
den Durchschnitt der mancherlei Verpflichtungen zu be- 
stimmen, die dem Dezimator oblagen, wie der Unterhalt 
der Zehntenscheunen, Trotten, des Geschirrs, die Unter- 
stützung der Reparaturen an Kirchen und anderen Gebäuden 
u. s. w., so steigerten sich die Schwierigkeiten ins Un- 
glaubliche, wenn zudem noch die Ertragsverzeichnisse der 
Zehnten unzuverlässig waren, sich widersprachen, teilweise 
fehlten oder alles in Bausch und Bogen erwähnten, während 
eine Gemeinde nur den nassen, eine andere nur den trockenen 
oder den Heuzehnten loskaufen wollte. Wie man sich in 

T ) O. S. II, 94 f. IV, 157. 
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solchen Fällen benehmen sollte, darüber schwiegen sich 
die Gesetze aus, um so eifriger verfochten die Gemeinde- 
behörden ihre in der Regel von den Ansichten der Re- 
gierungskommission abweichenden Anschauungen, so dass 
sie sich sogar Ehrverletzungsprozesse zuzogen. Es dauerte 
lange, bis sich der Kleine Rat entschloss, durch Zusätze 
und Erläuterungen die Lücken der früheren Gesetze aus- 
zufüllen. Erst am 19. Dezember 1811 wurde ein Gesetz 
erlassen, das geeignet war, die Konflikte zu vermindern. 
Die Bewilligung, die Zehnten teilweise loszukaufen, wurde 
aufgehoben; beim Mangel an richtig geführten Rechnungen 
sollte zuerst der Weg der gütlichen oder schiedsrichter- 
lichen Ausgleichung betreten werden und, wenn dies ohne 
Erfolg geschehen, das kompetierliche Gericht den Entscheid 
fällen. Ueberdies wurde erklärt dass mit dem Loskauf 
das Land und nicht das Produkt zehntfrei werde. 8 ) 

Eine Minderheit hatte gegen das Gesetz gestimmt, weil 
es die seit Jahren anhängende Streitfrage, ob der Neugrüt- 
zehnten fortbestehe oder, da ihn kein Gesetz erwähnte, 
als aufgehoben zu betrachten sei, nicht entschied. Bereits 
hatte aber der Kleine Rat in seinem Schosse sich mit Mehr- 
heit für die unentgeltliche Aufhebung ausgesprochen und 
bis zum Frühjahre 1812 arbeitete er auf dieser Grundlage 
einen Gesetzesentwurf aus. Seine Verteidiger hoben her- 
vor, bei der Aufstellung der Zehntenloskaufsgesetze von 
1803 habe wohl die Meinung obgewaltet, dass in Zukunft 
nur dasjenige Land zehntpflichtig sei, das in den Normal- 
jahren mit zehntbaren Früchten bepflanzt gewesen und den 
Zehnten gegeben habe, weil diese Gesetze den Ertrag von 
1774 — 1797 als Fundament der Kapitalisierung annehmen, 
ohne betr. „des Neugrüts" irgend einen Vorbehalt zu 
machen. Und noch mehr als die rechtliche Frage spreche 
das Bedürfnis, die Bodenkultur zu fördern, für die Be- 



•) 0. S. V, 123 ff. 
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freiung des unbebauten Landes von Naturalgefällen. Die 
Gegner der unentgeltlichen Aufhebung wünschten, dass die- 
selbe wenigstens für die Stifts-, Korporations- und Privat- 
dezimatoren nicht verbindlich sei, da sich der Staat keine 
Eingriffe in die Rechte anderer erlauben dürfe. Ihnen wurde 
erwidert, dass die Nachteile nicht bedeutend sein können 
und allgemeine höhere Rücksichten auf die Wohlfahrt des 
Landes eine Einschränkung der Massnahme nicht gestatten. 
Die Abstimmung vom 23. Mai ergab eine erdrückende Mehr- 
heit zugunsten des Gesetzes. 9 ) 

Wie mit dem Loskauf, so beschäftigten sich auch 
mehrere Gesetze und Verordnungen mit dem Bezug der 
Zehnten. 

Das Gesetz vom 1. Juni 1803, das die Entrichtung 
der Zehnten im Kanton Zürich wieder einführte, brachte 
gleichzeitig einige Erleichterungen. Nach der Schätzung 
sollte der trockene Zehnten zuerst der Gemeinde angeboten 
und derselben vorzugsweise verliehen werden. Sie konnte 
ihn dem Staate ganz oder teilweise in Geld bezahlen. Für 
den nassen Zehnten wurde der Bezug in natura beibehalten, 
weil eine genaue Bestimmung der Weinernte und -preise 
unmöglich war, wogegen allerdings eine Minderheit im 
Grossen Rate, die gleiches Recht für Alle verlangte, be- 
merkte, dass die Schätzung sehr leicht sei, wenn als End- 
zweck die Erleichterung der Zehntpflicht angenommen 
werde. Von dem früheren Brauche wich man dagegen wieder 
ab, indem man den Zehnten von den Gemeinden ins Amts- 
haus liefern Hess und ihnen die ersparten Erhebungskosten 
mit 5% zuhanden des Armengutes vergütete. 10 ) 

Die Neuerungen bewährten sich nicht, da dem Staate 
weder hinsichtlich der Qualität noch der Quantität der 
Zehnten das zufiel, was er hätte erwarten können, und 
bei der Verlegung durch die Gemeindebehörden Willkürlich- 

•) 0. S. V 237 ff. P. d. K. R. 16. V. 1312. P. d. G. R. 23. V. 1812. 
10 ) 0. S. I, 90 ff. 
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keiten, besonders zum Nachteil der Kleinbauern, unterliefen. 
Eigenmächtig änderte deshalb die Regierung am 16. Juni 
1804 das oben erwähnte Gesetz wieder ab. Der trockene 
Zehnten musste wie ehemals in natura gestellt und bezogen 
werden und die Verleihung hatte auf öffentlicher Ver- 
steigerung an den Meistbietenden zu geschehen. An Stelle 
des 5°/oigen Nachlasses trat wieder die Ueberlassung von 
1100 Mütt Kernen an das Almosenamt. 11 ) 

Aber auch die auf die neue Verordnung gesetzten Hoff- 
nungen erfüllten sich nicht. Die alten Unterschleife dauerten 
fort. Die Früchte wurden nicht „wie sie fallen und wachsen" 
an die Aemter abgeliefert, sondern mit geringem vermischt, 
die man sich auf dem Markt zu kaufen nicht scheute. In 
vielen Gemeinden lebte man der Verordnung nicht einmal 
nach, indem man trotz ernstlicher Aufforderung und Bussen 
die Zehnten nicht stellte, sondern verlegte, d. h. die Zehnt- 
garben wurden nicht auf dem Felde eingesammelt, sondern 
das schon vor der Ernte bestimmte Fruchtquantum erst 
nachträglich abgeliefert. 

Die Folge war, dass am 8. Juni 1811 wieder eine 
Verordnung erschien, von der die Regierung selbst ge- 
stand, dass sie kein unfehlbares Mittel sei, den bisherigen 
Missbräuchen gänzlich zu steuern. Den Gemeinden und 
Partikularen wurde es freigestellt, den Zehnten auf dem 
Felde stellen zu lassen und einzusammeln oder auf die 
Zehntpflichtigen, wenn diese damit einverstanden, zu ver- 
legen. Im ersteren Fall musste der „Beständer" dem Amte 
„währschafte" Frucht abliefern und im letztern eine dem 
Fruchtquantum entsprechende Geldsumme bezahlen. 12 ) 

Ungeachtet des hohen Kornpreises wurden s /ö des 
Zehntertrages in Geld bezahlt und dadurch nach dem Urteil 
der Finanzkommission, „einer der wesentlichen Zwecke der 
Verordnung, nämlich, anstatt die Aemter mit Früchten zu 

") 0. S. II, 9<i ff. 
ll ) 0. S. V, Iis. 
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überladen, deren Besorgung Zeit und Mühe erfordert, auch 
der Schweinung und Schädigung unterworfen sind und deren 
Absatz öfters nur beträchtlich unter den kursierenden 
Fruchtpreisen erhältlich ist, einen Geldersatz dafür zu er- 
halten, erreicht worden ist." u ) Noch weiter zu gehen und 
überhaupt mit der Naturalwirtschaft aufzuräumen, davor 
schreckte aber die Mehrheit in den Behörden noch lange 
zurück. 

Hatte die Helvetik durch rationelle Reformen die Land- 
wirtschaft gefördert, so waren dagegen die Revolutions- 
jahre für die Wälder eine verderbliche Zeit gewesen. Zur 
Bestreitung der Requisitionslasten hatten Gemeinden und 
Private die Waldungen furchtbar gelichtet, am Zürichberg 
und Albis zudem noch die fremden Heere übel gehaust und 
durch Abschälen der Rinde zur Deckung der Baracken den 
Borkenkäfer zugezogen, der grosse Strecken der Nadel- 
holzwälder zerstörte. Bedeutender Schaden war auch durch 
die Aufteilung der Gemeindewaldungen entstanden, die da- 
durch unverantwortlicher Vernachlässigung anheimfielen. 
Das Schlimmste war, dass trotz des drohenden Holzmangels 
und der steigenden Preise weder Gemeinden noch Private 
beredet werden konnten, für Nachwuchs zu sorgen. 

Es waren demnach genug Gründe vorhanden, die eine 
bessere Forstpolizei wünschbar machten. Am 2. Februar 
1804 wurde ein Reglement aufgestellt, das zweckdienliche 
Vorschriften über die Pflege und den Schutz der Staats- 
waldungen enthielt, die Aufsicht über dieselben der Finanz- 
kommission übertrug und die 1798 aufgehobene Stelle eines 
Forstinspektors wieder ins Leben rief. 

Nachdem der Staat mit gutem Beispiel vorangegangen, 
konnte es die Regierung wagen, um den kommenden Ge- 
schlechtern einen unentbehrlichen Schatz zu erhalten, noch 
weitgehendere Massnahmen zu treffen. Nach hartem Kampfe 
mit den Verfechtern der freien Eigentumsbenutzung wurde 

'•) P. d. F. K. 22. VI. 1312. 
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am 14. Mai 1807 vom Grossen Rate mit 63 gegen 60 Stimmen 
eine Forstordnung angenommen, welche die Gemeinde-, Kor- 
porations- und, soweit es das Interesse der Anstösser ver- 
langte, auch die Privatwaldungen der Aufsicht einer obrig- 
keitlichen Forstpolizeikommission unterstellte. Besonders 
notwendig waren die Abschnitte, welche das Fällen oder 
die Teilung der Gemeinde- und Genossenschaftswaldungen 
ohne Bewilligung der Regierung untersagten, zu grosse 
Holzschläge verhinderten und für regelmässige Wieder- 
anpflanzung des Waldbodens sorgten. 

Obwohl die Forstordnung mit Nachsicht gehandhabt 
wurde, hörte man anfänglich vielfach Klagen über Eingriffe 
des Staates in die Eigentumsrechte von Gemeinden und 
Privaten. Doch bald Hessen die guten Folgen die unwilligen 
Aeusserungen verstummen. Nach den Berichten der Forst- 
polizeikommission bewährte sich das Gesetz vortrefflich und 
kam die Forstwirtschaft allmählich in Aufnahme. Es gab 
sogar Gemeinden, die um die Bewilligung nachsuchten, ihre 
zerstückelten Waldungen wieder zusammenlegen zu dürfen. 14 ) 

9. Militär und Werbung. 

Auf keinem Gebiete des Staatshaushaltes leistete die 
Mediationsperiode so viel als im Militärwesen. Der un- 
rühmliche Untergang der alten Eidgenossenschaft und seine 
traurigen Folgen hatten die Regenten die Vorzüge einer 
gutgeschulten Truppe erkennen lassen. Ungeachtet der be- 
schränkten Finanzen brachten sie verhältnismässig grosse 
Opfer, um die von den Franzosen ausgeplünderten Zeug- 
häuser zu füllen und die Ausbildung der Milizen zu fördern. 
Jährlich gab der Staat für das Militärwesen 90,000 alte 
Schweizerfranken aus. Der Stolz des Kantons war das 
„Suecurs-Contingentskorps" von 1929 Mann, das Zürich zum 
Bundesheer (15,203 M.) zu stellen hatte. Für dieses Regi- 
ment entwarfen Oberst Ziegler und Ratsherr Ott nach den 

'*) Akten Ii. 29 ff. St. A. Z. 0. S. III. 256 ff. 
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Vorschlägen der eidgenössischen Militärkommission eine 
Organisation, die vom Grossen Rat am 23. Dezember 1803 
beinahe ohne Widerspruch genehmigt wurde. 1 ) Gleichwohl 
existierte vom Kontingent beim Ausbruch des Bockenkriegep 
nichts weiter als der Stab. Um so energischer wurde die 
Organisation nach der Unterdrückung des Aufstandes durch- 
geführt, denn die Regierung erachtete den „Zeitpunkt des 
eben wieder eingetretenen freiwilligen oder gezwungenen 
Gehorsams" als den schicklichsten Moment, mit Kraft und 
Schnelligkeit das Milizkorps aufzustellen. 2 ) Hatte früher die 
Militärkommission selbst grosse Bedenken, „sowohl in 
moralischer als ökonomischer Rücksicht" gehegt, den 
Bauernsohn lange von seiner Heimat zu entfernen und seinen 
Geschäften zu entziehen, so wurden nun dennoch den Sommer 
hindurch vier und hernach zwei Kompagnien je für zwei 
Monate zur Instruktion nach Zürich einberufen, unbekümmert 
um das laute Murren der Landleute. 3 ) 

Mit ebenso grossem Eifer arbeitete Ziegler ein „Gesetz 
betr. die Miliz-Organisation des Kantons Zürich" aus, das 
der Grosse Rat am 21. Dezember 1804 einhellig annahm.*) 
Es formierte das Kontingentskorps aus einer stehenden 
Standeskompagnie von 100 angeworbenen Mann Infanterie, 
die den Garnisonsdienst versah, und aus Freiwilligen im 
Alter von 20—25 Jahren, da man auf eine freiwillige Dienst- 
verpflichtung grosses Gewicht legte. Meldeten sich zu 
wenig Freiwillige, so hatte das Los die Lücken zu ergänzen. 
Die Mannschaft war verpflichtet, vier Jahre bei dem Korps 
zu dienen. Das Succurs-Regiment setzte sich aus Infanterie, 
Scharfschützen, Artillerie und Dragonern zusammen und 
stand unter der Leitung eines Obersten und dreier Oberst- 
leutnants. Bei der Reserve waren die Waffengattungen ge- 

*) O. S. J, 1 17 ff. Bürkli, Neujahisblatt der Zürcher Feuerwerker 
1885, p. 14. 

*) 1\ d. K. R. KI. IV. 1804. 

") Hauti, Briefwechsel Müller, 37<i. 

4 ) O. S, II, 123 ff. P. d. (i. R. 21. XII. 1*04. 
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trennt und es hatte jede derselben ihren besondern Komman- 
danten. Zu der ersten Reserve gehörten die Diensttaug- 
lichen vom 20. — 30. Jahre, die nicht bei den Kontingents- 
Truppen eingeschrieben waren, die zweite umfasste die 
Mannschaft vom 30. — 45. und vom 16. — 20. Altersjahr. 
Die Rekruten erhielten ihre Ausbildung in einem zwei 
Monate dauernden Kurs, der in der Hauptstadt stattfand. 
Die Waffen lieferte ihnen der Staat, an die Uniform ver- 
abreichte man ihnen einen Beitrag von 12 Franken, den 
„ganz Armen" einen solchen von 24 Franken aus der Mon- 
tierungskasse, in die jeder Bürger im Alter von 20 — 25 
Jahren, der nicht dem Succurs-Regiment zugeteilt war, 
jährlich 1 Fr. zu legen hatte. Damit war der Grund gelegt 
zu der heutigen Militärpflichtersatzsteuer. 

Zum Befehlshaber des Suceurs-Regimentes ernannte die 
Regierung Oberst Ziegler, der sich seiner Aufgabe mit her- 
vorragendem Pflichteifer und Geschick unterzog. Seine Be- 
geisterung für das Militärwesen teilte sich den Offizieren 
mit, die auch ausserhalb der Dienstzeit unter der Anleitung 
ihres Chefs sich theoretisch und in der aus Freiwilligen 
bestehenden Standeslegion praktisch weiter ausbildeten, was 
um so notwendiger war, als es noch keine staatlichen 
Offiziersschulen gab. Bis zum August 1805 rückten die 
Organisation und Instruktion so weit vor, dass das ganze 
Regiment zu einer dreitägigen Musterung aufgeboten werden 
konnte, die zur Zufriedenheit des Kommandanten ausfiel.") 

Noch war aber das Regiment für einen Felddienst nicht 
vollständig ausgerüstet, als bald darauf der Befehl erging, 
zum Schutze der Neutralität mit bewaffneter Macht die 
Grenzen zu decken. Dennoch vollzog sich die Mobilmachung 
ohne Störung. Am 28. September marschierte das Ba- 
taillon Holzhalb nach St. Gallen ab, von wo es bald nach 
Schaffhausen verlegt wurde. Das Bataillon Füssli rückte 

•) Bürkli, a. ;«. 0. p. 21. Z. F. A. :-iO. V1JI. 1*05. 



Mitte Oktober im st. gallischen Rheintal ein, um hier den 
beschwerlichen Vorpostendienst zu übernehmen. Auch 
zürcherische Scharfschützen, Artillerie und Kavallerie be- 
teiligten sich an der Grenzbesetzung. Anfangs Dezember 
wurden die Truppen wieder entlassen. Die zürcherische 
Miliz hatte sich, wie die Vorgesetzten übereinstimmend be- 
richteten, 6 ) nach besten Kräften bestrebt, ihre Pflicht ge- 
nau zu erfüllen. Erfreut darüber erliess die Regierung 
folgende Proklamation an das Militär: „Euch hat Euer 
General und die vordersten Anführer der eidgenössischen 
Armee und besonders diejenigen Miteidgenossen, bei den Ihr 
Euch im Quartier aufgehalten habt, das ehrenvollste Zeugnis 
erteilt, dass Ihr ohne Ausnahme rühmlichst gewetteifert 
habt, Euch durch Pünktlichkeit und Vervollkommnung im 
Dienst, durch gute Disziplin, durch williges Erdulden aller 
mit dem Dienst verbundenen Lasten und durch wohlgesittetes 
Betragen auszuzeichnen und dem Kanton Ehre zu machen." : ) 
Immerhin hatte das Aufgebot noch manches Mangel- 
hafte aufgedeckt, das zu beseitigen sich Ziegler unermüd- 
lich anstrengte, da der Ausbruch neuer Kriege mehr als 
wahrscheinlich war. Regelmässig verband der Oberst mit 
der Herbstmusterung des Regiments ein zweitägiges Ma- 
növer, um die verschiedenen Waffengattungen zum Zu- 
sammenwirken zu befähigen. 8 ) Die Regierung gewährte auch 
die nötigen Kredite für die Vervollständigung des Kriegs- 
materials. Als 1809 die Tagsatzung wieder die bewaffnete 
Neutralität beschloss, stand das zürcherische Kontingent 
gerüstet da. Das wusste auch der General, er stellte un- 
gewöhnliche Anforderungen an den Kanton Zürich und 
schickte dessen Truppen auf die gefährdetsten Posten. Am 
25. April brach das Bataillon Holzhalb nach dem Engadin 
auf, einen Monat später fand sich das Bataillon Fiissli 

•) Akten L. 83. 4. St. A. Z. 

r ) A. Z. 2. I. 1801». 

•) Bürkli ji. a. 0. p. 23. 



- 204 - 



wieder im st. gallischen Rheintal ein, wo es Anfangs Sep- 
tember durch das dritte Bataillon abgelöst wurde. Der 
Dienst war für die Zürcher von langer Dauer, erst am 
4. Dezember kehrte die letzte Abteilung wieder in die 
Heimat zurück. Obwohl die Führer alle Urlaubsgesuche, 
die in der Erntezeit massenhaft eingingen, abwiesen, zeigte 
sich dennoch unter den Truppen keine Spur von Wider- 
setzlichkeit. Im Gegenteil, die Kommandanten bezeugten 
über das Betragen der Untergebenen die vollkommenste 
Zufriedenheit und der General von Wattenwyl überhäufte 
das Regiment mit Schmeicheleien. Er erklärte die zürche- 
rischen Truppen als den Kern der eidgenössischen Armee. 
„Ein jeder General würde mit Freuden die Ehre geniessen, 
sie zu befehligen." Ein andermal nannte er sie die festeste 
Stütze der Ruhe und Sicherheit des Schweizerbundes, „sie 
kommen den besten Linientruppen gleich und ihre eid- 
genössischen Waffengefährten wurden mehrmals auf sie, 
als das schönste Beispiel aufmerksam gemacht.** Ein ehren- 
volles Zeugnis stellte der General den zürcherischen Offi- 
zieren auch dadurch aus, dass er sie als Instruktoren für 
die Kontingente anderer Kantone verwendete. 1 ') 

Natürlich zeigte die erste Reserve ein weniger erfreu- 
liches Bild als das Succurs-Regiment. Die Reservisten 
hatten sich auf eigene Kosten einen ordonnanzmässigen 
Ueberrock und Hut, Waffen und Lederzeug anzuschaffen. 
An den ersten Musterungen erschien der grösste Teil der 
Mannschaft ohne „Armatur" oder mit meistens von Trödlern 
und Schlossern aufgekauften und zusammengeflickten Ge- 
wehren, weil in der neuesten Zeit viele Gemeinden drei- 
und viermal entwaffnet worden waren. 10 ) Durch Androhung 
von Bussen und hauptsächlich durch den Uebertritt der 
aus dem Kontingentskorps entlassenen Mannschaft gewann 
die erste Reserve allmählich ein kriegerisches Aussehen. 

•) Akten L S3. 2. und 3. St A. Z. 
,0 > Militürakten K. K. 318. ff. St. A. Z. 
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Nach einem Rapport der Militärkommission waren im Juli 
1809 die Kompagnien vollständig organisiert, grösstenteils 
mit Offizieren versehen und in den meisten Quartieren 
wenigstens die sogen. Grenadierkompagnien Ordonnanz- 
massig gekleidet und bewaffnet. 11 ) An Sonntagen wurde 
die Mannschaft in den Waffen geübt. Die Instruktion ging 
aber gewöhnlich nicht über die Gewehrgriffe hinaus, weil 
damit die Exerziermeister selbst am Ende ihrer Kenntnisse 
angelangt waren. 12 ) Deshalb verordnete am 21. Januar 1812 
die Militärkommission, dass aus jedem Quartier ein Trüll- 
meister für einige Tage in die Kaserne einberufen werde, um 
nachher seine Kollegen zu instruieren. 13 ) 

Die zweite Reserve machte wenig von sich reden, denn 
sie existierte sozusagen bloss auf dem Papier. 

So fehlte es neben den Beweisen für die Zweckmässig- 
keit gewisser Abschnitte der Militärorganisation doch auch 
nicht an Erfahrungen, die eine Abänderung einzelner Be- 
stimmungen als ratsam erscheinen Hessen. Im Herbst 1812 
nahm eine Kommission, deren Seele Oberst Ziegler war, 
die Revision des Gesetzes vom 20. Dezember 1804 an die 
Hand. Der neue Entwurf wurde vom Grossen Rat am 
19. Mai 1813 einmütig zum Gesetz erhoben. 14 ) Die ernsten 
Vorgänge, die sich auf dem Welttheater abspielten, waren 
eine dringende Mahnung, die Waffen blank und das Pulver 
trocken zu halten. Und das neue Gesetz war wirklich dazu 
angetan, die Schlagfertigkeit der zürcherischen Miliz zu 
erhöhen. Es verlängerte die Dienstzeit beim Succurs-Regi- 
ment für die Offiziere aller Waffengattungen und für die 
Artillerie- und Kavalleriekompagnien auf sechs Jahre, die 
Unteroffiziere suchte es durch Beiträge aus der Montierungs- 
kasse für eine freiwillige Ausdehnung der Militärpflicht 

M ) P. d. g. M. K. 17. VII. 1809. 
»") K. K. 324. 5. St. A. Z. 
*•) P. d. g. M. K. 21. I. 1812. 
0. S. VI, 3. ff. 
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zu gewinnen. Damit jederzeit auf den ersten Befehl der 
Regierung Truppen ausrücken konnten, wurde jedes Ba- 
taillon des Kontingentskorps abwechselnd ein halbes Jahr 
auf Piquet gestellt. Die zweite Reserve hob man auf, dafür 
gehörten nun der früheren ersten Reserve die Diensttaug- 
lichen vom 20.— 40. Altersjahre an, die nicht beim Succurs- 
Regiment eingereiht waren. Man sorgte auch für eine 
bessere Organisation und Instruktion dieser Truppen, so 
dass im Notfall ohne Schwierigkeit ein wohlausgerüstetes 
und geübtes zweites und drittes Kontingent aufgeboten 
werden konnte. Der Gedanke, dass der Staat die Aus- 
rüstung des Soldaten zu übernehmen habe, war insoweit 
verwirklicht, als die Montierungskasse die ganze Uniform 
mit Ausnahme des ordonnanzmässigen Hutes lieferte. Einen 
würdigen Abschluss erhielt das Gesetz dadurch, dass der 
Staat zur Unterstützung der im Militärdienst invalid ge- 
wordenen Wehrmänner und der Witwen und Waisen der 
für das Vaterland Gefallenen rechtlich verpflichtet wurde. 

Ohne Verzug leiteten die zuständigen Behörden die 
Vollziehung des revidierten Militärgesetzes ein, um den in 
Aussicht stehenden entscheidenden Ereignissen nicht un- 
vorbereitet gegenüberzustehen. Leider sollten alle Opfer 
umsonst gewesen sein, wie uns in einem späteren Kapitel 
zu zeigen erübrigt. 

Vielleicht würde der Kanton Zürich noch mehr für seine 
Miliz getan haben, wenn nicht die Werbungsgeschäfte 
Staat und Gemeinden hart belastet hätten. Nach der Militär- 
kapitulation vom 27. September 1803 war Frankreich be- 
rechtigt, 16,000 Schweizer in seinen Sold zu nehmen. 
Napoleon beeilte sich nicht mit der Errichtung der vier 
Regimenter, erst am 16. April 1806 trafen die Werber in 
Zürich ein, wo sie sich aus Mangel an Geld noch Monate 
lang untätig aufhalten mussten. 15 ) Die Werbung der Re- 

") P d. W. K. 2. V. 1807. 
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kruten hatte freiwillig zu geschehen. Allein der französische 
Dienst übte im Kanton Zürich wie anderswo nicht mehr 
die alte Anziehungskraft aus, obwohl in manchen Gegenden 
durch die Stockung der Industrie eine grössere Armut als 
Jemals herrschte. Wahre und übertriebene Gerüchte von 
schweren Verlusten der Schweizertruppen auf dem Schlacht- 
feld und in den Lazaretten, sowie die hilflose Lage ehe- 
maliger Soldaten, denen die Pensionen vorenthalten wurden, 
schreckten davon ab, an den glorreichen Feldzügen des 
neuen Imperators teilzunehmen. Da machte Napoleon den 
Schweizern bange mit der Drohung: Wenn bis zum 1. Mai 
1807 die 16,000 Mann nicht geliefert seien, so werde er 
die Kapitulation als aufgehoben betrachten. Aus Furcht, 
es möchte an deren Stelle die Konskription oder noch 
schlimmeres treten, erleichterten und begünstigten der 
Landammann und die Kantonsregierungen mit allen ihnen 
zu Gebote stehenden Mitteln die Werbung. Trotz des in 
der Kapitulation enthaltenen Grundsatzes der Freiwilligkeit 
verteilte zu Beginn des Jahres 1807 der französische Ge- 
sandte die 144 Kompagnien nach der in der Mediationsakte 
für das Bundesheer aufgestellten Skala auf die Kantone. 
Zürich hatte 19 Kompagnien oder 2076 Mann zu stellen. 
Die Werbungskommission, der Ratsherr Ott im Zeltweg 
vorstand, entfaltete eine eifrige und umsichtige Tätigkeit, 
um die geforderte Zahl der Rekruten ohne allzu drückende 
Kosten aufzubringen. Sie befahl wiederholt den Bezirks- 
und Gemeindebeamten, sie in der Erfüllung ihrer Pflicht 
nach Kräften zu unterstützen. Allein auf die Dauer ge- 
nügten solche Aufforderungen nicht, und auch die Publi- 
kation der Regierung vom 3. März 1807, 16 ) worin sie ver- 
hiess, diejenigen Behörden und Partikularen, die sich durch 
Eifer hervortun, mit „landesväterlicher Zufriedenheit und 
Wohlgefallen" anzusehen, beeinflusste den Gang der 
Werbung nicht wesentlich. Als zu befürchten stand, dass 
••) 0. S. III, 283. 
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der Kanton Zürich bis zum festgesetzten Termin kaum die 
Hälfte der ihm zugeteilten Mannschaft liefern werde, nahm 
die Werbungskommission zu wirksameren Mitteln ihre Zu- 
flucht. Zur Erhöhung des französischen Handgeldes durch 
die Staatskasse, wie dies in andern Kantonen geschah, wollte 
sie sich nicht verstehen, da „nicht die Prämie einen Ke- 
kruten gewinnt, sondern die Art, wie es ihm dargebracht, 
und hauptsächlich die Lage, in der er sich befindet, welche 
von den Gemeindebehörden besser erkannt und ausgenutzt 
werden kann." 17 ) Sie wälzte daher die Last auf die Ge- 
meinden ab, indem sie am 16. April das Betreffnis auf 
dieselben nach dem „Billigkeitsgefühl" verlegte. Absicht- 
lich Hess sie sich bei der Reparation trotz der häufigen 
Beschwerden nie von einem bestimmten Grundsatz leiten, 
wie sie auch die Liste der Regierung nie zur Prüfung 
vorlegte, weil solche Schritte „von lästigen, vielleicht be- 
denklichen Folgen für die Zukunft werden könnten." ls ) Sie 
wollte die Verteilung lediglich als ein „Privatbefinden" auf- 
gefasst wissen, um sich den Anschein zu geben, als ob sie 
an der freiwilligen Werbung festhalte. Um so häufiger 
verwendete sie die Androhung der gesetzlichen Verlegung 
als Schreckmittel für die rückständigen Gemeinden, die der 
Kleine Rat schliesslich mit der Anzeige aus ihrer Untätig- 
keit aufrüttelte, dass er nötigenfalls gegen sie Exekutiv- 
massregeln ergreifen werde. Die meisten Behörden er- 
achteten es freilich als eine ihrer ersten Pflichten, die 
Werber in jeder Weise zu unterstützen. Die einen spendeten 
der Jungmannschaft ganze Nächte hindurch einen „Ge- 
meindstrunk", andere verabreichten den Rekruten Zulagen 
zum Handgeld bis auf 6 Louisdor, an welche beträcht- 
lichen Ausgaben sie von der Regierung Gratifikationen im 
Betrage von 5590 Fr. erhielten. Immerhin waren diese 
Geldopfer im Vergleich mit dem, was in anderen Kantonen 

M ) P. d. W. K. 18. III. 1807. 
'•) P. d. W. K. 16. IV. 1807. 
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ausgelegt wurde, unbedeutend, steigerten doch anderswo 
die Gemeinden die Prämien für die Rekruten auf 16 — 20 
Louisdor. Gleichwohl lieferte Zürich verhältnismässig so 
viele Mann wie die übrigen Stände. Am 1. Mai hatte es 
Dreiviertel des Kontingentes angeworben, 19 ) darunter be- 
fanden sich trotz der Verbote Napoleons etliche hundert 
Fremde und auch Sträflinge, vornehmlich Staatsverbrecher, 
die „eine für die öffentliche Sicherheit unschädliche Ver- 
sorgung im Ausland" dem Aufenthalt im Zuchthaus vor- 
zogen. 

Nach dieser gewaltigen Anstrengung erschlaffte die 
Tätigkeit der Gemeindebehörden. Es bedurfte der ganzen 
zweiten Hälfte des Jahres 1807, um die noch fehlenden 
Rekruten zu stellen. Bis zum 1. Januar 1808 erschienen 
vor der Werbungskommission 1772 Mann, rechnete man 
hiezu noch die 301 Zürcher, die schon am 1. Juni 1806 
in französischen Diensten gestanden, so hatte der Kanton 
Zürich seinen „Blutzoll" vollzählig an die Regimenter ab- 
gegeben. Er kostete die Gemeinden nur an direkten Zu- 
lagen an die Angeworbenen 39,405 Fr. und die Staatskasse 
7990 Fr. 20 ) 

Allein damit hatten die Drangsale ihr Ende noch nicht 
erreicht. War auch die Schweiz eigentlich zu nichts ver- 
pflichtet, so bürdete ihr Napoleon doch noch die weitere 
Last auf, die vier Regimenter auf dem Sollbestand zu er- 
halten. Was brauchte sich der Zwingherr des Kontinents 
im Verkehr mit dem kleinen Nachbarstaat an den Wort- 
laut der Verträge zu halten! Den Kantonen blieb nichts 
übrig, als sich den willkürlichen Forderungen zu unterziehen 
und mit Darbringung neuer schwerer Geldopfer die grossen 
Lücken, welche die Desertion, der Kleinkrieg in Calabrien 
und auf der pyrenäischen Halbinsel, Fieber und Seuchen 
in die Reihen der Schweizertruppen rissen, zu ergänzen. 

P. d. W. K. 2. V. 1807. 
80 ) P. d. W. K. 27. I. 1808. 

Brunner, Der Kt. Zürich i. d. Mediationszeit. 14 
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Die zürcherische Werbungskommission griff zu dem alten, 
bewährten Mittel: sie machte den Gemeinden die „unmass- 
gebliche Anzeige", wie viel Mann sie zu liefern hatten. 
Welche Bedeutung solchen Mitteilungen faktisch zukam, 
zeigte der Beschluss der Regierung: die von den Werbe- 
kommando vorgestellten Rekruten den säumigen Gemeinden 
zuzuschreiben und von diesen die Zulagen einzutreiben. 31 ) 
Weitaus die grössere Zahl der Behörden gab sich redlich 
Mühe, das geforderte Soldatenmaterial aufzubringen. So 
durchstreiften im Winter 1809 ausser den von den Regi- 
mentern abgeschickten Werbern 111 „Individuen" auf 
Kosten der Gemeinden den Kanton nach allen Richtungen, 
um mit „Benutzung aller momentanen Verlegenheiten, in 
welche der Mensch durch Leidenschaften oft sogar durch 
Unglück geraten kann," diensttaugliche Männer in den 
Soldatenrock zu stecken. „Unter minderten, die sich an- 
werben lassen, sind kaum zehn, die diesen Beschluss fassen 
würden, wenn sie nicht dazu durch irgend einen Anlass 
provoziert worden wären." 2 -) Familienstreitigkeiten, Armut, 
Vaterschaftsklagen u. s. w. waren meistens die Motive, 
welche die jungen Leute den Werbern in die Arme trieben. 
Rohe Völlerei und noch ärgere Exzesse betäubten die Ge- 
wissen vollends, die Kapitulation wurde unterschrieben. Wie 
oft kam dann die Reue zu spät! Alte Eltern waren ihrer 
einzigen Stütze beraubt, Frau und Kinder wurden in Not 
und Elend zurückgelassen. Aber auch auf der Strasse und 
auf dem Felde drängten sich die Werber an die Jungmann- 
schaft heran, um sie durch Lockmittel oder Einschüchte- 
rungen zum Eintritt in die Regimenter zu bewegen. In 
der 1810 eintretenden furchtbaren Krisis in der Baumwoll- 
industrie und in der gleichzeitigen Verteuerung der Lebens- 
mittel erhielten die Rekrutenfänger die besten Bundes- 
genossen, sodass Zürich zu den wenigen Kantonen gehörte, 

tl ) P. d. K. R. 13. II. 1808. 
") P. d. W. K. 29. VII. 1812. 
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die das bis zum Frühjahr 1812 zu liefernde Kontingent 
schon im Herbst 1811 gestellt hatten. 23 ) Dennoch wurde 
die Werbung fortgesetzt, teils auf eigene Rechnung, teils 
für die innern Kantone und den Tessin, denen es nicht ge- 
lingen wollte, im eigenen Land die Opfer aufzutreiben. Unter 
der alten Kapitulation sandte der Kanton Zürich 3196 Mann 
in das Depot, wofür die Gemeinden 112,497 Fr. und der 
Staat 23,952 Fr. aufwendeten. 21 ) 

Am 28. März 1812 fand die Unterzeichnung einer neuen 
Militärkapitulation statt. Der bis anhin von den Kantonen 
entrichtete Menschentribut hatte nicht genügt, die vier 
Regimenter vollzählig zu erhalten, im Sommer 1811 fehlten 
mehr als 5000 Mann. Frankreich wünschte deshalb wirk- 
samere Massregeln. Der Schweiz wurde die Zwangsstellung 
von 12,000 Mann aufgedrungen, in Friedenszeiten hatte sie 
zur Alimentierung dieser Truppen jährlich 2000 und im 
Fall eines Krieges in Deutschland oder Italien 3000 Mann 
zu liefern. Auf Zürich entfielen nach der mediationsmässigen 
Skala 257, bezw. 366 Rekruten.- 1 ) Der Staat musste nun 
die Werbung gänzlich übernehmen, da die Regimenter ihre 
W r erbeoffiziere und Unteroffiziere, die zwar oft genug durch 
das Ausbleiben der „Fonds" in ihrer Tätigkeit gelähmt 
gewesen, zurückzogen und Frankreich weiterhin nur das 
Handgeld von 130 Fr. pro Soldat bezahlte. Der bisherige 
Schein der Freiwilligkeit wurde jetzt von der Regierung 
natürlich fallen gelassen: das Betreffnis nach der Bevölke- 
rung auf die Gemeinden verteilt und für diese sollte die 
Reparation sowohl hinsichtlich der auferlegten Zahl als 
der anberaumten Zeitfrist obligatorisch sein. Nur eine kleine 
Zahl der Rekruten wollte der Staat auf eigene Kosten an- 
werben. Die Kantonseinwohner priesen sich glücklich, dass 
sie wenigstens der allgemein gefürchteten und verhassten 

•■) P. d. K. R. 7. XI. 1811. 
") P. d. W. K. 12. VIII. 1812. 
") Tagsatzungsabschied 1812, § 17. 
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Konskription entgegen waren. Allein sie mussten diesen 
Vorteil vor den übrigen napoleonischen Vasallenstaaten mit 
beinahe unerschwinglichen Opfern erkaufen. Wegen der 
widrigen Schicksale, welche die Schweizer Regimenter in 
Unteritalien und Spanien getroffen, hatte der französische 
Kriegsdienst mit den Jahren keineswegs an Beliebtheit ge- 
wonnen, zudem traf die Bestimmung der Kapitulation, die 
vom Soldaten ein Mass von 5' 2" forderte, den Kanton 
Zürich besonders hart, da seine Fabrikbevölkerung sich 
nicht durch Grösse auszeichnete. Als dann noch die Nach- 
richten von den grauenvollen Ereignissen in Russland sich 
im Lande verbreiteten, schmolz das Häuflein der Dienst- 
lustigen noch mehr zusammen. Die Gemeinden boten Zu- 
lagen von 18 — 20 Louisdor und erzielten trotzdem keine 
befriedigenden Resultate. Man wollte lieber zu Hause 
hungern und frieren, als sich auf die Schlachtbank führen 
lassen. Um so nachdrücklicher mutete Frankreich der 
Schweiz die für den Fall eines Krieges in Deutschland 
vorgesehene ausserordentliche Mannschaftsstellung zu. Die 
Statthalter spornten die Gemeindevorsteher zu noch 
energischerer Tätigkeit an, indem sie ihnen mit dem 
Damoklesschwert der Konskription Furcht einflössten. 
Schliesslich bemühten sich die Mitglieder der Werbungs- 
kommission selbst auf die Landschaft, um „die äusserste 
Dringlichkeit der Rekrutierung und die Gefahren, welche 
bei fernerer Saumseligkeit und Untätigkeit zu erwarten 
stünden, ans Herz zu legen." 26 ) Das Volk dagegen verlangte 
immer dringender die zwangsweise Einverleibung träger, 
verschwenderischer und ausschweifender Männer in die 
Regimenter, wie es in andern Kantonen schon seit Jahren 
üblich war. Bis zum Herbst 1813 häuften sich die Hinder- 
nisse, die sich der Werbung entgegenstellten, so sehr, dass 
der Kleine Rat der öffentlichen Meinung nachgab. Am 
14. September forderte er die Bezirksgerichte und das Ehe- 
") P. d. W. K. 20. IX. 1813. 



gerieht auf, es ihm nach dem Beispiel des Obergerichte 
anheimzustellen, Freiheitsstrafen und Bussen, die nicht be- 
zahlt werden können, in Versorgung ins Ausland umzu- 
wandeln. 27 ) Bald darauf schlug jedoch auch für die Schweiz 
die Stunde der Erlösung von der napoleonischen Diktatur. 
Zwar forderte der Landammann noch am 10. November 
und 8. Dezember die Kantone auf, die gegen Frankreich 
eingegangenen Verpflichtungen genau zu erfüllen, allein 
die Kunde von der Katastrophe bei Leipzig wirkte mächtiger 
als die Ermahnung des Bundeshauptes; die drückende Last 
wurde abgeworfen. Der Kanton Zürich hatte in den acht 
Jahren 4522 Rekruten, wovon etwa l U Ausländer waren, 
geliefert. Die Gemeindezulagen betrugen 173,452 Fr., der 
Staat verwendete für die Werbung 36,510 Fr. 28 ) 

10. Armenwesen und gemeinnützige Werke. 

Die Mediationsregierung beschäftigte sich angelegent- 
lich mit dem Armenwesen, tiefgreifende Reformen führte 
sie aber keine ein. 1 ) Noch immer blieb die Almosenordnung 
der Stadt und Landschaft Zürich vom Jahr 1762 in Geltung. 
Ganz ohne Einfluss waren jedoch die veränderten Ver- 
hältnisse auf die Organisation und das Prinzip der Armen- 
fürsorge nicht. 

Bis zur Helvetik diente hauptsächlich das in der Re- 
formationszeit errichtete Almosenamt der Unterstützung 
notleidender, städtischer Bürger. Es wurde aber auch von 
den Armen der Landschaft stark in Anspruch genommen. 
Die Verwaltung des ansehnlichen Fonds, der sich 1793 auf 
447,599 Pf. belief, 2 ) besorgte die Almosenpflege. Diese 
hatte also eine ähnliche Doppelstellung inne wie die Re- 

") P. d. K. R. 14. IX. 1813. 
••) 1\ d. W. K. 15. IX. 1814. 

') Vgl.: Das Zürcherische Armenwesen. Bearheitet von der Direktion 
des Armenwesen?, p. 19 f. Meyer v. Knonau II, 220 ff. Oechsli I, 700. 
3 > Wyss, Politisches Handhuch, p. 342. 1 Pf. = 1,16 Frk 



gierung. Durch den Entscheid der eidgenössischen Liqui- 
dationskommission vom 1. September 1803, der das Almosen- 
amt als Eigentum des Staates erklärte, verlor sie aber 
den Charakter einer Armenpflege für die Stadt und wurde 
zu einer rein kantonalen Behörde, welche die Staatsbeiträge 
zur Erleichterung der Armenlast zu verteilen hatte. In der 
Zusammensetzung der Almosenpflege trat keine Verände- 
rung ein. Sie bestand auch weiterhin aus neun Mitgliedern 
des weltlichen und geistlichen Standes, über die ein Rats- 
herr den Vorsitz führte. Nach wie vor blieb sie in ihren 
Verfügungen völlig selbständig. 

Bestimmte Vorschriften für die Staatsunterstützungen 
gab es keine und die Aufsicht der Regierung beschränkte 
sich auf die formelle Prüfung des Rechnungswesens. Bis 
anhin hatte die Alomsenpf lege den Armen zu Stadt und Land 
direkt durch Monatsgelder, Handsteuern, Kleider, Brot 
u. s. w. geholfen, von nun an Hess sie jährlich den Gemeinde- 
behörden Zuschüsse an die Armenausgaben im Gesamt- 
betrage von 10 — 15,000 Fr. zukommen. Es liegt auf der 
Hand, dass beim Mangel eines festen Prinzips, die Höhe 
der Beiträge nicht nur nach der Bedürftigkeit, sondern auch 
nach der Zudringlichkeit der Gesuchsteller bemessen wurden. 

Die mit der Revolution aufgehobenen Brotspenden der 
obrigkeitlichen Aemter auf der Landschaft blieben beseitigt, 
dafür bestimmte das Gesetz vom 1. Juni 1803, 3 ) dass jeder 
Gemeinde bei der Ablieferung des Zehntens 5% des Er- 
trages zugunsten des Armengutes zurückerstattet werden 
sollen. Aber schon vom nächsten Jahre an zog man es 
vor, dem Almosenamt jährlich 1100 Mütt Kernen, die einen 
Geldwert von 15,000 Fr. repräsentierten, zur Verteilung 
unter die armen Landgemeinden anzuweisen. 4 ) Ausserdem 
verausgabte der Staat durchschnittlich 17,000 Fr. für das 
„Armen-Medizinalwesen", das er durch die Errichtung einer 

») o. s. I, 90 ff. 

*) IV d. F. K. 4. VI. 1804. 
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Armenapotheke und die Anstellung eines Armenarztes für 
jede Gemeinde zweckmässiger organisierte. 

Trotz dieser bedeutenden Hilfe des Kantons vermochten 
die lokalen Armenbehörden (die Stillstände) die in Not 
und Elend geratenen Bürger nicht genügend zu unter- 
stützen, denn die wichtigsten Hilfsquellen waren erschöpft» 
In den Revolutionsjahren hatten die Requisitionslasten, die 
grosse Zahl der Armen und Kranken und eine nachlässige 
Verwaltung die Armengüter zum grössten Teil oder gänzlich 
aufgezehrt. Die noch verbliebenen Einkünfte mit den ge- 
wöhnlichen Zuschüssen durch freiwillige Kirchensteuern 
reichten nicht aus, der immer weitere Schichten der 
Bevölkerung ergreifenden Verarmung wirksam zu steuern. 
An Bemühungen, die Armengüter zu äufnen, Hess es die 
Regierung nicht fehlen. Sie wies denselben Anteil an 
Bussen, Gebühren und Abgaben zu. Unablässig mahnte sie 
die Gemeinden an die „heilige Pflicht", mittelst Vermögens- 
steuern die für „fremdartige Zwecke" verwendeten Gelder 
des Armengutes zu ersetzen. Allein die Behörden ent- 
schlossen sich nur selten zu solchen Anstrengungen, da 
die Bürger sich in den verdienstlosen Zeiten ohnehin schon 
durch die Kriegssteuern und die Werbungskosten geplagt 
genug fühlten. Doch wäre es möglich gewesen, auch mit 
den vorhandenen Mitteln die Not von noch mehr Familien 
zu lindern, wenn es nicht an einem übereinstimmenden Zu- 
sammenwirken der Behörden gemangelt hätte, wodurch nur 
zu oft Gaben an Unwürdige verschwendet wurden. Wohl 
erteilte der Kleine Rat der Kommission des Innern den Auf- 
trag, die Organisation des Armenwesens in Beratung zu 
ziehen, aber das Geschäft blieb „aus verschiedenen Gründen" 
liegen und wurde schliesslich ad acta gelegt. 

Da die staatlichen Organe die dringendsten Bedürfnisse 
aller Armen nicht befriedigen konnten, so suchte mehr als 
bisher die private Wohltätigkeit die drückendste Armut zu 
heben. Wohlhabende Familien verzichteten auf manche An- 
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nehmliehkeit, um dem Darbenden ein grösseres Almosen 
spenden zu können. 5 ) Vor allem verdient aber die segens- 
reiche Tätigkeit der Hilfsgesellschaft Zürich lobenswerte 
Erwähnung. Sie gab z. B. 1804 3866 fl. für die Armen- 
unterstützung aus und verteilte 23,000 Portionen Suppe, 
zudem unterhielt sie ein ,, Fabrikinstitut", das müssigen 
Händen Arbeit verschaffte, und eine „Lehr- und Arbeits- 
schule", in der Knaben und Mädchen unterrichtet und in 
einem Berufe ausgebildet wurden. 6 ) 1805 gründete die Ge- 
sellschaft eine Sparkasse und 1809 eine Blindenanstalt, die 
erste der Schweiz. 7 ) 

Ein wirksames Mittel, zahlreiche Familien vor unver- 
schuldeter Armut zu schützen, war die Gründung der „all- 
gemeinen Brandversicherungsanstalt für die Häuser und Ge- 
bäude im Kanton Zürich". Das Beispiel des Aargau, der 
1805 die staatliche Versicherung einführte, gab den An- 
stoss, die Errichtung einer ähnlichen Anstalt auch im 
Kanton Zürich zu prüfen. Am 18. September 1806 stellte 
die Regierung hiefür die Hauptgrundsätze auf, einer der- 
selben sprach sich für eine allgemeine und obligatorische 
Brandassekuranz aus. 8 ) Aber dieses Projekt schien an dem 
Widerstand der seit 1782 bestehenden freiwilligen Feuer- 
versicherung der Stadt, die hartnäckig die Vereinigung mit 
einem kantonalen Institut ablehnte, scheitern zu sollen. Die 
Direktion der städtischen Privatanstalt wurde der Herd 
einer rührigen Opposition, die sich bis in den Kleinen Rat 
erstreckte und die Tätigkeit dieser Behörde lange Zeit 
hemmte. Die einen Gegner wünschten eine fakultative 
Assekuranz, da der Staat nicht befugt sei, die Gebäude- 
besitzer zur Versicherung ihres Eigentums zu zwingen, 
andere bestritten überhaupt die Notwendigkeit, die Ver- 

•) A. Z. lö. III., 17. IV. 1S12. 

•) A Z. 11. VIII. 180."). 

') Oecl.sli I, 701. 

•) P. d. K. K. 18. IX. lsoii. 
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Sicherungsanstalt auf den ganzen Kanton auszudehnen, und 
pochten auf die lange Erfahrung, die gezeigt habe, dass 
durch Liebessteuern die Brandbeschädigten getröstet werden 
könnten; durch die Entbehrlichkeit solcher Unterstützungen 
erkalte der gute und mildtätige Sinn, dieses schöne Erbe 
der Väter. 

Diese Einwendungen zu entkräften, war für die Freunde 
der geplanten Wohlfahrtseinrichtung, von denen nament- 
lich Usteri genannt zu werden verdient, keine schwere Auf- 
gabe. Es unterlag doch keinem Zweifel, dass eine wohl- 
eingerichtete Feuerassekuranzanstalt mehr zu leisten ver- 
mochte als private Liebestätigkeit, wobei nur die Armen 
und auf eine ungleiche Weise unterstützt wurden, der zahl- 
reiche und wichtige Mittelstand, der sich scheute, den Bettel- 
sack umzuhängen, aber leer ausging. Indirekt erwuchs dem 
Lande ferner ein grosser Vorteil durch die Hebung des 
Kreditwesens. Ihre edlen Zwecke konnte aber die Ver- 
sicherungsanstalt nur dann voll und ganz erfüllen, wenn 
der Beitritt für jeden Gebäudebesitzer, die Städter nicht 
ausgeschlossen, verbindlich war. 9 ) 

Dieser Ansicht trat nach und nach die Mehrheit der 
Regierung bei und als mehrere Kantone dem Beispiel des 
Aargau folgten und auf dem Lande das Verlangen nach 
einer Assekuranz immer mehr sich regte, unterbreitete sie 
endlich am 16. Dezember 1808 dem Grossen Rate einen 
Gesetzesentwurf für eine allgemeine und obligatorische Ver- 
sicherung, der mit 124 gegen 27 Stimmen die Genehmigung 
erhielt. 10 ) 

Schon nach kurzer Wirksamkeit hatte die wohltätige 
Einrichtung die letzten Befürchtungen verscheucht. Nach 
den Berichten der Statthalter entrichtete die Bevölkerung 
die Brandassekuranzabgabe mit grosser Bereitwilligkeit. 

•) I\ d K. <1. J. 11. IX. 1808. P. d. K. K. 10. XII. 1308. 
10 ) 0. S. IV., 12 ff. 1\ d. <_:. R. 10. XII. 1808. 
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IV. Das politische Leben von 1804—1813 



Im Bockenkriege hatte das städtisch-aristokratische 
Regiment seine Feuertaufe bestanden, doch nicht ohne ernst- 
hafte Erschütterungen, die deutlich offenbarten, auf wie 
schwachen Füssen seine Macht ruhte. Sich in ihrer Stellung 
mehr zu sichern, war deshalb nach der Herstellung der 
Ruhe die erste Sorge der Regenten. Ihre gereizte Herrscher- 
natur liess es aber nicht zu, durch Entgegenkommen das 
Volk zu gewinnen, mit Strenge wollten sie sich Gehorsam 
verschaffen. Sie sahen die Ursachen der Wirren einzig 
und allein in der Mangelhaftigkeit und Schwäche des Polizei- 
wesens und in dem bösen Willen oder der Untauglichkeit 
mehrerer Vollziehungsbeamten. Demgemäss war die Wahl 
der Mittel zur Verhütung neuer Unruhen. Von den Statte 
haltern wurde Weber durch das Urteil des Obergerichtes 
seines Amtes entsetzt, Wild und Arbenz zwang die Re- 
gierung, das Entlassungsgesuch einzureichen. Die Ver- 
trauensmänner, mit denen der Kleine Rat die vakanten 
Stellen besetzte, waren Ulmer aus der Enge, Joh. Sigg 
im Eigenthal, ein Werkzeug des ultra-reaktionären Gerichts- 
herrn Escher von Berg, 1 ) und Messerschmied Krauer von 
Wald. Der letztere hatte 1799 als Staatsverbrecher an 
der Schandsäule gestanden und im Zuchthaus gesessen; 2 ) 
er zählte zu den bestgehassten Parteigängern der Aristo- 
kraten. Allerdings vermochte er seine Würde nicht lange 
zu behaupten, 1807 mussten ihn seine früheren Gönner 
wegen Unfähigkeit wieder absetzen. Welche Umgestaltung 
das Polizei- und Militärwesen erfuhr, womit freilich auch 

') Meyer v. Knonau 165. 

*) Rutsche, Der Kanton Zürich 261. 
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der Gesamtheit gedient war, ist bei den betreffenden Ka- 
piteln im Zusammenhang dargestellt worden. Noch häufiger 
hatten wir aber Gelegenheit, auf unerfreuliche Wirkungen 
des erstarkten reaktionären Geistes hinzuweisen. Erinnern 
wir uns nur an die verschiedenen Bemühungen, die Orts- 
vorrechte herzustellen, an die Einsetzung der unein- 
geschränkten Willkür des Richters als Prinzip der Straf- 
rechtspflege, überhaupt an jene auf allen Gebieten wieder 
stärker zutage tretende Handlungsweise, die nicht nach 
festen Grundsätzen, sondern nach dem momentanen Gut- 
dünken die Regierungsangelegenheiten entschied, und durch 
die Geheimhaltung der Staatsverwaltung ihre Schwächen 
zudeckte. 

Bei solchen Maximen musste es das eifrigste Bestreben 
der Standeshäupter werden, die Zeitungen, die in der 
Helvetik eine Macht geworden, auf das ehemalige Niveau 
von harmlosen Nachrichtenblättchen hinunterzudrücken. Die 
Landeskinder sollten blind vertrauensvoll und mit Liebe und 
Verehrung an der väterlichen Obrigkeit hangen, sich vor 
allem der Kritik, die man immer noch als den Anfang alles 
Uebels hasste, enthalten. 

Zu Beginn der neuen Epoche wagte der Kleine Rat 
noch nicht, ein Pressgesetz zu erlassen, weil er eine mit 
„Hitze und Galle" geführte Opposition befürchtete 3 ): Paul 
Usteri war ein ebenso gewandter als entschiedener Ver- 
fechter der freien Presse, der er sich weniger als Parteir 
waffe, denn als Mittel zur Volksaufklärung bediente. Man 
suchte vorerst die Veröffentlichung von missbeliebigen 
Artikeln durch die Ernennung eines Zensors zu verhindern. 
Dieser sollte nichts drucken oder verkaufen lassen, „was 
entweder die Sittlichkeit oder die Ruhe und Ordnung be- 

•) v. Fischer, 183. 

*) P. d. K. R. 30. VI. 1803. Üebelhör, Die zürcherische Presse im 
Anfang des Kl. Jahrhunderts 4 tt'. 
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nachteiligen und der Verfassung gefährlich sein würde." 4 ) 
Von solch bedenklicher Natur erschienen aber den kon- 
servativen Ratsherren teils aus eigener Ueberzeugung, teils 
auf Klagen des Landammanns und der Mitstände überhaupt 
alle „Raisonnements", sogar Gesetze anderer Kantone, wenn 
sie sich nicht mit den in Zürich herrschenden Ansichten 
deckten. 5 ) Zeitungen, die den Zweck verfolgten, das Inter- 
esse des mündig gewordenen Volkes an den Staatsgeschäften 
zu befriedigen, konnten unter den Zensurschwierigkeiten 
nicht lange bestehen. Der von Usteri redigierte „Repu- 
blikaner" und die neu herausgegebene „Allgemeine schweize- 
rische Zeitung" überlebten das Jahr 1803 nicht. Selbst 
die aristokratische „Zürcher Freitagszeitung" seufzte, dass 
man oft in Verlegenheit komme, sein Blatt mit erträglichen 
Artikeln anzufüllen.") 

Die eigentliche Knebelung der Presse begann aber erst 
nach dem Bockenkrieg. Die herrschende Partei wollte am 
22. Dezember 1804 den Sieg ihrer Waffen auch dazu aus- 
beuten, die bestehende Zensurverordnung zu verschärfen 
und ihr Gesetzeskraft zu verleihen. Usteri und seine An- 
hänger bekämpften aber auch Jetzt mit der alten Uner- 
schrockenheit die Wiederherstellung einer aus weltlichen 
und geistlichen Mitgliedern zusammengesetzten Bücher- 
Zensurkommission, deren Laune und Despotismus der 
Schriftsteller und Journalist preisgegeben war. Da die 
Gegner der Pressfreiheit ebenso entschieden das Zensur- 
kollegium als ein unumgängliches Bedürfnis zur Erhaltung 
der Ruhe des Staates, der Religion und der Sittlichkeit 
verteidigten, entspann sich eine äusserst lebhafte Debatte, 
die sich die Aristokraten und Demokraten hätten ersparen 
können, denn der Rat — es war der letzte Sitzungstag — 
war nicht mehr beschlussfähig. Die Abstimmung ergab 

•) P. d. K. R. 17. VIII. 1803. Vgl. Oechsli, I, «25 ff. 
•) Z. F. Z. 12. VIII. 1803. 



Digitized by Google 



4 



— 222 — 

46 Kein und 44 Ja, das absolute Mehr des Grossen Rates 
verlangte aber 93 Stimmen. 7 ) 

Am 17. Mai 1805 kam der in wenigen untergeordneten 
Punkten modifizierte Entwurf wieder in der Legislative zur 
Beratung. Der anhebende Wortkampf stand an Heftigkeit 
dem früheren nicht nach, obwohl die Parteien keine neuen 
Argumente vorbrachten. Diesmal siegten die Aristokraten 
mit 74 gegen 53 Stimmen. Fortan übten wieder wie vor 
der Revolution in der Hauptstadt eine „Kommission des 
Bücherwesens" und in Winterthur ein Pressaufseher die 
Zensur aus. Die Arbeit, die diesen Aufsichtsbehörden zu- 
gemutet wurde, war keine geringe. Sie hatten die Manu- 
skripte aller Werke, die Zeitungen und Flugblätter zu lesen, 
die Kataloge der Buchhandlungen und Leihbibliotheken zu 
durchgehen und daneben noch ein wachsames Auge auf die 
Kolporteure und Kupferstichhändler zu halten. Wer die 
Bücherkommission umging oder ihre Weisungen nicht be- 
folgte, war mit einer Busse von 8 — 100 Fr. zu bestrafen. 8 ) 

Diese Bestimmungen reichten hin, die hochwohlweisen 
Beratungen der Behörden vor der Veröffentlichung durch 
die inländische Presse zu schützen. Im politischen Leben 
spielten die zürcherischen Blätter keine Rolle mehr, wagten 
sie es doch nur selten, selbst die nackten Resultate der 
Verhandlungen in ihre Spalten aufzunehmen. 

Vergeblich waren aber lange Zeit alle Anstrengungen, 
den schweizerischen Hauptkorrespondenten der „All- 
gemeinen Zeitung", die in Ulm und nach 1810 in Augsburg 
erschien, an seiner der Geheimniskrämerei spottenden, 
publizistischen Tätigkeit zu hindern. Mit gutem Grund ver- 
mutete man allgemein in dem vortrefflich unterrichteten, 
demokratisch gesinnten Berichterstatter Paul Usteri. Von 
Zeit zu Zeit beschwerten sich deshalb in Zürich der Land- 
ammann oder die Kantonsregierungen über eine unanständige 

T ) K. P. 20. XII. 1804. P. d. G. R. 22 XII. 1804. A. Z. 4. I. 1805. 
8 ) O. S. III, 23. P. d. G. R. 17. V. 1805. A. Z. 9. VI. 1805. 




— 223 — 



und gefährliche Publizität. Die Regierung versuchte wenig- 
stens die Veröffentlichung konfidentieller Mitteilungen, die 
am meisten Aergernis erregte, zu unterdrücken, indem sie 
am 9. Mai 1805 ihren Mitgliedern und den Angestellten der 
Staatskanzlei untersagte, ein- und ausgehende Briefe und 
andere Aktenstücke in öffentliche Blätter einzurücken. 9 ) 

Als die Klagen sich dennoch wiederholten, dehnte der 
Kleine Rat am 4. September 1810 das Verbot auf die Ein- 
sendung aller politischer Artikel aus. 10 ) 

Aber weder die Beschlüsse der Regierung noch die der 
Tagsatzung vermochten Usteri zum Verzicht auf die Mit- 
arbeit an ausländischen Zeitungen zu bewegen. Da bot sich 
im Frühjahr 1812 ein schicklicher Anlass, gegen den Ur- 
heber der „den Anstand verletzenden Publizität in der All- 
gemeinen Zeitung" ernstliche Massnahmen zu ergreifen. Ein 
etwas voreilig erschienener Auszug aus der kaum ab- 
geschlossenen Militärkapitulation, der auch in Frankreich 
unangenehm auffiel, erregte in der Eidgenossenschaft hohe 
Entrüstung. Man befürchtete, durch solch unvorsichtige 
Veröffentlichungen in Ungelegenheiten mit dem sehr 
empfindlichen, westlichen Nachbar zu geraten. Zürich be- 
eilte sich, durch ein strenges Pressgesetz die erzürnten 
Bundesbrüder zu beruhigen. Am 22. Mai beschloss der 
Grosse Rat mit 93 gegen 22 Stimmen, dass die Kantons- 
einwohner, die diplomatische Aktenstücke oder vertrauliche 
Mitteilungen durch den Druck bekannt machen oder ohne 
Bewilligung der Zensurkommission Nachrichten über poli- 
tische Vorgänge in der Schweiz in auswärtige Zeitungen 
einsenden, mit einer den Umständen des Vergehens an- 
gemessenen Strafe belegt werden sollen. 11 ) Diese Be- 
stimmungen fanden den ungeteilten Beifall der Tagsatzung. 

•) P. d. K. R. 9. V. 1805. 

P. d. K. R. 4. IX. 1810. 
"j 0. S. V, 235. P. d. G. R. 22. V. 1812. 
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Doch Alles überflutete die reaktionäre Strömung nicht 
an vielen Orten prallte sie ab an dem festen Damm, den 
die Verfassung mit den Prinzipien der Rechtsgleichheit und 
der Niederlassungsfreiheit aufgeworfen. Eine völlige Re- 
stauration lag auch nicht in der Absicht der Regenten. 
Sie gehörten zwar dem 18. Jahrhundert an, doch hatten 
sie in der lehrreichen Helvetik manche Anregung empfangen, 
die noch fortwirkte. So blieben denn, wie aus der Dar- 
stellung des neuen Staatshaushaltes ersichtlich, manche 
Schranken und Hemmungen der alten Zeit endgültig be- 
seitigt und wurde mehr oder weniger ein politischer Neu- 
bau aufgeführt. 

Neben der zeitgemässeren Organisation des Staats- 
wesens bildete das mit wenigen Ausnahmen rechtschaffene 
und vor allem wohlwollende Regiment die beste Stütze der 
herrschenden Partei. Welche Mühe gab sich der Kleine 
Rat nicht, um mit den bescheidenen Mitteln, über die er 
verfügte, die Wohlfahrt des Landes zu heben und die un- 
heilvollen Folgen der Kontinentalsperre zu lindern; wie 
erniedrigten sich nicht die stolzen Aristokraten vor Na- 
poleon, um von ihm Schonung ihres Vaterlandes zu er- 
flehen! Und obwohl sie ihr Ziel nur zum kleinsten Teil 
erreichten, so erschien dem Schweizer seine Lage im Ver- 
gleich mit andern Völkern doch beneidenswert. „Ich kann 
mit Gewissheit bezeugen, dass, nur wenige ausgenommen, 
das ganze Volk zu fühlen anfängt, dass wir das glücklichste 
Land zum Vaterland haben." Mit solchen Worten kenn- 
zeichneten die zürcherischen Statthalter regelmässig die 
öffentliche Meinung. In der Tat, war der Schweiz trotz 
des harten Druckes ein günstigeres Schicksal beschieden 
als den übrigen Vasallenstaaten Frankreichs. Sie allein 
blieb von der Konskription, den Greueln des Krieges, der 
Einverleibung in das Kaisertum oder der Umwandlung in 
ein monarchisches Reich verschont. Allgemein verbreitete 
sich die Ansicht, dass dieses Glück einzig beibehalten werden 
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könne, wenn man sich fest an die Konstitution und an die 
Regierung anschliesse, denen man nächst der Vorsehung 
die Aufrechterhaltung und den Frieden des Vaterlandes 
zu verdanken habe. So trug das Unglück anderer Nationen 
viel dazu bei, dass, wie in der Eidgenossenschaft überhaupt, 
so im Kanton Zürich im besondern, die Parteigegensätze 
sich allmählich milderten und die Eintracht, wenn nicht 
allgemein, doch grösstenteils zurückkehrte. 12 ) 

Schon die Art, wie die Zensur 1805 ausgeübt wurde, 
war ein deutlicher Beweis, dass die Spannung und Er- 
bitterung der Gemüter sich wesentlich vermindert hatte. 
Zwar hegten die Aristokraten noch eine geheime Angst 
vor dem „unter der Asche glimmenden Funken". Sie zeigten 
sich ungemein rührig, die Stimmung der Landschaft 
zu erforschen, drohende Abberufungen zu hintertreiben oder 
wenigstens noch rechtzeitig zu rächen. An der Spitze der 
Agitation stand wieder der Staatsschreiber Lavater, der 
selbst von sich rühmte, 30 Zünfte zu Stand und Land be- 
einflusst zu haben. Während der Wahltage glich seine 
Wohnung einem militärischen Hauptquartier: Tag und Nacht 
gingen Boten ein und aus. Sie brachten die Berichte der 
Statthalter und eilten mit neuen Instruktionen davon. Die 
Meldungen lauteten beruhigend. Das Volk war gleichgiltig 
und „unbearbeitet", die demokratischen Gemeinden wollten 
der Stadt mit einem Beispiel der Gehässigkeit nicht voran- 
gehen. Nur an wenigen Orten war der Ausgang der Zensur 
ungewiss. Diesen widmeten die Statthalter die Haupt- 
aufmerksamkeit. Sie schrieben sich „fast die Finger lahm" 
und wandten „alles Mögliche" an, damit die Zunft- und 
Gemeindebehörden die Absetzung eines Anhängers der 
Aristokraten verhinderten. Lavater scheute sich nicht, an- 
gesehenen Demokraten zuzumuten, ihren Einfluss zugunsten 
der gegnerischen Partei geltend zu machen, dann sollten 

,2 ) Vgl. Hottinger, Escher von der Linth, 232. 
Brunner, Der Kt. Zarich i. d. Mediationsieit 15 
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sie unbedingt über ihn, wo er sich ihnen nützlich oder 
gefällig zeigen könne, disponieren, andernfalls schwört er 
ihnen heilig, bei der nächsten Gelegenheit eine Abberufung 
auf ihre Person zu richten. 11 ) Die Zensurverhandlungen 
nahmen mit sehr wenigen Ausnahmen einen ruhigen Ver- 
lauf, waren aber überall schwach besucht. Abberufungen 
fanden nur zwei statt. 1 *) 

Gleich unwesentliche Aenderungen in der Zusammen- 
setzung des Grossen Rates bewirkten die späteren Zunft- 
versammlungen. Da für die Abberufung die absolute Mehr- 
heit aller stimmfähigen Zunftgenossen erforderlich war, ge- 
nügten bei der geringen Beteiligung in der Regel wenige 
Mann, um den Antrag der Kommission abzulehnen. So 
konnten z. B. in Höngg 16 Stimmen die von 193 Bürgern 
gewünschte Abberufung verwerfen, weil 205 Genossen ab- 
wesend waren. Nicht selten fand eine Abstimmung wegen 
der zu kleinen Teilnehmerzahl überhaupt nicht statt. 15 ) 

Mit lebhafterem Interesse beteiligte sich das Volk im 
Jahre 1808 an der Erneuerung der Kandidatenliste. Diesen 
Wahlen sah man mit hoher Spannung entgegen, da nach 
ihrem Ausfall die nunmehrige politische Stimmung des 
Landes beurteilt werden konnte. Einige eifrige Aristokraten 
wollten ähnlich wie Bern das Ernennungsrecht der Zünfte 
auf einen Kandidaten beschränken, um aus dem Wahlkampf 
desto sicherer als Sieger hervorzugehen. Allein die Mehr- 
heit des Grossen Rates ging nicftt auf ihre „sophistische" 
Auslegung der Verfassung ein, sondern stellte den Grund- 
satz auf, dass die Vorschrift für die erste Bildung der 
Kandidatenliste auch bei der Erneuerung derselben zu be- 
achten sei. 16 ) Gewählt wurden 171 Kandidaten, 17 ) von denen 



Privatbriefe an Staatsschreiber Lavater. K. K. 269. 2. St. A. Z. 
'*) P. d. K. R. 11. V. 1805. 
") Akten K. K. 270, 271. St. A. Z. 

O. S. III, 315. K. P. d. G. K. 15. XII. 1807. 
1T ) P. d. K R. 11. V. 1808. Erzähler 15. IV. 1808. 
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70 Bürger der Hauptstadt, 14 von Winterthur und 87 vom 
Lande waren. Die demokratische Partei blieb zwar noch 
in der Minderheit, hatte aber doch eine erhebliche Ver- 
stärkung erlangt. Da auch im Kanton Bern die Demo- 
kraten an Einfluss gewannen, argwöhnten zürcherische 
Standeshäupter schon eine Kollusion der „helvetischen Re- 
volutionspartei" und dachten eine Weile daran, Napoleon 
eine andere Wahlart vorzuschlagen. 18 ) 

So ernstlich gefährdeten aber die neuen Wahlen die 
Herrschaft der Aristokraten noch nicht, denn bei der Lebens- 
länglichkeit der Stellen im Grossen Rat konnte die Zahl 
der Demokraten in der Legislative nur langsam wachsen. 
Bis zum Ende der Mediationszeit behauptete die städtische 
Partei ihre kleine Mehrheit und damit auch ihre Sitze in 
der Regierung. Bei den periodischen Drittelserneuerungen 
der Exekutive wurden die Ratsherren durchwegs unbean- 
standet bestätigt. Dagegen riefen die ersten Ergänzungs- 
wahlen, die im Dezember 1804 für die zurücktretenden Mit- 
glieder Steiner, Kaufmann, Rusterholz und Bodmer statt- 
fanden, einen lebhaften Parteikampf hervor. Die Demo- 
kraten versuchten in allen Wahlgängen, Obmann Füssli in 
die Regierung zu verhelfen, aber ihre Anstrengungen waren 
ebenso erfolglos wie 1803. Die Altgesinnten richteten ihr 
Augenmerk weniger auf verdienstvolle als auf unbedingt 
ergebene Männer, weshalb sie Bezirksrichter Wolf von Rüm- 
lang, Bezirksstatthalter Meis und die Stadträte Grebel und 
Ott von Zürich zu Mitgliedern der Obrigkeit ernannten. Die 
Wahl Otts wurde von den Demokraten angefochten, weil 
er wenige Monate vorher sich mit den Gläubigern gütlich 
verglichen hatte und nicht mehr das Kapital, das die Ver- 
fassung von den Grossräten forderte, besass. Nach fünf- 
stündiger, manchmal scharfer Debatte lehnte jedoch die 
Legislative den Antrag der Oppositionspartei ab, weil weder 

'*) Meyer v. Knonaa, p. 210. Fischer, p. 157. F. v. Wyss, I, 544. 
Oecbsli, I, 709. 
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die Verfassung noch ein Gesetz die Wiederholung oder Er- 
neuerung der Vermögensnachweise verlange und durch die 
Zivilgesetze nur der Schuldner, der bei gerichtlich erfolgtem 
„Verkomnis" seine Kreditoren nicht gänzlich bezahlt habe, 
zur Bekleidung öffentlicher Aemter unfähig erklärt werde. 
Immerhin beauftragte der Grosse Rat die Regierung, in Be- 
ratung zu ziehen, ob künftig nicht auch die Bürger, die 
sich aussergerichtlich mit den Gläubigern abfinden, von 
der Wahlfähigkeit ausgeschlossen werden sollen. 19 ) Wie so 
oft kam dann der Kleine Rat auch in dieser Angelegenheit 
zu der Ueberzeugung, dass einstweilen keine gesetzliche 
Bestimmung notwendig sei. 20 ) 

Noch dreimal trat im Personal der Regierung ein 
Wechsel ein, von denen aber keiner die Parteien mehr in 
Aufwallung brachte. Im Jahre 1805 raffte der Tod die Rats- 
herren Felix Escher und Fries hinweg. Den erstem ersetzte 
Oberst Ziegler, ein gemässigter Aristokrat, und den letztern 
Oberrichter Meyer von Knonau, der trotz ökonomischer 
Verluste durch die Revolution sich den neuen Ideen nicht 
verschloss. Noch entschiedener bekannte sich Homberger 
von Wermatswil-Uster, der 1806 an Stelle des resignierenden 
Walder in den Kleinen Rat gewählt wurde, zu den liberalen 
Grundsätzen. Aber auch jetzt noch war die Opposition viel 
zu schwach, um ihre Absichten zu verwirklichen. Es kam 
übrigens nicht mehr zu so erregten Diskussionen wie vor 
und unmittelbar nach dem Bockenkrieg. Seitdem in den 
ersten Jahren die Hauptfragen der inneren Verwaltung 
ihre Lösung gefunden, musste der politische Kampf im 
Rate an Heftigkeit von selbst verlieren. Und als die Ab- 
hängigkeit von Frankreich sich immer deutlicher und 
drückender gestaltete, traten die Parteiinteressen vollends 
vor der gemeinsamen Sorge um die Wohlfahrt des Landes 

'•) P. d. G. R. 11. u. 12. XII. 1804. A. Z. 24. XII. 1804. 
") 1\ <1. K. K. 23 IV. 1805. 
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zurück. So machte in den Behörden wie im Volke die 
Einigung sichtbare Fortschritte. Diese vielversprechende, 
politische Entwicklung wurde jählings durch einen fremden 
Willen unterbrochen. 

Auf den Schneefeldern Russlands begann die ungeheure 
Macht Napoleons zu wanken, in der Schlacht bei Leipzig 
wurde sie vernichtet. Alle Staaten, die unter der fran- 
zösischen Hegemonie gelitten, erhoben ihre Waffen gegen 
den wunden Löwen. Nur die Schweiz enthielt sich jeder 
Teilnahme am Befreiungskampf, denn alle Parteien, mit Aus- 
nahme der extremen Aristokraten, hegten nur das eine 
Verlangen, durch Festhalten an der bestehenden Verfassung 
und an der Neutralität den Bürgerkrieg zu vermeiden. Allein 
auf den Wunsch Napoleons begnügten sich die leitenden 
Häupter mit der Aufstellung von nur 10,000 Mann an der 
Nordgrenze; das Zürcher Bataillon Holzhalb lag in Basel, 
das Bataillon Füssli bewachte mit andern Truppen den Rhein- 
übergang bei Eglisau, das dritte Bataillon (Hess) war der 
Reserve zugeteilt und hatte seinen Standort zu Seengen 
im Kanton Aargau. Erst als die Gefahr, dass die Alliierten 
den Schweizerboden betreten werden, schon ganz nahe ge- 
rückt war, bot der Landammann Reinhard noch einige Ver- 
stärkung auf. In Zürich trat am 17. Dezember das Bataillon 
Brändli vom zweiten Kontingent unter die Waffen. Ehe 
es aber die Stadt verliess, entschied sich das Schicksal 
der Eidgenossenschaft. Am 20. Dezember erhielt General 
von Wattenwyl vom Oberfeldherrn der verbündeten Mächte 
die offizielle Mitteilung des Durchmarsches der Hauptarmee 
durch die Schweiz. Wattenwyl erteilte den Befehl, der ge- 
waltigen Uebermacht zu weichen. „Mit dem traurigsten 
Gefühl und beklemmter Brust, doch mit vieler Ergebung 
und zutrauensvollem Gehorsam" verliess das Bataillon Holz- 
halb mit der zweiten Brigade am 20. Dezember, nachts 
um 11 Uhr, die Stadt Basel, um sich bis nach Wynikon im 
Kanton Luzern zurückzuziehen. Im Ungewissen über das 
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Schicksal der Ihrigen bei der fremden Einquartierung und 
über die politischen Zustände — man vermutete schon die 
zürcherische Regierung sei gestürzt — wünschte die Mann- 
schaft sehnlichst die Entlassung. Doch erwartete sie „still 
und ergeben" die fernem Befehle, während das Bataillon 
Füssli arge Ausschreitungen beging. Zu dem Schmerze, 
nichts für die Rettung des Vaterlandes beitragen zu können, 
gesellte sich noch der Verdacht des Verrats. Es ging unter 
den Soldaten das Gerücht um, dass sie mit den Truppen der 
Alliierten gegen Napoleon, in dem noch immer viele den 
Beschützer gegen die Reaktion erblickten, kämpfen müssten. 
Mehrere Kompagnien lösten sich daher unter heftigen 
Drohungen auf, zerschlugen ihre Gewehre und Trommeln. 
Die 289 Mann, die noch bei der Fahne verharrten, zeigten 
so lebhaften Unwillen, dass die Regierung auf deren 
schleunige Abdankung drang, wozu am 25. vom General 
die Vollmacht einging. Die Bataillone Holzhalb und Hess 
wurden am 29. Dezember entlassen, der Oberst-Quartier- 
meister gab ihnen die Versicherung, dass sie sich vortreff- 
lich und auch in schwierigen Verhältnissen mit ausgezeich- 
neter Ordnung und Pflichtgefühl benommen hätten. 21 ) 

Kaum hatten die Schweizertruppen die Grenze ver- 
lassen, so erfolgte der Einmarsch der Oesterreicher bei 
Basel, Rheinfelden und Eglisau-. Vom 22. bis 25. Dezember 
zogen über Bülach, Zürich, Bremgarten u. s. w. gegen 
20,000 Mann. 22 ) Die gleiche Strasse schlugen endlose Wagen- 
kolonnen ein. Schwer lasteten auf den Familien und den 
Gemeinden die Einquartierungen, die Lieferungen und die 
Requisitionsfuhren, welche die Magazine und die Artillerie 
erforderten. Der Kanton hatte für die Unterkunft und Ver- 
pflegung von Hunderten kranker Soldaten zu sorgen. Das 
schlimmste Uebel aber, das die Oesterreicher brachten, 



4I ) Akten L. 83. 4. St. A. Z. Fischer, 259. 
") A. Z. 80. XII 1813. 
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war das Lazarettfieber, dem etliche zürcherische Aerzte 
und Wärter zum Opfer fielen. 23 ) 

Mit dem Einrücken der Alliierten fiel die Mediations- 
akte, am 29. Dezember wurde sie von der ausserordent- 
lichen Tagsatzung für erloschen erklärt. Wenige Wochen 
später nahm eine ad hoc ernannte Kommission der zürche- 
rischen Regierung die Revision der Kantonsverfassung in 
Angriff und brachte sie anfangs April 1814 zum Abschluss. 
Am 11. Juni genehmigte der Grosse Rat die neue Ver- 
fassung. Sie näherte sich noch mehr als die Mediation 
den Zuständen vor 1798, indem sie die Repräsentation des 
Landvolkes in der Legislative erheblich einschränkte und 
die Kompetenzen des bisherigen Bezirksstatthalters und Be- 
zirksgerichtspräsidenten einem Oberamtmann, der in der 
Regel ein Stadtbürger war, übertrug. 24 ) Aber gerade das 
verstärkte Uebergewicht der Stadt vermehrte auf der Land- 
schaft die schon gegen das Ende der vergangenen Epoche 
hervorgetretene Erkenntnis gemeinschaftlicher Interessen, 
die schliesslich auf dem Tag von Uster in imposanter Grosse 
zum Ausdruck kam. Diese ruhige, würdevolle Landesver- 
sammlung und die sich daran anknüpfende, friedliche Um- 
wälzung waren eine Antwort auf die Bluturteile von 1804, 
wie sie sich erhabener kaum denken lässt. 

") Oechsli, Der Durchzug der Alliierten durch die Schweiz im Jahre 
1813/14. Neujahrsblatt des Waisenhauses in Zürich 1907, 1908. 

•*) C. Dändliker, Zur Entstehung und Charakteristik der zürcherischen 
Kantonsverfassung von 1814. Z. T. 1904. 
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Lebensabriss. 



Ich, Emil Brunner, wurde am 28. Oktober 1880 in 
Uster geboren. Nach Absolvierung der dortigen Primar- 
und Sekundärschule trat ich 1896 ins zürcherische Lehrer- 
seminar Küsnacht ein. 1900 erhielt ich das Patent als 
Primarlehrer und wirkte sodann zwei Jahre auf der Primar- 
schulstufe. Hierauf liess ich mich an der Universität Zürich 
immatrikulieren, besuchte auch ein Semester die Akademie 
in Neuenburg und bestand 1905 die Staatsprüfung als 
zürcherischer Sekundarlehrer. Mein Spezialfach war Ge- 
schichte gewesen und in dieser Wissenschaft, sowie in der 
deutschen Literaturgeschichte setzte ich nun die Studien 
an der Hochschule noch fort. Für die vielseitigen An- 
regungen während dieser Zeit fühle ich mich ganz be- 
sonders den Herren Professoren Oechsli, Meyer v. Knonau, 
Dändliker, Schweizer, Frey und Stiefel zu Dank verpflichtet. 
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